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Alle Rechte aus dem Gesetze vom 19. Juni 1901 
sowie dss Obenetiungsrecht sind vorbehalten. 



Aus dem Vorwort zur ersten Auflage. 



Dem Handbuch des internationalen Seereohts, welches ich hiermit 
der Öffentlichkeit übergebe, liegen die Vorlesungen ttber Völkerrecht 
und Seerecht zu Grunde, die ich während der Jahre 1873 bis 1877 an 
der Kaiserlichen Marine-Akademie zu Kiel gehalten habe. 

Ich habe es mir angelegen sein lassen, die Rechtsverhältnisse so 
darzulegen, dafs das Werk als ein Theil des positiven Völkerrechts der 
Gegenwart erscheint. Jedoch konnte ich es nicht fttr angemessen er- 
achten, mich streng auf eine blofse Abstraction der geltenden Normen 
zu beschränken; vielmehr habe ich geglaubt, die neueren auf die Fort- 
entwickelung und Reform des Gegenstandes gerichteten Bestrebungen 
wenigstens andeuten zu sollen. Die historische Entwickelung der Lehre 
wurde kurz beleuchtet, wo das Verständnifs der im Zeitenlauf zur An- 
erkennung gelangten Principien solches erheischte 

Eine eigentliche Feststellung der Rechtsnormen war aber tlberhaupt 
nur soweit möglich, als tlber dieselben wenigstens im Grofsen und 
Ganzen EinTerständnifs waltet. Das ist auf dem behandelten Gebiet 
nur zum Theil der Fall. Insbesondere gehen die Meinungen in der 
Praxis sowohl wie in der Doktrin vielfach auseinander, wo es sich um 
die Rechte und Pflichten der Neutralen handelt Hier blieb nur übrig, 
die von einander abweichenden Ansichten darzulegen und durch kurze 
kritische Elrörterungen einen Anhalt für die Lösnng der einschlagenden 
Fragen zu geben, um so zur Beseitigung der Rechtsunsicherheit nach 
Möglichkeit beizutragen. Gerade die wichtigsten Begriffe des See- 
kriegsrechts, wie Kriegscontrebande, Blockade u. a., und deren Inhalt 
entbehren durchaus der sicheren Begrenzung, und Biegsamkeit ist das 
ihnen anhaftende Geprilge. Der Grund dieser Rechtsunsicherheit ist 
hauptsächlich in dem Umstand zu finden, dafs, soweit nicht förmliche 
und klare internationale Einigungsakte vorliegen, jeder Staat leicht 
geneigt ist, das schwankende Recht in seinem Sonderinteresse aus- 
zulegen und anzuwenden, und femer, dafs die Rechte der Kriegführenden 
einerseits und diejenigen der Neutralen, ganz besonders aber die Inter- 
essen des Seehandelsverkehrs der letzteren, andererseits, so vielfach 
sich nicht decken. „Ce^e cei hat mixte^^ hebt Cauchy zutreffend her- 
vor, „o£t la paic et la guerre se promknerUf pour airm dire^ cote ä cöte, 
sur le meme element, qui faü la difßculte principale du droit des gen» 



VI Vorwort. 

maritime, et Vembarraa de Unis ceiue qui essatent d'en pnTue^* les regUs.^ 
Der Begriff des „nentralen Verhaltens'* ist schon au sich äufserst 
elastisch, wie die Geschichte aller neueren Kriege darthut, und nirgends 
mehr als hier bildet die Interessenpolitik, unterstützt durch die mannig- 
faltigen Rechtsschwankungen, einen gewichtigen Factor. 

Die äufsere Behandlung des Werks anlangend, erschien es mir 
zweckmäfsig, die den französischen und englischen Quellen entnommenen 
Gitate, deren Würdigung flir die Materie besonders wichtig ist, im 
Originaltext wiederzugeben; die Nutzbarkeit derselben kann dadurch 
meines Dafürhaltens nur gewinnen. 

Berlin, im November 1881. 



Vorwort zur zweitem Auflage. 



Seit dem Erscheinen der ersten Auflage, von welcher 1884 eine 
französische und eine russische Übersetzung herausgegeben ist, hat das 
internationale öffentliche Seerecht bedeutsame Wandelungen erfahren. 
Hierbei kommen in Betracht: zahlreiche völkerrechtliche Vereinbarungen 
sowie einzelstaatliche Akte der Gesetzgebung und Verwaltung, die ge- 
steigerte Tätigkeit der Wissenschaft und eine Reihe von Vorgängen im 
Seeverkehr, zumal während der letzten Kriege. Von Einflufs auf die 
Rechtsentwickelung waren auch die veränderten wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse und die Fortschritte auf dem Oebiete der nautischen Technik. 

So ergab sich eine reiche Fülle neu zu bearbeitenden Stoffes, der 
eine wesentliche Umgestaltung des Werkes bedingte. Ein Anlafs, dessen 
Grundlagen zu ändern, lag nicht vor. 

Berlin, im März 1903. 

F. Pereis. 
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Sinfülining. 



§ 1. 

Begriff und Begrenzung des Gegenstandes. 

I. Bagrif. 

Man versteht unter Seerecht den Inbegriff der auf das Seewesen 
bezüglichen Rechtsnormen. Diese Nonnen gehören zum Teil dem Privat- 
recht, zum Teil dem Staats- nnd Verwaltnngsrecht der einzelnen Staaten, 
znm Teil dem Völkerrecht an. Die letzteren bilden das internationale 
öffentliche Seerecht; dasselbe nmfafst diejenigen Grundsätze, welche 
ftlr die aufserhalb der Sphäre des Privatrechts liegenden Wechsel- 
beziehungen im internationalen Seeverkehre mafsgebend sind. Diese 
Wechselbeziehungen nehmen einen eigentümlichen Charakter an im Zu- 
stande des Krieges, und es haben sich dementsprechend ftir dieses Ver- 

i- hältnis eine Reihe besonderer Normen gebildet, welche einerseits die 
rechtlichen Beziehungen der Kriegführenden zu einander und andererseits 
diejenigen der Kriegfbhrenden zu den bei dem Konflikt unbeteiligten 

) Nationen auf dem maritimen Gebiete regeln. So ergibt sich die Ein- 
teilung der Lehre in das allgemeine internationale Seerecht und das 
Seekriegsrecht. Gleichbedeutend mit dem Begriff „internationales 
öffentliches Seerecht" sind auch die zuweilen gebrauchten Bezeichnungen 
„maritimes Völkerrecht" und „Völker-Seerecht". 

Wenn auch das internationale öffentliche Seerecht den eigent- 

^ liehen Gegenstand der folgenden Darstellung bildet, so kann doch von 

; einem Eingehen auf das öffentliche Seerecht der einzelnen Staaten, mit 
welchem die hier zu behandelnde Materie in mannigfacher Hinsicht in 

1 einem engen Zusammenhange steht, nicht allerorten Abstand genommen 
werden. 

II. OaltMiibsreicIi. 

Das internationale öffentliche Seerecht ist ebensowenig wie das 
allgemeine Völkerrecht ein universelles Recht Das Bestehen eines 
universellen Rechts ist überhaupt ausgeschlossen, so lange andere als 
eivilisierte Staatengebilde auf der Erde vorhanden sind; aber auch 
unter diesen stehen die Abweichungen in den Anschauungen von Recht 
und Sitte, über die Grundnormen der Volkswirtschaft, sowie die Ver- 
schiedenheit der Systeme des religiösen Kultus und die hierauf be- 
ruhende Divergenz der Meinungen über die Rechte und Pflichten des 

Pftrali, iBUrsatloulM Sttreoht. 8. knag. 1 
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Staates und des Individuums der Entwickelung einheitlicher Rechts- 
noimen hemmend entgegen. 

Das moderne Völkerrecht hat sich unter den christlichen Nationen 
Europas und den nach europäischem Huster oiganisierten Staaten 
Amerikas, in welchen der europäische Völkerstanmi der herrschende 
ist, zn seiner heutigen Gestaltung entwickelt. Seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts hat sich aber sein Rechtsgebiet wesentlich erweitert. 
Zunächst wurde gemäfs Artikel 7 des Pariser Friedensvertrages vom 
30. März 1856 die Türkei mit in die internationale Bechtsgemeinschaft 
aufgenommen. In der Folge haben auch die grOfseren asiatischen Staaten 
den Weg zu dieser Bechtsgemeinschaft beschritten, indem sie, unter 
Angabe des Prinzips der Abschliefsung ihrer Grenzen gegen den Ver- 
kehr, einen wesentlichen Teil des bis dahin nur von den vorerwähnten 
Staaten unter einander als verbindlich anerkannten Völkerrechts adop- 
tierten. Erreicht ist aber das Ziel bisher nur von Japan. 

§ 2. 

Quellen des intemationaleii Rechts im allgemeinen. 

I. Urspraai. 

Der Ursprung des internationalen Kechts ist in denjenigen An- 
schauungen und Gebräuchen zu suchen, welche sich mit der Entwicke- 
Inng des Wechselverkehrs der Völker allmählich Eingang verschafiten, 
zunächst gewils durch die Anerkennung ihrer Notwendigkeit zum Schutze 
dieses Verkehrs; denn ein internationaler Verkehr ist ohne bestimmt 
zum BewoGstsein gelangte Anschauungen ttber das, was dabei Bechtens 
ist, ebensowenig denkbar, wie das gesicherte Zusammenleben der 
einzelnen Angehörigen eines and desselben Staates ohne eine allgemein 
verbindliche Ordnung. Dem entsprechend ist eine internationale Bechts- 
ordnung ebensowenig entbehrlich wie eine nationale. Zu der Er- 
kenntnis dieser Unentbehrlichkeit trat in den Perioden der höheren 
Kulturentwickelung, ganz besonders aber, als der Geist des Christen- 
tums die Grundsätze des starren Egoismus im nationalen sowohl wie 
im Völkerverkehr erschüttert hatte, das Bewufstsein einer sittlichen Not- 
wendigkeit 

Die Klarstellung, Fortentwickelung und äufsere Festlegung der 
Grundsätze, welche den Inbegriff dieser Ordnung bilden, erfolgt teils 
durch lange Beobachtung derselben, wodurch sie sich zum (Gewohnheits- 
recht ausbilden, teils durch f&nnliche Einigungsakte zwischen ver- 
schiedenen Staaten, teils endlich, und nicht in geringem Mafse, durch 
die Wissenschaft. 

In dem einzelnen Staate entwickelt sich das Becht in ähnlicher 
Weise aus Gewohnheit, Gesetzen und mit Hülfe der Doktrin; es 
wird mit Bezug auf die einzelnen BechtsfäUe interpretiert und ange- 
wendet durch die richterliche und durch die administrative Gewalt. 
Fttr die verschiedenen unabhängigen Staaten gibt es weder eine gemein- 
same gesetzgebende Gewalt, noch eine ttber ihnen stehende richterliche 
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Autorität oder Exekutive. Die Anwendung der Grundsätze des inter- 
nationalen Rechts in der Praxis des Völkerverkehrs ist daher nur ge- 
sichert durch den vemttnftigen Willen der einzelnen Staaten, und wenn 
sie versagt wird, gibt es keine andere Abhilfe als die Anwendung von 
Gewalt seitens derjenigen Staaten, welche sich durch die Versagung 
in ihren Interessen verletzt finden und — die Macht haben oder zu 
haben glauben, die Anerkennung auf dem Wege des Zwanges durch- 
zusetzen. 

IL Rtcbts- ni ErkeMüisqaallM das beati|M Rsebti. 

Es treten hervor: 

L Das internationale Gewohnheitsrecht Die gleichmäfsige 
Übung bei den an der internationalen Rechtsgemeinschaft beteiligten 
Staaten ist die älteste und wichtigste Quelle auf diesem Rechtsgebiete. ^) 

2. Das konventionelle Recht, d. i. der durch Verträge ge- 
einigte internationale Rechtswille. Je gröber die Zahl und die Macht 
der bei derartigen Konventionen beteiligten Staaten ist, umsomehr ver- 
liert deren Inhalt den Charakter des partikulären internationalen Rechts 
und wird ein Nötignngsgrund fllr ^e ttbrigen Staaten, sich den fest- 
gestellten Grundsätzen ausdrücklich oder stillschweigend zu unter- 
werfen. Die zwischen zwei Staaten abgeschlossenen Verträge, welche 
fbrmlich nur fbr die beiden kontrahierenden Teile verbindlich sind und 
mithin kein allgemeines Völkerrecht schaffen, bilden auch häufig eine 
wertvolle &kenntnisquelle fttr dieses, insofern sie, von feststehenden 
völkerTechtlichen Anschauungen ausgehend, solche zum Ausdruck bringen, 
zweifelhafte Punkte interpretieren oder Modifikationen begründen. Ihre 
Bedeutung wächst, wenn sie in gröfserer Zahl nach demselben Muster 
zwischen verschiedenen Staaten abgeschlossen werden. 

3. Gesetze, Verordnungen, Reglements u. s. w. der ein- 
zelnen Staaten mit völkerrechtlichem Inhalt. 

4. Urteile internationaler Schiedsgerichte, deren Autorität, 
wenn auch nur fllr den zur Entscheidung stehenden Fall, durch eine 
vorangegangene Konvention begründet ist. Ebenso wie diesen kann 
aber auch den Urteilssprüchen nationaler Gerichtshöfe über völkerrecht- 
liche Fragen der Charakter einer Erkenntnisquelle für das internationale 
Recht nidit abgesprochen werden ; nur gehen diejenigen zu weit, welche 
vermeinen, dafs durch die konstante gleichmäfsige Rechtsprechung des 
obersten Gerichtshofes eines Landes völkerrechtliche Prinzipien geschaffen 
oder völkerrechtliche Kontroversen in allgemein verbindlicher Weise er- 
ledigt werden . könnten. 

5. Einen ähnlichen Charakter tragen die Gutachten von un- 
parteiischen Autoritäten über einzelne Fragen und Fälle, wie denn 
überhaupt die Kasuistik ein sehr wesentliches Hilfsmittel gerade dieses 
Teiles der Rechtswissenschaft ist. 

6. Internationale Verhandlungen über Gegenstände des Völker- 

') Über die Bedeutung der gleichm&fsigen Übung für das Seerecht b. 
£. Nts, Un chapitre de l'histoire de la mer (Rev. de dr. i. 1900, S. 49 f.) 
& 561 
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rechts bieten vielfach wertvolles Material für die Beurteiiang der in 
ihnen erörterten Rechtsverhältnisse; eine autoritative Bedeutung wohnt 
ihnen jedoch nicht inne. 

7. Die Wissenschaft als solche, deren eigentliche Ära anf diesem 
Grebiete, wenn man von der Behandlung einzelner völkerrechtlicher 
Materien absieht, erst mit dem Anfang des 17. Jahrhunderts beginnt 
Ihre Autorität tritt namentlich da in den Vordergrund, wo eine Anzahl 
hervorragender Publizisten der verschiedenen Nationen über die Rechts- 
sätze einig sind, und wo diese Übereinstimmung entweder in den 
Schriften der einzelnen oder in gemeinschaftlich abgegebenen Reso- 
lutionen konstatiert wird. Aber auch anderweit läfst sich der hohe 
Wert unparteiischer Schriften, in welchen die Regeln des internationalen 
Rechts niedergelegt, begründet und erläutert sind, als der gewichtigsten 
Zeugnisse ftlr die Anschauungen und Gebräuche der Nationen in ihren 
rechtlichen Wechselbeziehungen nicht unterschätzen. 

Die neuere Doktrin, zum Teil in Verbindung mit der Praxis, sucht 
namentlich nach zwei Richtungen hin fördernd zu wirken, einmal durch 
präzise Feststellung und sodann durch Vorschläge zur Reform des 
Völkerrechts, in ersterer Hinsicht namentlich durch Kodifikations- 
Arbeiten. Besonders sind es zwei Verbände, welche eine rege Tätigkeit 
auf diesem Felde entwickeln, die ^Association for the reform and codifi- 
cation of the law of nations^ und das „Institut de droit international^^ 

Da das internationale öflfentliche Seerecht ein Teil des Völkerrechts 
ist, so sind die Quellen des letzteren gleichzeitig nach Mafsgabe ihres 
Inhalts Quellen des ersteren. 

§ 3. 

Die Quellen des internationalen Seerechts im besonderen. 

I. Die nittelalterlicban Recbtobflcher. 

Der Ausgangspunkt des heutigen Seerechts ist in demjenigen Grund- 
sätzen zu suchen, welche sich seit der Blütezeit des europäischen See- 
handels im Mittelalter entwickelt und teils unter allen, teils bei einer 
gröfseren Zahl der Seeschiffahrt treibenden Nationen, Anerkennung 
gefunden haben. Von den seerechtlichen Normen der früheren Epochen 
haben die Rhodischen Seegesetze ftir das internationale Recht keine 
Bedeutung; die in den Gesetzbüchern Justinians niedergelegten Grund- 
sätze seerechtlichen Inhalts dagegen kommen zum Teil in Betracht 

Die seit dem zwölften Jahrhundert bearbeiteten mittelalterlichen 
Rechtsbücher sind keine Gesetzbücher, sondern Privatkompendien des 
geltenden Seerechts ihrer Zeit, die aber sehr bald nach ihrem Er- 
scheinen eine grofse und verbreitete Autorität gewannen, in der Folge 
in weiten Bereichen des Seeschifiahrtsverkehrs als feststehendes Ge- 
wohnheitsrecht galten und zum Teil noch heute als solches in Betracht 
kommen, ganz besonders auf dem Gebiete des Seehandelsrechts. 
Ihr Inhalt erstreckt sich indessen auf die gesamte Materie des See- 
rechts, und auch das heutige öffentliche Seerecht enthält noch hie und 
da Reproduktionen ihrer Festsetzungen mit den der Jetztzeit ent- 
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sprechenden Mafflgaben. Für die Lebre des internationalen öffentlichen 
Seerechts findet man hier allerdings nur geringes Material, was nicht 
befremden darf, da die Bedeutung einer internationalen Rechtsordnung 
damals noch nicht zum klaren Bewnfstsein gekommen war. 

Die Übereinstimmung mannigfacher Grundsätze in den yerschiedenen 
Rechtsbttchem findet ihre Erklärung in dem universellen Charakter des 
Seeschiffahrtsverkehrs. Vorzüglich sind es drei Gebiete der Seeschiff- 
fahrt, in denen diese Normen entstanden sind. 

A. Das Mlttelmeer. 

Das Mittelmeer war seit den ältesten Zeiten bis zur Entdeckung von 
Amerika das Zentrum des gesamten Seeverkehrs. Die von den Mittel- 
meerstaaten angenommenen Seerechtsnormen sind zusammengestellt im 
Consolato del mare; die Zeit seiner Entstehung ist zweifelhaft, 
vermutlich das 13. oder 14. Jahrhundert; die Sprache ist die kata- 
lonische; die ursprüngliche Bezeichnung war ^Gesetze von Barcelona^. 
Der Name ^Konsolat" findet sich erst seit dem 15. Jahrhundert und 
wird darauf zurttckgeftthrt, dafs die Konsuln zuerst die Zusammen- 
stellung als mafsgebendes Gewohnheitsrecht anerkannten. Über die 
Entstehungsgeschichte fehlt es an feststehenden Daten; als Ort der 
Emanierung pflegt Barcelona angenommen zu werden, von einzelnen 
auch Marseille; die älteste der noch erhaltenen Druckausgaben datiert 
aus dem Jahre 1494 (Barcelona). Das umfassende Werk hat für das 
neuere Seerecht keine geringere Bedeutung als diejenige, welche den 
Rechtsbttchem Justinians fttr das Civilrecht innewohnt, und auch in 
solchen Staaten, die ein kodifiziertes Seerecht besitzen, wird die Autorität 
seiner Sätze vielfach fllr die Erkenntnis des Rechts benutzt 

B. Das Atlantisehe Heer. 

Die Rechtsregeln sind enthalten in den Rolles d'Olöron, einer 
wahrscheinlich im 12. Jahrhundert in altfiranzösichem Dialekt heraus- 
gegebenen Zusammenstellung, ttber deren Entstehung im ttbrigen auch 
Dunkel herrscht; sie enthält nicht das Seerecht der Insel Olfoon, sondern 
dasjenige der westfiranzOsichen Häfen, und bildet die Grundlage des 
heutigen französischen und englischen Seerechts; aber auch ihr Gewicht 
als Erkenntnisquelle des Seerechts ttberhaupt geht weit ttber die Grenzen 
des Gebietes, in welchem es als eigentliches Gewohnheitsrecht anerkannt 
vnirde, hinaus. 

C. Die Nord- und Ostsee. 

Hier ist das wichtigste Rechtsbuch das sog. Seerecht von 
Wisby. Sein erster Hauptteil, auch Seereoht von Damme, Yonnesse 
Yon Damme, Flandrisches Seerecht genannt, ist nur eine vlämische 
Übersetzung der 24 ältesten Artikel der Rolles d*01öron. Die sog. 
Ordinancie, wahrscheinlich 1407 zu Amsterdam für die Zwecke der 
Hansa festgestellt, bildet den zweiten Hauptteil. Beide Teile zusammen 
fanden unter dem Namen „Waterrecht** eine weitgehende Verbreitung, 
auch Aber den Hansebund hinaus. Das Waterrecht bildete sich in 
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mehrfachen erweiterten Redaktionen fort. Die erste Drackansgabe er- 
schien 1505 in Kopenha^n unter der Bezeichnung „GothUbidisches 
Wasserrecht^ ; man nimmt an, dafs die dort benatzte Handsdirift vom 
Seegericht zn Wisby auf Gothland offiziell gebraucht wurde. 

Die Verhandlungen und Rezesse der Hansetage bilden eine 
bedeutsame QueUe auch ftr das Gebiet des intemationsJen Seerechts. 

II. Spilara RacMüiMlIin. 

In den kodifizierten Seerechten, deren sich schon seit dem EInde 
des Mittelalters namentlich in Deutschland eine grofse Zahl findet, 
spielen die Verhältnisse des internationalen Seeverkehrs eine nennens- 
werte Rolle noch weniger wie in den Toigedachten Rechtsbttchein. 
Eine Ausnahme macht die französiche Marine-Ordonnanz von 
1681, welche, zum Teil beruhend auf dem in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts verfafsten Guidon de la mer, eine äufserst wertvolle 
und erschöpfende Behandlung des gesamten Seerechts gibt und für 
zahlreiche Seegesetze vorbildlich geworden ist. 

Die wichtigsten Sammlungen der älteren Seerechtsquellen sind die 
von J. M. Pardessus (CoUection de lois maritimes antörieures au dix- 
huitiöme sitele, 6 Bde., Paris 1828—45) und Sir Tsavers Twiss (Monu- 
menta juridica. The black book of the admiralty, with an appendix, 
4 Bde., London 1871 — 76), beide mit Einleitung versehen. Einen 
weiteren Wegweiser geben namentlich die Arbeiten von R. Wagner^) 
und von L. Goldschmidt ^. 

III. Du kMVMtiMelte Itecht 

Hierher gehören zunächst Handels- und Schiffahrtsverträge 
und Konsularkonventionen. In den neueren Handels- und Schiff- 
fahrtsverträgen pflegt namentlich tiber folgende Punkte Vereinbarung 
getroffen zu werden: Wechselseitige Zulassung der Handels- bezw. 
auch der Kriegsschiffe in allen oder in einzelnen Häfen der Yertrags- 
teile; Asylrecht in besonderen Fällen, namentlich bei Seenot; Behand- 
lung der Schiffe nach dem Meistbegttnstigungsverhältnis ; die Befugnis 
zum Betriebe der Kttstenfrachtfahrt ; die Anerkennung der Nationalität 
der Schiffe nach Mafsgabe der Gesetze des Flaggenstaates, sowie An- 
erkennung der Schiffsmefsbriefe ; Ein- und Ausklarieren; Abgaben, 
namentiich Tonnen-, Lotsen-, Hafen- etc. Grebtthren; Löschen und Laden; 
die Jurisdiktions- und polizeilichen Verhältnisse hinsichtlich der Schiffs- 
besatzungen; Hilfsleistung bei Schiffbruch und Strandungen; Embargo 
und Angarien: Verhalten der Kriegsschiffe; Auslieferung von Schi&- 
deserteuren ; Zeremoniell ; die ftor den Fall eines Eürieges zwischen den 
Vertragsteilen oder zwischen einem von ihnen und mit einer dritten 
Macht zu beobachtenden Normen, namentlich über Prisenrecht, Blockade, 
Kriegskontrebande und Visitation.*) 

|) Handbuch des Seerechts, L, Leipzig 1884. 

*) Besonders dessen üniTersalgescnicnte des Handelsrechts, 1. Lieferung, 
8tutt«nrt 1891. 

*) Die Handels- und Schiffahrtsverträge Deutschlands mit dem Auslande 
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Von besonderer Wichtigkeit sind die zwischen einer gröfseren 
Zahl von Seemächten sn yerschiedenen Perioden getroffenen Verein- 
baningen und Kollektiyerkläningen ttber maritime Verhältnisse. Hierher 
gehören namentlich: 

1. Die anf Anregung Bnfslands in den Jahren 1780 und 1800 
zwischen den nordischen Mächten yereinbarten und in der Folge von 
zahlreichen anderen Staaten angenommenen Erklärongen ttber die Rechte 
der Neutralen im Seekriege, bekannt unter der Bezeichnung der De- 
klarationen der bewaffneten Neutralität^) 

2. Die Londoner Konvention zwischen PreofiBen, Österreich, 
Rubland, Frankreich, Grofsbritannien und der Tttrkei, betreffend die 
Schliefsnng der Dardanellen und des Bosporus fflr Kriegs- 
schiffe aller Nationen, vom 18. Juli 1841 (Convention des dötroits), 
aufrecht erhalten beziehungsweise modifiziert durch Artikel 10 des 
Pariser Friedensvertrages vom 30. März 1856 nnd den Liondoner Ver- 
trag vom 13. März 1871. 

3. Der Londoner Vertrag zwischen den damaligen fOnf euro- 
päischen Großmächten (von Frankreich indes nicht ratifiadert) wegen 
Unterdrückung des Handels mit afrikanischen Negern vom 
20. Dezember 1841 ; an Stelle Preufsens ist das Deutsche Reich eingetreten 
mittels Übereinkommens vom 29. März 1879 (R.-G.-BL 1880 S. 100 f.). 

4. Die Pariser Deklaration, betreffend das Seekriegs- 
recht, vom 16. April 1856, festgestellt bei Gelegenheit des Pariser 
Friedenskongresses unter den Vertragsmächten (I^ulsen, Osterreich, 
Frankreich, Grofsbritannien, Rofsland, Sardinien und der Pforte) und in 
der Folge angenommen von sämtlichen grOCseren Seemächten mit Aus- 
nahme von Spanien, den Vereinigten Staaten von Nordamerika and 
Mexiko. Die Deklaration wiederholt zum Teil die bereits im Jahre 1780 
zwischen den nordischen Mächten festgesetzten Grundsätze. [Anlage]. 

5. Der internationale Vertrag zum Schutz der untersee- 
ischen Telegraphenkabel vom 14. März 1884, nebst Zusatzartikel 



siod amtlich zusammengestellt Die erste Sammlung umfafst die Periode von 
1851 bis 1872, die zweite diejenige von 1872 bu 1897; hierzu konmit eine im 
Jahre 1898 herausgegebene Sammlung der Handels- und Schiffahrtsvertr&ge 
einzetaier deutscher Staaten mit Dänemark, Schweden-Norwegen und den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika. — Seitdem ist der Hande&yertrag mit GroXs- 
biitannien vom 30. Mai 1865 mit dem 30. Juli 1898 aulser Kraft getreten 
(B.-G.-B1. 1898 8. 1019); s. auch Bek., betr. die Handelsbeziehungen zum 
britischen Reiche vom 11. Juni 1898 (das. S.209), vom 7. Juli 1899 (das. S 364), 
vom 23. Juli 1900 (das. S 777). Femer ist der mit dem 31. Juli 1897 axdam 
Kraft getretene Handels- und Schiffahrtsvertrag mit Uruguay wieder in Kraft 
gesetzt durch die Übereinkunft vom 5. Juni 1899, ratifiziert am 23. Januar 1900 
^-G.-Bl. 1900 8. 5 f.). — Vgl. aulserdem das G., betr. die Freundschaftsvertrftge 
mit Tonga und Samoa und den Freundschafts-^ Handels- und Schiffahrtsvertrag 
mit 2Sanzibar. vom 15. Februar 1900 und die V. zur Ausführung dieses G^esetzes 
vom 17. Februar 1900 (B.-G.-BL 8. 37 und 39). — Zu dem Handels- und 
Schiffahrtsvertrag und dem Konsularvertrag mit Japan s. auch die Bek. vom 
7. JuU 1899 (B.-G.-B1. S. 364). 

*) Über die erstere s. Di Gübst, H. S. 34 f. und BnaBOHM , Die bewaffnete 
Neutraliat 1780-1783, über die zweite Di Gubst, H. S. 191 f. Der Inhalt wird 
bei den einzelnen Materien behandelt werden. 
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ond der Deklaration Yom 1. Dezember 1886 bezw. ftlr Deutschland vom 
23. März 1887 (R.-G.-B1. 1888 S. 151 f.); s. anch Bekanntmachang ohne 
Datum (B..G..BI. 1888 S, 166 f.), vom 26. November 1888 (R--G..BL 
S. 292) und vom 6. September 1889 (R.-6.-BL S. 194). In der Folge 
hat auch die Niederländische Regierung für ihre Kolonien deren 
Beitritt gemäfs einem im Unterzeichnungsprotokoll gemachten Vorbehalt 
erklären lassen. 

6. Der internationale Vertrag, betreffend die polizeiliche 
Regelung der Fischerei in der Nordsee aufserhalb der Kttsten- 
gewässer, vom 6. Mai 1882, nebst Erklärung vom 1. Februar 1889 
(R.-G.-B1. 1884 S. 25 fl und 1890 S. 5). 

7. Der internationale Vertrag zur Unterdrückung des 
Branntweinhandels unter den Nordseefischern auf hoher See 
vom 16. November 1887 bezw. das Protokoll vom 14. Februar 1893 
(R-G.-BL 1894 S. 427 f.). 

8. Die Konvention zur Sicherung des freien Verkehrs im 
Suezkanal, abgeschlossen am 29. Oktober 1888 zu KonstantinopeL 

9. Die Generalakte der Brüsseler Antisklavereikonferenz 
nebst Deklaration, vom 2. Juli 1890 (R-G.-Bl. 1892 S. 605). 

10. Das auf der Haager Friedenskonferenz getroffene Abkommen, 
betreffend die Anwendung der Grundsätze der Genfer 
Konvention vom 22. August 1864 auf den Seekrieg, vom 
29. JuU 1899 (R-G.-BL 1901 S. 455 f.). S. auch die Bekanntmachung 
vom 10. September 1901 (R.-G.-B1. S. 482 f.). [Anlage]. 

IV. Quttze der eiizdiM StaatM. 

Die Marine - Ordonnanz Ludwig XIV. von 1681 hat bereits Er- 
wähnung gefunden. Femer sind hier hervorzuheben Kaperei-, Blockade- 
und Prisenreglements, die Konsulargdsetzgebang, Neutralitätserklärungen, 
aus der britischen und amerikanischen Gesetzgebung insbesondere die 
Foreign Enlistment Acts, und neuerdings die aus Anlafs des Krieges 
zwischen Spanien und Nordamerika am 20. Juni 1898 erlassenen In- 
structions for blockading vessels and cruizers, sowie die von Kapitän 
Stockton für den Gebrauch der Marine nach Anleitung des Staats- 
sekretärs der Marine bearbeitete, von dem Präsidenten der Vereinigten 
Staaten genehmigte Anweisung „The laws and usages of war at sea, 
a naval war code^, amtlich verkündet am 27. Juni 1900. ') 

Allen derartigen partikulären Bechtsquellen mufs ein hervor- 
ragender Wert ftlr die Erkenntnis der Lehre namentlich insoweit bei- 
gemessen werden, als in ihnen gleichmäfsige Grundsätze zum Ausdruck 
gelangt sind;*) hierdurch gewinnen sie eine autoritative Bedeutung auch 
fttr die Wechselbeziehungen des internationalen maritimen Verkehrs. 
Namentlich tritt dies hervor bei den Verordnungen zur Verhütung des 

') Eine mit Bemerkungen von Darbas versehene französische Übersetzung 
dieses Kodex enthält das Joum. de dr. i. pr. 1902, 8. 431; das. S. 641 auch 
eine kurze Besprechung von T. £. Holland. 

*) „ When the institutes of grtat maritime cotmtrtea ojfree upon a que$tion of 
International Maritime Law, they canstitute a tribunal from whiai there can rareiiyy 
if ever, be any appeal*^ Phillimorb, I. § 56. 
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Zosammenstofsens von Schiffen auf See, als deren nnprttngliches Muster 
allen Staaten die englischen Vorschriften von 1862 gedient hatten. Ohne 
einen förmlichen internationalen Einigungsakt sind jene Verordnungen 
ttbereinstimmenden Inhalts.^) 

V. Dte RtcMsprtciNMi. 

Die Rechtsprechung auf dem Gebiete des internationalen 
Seerechts, insbesondere in Prisensachen, deren Autorität indes, nament- 
lich von englischen und amerikanischen Praktikern und Publizisten, oft 
flberscbätzt wird. *) Prisengerichte sind keine internationalen Gerichts- 
höfe; es soll ihnen zwar das Völkerrecht als Richtschnur dienen; in 
erster Linie haben sie aber, soweit nicht durch Staatsvertrag verein- 
barte Grundsätze anderweit bindende Direktiven geben, die in den 
Gesetzen ihrer Nation niedergelegten Normen in Anwendung zu 
bringen, und es ist keine Garantie daftlr gegeben, dafs diese immer dem 
Wesen der internationalen Beziehungen entsprechen. Aber auch die 
Elastizität der meisten Prinzipien des Seekriegsrechts steht einer un- 
befimgenen Anwendung desselben durch nationale Gerichte hindernd 
entgegen, und nicht ohne Grund bemerkt Bulmerincq '): „JVotiir 
po$Mon» de nambreuses dicitumB des tribunatue de prisee; maü juequüä 
priemt eeUes-ci ant rarement eervi ä faire un drcü giniralement en vigueur^ 
parce qu^eües ee baserU trop eur un point de vue tiatianaly et eont inepiriee 
per die inUrete nationaux , , . la ocmfornM des dideione anglaieee et 
amMcainee a peu dHmportanee internationale^ puisque lee trümnaua amSri" 
eaine de Paveu meme des Anglaie et dee AmMcaine appliquent eouvent^ 
einen preeque tcujoiire^ le droit anglaiej'^ Ebenso hebt Hbffter^) hervor, 
wie nicht etwa dasjenige, was der Gerichtshof eines Landes, wenn 
auch von noch so hoher Autorität, angenommen hat, einen völker- 
rechtlichen Grundsatz ohne anderes beglaubigen könne. ^) Immerhin 
ond trotz ihrer Einseitigkeit bieten die geistvollen Urteilssprüche eines 
Sir William Scott (Lord Stowell) und des aiperikanischen Prisen- 
richters Stört in vielen Beziehungen wertvolles Material ftlr die Er- 
kenntnis des internationalen Seerechts. 

VI. Ott WitSMsdMift. 

In weit höherem Grade gilt dies aber von der in den Schriften 
nnparteüscher Publizisten niedergelegten Doktrin, wie dieselbe teils 

1) 8. auch Tribpil, S. 278 Anm. 2. 

*) U. a. von Sir William Harcodrt (Historicus), welcher in seinen in den 
Sitzungen der Royal United Service Institution vom 9. und 30. Juni 1865 gehaltenen 
Vortrfi«en über Kechte und Pflichten der Neutralen in Kriegezeiten (franz. Übers. 
in der Bevue maritime et coloniale Bd. 19, S. 499 f. und Sd. 20, S. 425 f.) aus- 
einandersetzt, wie solche Entscheidungen als die bedeutsamste Quelle des inter- 
nationalen Seerechts zu erachten seien, und es eigentümlich findet, dafs fast 
kein einziger Publizist des Kontinents der Autorität derselben (in specie der 
Entscheidungen britischer und amerikanischer Prisengerichte) hinreicnend Be- 
achtung schenke. Er erklärt sich das aus dem Umstände, daXs die englische 
Sprache den meisten dieser Publizisten nicht geläufig sei (I). 

^ Commission des prises maritimes, S. 214 f . — *) § 8. ~ *) S. auch Calvo, 
Droit intern., I. § 32 und Caucht, U. S. 1471 
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in den Werken über Völkerrecht ttberhanpt, teils in denjenigen ttber 
das internationale Seerecht im besonderen, teils in Abhandinngen ttber 
einzelne Teile des letzteren enthalten ist. Diesen wissenschaftlichen 
Arbeiten kann freilich für das positive Völkerrecht eine Bedeutung nnr 
soweit beigemessen werden, als sie nicht den Boden der realen Ver- 
hältnisse verlassen. Hiemeben sind besonders beachtenswert die Kodi- 
fikationsarbeiten nnd Vorschläge des Institut de droit international, 
folgende Gegenstände betreffend : ^) 

1. Internationaler Schutz des Suezkanals (1877, 1878, 1879). 

2. Unterseeische Kabel (1878, 1879, 1902). 

3. Internationale Pflichten der neutralen Staaten. Regeln von 
Washington (1871). 

4. Behandlung des Privateigentums auf See (1874, 1875, 1877). 

5. Internationales Prisenreglement (1877 bis 1887). 

6. Rechtsverhältnisse des Territoriahneeres (1892, 1894). 

7. Regeln, betreffend das Flaggenrecht der Handelsschiffe (1892, 
1895, 1896). 

8. Unterdrückung des Sklaventransports auf See (1891, 1894). 

9. Kriegskontrebande (1894, 1895, 1896, 1897). 

10. Rechtsverhältnisse der Schiffe und ihrer Besatzungen in fremden 
Häfen (1897, 1898). 

11. Bombardement offener Städte durch Seestreitkräfte (1896). 

12. Anwendung der Grundsätze der Genfer Konvention anf den 
Seekrieg (1900). 

^) Das reichhaltig Material ist mitgeteilt im Anmiaire de Plnstitut de 
droit international (seit 1877); s. auch Tableau g^n^ral de l'organisatioiiy des 
travaux pp. de l'Institut de droit international, 1873/1892. Paris 1893. 



Brster TeiL 

Allgemeine Lehren< 



L Absehnitt. 

SotiTeränetät tLber das Meer. 

Freiheit des Meeres. 

L Rlckblick. 

Das Römische Recht führt das Meer unter deiyenigen Objekten 
anfy welche dem natürlichen Recht gemäfs allen gemeinsam zugehören. ^) 
Der Oedanke an ein Hoheits- beziehungsweise Eigentumsrecht am Meere 
fand erst zu einer Zeit Eingang, da für den Römischen Kaiser, als 
den Herrn der Welt, die Herrschaft über das ganze Weltmeer in An- 
spruch genommen wurde. Das moderne Völkerrecht erkennt die 
Freiheit des Meeres im Prinzip uneingeschränkt an. Dem- 
ungeachtet treten auch noch in neuerer Zeit, wennschon sehr ver- 
einzelt, Ansprüche zu Tage, welche mit diesem Prinzip nicht im Ein- 
klang stehen. Um deren Unwert ermessen zu können, erscheint ein 
gedrängter Rückblick auf diejenigen Perioden angezeigt, in welchen 
SouTeränetätsrechte über Meeresgebiete im weitesten Umfange geltend 
gemacht wurden. 

Zunächst die aus Anlafs der grofsen Entdeckungen zur See er- 
folgte Intervention der römischen Kurie. Mittels zweier im Jahre 
1493 erlassener Bullen übertrug Papst Alexander YL die Herrschaft 



>) Namentlich 1. 2 § 1 D. de diy. rer. et aual. I, 8: Et quidem natorali 
jure omnium commmiia sunt ilLi: aSr. aqua pronuens et mare. et per hoc litora 
maris; entsprechend § 1 J. de rer. (üy. U, 1; femer L 13 § 7 p. de injunls 
XXXXYn, 10 : et qnidem mare commune omnium est et litora, sicuti aer. — S. 
die Betrachtungen bei A. Pbrnici: die aog. res conmmnes omnium (in der 
Festgabe für HnNaiGH DKKMBUitQ, Berlin 190($ S. 132, 139, 143 f. — Nur emzehie 
Teile des Meeres konnten durch faktische Ausscheidung, für die Dauer des Be- 
stehens derselben, Gegenstand des Privatrechts werden. S. im übrigen A. PuouN- 
10HI, Trattato di diritto internationale, Borna 1881, L §§ 203, 298; Caughy, I. 
8. 175 f. 
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über alle von Colnrnbiis entdeckten Länder nnd Inseln, sowie ttber alle 
nen entdeckten und in Zukunft zu entdeckenden Länder und Inseln 
westlich von einem durch die Kap Verdischen Inseln laufenden Meridian 
den yereinigten Kronen von Kastilien und Arragonien (Spanien), nnd 
die Herrschaft ttber diejenigen östlich von dieser Linie der Krone 
Lusitanien (Portugal). Auf diese Übertragung gründeten beide Teile 
lange Zeit hindurch ihre Exklusivansprttche auf Neuentdeckung und 
E2rwerbung von Ländern und Meeren ; insbesondere leitete Portugal aber 
auch daraus fttr sich das Monopol auf den afrikanischen und den ost- 
asiatischen Seehandel her. ^) 

Die Prätentionen der Iberischen Staaten hielten indessen andere 
Nationen keineswegs ab, gleichfalls Ansprüche auf die Herrschaft ttber 
Meeresgebiete zu erheben, welche auch nicht selten, häufiger freilich 
gezwungen als freiwillig, internationale Anerkennung fanden, sowie auch 
neu entdeckte Länder und Meere als ihr Eigentum in Anspruch zu 
nehmen; namentlich traten hervor die Mittelmeerstaaten, Holland, die 
Skandinavischen Mächte, England und Rufsland. Die Folgen waren 
naturgemäfs fortgesetzte Beibungen, Fehden und Kriege; nur in einem 
Punkte herrschte stets Übereinstimmang, nämlich in der gänzlichen 
Nichtachtung der neuentdeckten Völkerstämme. Hervorzuheben sind: 

a) Die Mittelmeerstaaten. 

Die Tttrkei nahm die Herrschaft ttber alle an ihre Ländergebiete 
grenzenden Meere, insbesondere auch ttber das Schwarze Meer, in 
Anspruch (s. auch § 5, U); Genua diejenige ttber das Ligurische, 
Venedig, auf Gnmd einer päpstlichen Verleihung, die ttber das 
Adriatische Meer, gegen die Verpflichtung der Republiken zum Schutze 
des Seehandels gegen Sarazenen und Piraten. 

b) Die Skandinavischen Mächte. 

Schon im Jahre 1432 hatte König Erich von Dänemark und 
Norwegen dem König von England erklärt, dafs in den norwegischen 
Meeren von Alters her niemand die Fischerei oder den Handel be- 
treiben dttrfe, aufser mit Königlicher Spezialerlaubnis. In der Folge 
wurde jedoch das Recht zu diesem Betriebe ftbr englische Untertanen 
durch mehrere Staatsverträge, welche abwechselnd teils gehalten, teils 

^) Wenn die päpstlichen Bullen den Rechtstitel für Neuerwerbungen ab- 
gabeuy so bereitete die Erwerbsart am wenigsten Verlegenheiten. So durch- 
wanderte Bilbao im Jahre 1615 die Landenge von Panama, entdeckte die Sftd- 
see und nahm von derselben für die spanische Krone Besitz in der Weise, d&fs 
er, eine Fahne mit dem Bilde der heiligen Jungfrau und ein Schwert in den 
Hftnden tragend, bis zu den Knien in die Flut stieg und die Besitzergreifung 
proklamierte. — In einer Abhandlung „La lirne de dlmarcation d' Alexandre VI*' 
gtev. de dr. i. 1895, S. 474 bis 491) erörtert E. ms die Bedeutung der päpstlichen 
Erlasse, und kommt zu dem Ergebnis: „V actum du souvarain ponHfe ne mirite 
m Vexch d^honneur ni VindigntU qu^an a manifesU d ton 9ujei . , , A ime 
demandß dt oonceMto», U pape ou plutSt la chanceüerie powtificaU a ripondu 
par Poctrai d^un diptome catjuS 8ur det dipWmes qui, auparavant, avaient äi fri- 
guemtnent accordia.* 
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ftr unverbindlich erklärt worden, anerkannt; es handelte sich nament* 
lieh mn die hohen Erträge des Walfisch&ngs im Nördlichen Eismeer 
zwischen Korwegen, Island, Grönland nnd, wie es in den Erlassen der 
norwegischen Könige heifst, dem NordpoL Zahlreiche Verträge be- 
weisen, dafs auch noch im 17. Jahrhundert das imperium der yer- 
einigten Kronen von Dänemark nnd Norwegen ttber die Meeresgebiete 
in der Umgebung von Island nnd Grönland anerkannt wurde. 

c) Rufsland. 

Noch im 19. Jahrhundert beanspruchte Rufsland die Herrschaft 
Aber das Kamtschatkische und das Behringsmeer in einer Ausdehnung 
bis 2u 100 englischen Meilen von beiden Kontinenten, und demgemäfs 
untersagte ein Ukas Kaiser Alexanders L vom 16./4. September 1821 
aUen fremden Fahrzeugen den Fischfang in diesem Bereich. In Folge 
von Protesten der Vereinigten Staaten von Nordamerika und Englands 
mufste Rufsland diesen Standpunkt aufgeben.^) 

d) England. 

Seit der Regierung König Edgars (959 — 975) pflegten Englands 
Herrscher die Souveränetät ttber alle Meere um England „mare Angli- 
canum circumquaque^^ in der weitesten Ausdehnung in Anspruch zu 
nehmen, und wenn auch gelegentlich Königin Elisabeth erklärte: die 
Benutzung des Meeres nnd der Luft sei allen gemeinsam, keine Nation 
und keine Privatperson könne ein Recht auf den Ozean haben, well 
weder Natur noch Gewohnheit die Okkupation znliefsen, so war das 
nur ein vereinzelter Lichtstrahl, dessen Quelle in den handels- 
politischen Verhältnissen der damaligen Zeit lag. 

Zur wissenschaftlichen Erörterung kam die Frage von der Sou- 
veränetät ttber das Meer im Anfange des 17. Jahrhunderts, und zwar 
zuerst in der im Jahre 1609 erschienenen Tendenzschrift des Holländers 
Hugo GrooT (Grotius): y,Mare liberumy doe de jure quod Batavü 
campetit ad Indicana eommercia,^*) Der Zweck der Arbeit war der 
Nachweis der Berechtigung der Holländer zum Handelsbetrieb nach 
Indien gegen die auf die päpstlichen Bullen von 1493 gesttttzten Be- 
strebungen der Portugiesen.') Grotius* Ausführungen waren bahn- 

') Auch frühere ähnliche Prfttenüoiien Rulslands erkl&rt F. v. Mabtbns 
(Völkerrecht, I. 8. H80) als weder durch intemaüoiiale Usancen noch durch die 
Theorie begründet. — S. femer über die spätere Regelung Gastbl, S. 180 f. 

') Verfalst war die Abhandlung bereits mehrere Jahre früher. Sie geht 
zurück auf die von Grotiüs 1604 beffonnene, 1605 vollendete Arbeit «De iure 
praedae*, die jedoch erst 1864 bekannt geworden ist (ed. Haxakeb, Hagae 
Comitum 1868). Dem 12. Kapitel dieses Werkes ist das «Marc liberum*, welches 
übrigens in erster Ausgabe anonym erschien, fast wi^rtlich entnommen. Dem 
Charakter der Schrift entspricht es, wenn Gbotius' Bibliograph H. C. BoooE 
(Hugonis Grotii operum descriptio bibUographica. Hag. Com. 1883) sie unter 
dessen politischen, nicht unter den juristischen Schriften aufführt. 

*) Gbotius erklArt mit hetag darauf: , Donatio nuüum habet momentimin 
rebme extra eommeremm potitie, ^nare cum mare aut jui in eo naoigandi proprium 
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brechend fttr das Prinzip von der Freiheit des Meeres; der berühmte 
Verfasser^ der zuerst das internationale Recht in seinem ganzen Um- 
fang durch sein klassisches Werk „De jure belli ac pacis^ zu einer 
selbständigen Wissenschaft erhob, leugnet jede Souveränetät ttber das 
offene Meer oder Teile desselben. 

Dafs die GnoTiussche Schrift bei demjenigen Nationen, welche 
dem von ihm aufgestellten Prinzip widerstreitende Rechte beanspruchten, * 
gewaltigen Widersprach hervorrief, lag nicht in dem Mangel über- 
zeugender Begründung, sondern in der zutreffenden Einsicht, dafs die 
praktische DDrohftIhrung der von dem Verfasser entwickelten Grundsätze 
die Beseitigung aller Exklusivrechte und mithin einen Umschwung im 
internationalen Seeverkehr präsumtiv zum Nachteil der Exklusivberech- 
tigten beziehungsweise deijenigen, welche sich dafür hielten, zur Folge 
haben mufste. König Karl L von England forderte angeblich von der 
holländischen Regierung die Bestrafung des Grotids und schrieb 
an seinen Gesandten im Haag folgendes: f,.^^ v^ hold ä a prindple 
not to be demedy that the hing of Great Brüain ia a monarch at land and 
sea to the fuü eatent of hü dominionSy and that ü coneemeth kirn aa mach 
to mai$iJUiin hü aovereiffnty in all the brüüh eeae aa witftin lUa three kmg- 
doma; becauae withüut tiiat theae cannot be kept aafe^ nor he maintain 
hü honour and due reapect wüh ot/ier natuma. But commanding ika aeaa, 
he may cauae hü neigM>oura and all countrüa to atand upon their guard^ 
whenaoever he thinka ßt. To auch preaumptian Mare liberum gave t/^e 
firat wamingpiece, whieh muat be anawered by a defence of Mare clauaum^ 
not ao mueh by the düeauraea aa by the Umder language of a powerfvJl 
navy, to be better underatood, when overatrained paixence aeeth no hope of 
preaerving her right by other meana.^^ Er veranlafste in der Folge die 
Veröffentlichung einer Gegenschrift „Mare clauaum^ y welche 1635 
zu London unter der Autorschaft von Johannes Selden erschien.^) 
Selden sucht in dem ersten Teil seines geistvoll gehaltenen Werkes 
den Nachweis zu führen, dafs nach Natur- und Völkerrecht das Meer 
nicht allen gemeinsam sei, sondern gerade so wie Landgebiet Objekt 
des Eigentums sein könne, und im zweiten Teil, dessen Tendenz der 
Beweis der Exklusivberechtigung der Elngländer zum Betrieb des Herings- 
fanges in der Nordsee ist, nach dem Vorgang von Albebicus Gentius^: 
dafs das Meer um England „circumquaque'^ Pertinenz des Landes und 
der König von England Herr desselben im ausgedehntesten Umfange 
seiner Gebiete sei.^) Karl L brachte aber auch die von ihm im Aq- 

nuüi hominum eaae poeaU, aequUur neque dari a Fotitifice nefue a LueiUmia 
aeeipi fotuiaae, Fraeterea cum aupra rdatum $it ex omnium aan% judicü homimm 
aententM Papam non ene dominum iatWa orbia, ne marü quidem eaae aatü tfiteOi- 

gitwr" (cap. VI). 

^) Nftheres bei £. Nts. ^des de droit international etc., 2« s^rie, Broxellee 
et Paris 1901. S. 267—269. 

*) De advocatione hispanica (1613) Üb. I. cap. Vm. 

') Altere Literatur üher das mare clausum hei Naü, §§ 70 f., speziell mit 




ameun argument qu'an ne puiaae faeUement r^uter " 
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sprach genommene nnd von Skldem verteidigte Herrschaft ttber die 
Nordsee, speziell das Exklnsivreoht anf die Heringsfischerei in der- 
selben, den Holländern gegenüber zur praktischen Geltang, „6y tiie 
kuder language of a powerfuU nam^^. Schon im Jahre 1636 entsendete 
er eine Flotte von 60 Schiffen in die Nordsee, nm jene aas den 
Fischereirevieren zn verdrängen, and erlangte die Genngtnang, dafs die 
Holländer sich die Erlaabnis erwirkten, gegen Zahlang eines jährlichen 
Tributes die Fischerei in der Nordsee fernerhin betreiben zu dürfen. 
Später wollte namentlich Cromwell das „Britannia, rale the waves^^ 
ZOT Geltang and Anerkennang bringen. ELategorisch erklärte er : England 
dttife nicht dulden, dals ohne seine Genehmignng anf dem Ozean eine 
andere Flagge als die britische wehe.') 

In betreff der Forderongen wegen zeremonieller Anerkennang der 
maritimen Sonveränetätsrechte s. § 26. 



^) Durch die Yon ihm unterm 9. Oktober 1651 erlassene Navigationsakte 
suchte Cromwell den Qrund fflr die maritime Machtstellung seines Landes zu 
legen. Als ftltester Vorläufer der Nayigationsakte ist zu yerzeichnen ein Paria- 
mentsbeschluXs vom 12. November 1390, nach welchem englische Kaufleute nur 
englische Schiüe befrachten sollten, der jedoch schon im folgenden Jahre dahin 
modifiziert wurde, dafs englische Kaufleute an fremden Hafenpl&tzen, wenn 
nicht hinreichend englische Schiffe da waren, auch fremde zu oefrachten er- 
mächtigt wurden. Aus den Festsetzungen der Akte von 1651 ist hervorzuheben: 
Yon aiusereuropäischen Plätzen dürfen Waren aller Art nach England und nach 
allen englischen Besitzungen nur auf Schiffen englischer Nationalität, deren 
Sjipitän nebst drei Viertem der Besatzung englische Untertanen sind, verladen 
wmlen — bei Strafe der Konfiskation von Schiff und Ladung. Europäische 
Waren dürfen, unter demselben Präjudiz für den Fall des Zuwiderhandelns, nach 
England und nach allen englischen Besitzungen nur gebracht werden von eng- 
lis<men Schiffen oder von ^hiffen des Lanoes, aus welchem die Waren her- 
stammen oder zuerst verschifft werden kennen. Seefische und sonstige Produkte 
des' Fischfangs dürfen nach England nur von Schiffen des Landes gebracht 
werden, dessen Untertanen sie gefangen bezw. zubereitet haben; dergleichen Gegen- 
stände dürfen, wenn sie von englischen Fischern gefangen bezw. zubereitet sind, 
nur auf engliischen Schiffen exportiert werden. Erhöhte Einfuhrzülle für die an 
Bord fremder Schiffe nach England ein^führten Waren. Erneuerung des bereits 
von der Königin Elisabeth erlassenen Verbotes des Küstenhandels für Fremde. 

Die Akte richtete sich vorzüglich gegen den holländischen Zwischen- 
handel; Holland le^ auch sogleich Protest ein; die Aufforderung zur Bück- 
nahme der Akte bheb aber ohne Erfolg, und so brach zwischen beiden Staaten 
der Krieg aus, der im Jahre 1654 mit dem Sieg Englands schlofs. In dem 
folj;enden Jahrzehnt brachte aber der erneute Kampf für die Holländer der- 
artige Erfolge mit sich, diifs England in dem Frieden von Breda (1667) sich 
dazu verstehen muXste, die Akte zu Gunsten der Holländer einzuschränken. 
Auch den deutschen Hansestädten wurden in der Folge zeitweise Konzessionen 

Semacht. Weitere wesentliche Modifikationen erlitt die Akte erst» als nach 
em Unabhängigkeitskampf der Vereinigten Staaten von Nordamerika deren 
Konmls eine analoge Akte gegen die ausländische Frachtfahrt erlassen hatte 
(178^. Aus Anlals der sodann in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
auch von anderen Mächten geübten oder in Aussicht gestellten Retorsion wurde 
die Akte in ihren wesentlichen Bestimmungen allmählich durch eine Beihe von 
Handels- und Schiffahrtsverträgen mit amerikanischen und europäischen Staaten, 
welche das System der gegenseitigen Gleichstellung fremder .und einheimischer 
Schiffe zur Xhurchf ührung brachten, beseitigt. Die britische Gesetzgebung hielt 
mit diesem System Schritt, und durch die Navigationsakte vom 26. Juni 1849 
(8 u. 9 Vict. c. 29) wurden fast alle gesetzlichen fieschränkungen, denen vordem 
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II. QegMwirtige RtcMsaucbaiMi. 

Eine allgemeine Anerkennung in der Praxis sowohl wie in der 
Doktrin fanden die von Grotius aufgestellten Grundsätze erst nach 
mehr als zwei Jahrhunderten. Auch Phillimore ') hat es ausgesprochen: 
^^tlte reason of the thing, the preponderanee of autiwrüyt and the praeUce of 
natiotis, kave decided, thcU the main oeeariy imismuch as it ü the necenary 
higkway of aü nations, and is from Ü8 nature incapable of being oontinoualy 
possessed, eannot be the property of any one Stafe^^. Die allgemeine An- 
erkennung dieses Standpunktes ist als ein um so bedeutsamerer 
Fortschritt im internationalen Recht zu rerzeichnen, als die Möglichkeit 
einer Herrschaft auch tlber gröfsere Meeresgebiete durch eine starke 
Seemacht sich nicht von der Hand weisen läfst, wenn auch eine 
Besitznahme im eigentlichen Sinne nicht wohl ausführbar ist.*) 

Die heutige Rechtsanschanung läfst sich dahin zusammenfassen: 
Ein Eigentums- oder ein Hoheitsrecht an dem Meere existiert 
weder, noch kann ein solches erworben werden. Die Benutzong 
des offenen Meeres zu politischen, gewerblichen und wissenschaftlichen 
Zwecken steht allen Nationen zu und kann keiner untersagt werden. 
Auch die ausschliefsliche Benutzung einzelner Meeresgebiete ron einer 
Nation seit unvordenklicher Zeit, wobei man irriger Weise von einem 
unvordenklichen Besitzstande spricht, begründet ein Exklusivrecht eben- 
sowenig, wie Nichtausttbang des Rechts seit unvordenklicher Zeit dessen 
Verlust zur Folge haben kann.^ Streitig ist, ob ein Vertrag, in 
welchem ein Staat auf die Ausübung des ihm grundsätzlich zustehenden 
Rechts auf Benutzung des Meeres für sich beziehungsweise seine 
Untertanen verzichtet,^) als verbindlich anzusehen ist. Die meisten 
Publizisten erkennen die Verbindlichkeit solcher Vereinbarungen ftlr die 
Kontrahenten selbst an.*) Einige dagegen erachten alle Verträge, in 
welchen auf eine Benutzung des Meeres verzichtet wird, ftlr unver- 
bindlich.') Die ftlr die letztere Meinung geltend gemachten Gründe 



fremde Schiffe im Verkehr mit britischen G^etzen unterworfen waren, auf- 

fehoben und fremde Schiffe nur noch von der Küstenfrachtfahrt zwischen den 
[ftfen der einzehien britischen Besitzungen ausgeschlossen. — S. auch die kurze 
Abhandlung von G. Stbackebjan, Die englische Schiffahrtsgesetzgebung nach der 
Navigationsakte vom 26. Juni 1849 (S. A. aus den , Neuen Blättern für Stadt 
und Land»), Oldenburg 1850. 

*) I. § 172. 

^) S. auch F. V. Mabteks, Völkerrecht, I. S. 373 und Neqropontbs, S. 2. 

•) Vattkl, I. §§ 95 und 28b; Hautbpeüille, Histoire, S. 24 und Droits et 
devoirs, I. 8. 43 f; Hbpftbb, § 74; Gbssnbb, Droit des Neutres S. 20. 

^) Derartige Verträge wurden schon im Altertum geschlossen. Pibbantoni 
a. a. Ö. S§ 203, 298. 

*) Namentlich GaoTiüS, de jure belli ac pacis, I. 2. c. 3., § 15; Vattel, I. 
§ 284; G. F. v. Marxens, Pr^cis I. 8. 149; Klübbr, § 132; Philumobb, I. §§ 172 
bis 174; Tbbta, S. 66; Eivibb, Principes. I. 8. 236; Field, § 54. 

*) VBBdA, I. 8. 152; ZoBN, Besprecnung der ersten Auflage dieses Werkes 
in der Kritischen Vierteljahresschritt für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 
neue Folge, Bd. 5 (1882), 8. 484 und Staatsrecht des Deutschen Reiches, II. 
(2. Aufl. 1897) 8. 823 Anm. 3, und besonders Hautefeuille, Histoire, 8. 24, 25; 
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sind aber nieht ttbeneogend; es ist nicht erfindlich, weshalb derartige 
Vertrftge nnr so lange in Kraft bestehen sollen, als es dem verpflichteten 
Kontrahenten beliebt Die Vereinbarungen sind dem Mitkontrahenten 
gegenllber rechtsverbindlich, weil dies allein den Grundsätzen ttber die 
Verbindlichkeit völkerrechtlicher Verträge entspricht^) Dagegen kann 
durch stillschweigenden Konsens aller übrigen Interessenten ein 
solches Exklusivrecht nicht begrändet werden.^ 

§5. 

Nationale Gewässer. 

Das Prinzip von der Freiheit des Meeres ist nach verschiedenen 
Richtungen hin Einschränkungen unterworfen, teils im Interesse des 
internationalen Seeverkehrs überhaupt, teils in dem der einzelnen an 
diesem Verkehr beteiligten Nationen. In ersterer Hinsicht sind nament- 
lich hervorzuheben: die Regeln ttber die Verpflichtungen der Seesohifife 
bezüglich des Nachweises ihrer Nationalität, die Vorschriften über das 
Verhalten der Schiffe zur Verhütung von Kollisionen, über die Au- 
haltung und Durchsuchung von Schiffen, besonders zur Verfolgung der 
Piraterie, zur Beaufsichtigung und Kontrolle der Hochseefischerei in 
gewissen Gebieten. Die Normen, welche sich nach dieser Richtung 
hin als notwendig für den Rechtsschutz im Seeverkehr ergeben haben, 
stellen sich nicht als eine Beeinträchtigung der freien Benutzung des 
Meeres dar, sondern als Mittel, das Prinzip von der allseitigen freien 
und ungestörten Benutzung dieses grofsen Teiles der Erdoberfläche zu 
den verschiedensten Zwecken zur Geltung zu bringen. 

Anders die Einschränkungen der zweiten Art, nämlich diejenigen 
besonderen Rechte, welche auch das moderne Völkerrecht allen See- 
staaten beziehungsweise einzelnen derselben an gevnssen Teilen des 
Weltmeeres und in einzelnen Meeren, die sich in äufserlich erkenn- 
barer Weise vom Weltmeer abgrenzen, einräumt. Diese sollen der 
Gegenstand der folgenden Erörterungen sein. 

I. Das IMslMnur. 

Für die Begründung des Vorbehaltes des Küsten- oder Territorial- 
meeres (territoire maritime, mer territoriale, territorial waters), d. i. 
des offenen Meeres vom Strande ab bis zu einer gewissen Entfernung, 
als nationalen Gebietes des Staates, dessen Küsten es bespült, verbunden 
mit der Fiktion, dafs diese Meeresteile eine Fortsetzung des Land- 
gebietes seien, kommen hauptsächlich folgende Umstände in Betracht^: 

lelzterer hält das ,empire de la mer" und den ,,u8age de la mer" nicht streng 
auseinander. 

>) S. darüber namentlich HiFrrzR, §§ 94, 98 und 99. Weshalb die Frage, 
wie Stovrk (Das offene Meer, 8. 492) meint, jeder praktischen Begründung ent- 
behren soll, ist nicht erkennbar. 

*) S. auch Hautsfküill«, a. a. 0. und Gbssvbb, a. a. O. Anm. 4 im Gegen- 
latK zu Vattil; femer Bosss, Elements S. 11 f. 

*) Eingehende Er^Vrterungen über die rechtliche Natur der staatlichen 
Hoheitsrechte in den Küstengewässem bei Stokbk, Seegebiet S. 453 f.; femer 

P«r«lf, Iat«natloB»lM SMraebi S. Avig. 2 
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1. Die Möglichkeit und Notwendigkeit, znr Sichemiig des Land- 
gebietes Tom Strande ans nach See zu den Besitz mit Ansschliefsimg 
anderer, insbesondere einen Grenzschatz (Ettstenschutz), aoszottben. 
Eün vollkommener Grenzschutz kann allerdings weder für die Land- 
noch fttr die Seegrenze ausgeübt werden. Der Umstand, dafs die 
Geltendmachung der Staatsgewalt an der Landgrenze eine intensivere 
sein kann und regelmäfsig sein mrd wie nach der Seegrenze der 
Kttstengewässer hin, kommt für die rechtliche Beurteilung nicht in 
Betracht. ^) 

2. Das Bedttr&is, in diesem Seegebiet die nnerläfsliche Verkehrs- 
kontrolle der ein- und auslaufenden oder zu Anker gehenden Schiffe 
im politischen, finanziellen, gewerblichen und polizeilichen Interesse zu 
üben. 

3. Die Notwendigkeit des Vorbehaltes fftr die Existenz der grofsen 
Mehrzahl der KUstenbewohner. 

Hautefeuille *) bemerkt in dieser Hinsicht zutreffend: sf^dmettre 
la äberti des mers territoriales sentit anSantir les bases actuelles du commerce 
ifäemationaL et priver la plupart des itats navigateurs des avantoffes 
immenses qu^ils tirent de leur traßc, Aussi tous les traitis, sans excepdon 
qui se sont oecupis des interets eommerciauxj ont reconnu aux natums le 
droit de dicter des Uns dans toutes les mers territoriales qui baignent leurs 
coies, c*est ä dire, ils ont sanctionni le domaine sowerain de la natum 
sur ces pariies de tOedan. Cette exceptum au principe giniral de la libertd 

F. V. Mabtbns, Völkerrecht I. S. 3781, Habbübqbb, S. 171, Hbilborn. S. 371, 
VißSBB, S. 54 f. — G. DB Lapbadelle in der Abhandlung „Le droit de l'Etat snr 
la mer territoriale" (Rev. g. de dr. i. publ. 1898 S. 264—284 und 8. W^— 347) sucht 
das Recht des Staates über das Küstenmeer aus dem Serritutenrecht herzuleiten; 
er geht hierbei von dem Satz aus: „L'J^at riwrain^ qui n^est pas prcpriBtaire, ni 
souverain de la mer territoriale, a seulement le droit d^imposer au souverain de la mer, la 
sociäi des Ittats, des restrictions hasies sur les n^cessitis de sa protection person- 
neue." Der Versuch, diese Auffassung als allein berechtigt vom Standpunkte 
der Doktrin sowohl wie der Praxis darzulegen, bietet eine iSeihe beachtenswerter 
G^ichtspunkte; er erscheint aber nicht aneetan, die überwiegende Meinung für 
das Bestehen einer Souverfinetat über das Küstenmeer in überzeugender Weise 
zu widerlegen. Überdies ist schon der Ausgangspunkt, dafs der Gesamtheit der 
Staaten eine Souveränetät über das Meer innewohne, nicht nur bedenklich, 
sondern mit dem auch von DB Lapbadellb nicht in Frage gestellten Prinzip 
von der Freiheit des Meeres unvereinbar, und nicht mit Unrecht spricht DU 
ViONAUX (Le droit de l'Etat sur la mer territoriale, Paris 1900, S. 12/13) von 
der neuen Theorie „qui se hewrte ä des prindpes umversdJUmeni admW* ; s. auch 
8. 26/27 das. Zutreffend bemerkt P. Fauchillb (Le domaine a^rien et le r^ime 
juridique des a^rostats, Paris 1901, S. 56 Anm.) zu der LAPBADBLLBschen An- 
schauung: „Cest tout^ois d^une manüre ümnropre que cet auteur emploie le tnot 
servUudes pour dfsigner ks droits qui apparttennent au riverain sur la portion de 
la mer longeant son territoire. La servitude, dSmembrement de la proprUtS, sup- 
pose en effet que Vobjet swr lequel eile s'exerce est suscq^Uble de propnäi; or d'aprh 
Vauteur lui-mime dont nous rappdons le sysUme, la mer est, dans toutes ses parties, 
une res nullius qui ichappe au droit de propriäL'' — Ferneres Material in der 
von der Association for tue Beform and Codification of the Law of Kations 
publizierten Zusammenstellung Territorial Waters (Report 1898). 

*) Hierdurch erledigen sich die Einwendungen bei v. Bab, Theorie, IL 
8. 612; darauf weist auch Hbuaobh, 8. 441 hin. 

■) Droits et devoirs, I. 8. 53. 
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(Um mers ne parte aucune attemte au principe lui-meme; Vueage de tOcian^ 
pcur la navigcOion et la piche de la haute mer, reete libre et commun ä 
tous. Taue peuvent aller, sane entravesj dans les rigions les plus iloigniee^ 
ecmmereer avec tous les peuples; totu peuvent poureuivre les poissons qm 
haUtent lain des edtes^ sans que ntU puisse y mettre obstaele, L^Ocdan est 
donc libre; maie Pespace itrcit gut baigne le liitaral est riservi; il est frappi 
du domaine souverain d^une natian qui peut en eaclure les autres; il n^est 

pae öftre." V 

Es handelt sich bei dem Vorbehalte des Kttstenmeeres um ein 
Recht der Gebietshoheit des Staates, d. h. der Sonyeränetät, angewendet 
auf das Seeterritorinm, nnd als Aosflnfs desselben um die Berechtigung 
zn Anordnungen, Einrichtungen und sonstigen Einwirkungen mannig- 
facher Art, die fllr Staatsangehörige und Ausländer verbindlich sind, 
und zwar gerade so verbindlich wie im Landgebiet „Die Uferstaaten 
haben nur die Befugnisse, Mafsregeln im Interesse des Küstenschutzes, 
der Schiffahrt und des Handels zu treffen, und nur in dieser Beziehung 
bat man völkerrechtlich angenommen, dafs die erforderliche Ausdehnung 
sieh auf Kanonenschufsweite erstrecke^^, heifst es in einem Erkenntnis 
des preufsichen Obertribunals vom 28. November 1866.^) Korrelativ 
liegt aber dem Uferstaate die Verpflichtung ob, für die Sicherheit der 
Seefahrt in diesen Gewässern zu sorgen, und zwar nach zwei Rich- 
tungen hin, einmal zum Schutz gegen räuberische Beeinträchtigungen 
nnd femer zu Vornahmen und Einrichtungen ftlr eine sichere Navi- 
gierung, wie Vennessungen und Markierung des Fahrwassers durch 
die Auslegung von Seezeichen (Feuerschiffen, Tonnen, Baken). 

Um die Begrenzung des Kttstenmeeres zu bestimmen, mufs 
man die beiden fVagen zu Grunde legen: Wo beginnt, vom Lande ans 
gerechnet, das Küstenmeer, oder mit* anderen Worten: wie weit er- 
streckt sich die Kttste nach See zu? und: Wie weit erstreckt sich, von 
dieser Anfangsgrenze ab gerechnet, das^Küstenmeer? 

a) Die Landgrenze. 

Die natürliche Grenze zwischen Meeresküste und Küstenmeer ist, 
auch abgesehen von den hier nicht zu berücksichtigenden AUuvionen 
und Diluvionen, niemals eine konstante; sie wechselt mit Flut und Ebbe, 
mit Wind und Strömungen. Will man die Grenze behufs Gewinnung 
eines festen Bechtsstandes fixieren, so genügt es daher nicht, zn sagen: 
„vom Strande ab'^ Während nun das Römische Recht die Grenze des 
höchsten Flutstandes als diejenige der Meeresktlste bezeichnet,") hat 
man neuerdings im Gegensatz dazu, namentlich in Fischereikonventionen, 



M 8. auch Pkad»b-Fod<k«, II. 8. 149 f.; Imbabt Latour, S. 8 f. 

*) In GoiADAMims Archiv für PreulBlBches Strafrecht^ Bd. lö 8. 77 f. — 
8cHUTA£BLLA (0. 5) spricht irrigerweise von einem «domtfito cantinw)^ pieno, 
aeeoktto del pop&lo adla riva.*^ 

*) § 3 J. de rer. div. U, 1: ^Eti autem Uiui inarw qiMtenus hibemus fiueius 
wuuDimue exeurrü;'' 1. d6 pr. D. de V. 8. I, 16: «Liinf est ^imuBgue maximm 
ßmetue a mari pervenU;^ 1. 112 ib.: „LAtue pMiam eet eatenms, qua maxime 
ßuehm eoDoeetuat** 

2* 
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den niedrigsten Ebbestand als die Grenze zwischen Festland und Etlsten- 
meer festgesetzt; auch die Doktrin, soweit sie sich überhaupt mit einer 
Erörterung dieses Punktes befafst hat, nimmt meistens denselben Stand- 
punkt ein, während es nach einigen auf den Stand von Ebbe und Flut 
zur Zeit der jedesmaligen Tatsache ankommen soll, so dafs z. B. eine 
Kaptur, die an der Grenze des Kttstenmeeres zur Ebbezeit stattgefunden 
hat, anders beurteilt werden mtlfste, als wenn sie zur Flutzeit erfolgt wäre. ^) 
Wie wenig brauchbar diese Auffassung ist, bedarf keines Nachweises. 
Wenn noch andere die Grenze dahin verlegen wollen, wo das Meer an- 
fängt, schiffbar zu werden,^) so läfst sich ein Grund datttr nicht erkennen. 

Die Frage steht im engsten Zusammenhange mit derjenigen über 
die Grenze des Küstenmeeres nach See zu; sie löst sich von selbst, 
wenn man diese letztere Grenze nicht auf eine ein für alle Male be- 
stimmte Entfernung vom Strande aus annimmt, sondern wenn man sie 
als abhängig erachtet von der Möglichkeit, vom Strande aus den Saum 
des Meeres längs desselben zu beherrschen. Es wird nachgewiesen 
werden, dafs dieser Ausgangspunkt der allein zutreffende ist; erkennt 
man das aber an, so ergibt sich als die Grenze vom Lande aus die- 
jenige Linie, von welcher aus jederzeit eine solche Herrschaft geübt 
werden kann, d. h. in die realen Verhältnisse übertragen, die Linie 
der Küste, bis zu welcher noch Strandbatterieen errichtet 
werden können, die auch bei höchstem Wasserstande einer 
Gefährdung durch die Flutwelle nicht ausgesetzt sind.') Aufser- 
ordentliche Sturmfluten, für welche jede Voraussicht fehlt, wie z. B. 
diejenige vom November 1873 in der Ostsee, dürfen hierbei jedoch 
nicht in Rücksicht gezogen werden. Ob tatsächlich Küstenbatterieen 
errichtet sind, ist fOr die Frage unerheblich; wesentlich ist nur die 
Möglichkeit, sie anzulegen. 

Soweit aber in internationalen Verträgen der niedrigste Ebbestand 
als die Landgrenze festgesetzt ist, ist diese und nicht der höchste Flut- 
stand für die bezüglichen Verhältnisse mafsgebend. 

Die französche Gesetzgebung schliefst sieh dem Römischen Recht 
an, insbesondere bestimmt die Marineordonnanz von 1681 (Art. 1 tit. 
VIl, Buch IV): j,Sera riptUi bard et rivage de la mer txniii ce qvfdU 
couvre et dicouvre pendant les fiouvelles et pleines lunes et jusqu^oü U grand 
fiot de mars se peut Stendre sur Ua grhes,^) 

») Jacobsbn, S. 580, 585. 

'} So Whbaton, ElementB I. S. 168: .Jl est entendu que cdte dUtance ne 
commence ä compter que dqmis le point oü la mer est navigable.*' 

') Auch NizzB (S. 32, 33) weist auf die ratio der BegnlEsbestimmung 
des Römischen Rechts hin. 8. femer B. D. H Tblleokk, De jure in mare 
imprimis proximum, Groningae 1847, S. 49 J^am. *20. Stoekk (See^ebiet S. 412, 
413 Anm. 13) nimmt auf verwaltungsrechtliche Anordnungen einzelner See- 
Btaaten Bezug, und kommt zu dem Ergebnis, dafs die hierauf sich gründenden 
Einrichtungen, und nicht blofs Strandbatterieen, als die Ausdrucksmittel des 
staatlichen Imperiums anzuerkennen seien. 

*) Eine nähere Darlegung der bezüglichen Grundsätze des französischen 
Bechts gibt L. Aucoc in der Abhandlung: De la d^limitation du riva^ de la 
mer et de Pembouchure des fleuves et rivi^res (Annales de l'Ecole libre des 
Bciences politiques, Paris 1887). 
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In England pflegt man, im Gegensatz zu der rationellen Begriflb- 
bestimmnng, die Niedrigwassergrenze als niafsgebend anzunehmen, so 
in der Territorial Waters Jurisdiction Act, 1878 (one marine league of 
the coast measured from the law water mark).^) Wie so ofk, haben sich 
auch hier, znmal weder praktische noch politische Kttcksichten ent- 
gegenstanden, andere Staaten für einzelne Fälle dem gefügt; und so 
hat jene Grenze auch in dem internationalen Vertrage, betreffend die 
polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee, vom 6. Mai 1882 
(Art. 2) Au&ahme gefunden. Sie ist also eine bindende Norm des 
partikulären, nicht aber des allgemeinen Völkerrechts.*) 

b) Die Seegrenze. 

Als solche wird entweder eine feste, d. b. nach einem bestimmten 
Längenmafs ein ftr alle Male fixierbare Grenze angenommen, oder sie 
wird betsimmt nach Malsgabe der Möglichkeit, vom Strande aus das 
Meer zu beherrschen. Die Praxis sowohl wie die Wissenschaft hat 
vielfach beide Definitionen zusammengeworfen, und auch neuere 
Publizisten suchen sich zum Teil durch anklare Begriffsbestimmungen 
über die vorhandene Verwirrung hinwegzusetzen, obwohl die Lösung 
nennenswerte Schwierigkeiten nicht bietet, wenn man nur den richtigen 
Ausgangspunkt, nämlich die Möglichkeit der Ausübung einer stetigen 
Beherrschung, eines wirklichen Besitzschutzes vom Lande aus, festhält. 



^) Aosfülirliches über die Auffassung in England s. bei H. J. W. Ck)UL80N 
and Urquhabdt A. Fobbbs, The law relating to waters, sea, tidal and Inland', 
London 190'^ S. If., bes. auch S. 14 f. 

*) So auch BiNDiNO, Handbuch des Straf rechte, Leipzig 1885. I. S. 408. 
Ebenso stellt sich Rivibb (Principes, I. S. 146) ganz auf den oben aarffelegten 
Standpunkt. — Zobn (Besprechung, a. a. O. S. 486) erhebt den Ausführungen 
in der ersten Auflage dienes Werkes gegenüber den Einwand, dafs darin ,in 
Anlehnung an das Kömische Recht eine der offiziellen Ansicht der deutschen 
Regierung entgegengesetzte Meinung vertreten sei*. Hiergegen ist zu bemerken, 
dafs die Definition des Römischen Rechts nicht einfach übernommen, sondern 
dafs ihre Berechtigung des näheren begründet ist, dafs femer die in Rede 
behende zwischen den yertragschliefsenden Teilen verbindliche Festsetzung sich 
lediglich auf die Rechtsverhältnisse bei der Nordseefischerei bezieht, und dafs 
die regierungsseitige Stellungnahme im Einzelfalle für die grundsätzliche Beur- 
teilung völkerrechtlicher Fragen um so weniger ausreichen kann, als die Anschau- 
ungen über das, was in den internationalen Beziehungen Rechtens sein soll, 
nicnt selten wechsebi. Bei Erörterung eines (in der Rev. g. de dr. i. publ. 1896, 
S. 626 besprochenen) Falles, betreffend das Verhalten des deutschen Kreuzers 
..Seeadler' vor Zanzibar, im Jahre 1896, ist denn auch W. SchCckino (Deutsche 
Juristen-Zeitung 19(X), S. *20'2), indem er sich auf den von ZoBN vertretenen 
Standpunkt stellt, zu folgender unzutreffenden Darle^ng gelangt : Der ,See- 
adler* habe die Hochflut benutzt, um mittels eines semer Boote an das deutsche 
Konsulat in Zanzibar heranzukommen ; da aber nicht die Hochfiutr, sondern die 
Niedrigwassergrenze für die Abgrenzung des Küstenmeeres vom Lande ma£s- 
gebend sei, so habe man sich unbefugt auf englisches Landgebiet (I) begeben. 

Über die Frage, ob auf den der Flut und Ebbe unterworfenen Flufs- 
strecken die Grenze zwischen FluXsbett und Ufer durch den mittleren höchsten 
Flutwassenstand oder durch die Mittellinie zwischen dem gewöhnlichen tiefsten 
Ebbe Wasserstande und dem gewöhnlichen höchsten Flut Wasserstande bestimmt 
wird, s. da« Erk. des Reichsgerichte vom 29. April 1899 (Entsch. in Civilsachen 
Bd. 44 S. 124 f.). 
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Die Übrigen Gesichtspunkte, welche den Vorbehalt des Ettstenmeeres 
mit begiUnden, sind nicht geeignet, einen für alle Fälle rationellen 
Anhalt zn geben. Hiermit aber gelangt man von selbst zn dem Schlafs» 
dals die Seegrenze des Ktlstenmeeres durch diejenige Linie gebildet wird, 
bis zu welcher das Meer vom Strande ans geschützt werden kann.^) 

Die Ausdehnung des KUstenmeeres ist hiernach nicht 
eine ein für alle Male feststehende, sondern sie ist abhängig 
Ton der grölsten Tragweite der Geschütze jeder Zeitepoche, 
soweit dabei auf eine hinreichende Treffsicherheit gerechnet 
werden kann.^) Sie ist aber in jeder Periode für alle Küsten- 
meere dieselbe. Es kommt nicht in Betracht, ob am Strande wirklich 
Batterieen errichtet sind, — bei ausgedehnten Küstenstrecken ist ja 
auch immer nur für einzelne Plätze eine Strandarmierung zum Küsten- 
schutz erforderlich — , auch nicht, ob ein Staat gerade im Besitze von 
Geschützen gröfster Tragweite ist. Rechtlich ist das ebensowenig mafs- 
gebend, wie die Souveränetät eines Staates über sein Landgebiet von 
der Haltung eines zu seinem Schutze ausreichenden Heeres oder von 
fortifikatorischen Anlagen zum Schutze seiner Landgrenzen abhängig 
ist. Nur auf die Möglichkeit der Verteidigung kommt es an.^ 

Soweit die Doktrin eine durch ein bestimmtes Längenmafs ausge- 
drückte Distanz für die Seegrenze angenommen hat, beruht das ent- 
weder auf Willkür, insoweit nämlich darunter eine allgemein fest- 
stehende Entfernung verstanden werden soll, oder es wird damit 
nur diejenige Ausdehnung augegeben, welche infolge internationalen 
Abkommens oder einseitiger staatsrechtlicher Anordnungen für bestimmte 
Verhältnisse festgesetzt und für diese auch mafsgebend ist. 

Von grofser Bedeutung in diesem Sinne ist die Dreimeilen- 
grenze. Unter Meilen sind hier Seemeilen zu verstehen, von denen 
60 auf den Äquatorialgrad gehen, 4 auf eine geographische Meile,*) 



>) Diese Regel ist zuerst zum völlig klaren Ausdruck gebracht worden von 
Btnkershoek, welcher seine Auffassung dahin zusammenfafst: nQuare omnino 
videtitr rectius, eo poteatatem terrae extendi, quousque tormenta exploduntwr^ 
eatenns quippe cum imperare twn passidere videmur. Loquor awtem de hie temparibuB, 
quibue Ulis machinia tUimur; alioquin generalUer dicendum esset: potestatem 
terrae finiri, u bi finitur armorum vis: etenim haeCj ut diximus, possessionem 
tuetur,* (De dominio maris, cap. 2.) — Stobrk (Beegebiet^ S. 478) will mit 
dieser «aus der Barokzeit stammenden Formel*' brechen. Dieses erstrebenswerte 
Ziel wird aber nicht anders als durch eine internationale Einigung über ein 
bestimmtes MaTs der Seegrenze zu erreichen sein. S. auch unten S. 26, 27. — 
Vgl. femer Visbeb, S. 16df. und im Anhang These II; BiViEB, Principes, S. 147; 
BoNFiLS, S. 491; DE Olivabt, I. S. 158; Labahd, Das Staatsrecht des deutschen 
Reiches* Tübingen und Leipzig 1901, I. § 22 S. 179 Anm. 1. 

*) Obtolan (L S. 158): ^La plus fwie portie de canon selon les progr^ 
communs de Vart ä ehaque ^i>oque^ 

') G. Fr. y. Mabtens (Pr^cis, I. 8. 144): „La conservation du domaine de la 
mer territoriale par la nation riveraine n^est pas subordcmnie ä VitaUiseement et ä 
Ventretien d^ouvrages permanents, tels que batteries ou forts; la souveraineti de la 
mer territoriale n'est pas plus subordontUe ä son mode d^exercice que la souveraineU 
du territoire mime,* Femer Schutarella, S. 8. 

*) Nicht erkennbar ist es, wie das Gericht zu Rotterdam in dem in der 
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8 auf eine sogenannte grofBC Seemeile (marine ieagne). ^) Die Grenze 
findet sich in zalilreichen Staatsvertrl^en, namentlich in Fischeiei- 
konyentionen, femer in Gesetzen, Reglements, Nentralitätserklämngen, 
KapereiTerordnnngen nnd anderweiten Erlassen einzelner Regiemngen. 
Ihr Ursprung ist darin zn finden, dafs man seinerzeit drei Seemeilen 
ab die Grenze der Tragweite yon Geschtltzen ansah. Die betreffenden 
konventionellen Festsetzungen sind ftbr die kontrahierenden Teile unter- 
einander als partikuläres Recht bindend und die reglementarisohen 
haben einen Anspruch auf Anerkennung seitens fremder Staaten, inso- 
fern sie keinen ausgedehnteren Vorbehalt geltend machen, als das 
internationale Recht einräumt.*) 

Im Unklaren lassen aber aUe diejenigen das Verhältnifs, welche 
erklären: das Kttstenmeer erstrecke sich auf Kanonenschufsweite oder 
auf drei Seemeilen vom Strande ab gerechnet Sie erwecken dadurch 
den Schein, als ob durch irgend ein allgemein Yerbindliches, aus- 
drttckliches oder stillschweigendes internationales Abkommen oder durch 
konstante Praxis die Kanonenschufsweite, insofern sie für das inter- 
nationale Seerecht in Betracht kommt, auf dieses Mafs festgesetzt 
worden sei. Die deutschen und zum gröfseren Teil auch die franzö- 
sischen und italienischen Publizisten sind nicht in diesen Fehler ver- 
fallen.*) Die Gleichstellung der Dreimeilengrenze mit der durch die 

Bev. de dr. m. 1889—90 S. 397 f. mitgeteilten Erkenntnis vom 9. Februar 1889 
zu der Annahme kommt, dafs sich das Territorialmeer bis auf eine geographische 
Meile yon der Küste erstrecke. 

*) Ein marine league (lieue marine, legua) ist «> 5555^0 Meter = 2,999 See- 
meilen; eine Seemeile =s 18f>2 Meter. 

*) Übrigens ist auch die Geschütztrafi^weite mehrfach konventionell fest- 
gesetzt; Beispiele führt Du Viokaux (a. a. O. 8. 40f.) an. 

') I^amentlich unterscheidet Bluntsohli (§ 302) scharf die generelle Grenze, 
bestimmt durch die Oeschütztragweite, yon der in einzelnen Akten, festgesetzten 
Dreimeilengrenze; ebenso Hbfftib (8 75); femer KlObbb (§ 130); Oppbnhbim 
(S. 128); Beitrag in Qoltdaxicbbs Archiv Bd. 3 8. 651; Habbubgbb, 8. 25; 
y. Bab, Theorie, §§115, 145. Aus der Praxis s. Erk. des preufs. Obertribunals 
vom 28. November 1866 (Goltdammers Archiv Bd. 15 8. 77f. und Oppbhhoff 
Bechtsprechun^ Bd. 17 8. 667 f.) Gbssnbb (Droit des Neutres 8. 22, 23) kon- 
statiert, dafs das von Btnxbbshobk ausgesprochene Prinzip allgemein adoptiert 
sei, und bemerkt: y,(fe8t jHmrquoi lea droits des riverain$ ont HS augmentis par 
rkwetUion de$ eanons rayfy^*, fÜRt aber hinzu: früher habe man die Tragweite 
in der Regel auf zwei Meilen ffescn&tzt; derzeit nehme man gewöhnlich als Basis 
eine Entfernung von drei Meilen an. Von Franzosen vor allen Obtolam (I. 
8. 15H f., insbesondere 8. 158 und 159), von Italienern 8cHUTrABBLLA (8. 8), der 
die Maximal-Kanonenschulsweite als die wahre und einzig rationelle Grenze 
bezeichnet. Von älteren seien noch erw&hnt J. J. Sürland, Grundsätze des 
Europäischen 8eerechts, Hannover 1750 (§ 483) und G. Fr. v. Mabtbns rPr^ds, 
L 8. 141, 142, auch 399), von neueren namentlich F. v. Mabtbns in dem Aufsatz 
^Le trifnmal^ d^arbitrage de Bari» et la mer territoriale, in der Kev^ k. de dr. i. 

BDI 




par la porth 

du canon ä partir de la lai$$e de ba8$e mer"*. 8. auch über diesen 8treitfall A. £. 
Blbs, L'affaire du „Coita Rica Packet^* et le droit international in der Bev. de 
dr. i. 1896 8. 452f. -^ Zutreffend bemerkt Pi^dbli^vbb (§ 387) mit Bezug auf 
die Dreimeilengrenze: ,,cette meswre n^a rien de ginSral ni d^univered**. 
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Gesehtttztragweite bestimmten Grenze bernht in der Tat nur auf der 
Abstraktion aus einer Reihe teils völkerrechtiieher, teils partiknlar- 
rechtlieber Manifestationen tttr bestimmte Rechtsyerhältnissey also von 
Einzelakten» welche weder der Aosflufs noch der Ausdruck einer ju- 
ristiseh begründeten Anschauung sind. Die neuere britische Praxis hat 
indes, wie die Darlegungen der Regierung gelegentlieh der Verhandlung 
ttber die Territorial Waters Bill in der Sitzung des Oberhauses vom 
14. Februar 1878 ergeben, beide Mafsstftbe identifiziert, und britische 
und amerikanische Publizisten haben denselben Standpunkt einge* 
nommen.') Er findet sich ferner in dem russischen Prisenreglement von 
1869, woselbst es im Art. 21 heifst: „Unter der Bezeichnung freies 
Meer sind die Gewässer zu verstehen, die sich aufserhalb der Tragweite 
der Kttstenbatterieen oder drei Seemeilen vom Strande befinden/' Dem 
gegenüber weist F. von Martbns ^) auf den inneren Widerspruch solcher 
Festsetzungen hin und auf die phrasenhaften Wendungen, mit denen 
man die durchaus gebotene Klarstellung in der diplomatischen Korre- 
spondenz und bei sonstigen Veranlassungen zu umgehen sucht und durch 
welche man nur zur Hebung der bestehenden Verwirrung beiträgt.') 

Anderweit angegebene Mafsstäbe tttr die Ausdehnung des Ktlsten- 
meeres, wie z. B. die Hörweite der menschlichen Stimme von der Küste 
aus, die Wassertiefe, eine Entfernung von zwei Tagereisen und ähnliche 
Kuriosa, bedürfen keines Eingehens. Die Festsetzung der Grenze auf die- 
jenige des fixierbaren Horizontes in einer spanischen Ordonnanz von 1563 
wurde bereits von Btnkershoek als „nimis latum vagumque'^ bekämpft. 
Daftlr ist aber wieder eingetreten de Ratneval^) und neueidings Godet^); 
dieser hebt zur Begründung hervor, wie gerade die mittiere Sehweite 
einen besseren Anhalt biete als die Tragweite der Geschütze, unter- 
stellt aber dabei die nicht zutreflende Voraussetzung stets sichtiger 
Luft, und kommt schliefslich denn auch zu dem Vorschlage, die Seh- 
weite nur als Anhalt für eine ein ftlr alle Male festzusetzende Grenze 
von etwa 6 bis 7 Seemeilen zu nehmen. Abgesehen von dem Mangel 
genügender juristischer Begründung liegt es auf der Hand, dafs mit 
dem sog. fixierbaren Horizont ein einigermafsen sicherer Anhalt nicht 
gegeben wird, sondern die Ausdehnung abhängig ist von dem Stand- 
punkt und der Sehkraft des Beobachters, und dafs sie wechselt mit der 

i) Selbst Philumohbe (I. § 198) erklärt: »But the rule of law may noto be 
con$idered a$ fairlu eatablish^ — namely that this aUol^Ue property and jurisdictUm 
doe$ not extend ufue$§ bv specific provinon of a treaty or an unqueationed usage 
heyond a marine kague (hemg three rnüea) or the distance ofa eannon-shot from m 
ahore at law-tidef*; an einer anderen Stelle (H. § 303) geht er aber davon aus, 
dafs die Souyeränet&t sich auf KanonenschuXsweite erstrecke. S. femer TwiBS, 
Territorial Waters S, 169 und Law of Nations I. § 179; Wheaton, Elements I. 
S. Ib8f.; WooLSBY, 8 56; Calvo, I. § 356; Matzen, S. 73f. 

*) In dem genannten Aufsatz. 

') Der Irrtum findet sich auch dem in der Bev. i. d. dr. m. Bd. 15 
S. 524 f. mitgeteilten Erk. des Civilgerichts in Neai)el vom 5. Juni 1899, wo es 
heilst: ,0» entend communiment par mer territoriale la partie de la mer qve 
rartiUerie des coteapeut tffucacemmt protiger et dSfendre . . . a troia miüea de terrt 
k tir de VartiUerie eat rffleace,* 

*) De la libert^ des Mers, 2 vol. Paris 1811. — J^) S. 20 f. 
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Tageszeit, der physikaliscben Besohafifenheit der Luft und anderen 
UiDBtändeD. ^) 

Wir können aber biemüt die Erörtemngen ttber die rationelle 
Kormalgienie nicbt sohliefsen, weil aocb nocb mitunter in neuerer 
Zeit Ansichten ttber eine Ausdehnung dieser Grenze auftauchen, die 
teilweise sogar ttber die ktthnsten Inanspruchnahmen des Hittelalters 
hinausgehen, anlehnend an die Lehre von Vattel, der grundsätzlich 
zwar anerkennt, dafs nach dem Völkerrecht seiner Zeit das Meer nur 
bis auf Kanonenschufsweite vom Strande ab als eine Fortsetzung des 
Landes anzusehen sei, weiter aber den Satz aufstellt, dafs im allgemeinen 
die Herrschaft des Staates ttber die anliegenden Meere sich soweit 
erstrecke, als es seine Sicherheit erheischt und seine Macht imstande 
ist, sie zu behaupten. Am weitesten geht nach derselben Richtung hin 
Keht.') Obwohl auch er konstatiert, dafs im allgemeinen Kanonen- 
schufsweite den im modernen Völkerrecht anerkannten Mafsstab gebe, 
führt er doch aus, dafs die Vereinigten Staaten von Nordamerika ttber 
das Meer längs Uirer Kttsten im fiskalischen Interesse und aus Ver- 
teidigungsrttcksiohten wohl eine ttber dieses Mafs hinausgebende 
Souveränetät in Anspruch nehmen könnten, und zwar nach zwei 
Bichtungen hin, einmal nach Analogie der von britischer Seite geltend 
gemachten Herrschaft ttber die Königskammem und ferner durch 
Hinausschiebung der durch die Kanonenschulsweite normierten Grenze. 
In ersterer Hinsicht exemplifiziert er die Meeresteile, welche, durch 
Linien zwischen je zwei Landspitzen abgeschnitten, der Jurisdiktion der 
Vereinigten Staaten zu unterstellen sein wttrden, und rechnet dazu u. a. 
denjenigen Teil des Golfs yon Mexiko, der abgegrenzt wird durch eine 
von der Sttdspitze von Florida nach der Mississippimttndung laufende 
Linie. Die Hoheit der Vereinigten Staaten wttrde in diesem Falle sich 
bis auf etwa 180 Seemeilen von der Etlste erstrecken. Im ttbrigen, 
hebt Eent hervor, wttrde es auch die Regierung der Vereinigten 
Staaten nicht unempfindlich bertthren, wenn während eines Krieges 
zvnschen fremden Seemächten die Kttstengewässer, auch aufserhalb 
Kanonenschufsweite, als Operationsbasis fttr Kriegszwecke benutzt wttrden, 
und fttgt hinzu: »^in 1806 cur gowoemmmt thougt ü uxmld not be 
unreasonable cofisidering the extetit of the Unüed StacUes^ the shoalness of 
their eoast and the natural indicaUon ßimühed by the well defined path of 
the Gulf Streanif to expect an immunüy from belligerent warfare, for the 
epaee between that limit and tlie Atneriean shore.^^) 

Grofsbritannien nimmt im Zollinteresse das Kecht der Kontrolle 
durch seine Zollkreuzer bis auf 4 leagues (12 Seemeilen) in Anspruch 
und damit das Recht der Anhaltung und Revision aller innerhalb dieser 
Grenze segehiden, nach britischen Häfen bestimmten Schiffe und im 



^) 8. aach die zutreffende Kritik bei de Lapradblle, a. a. O. S. 3:^0, 331. 

•) I. 8. 291 

■) WooLSST (§ 56) bemerkt dazu: .^Such broad daims have not, U ia believed. 
been much wrgtd, and ^ey are out of chara/cter for a tiation, that hos ever aseerted 
the freedatn of iofub^M yoatert^ as weü as contrary to the epirit of the more recent 
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Falle der Kontrebande oder Defrande die Befagnis zur Aufbringung 
und Aburteilung des betreffenden Fahrzeugs durch ein britisches Gericht^) 
Für die Vereinigten Staaten von Nordamerika vertritt Kent*) dieselben 
Ansprüche, besonders auch hinsichtlich des neutralen Charakters des 
Eüstenmeeres bis zu jener Grenze. 

Weitergehenden Ansprüchen gegenüber führt Hautepeüille') ans: 
^^On a beaucoup discuU sur Pkendue de la mer territoriale; aujcurtrhui 
encore quelques nations donnent ä cette exception un tel dSveloppementf 
qu^dle deviendraü PanSarUiseement du principe mSme de la liberti de la mer. 
La dS/inition de la mer territoriale euffit paar fixer son itendue, Lee eaux 
mariümee ne deviennent territoricUea que lorequ^eUes peuvent etre difendue» 
par le eouvercdn du rivage d^une manikre absolue et permanente; ü n^y a 
donc que Celles qui sont ainsi soumises au joug^ qui acqui^rent cette quaUtS, 
La portie rSelle de la puissance dSfensive est la limite de la mer privie. 
La plupart des peuples dviUsSs ont adopti cette limite; ils regardent comme 
territoriale toute la partie de la mer comprise sous la plus grande portie 
d'un canon plad ä terre. Toutes riclamations fodtes par certaines nations^ 
au~dela de cette limite, sont des pritentions üligitimes, qui ne sauraient 
etre justi/iies.*^ Stoerk*) dagegen tritt für die Berechtigung solcher 
auf jahrhundertelanger staatUcher Übung beruhender Ansprüche ein, für 
welche, wie er meint, das Bedürfnis der einzelnen Staaten mafsgebend seL 

Der Umstand, dafs die Seegrenze des Küstenmeeres von der 
Geschütztragweite jeder Zeitperiode abhängig, also keine konstante 
ist, und dafs die bezügliche Feststellung eine für alle Verhältnisse 
zutreffende nicht sein kann, hat in neuerer Zeit in denjenigen Kreisen, 
die sich eine tunlichst einheitliche Gestaltung der Grundsätze des 
Völkerrechts und eine fortschreitende Beseitigung der auf diesem Gebiete 
herrschenden Rechtsunsicherheit zur Aufgabe gemacht haben, die 
Anregung nahe gelegt, durch Einvernehmen der Seestaaten die Fest- 
setzung einer durch die Meilenzahl ein für alle Male bestimmten Seegrenze 
an Stelle der durch die Kanonenschufsweite limitierten herbeizuführen. 
Insbesondere haben sich die Association for the reform and codification 
of the law of nations und das Institut de droit international mit dem 
Gegenstande befafst. Das Institut empfiehlt in den Rögles sur la 
döfinition et le regime de la mer territoriale^) eine Bestimmung der See- 
grenze auf 6 Seemeilen, jedoch mit dem Vorbehalt, dals im Kriegsfalle der 
neutrale Uferstaat das Recht haben soll, durch die Neutralitätserklärung 
oder durch besondere Bekanntgabe seine neutrale Zone darüber hinaus 
bis auf Kanonenschufsweite festzusetzen. Hiermit ist wenigstens die 
Grundlage für eine autoritative Regelung gewonnen, beruhend auf 
wissenschaftlichen und praktischen Erwägungen. Die niederländische 
Regierung nahm auch alsbald (1895) Veranlassung, durch eine Kollektiv- 
note einen internationalen Kongrefs zur Beschlufsfassung über eine 
einheitliche Normierung der Grenzen des Küstenmeeres unter Zugrunde- 

») 9 Geo. m. c. 35 und 24 Geo. III. c. 47 (Hoverings Acts). 

«) I. S. 31, 32. - •) Hifltoire, S. 20 f. 

*) Seegebiet, 8. 477; ebenso Neqbopontks, 8. 12. 

*) Annuaire 1894/1895 8. 328 f. 
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legang jener Vorschläge mit einer Modifikation ftlr den Kriegsfall in 
Anregung za bringen. Als Norm wurde ebenfalls empfohlen eine Grenze 
von ß Seemeilen^ mit einer Ausdehnung jedoch der neutralen Zone fOr 
die kriegerische Aktion auf 12 Seemeilen. Einen Erfolg hatte die 
Aufforderung nicht. Es bleibt also dabei, dafs, bis eine allgemeine 
internationale Vereinbarung getroffen sein wird und soweit nicht etwa 
besondere Vereinbarungen bestehen, jedem Staate die Bestimmung der 
Grenze bis zur Kanonensehufsweite zusteht 

II. QetcbbsMie Meere. 

Der Vorbehalt findet seine Begründung in der geographischen 
Gestaltung gewisser Meere und Meeresteile in ihrem Verhältnis zu den 
Grenzen der Uferstaaten. Auch nach dieser Richtung hin sind vielfach 
Ansprüche geltend gemacht worden, die weit Über die rationelle Be- 
gründung hinausgehen. Das Kriterium eines desfallsigen Exklusivrechts 
kann nur sein: entweder die Möglichkeit der konstanten Ausübung einer 
Herrschaft oder die Nichtexistenz einer Verbindung solcher Seegebiete 
mit dem Weltmeere. Liegt weder die eine noch die andere dieser 
beiden Voraussetzungen vor, so kann niemals von einem Eigentumsmeer 
die Rede sein, und von einer eingeschränkten Gebietshoheit auch nur 
so weit, als solche konventionell oder observanzmäfsig anerkannt ist. 

Diejenigen geschlossenen Meere, welche völlig vom Weltmeer 
getrennt, d. h. von demselben aus nicht mittels einer natttrlichen Meeres- 
strafse fttr Schiffe zugänglich sind, bezeichnet man als Binnenmeere,^) 
im Gegensatz zu denjenigen Gewässern, die durch eine Meerenge, welche 
von dem anliegenden Staate bezw. den anliegenden Staaten ans tatsächlich 
beherrscht werden kann, zugänglich sind, und zu solchen Meerengen 
selbst Liegen Binnenmeere ganz innerhalb der Grenzen eines Staates, 
so ist das Rechtsverhältnis von selbst gegeben; dieser Staat hat alsdann 
ein uneingeschränktes Eigentumsrecht. Anders, wenn verschiedene Staaten 
an solche Meere grenzen; hier liegt ein Miteigentum vor, und nur auf 
die an die Küsten grenzenden Meeresstriche werden die allgemeinen 
Grundsätze vom Kttstenmeer Anwendung erleiden müssen. Modifikationen 
finden statt, wenn und so weit sich der eine Teil zu Gunsten des 
anderen seines Miteigentums, seiner Gebietshoheit oder seines Nutzungs- 
rechts begeben hat. 

Ein durch eine oder mehrere Meerengen vom Weltmeer 
ans zugängliches Meer oder ein solcher Meerbusen dagegen 
kann nur dann als Eigentumsmeer anerkannt werden, wenn alle seine 
Ufer demjenigen Staate gehören, welcher auch Herr der Ufer des 
Einganges ist, und wenn dieser Eingang so eng ist, dafs er von den 
Ufern aus durch Kanonen beherrscht werden kann.*) 



') ,Mer int^rieore' im Gegensatz zu ,mer fermäe*. S. Bonfils, §§ 49^ bis 505. 

*) Den Bbbb Poortuoabl (S. 59) übersieht bei der Betrachtang dieses Satzes 
der ersten Auflage, daXs das Schwarze Meer und die Ostsee diesseits als ge- 
schlossene Meere im weiteren Sinne, nicht aber als Eigentums- (Binnen-)Meere 
angesehen werden. — Hautefbuillb (Histoire S. 21) bemerkt: ,,Cdte dinominatUm 
(mers fermSe$) ne peut etre appliguSe qu'oMX portions de mer 8'avanQant yrofcnr 
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Die in Rede stehende ExklnBirberechtignng ist indes keineswegs 
iB allen Fällen eine absolute. In dieser Hinsicht sind von besonderer 
Wichtigkeit die Verhältnisse des Schwarzen Meeres und des Marmara- 
Meeres mit seinen Engen, von anderen Gesichtspunkten aus nicht 
minder diejenigen der Ostsee. 

A. Das Schwarze Meer. 

In älteren Zeiten sah man das Schwarze Meer, weil es ganz von 
türkischem Gebiet eingeschlossen war, als Eigentumsmeer der Tttrkei, 
später als gemeinschaftliches Eigentum der Türkei und Rufslands an.^) 
Von hervorragendster Bedeutung sind die Festsetzungen der Artikel 
11 bis 14 des Pariser Friedensvertrages vom 30. März 1856, dessen 
Hauptziel, nämlich die Erlangung wirksamer Garantieen für die Aufrecht- 
erhaltung der Unabhängigkeit und Integrität des Ottomanischen Reiches 
Ruisland gegenüber, sich in ihnen am klarsten abspiegelte. Diese Fest- 
setzungen, durch welche die Macht Rufslands der Türkei gegenüber 
auch fttr die Zukunft in empfindlichster Weise lahm gelegt werden sollte, 
lassen sich dahin zusammenfassen: 

1. Das Schwarze Meer wird für neutral erklärt und mit seinen 
Gewässern und Häfen den Kauffahrteischiffen aller Nationen zum freien 
Handelsbetriebe geöfihet, fttr Kriegsschiffe aller Nationen einschliefslich 
der Uferstaaten dagegen dem Verkehr entzogen (Art. 11 und 12). 

2. Ausnahmsweise wird es Rufsland und der Ttlrkei freigestellt, für 
den Küstendienst eine beschränkte Anzahl kleinerer Kriegsfahrzeuge zu 
unterhalten, nämlich 6 Dampfer von 50 m Länge in der Wasserlinie 
und einem Maximalgehalt von 800 Tons und 4 leichte Dampfer oder 
Segelfahrzeuge mit einem Maximalgehalt von je 200 Tons (Art. 14 und 
Anhang U). 

8. Jeder der Vertragsmächte steht die Stationierung von zwei 
leichten Kriegsfahrzeugen an den Donaumündungen, behufs Mitwirkung 
bei Aufrechterhaltung und Durchführung der Donau-Schiffahrtsreglements, 
frei (Art. 19). 

4. Infolge der Neutralisierung des Schwarzen Meeres wird die Er- 
haltung oder die Anlage militärisch-maritimer Arsenale an den Küsten 
desselben als unnötig und gegenstandslos erklärt, und verpflichten sieh 
Rufsland und die Türkei, davon Abstand zu nehmen (Art. 13). 

Die Bedeutung dieser Einschränkungen für die maritime Macht- 
stellung Rufslands liegt auf der Hand,^) und so erklärt es sich, dals die 

dhnent dana les terres, et ne communiquant avec lea partiea libres que pwr un ditrait 
a8Bez reaserri paur Ute commandl par U8 forcea des deux rivea. II fautj de pit», 
pour qü'une mer seit ridUment fermh, qnte tou» aes rivagea et lea deux cotia de a<m 
entrle aoient aownia au meme aouverain. Loraque cea deux canditiona aont rSimiea, 
une pareüle mer^ qudle que aoit aon itendue, eat rhputU territoriale; eile eat la 
proprUtS eoccluaive de la nation qui rigne aur aea rivea. Mala du moment oü le 
littoral appartient ä pluaieura aouveraina, aucun d'eux, paa meme le propriitaire dea 
deux ^09 du dStroit, n*a le pouvoir de fermer le paaaage.** 

^) Über die Verhältnisse bis 1856 s. Hautefeuillb, Questions, S. 2 f. 

>) BoNFiLS (§ 502) bemerkt dazu: „La neutraliaation de la mer Noire StaU 
une comHnaiaon condamnU par avance ä une exiatence de cowrte dwrie. ün 
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nuaiBohe Segienmg im Jahre 1870, sobald infolge der deutschen Siege 
Frankreichs politischer Einflofs zeitweise zorttckgedrängt war, sich von 
denjenigen Festsetzungen des Pariser Vertrages, durch welche seine 
SoaverSnetätsrechte im Schwaizen Meer beeinträchtigt wurden, lossagte, 
insbesondere auch von der Spezialkonvention zwischen Ruisland und 
der Pforte, welche der Bestimmung des Artikels 14 zu Orunde lag. Zur 
Begründung wurde auch darauf hingewiesen, dafs die betreffenden 
Stipulationen, wie überhaupt die Festsetzungen des Pariser Vertrages, 
vielfach von anderer Seite verletzt worden seien; u. a. wurde als solche 
Verletzung angedeutet die Zulassung eines Osterreichischen Oeschwaders, 
bestehend aus drei Kriegsschiffen, gelegentlich des Besuches des Kaisers 
von Osterreich, vor Konstantinopel (vgl. unter B). Die Vertragsm&chte, 
mit Ausnahme von Preufsen, protestierten gegen das Vorgehen Rufs- 
lands; Preufsen regte aber eine Konferenz behufs Vermittelung an.') 
Dieser Vorschlag fbhrte zu einer sogenannten Revision des Pariser 
Vertrages hinsichtlich der auf die Schiffahrt im Schwarzen Meere und 
auf der Donau bezüglichen Bestimmungen. Das Ergebnis der zwischen 
den Vertragsmächten in London stattgehabten Konferenz ist niedergelegt 
in dem Vertrage vom 13. März 1871. Es wird in diesem Vertrage das 
Prinzip der Neutralität des Schwären Meeres fallen gelassen ; die Artikel 
11, 13 und 14 und die Spezialkonvention zu letzterem werden auf- 
gehoben; die Freiheit des Seehandelsverkehrs für die Handelsschiffe 
aller Nationen wird von neuem ausgesprochen.*) 

B. Der Bospopus und die Dardanellen. 

Diese Meeresstrafsen stehen unter der Territorialhoheit der Türkei, 
welche sie von beiden Ufern aus beherrscht. Hieraus durfte die Türkei 
das Recht herleiten, die Passage durch die Engen zu gestatten oder zu 
versagen, solange sie die unbeschränkte Herrin aller Ufer des Schwarzen 
Meeres war. Nachdem aber die nördlichen Ufer an Rufsland gefallen 
waren, konnte ein solches Exklusivrecht nicht fernerhin aufrecht erhalten 
werden; es wurde denn auch gegen Ende des 18. Jahrhunderts die 
Freiheit des Handelsverkehrs durch die Strafsen seitens der Pforte an- 
ericannt. Dagegen nahm der Sultan nach wie vor das Recht in Anspruch, 
den Kriegsschiffen aller Nationen das Einlaufen in die Meerengen zu 
untersagen, ohne dabei auf nennenswerten Widerstand zu stofsen.') 
England insbesondere unterwarf sich in dem Friedensvertrage von 1809. 
Eine weitere Anerkennung erfolgte durch die Londoner Konvention vom 
13. Juli 1841 (Convention des d6troits), in welcher der Sultan seine 

pnismnt empire daui d'une grande force d^eafontionj comme la Bu98ie, ne ge Iai89e 
pas tinpoger pmdant un lang temp$ de$ BtmntyAeB xncompatiJbleB avec 9a difniU et 
avee8mi$Mfindanee.'* 8. aachDs H., Busda and the treaty of 1856. Berhnld70. 

^) S. die amtlichen Schriftstücke, betr. die Pontiu-Frage, im Staatsarchiv 
(Aiaioi und Klauhold) Bd. 20 No. 4222—4286. 

*) Die Stipulationen sind durch den Berliner Vertrag zwischen Deutsch- 
land , Österreich-Ungarn, Grofshritannien, Italien, Bufsland und der Türkei vom 
13. Juli 1878 nicht ge&ndert (Art. 63). 

*) Über. Anerkennung dieses Bechts im 18. Jahrhundert s. die Angaben 
bei Hbilbobh, S. 49. 
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Absicht erklärte, in Zukunft das unwandelbare Prinzip, dafs die Strafsen 
den Kriegsschiffen aller Nationen verschlossen sein sollen, als einen 
uralten Satz seines Reiches in Ausführung zu bringen, unter dem Vor- 
behalt des Kechts, für leichte Kriegsfahrzeuge, die fUr den Dienst der 
Gesandten befreundeter Mächte bestimmt sind, privilegierende Firmane 
auszustellen. Eine fernere Bestätigung fand das Prinzip in dem Artikel 10 
des Pariser Friedensvertrages von 1856 in Verbindung mit der Anhangs- 
konvention. Es wird hier zunächst ausgesprochen, dals die Signatar- 
mächte sich der „alten Begel", nach welcher diese Meerengen fremden 
Kriegsschiffen verschlossen sind, solange die Türkei sich im Friedens- 
zustand befindet, unterwerfen, jedoch mit folgenden Mafsgaben: 

1. Der Sultan behält sich das Recht vor, leichten Kriegsfahrzeugen 
für den Dienst der Gesandtschaften der befreundeten Mächte einen 
Passagefirman zu erteilen. 

2. Ingleichen sind ausgenommen die beiden Fahrzeuge, welche 
jeder der kontrahierenden Teile nach der Donaumtlndung entsenden darf. 

In dem Londoner Vertrage vom 13. März 1871 ist dieses Prinzip 
zwar aufrecht erhalten worden, aber mit der Mafsgabe, dals der Sultan 
die Machtvollkommenheit haben soll, die Meerengen in Friedenszeiten 
den Kriegsschiffen der befreundeten und alliierten Mächte zu öfinen, 
falls die Hohe Pforte solches ftlr nötig erachten sollte, um die Aus- 
ftlhrung der Stipulationen des Pariser Vertrages von 1856 sicher zu 
stellen.*) g' 

An dieser letzteren Einschränkung hat indessen die türkische 
Regierung nicht streng festgehalten. Bereits im Jahre 1868 war einem 
Osterreichischen Geschwader, mit welchem der Kaiser von Osterreich 
einen Besuch in Konstantinopel abzustatten beabsichtigte, die Durchfahrt 
durch die Dardanellen bewilligt worden, und es nahm bei diesem Anlals 
der Sultan ftlr sich grundsätzlich das Recht in Anspruch, eine solche 
Konzession zu erteilen, sobald ein Souverän oder der Chef eines un- 
abhängigen Staates eingeschifft sei.^) In einer den Gegenstand er- 
örternden Erklärung des österreichisch-ungarischen Reichskanzlers vom 
22. Dezember 1870 ^) wurde ausgefhhrt, wie Kriegsschiffe, die bei einem 
Höflichkeitsbesuch lediglich zum Ehrendienst des Souveräns bestimmt 
sind, gewissermafsen vorübergehend ihren vorwiegenden Charakter als 
Kriegsschiffe verlören. 

In ähnlichen Fällen wurde auch in der Folge entsprechend ver- 
fahren und bei gegebener Veranlassung seitens der tflrkischen Re- 
gierung fremden Kriegsschiffen das Passieren der Dardanellen gestattet, 
so im Jahre 1898 aus Anlafs des Besuches des deutschen Kaisers in 
Konstantinopel fllr die kaiserliche Yacht „HohenzoUem'^ und die sie 
begleitenden Kreuzer „Hertha^' und „Heia'', und 1901 für das Schul- 
schiff „Charlotte'' zum Zweck des Besuches eines an Bord ein- 
geschifften Mitgliedes des deutschen Kaiserhauses in KonstantinopeL 

*) Diese Bestimmungen werden durch den Vertrag vom 13. Juli 1878 
gleichfalls nicht berührt. 

*) Türkische Note vom 28. September 1868, im Staatsarchiv Bd. 16 No. 3558. 
') Daselbst Bd. 20 No. 4239. 
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C. Die Ostsee. 

Die SouTeräoetät, welche die dttnische Krone seit dem 14. Jahr- 
hundert ttber den Oeresnnd und die Belte in Ansprach nahm nnd 
das daraus hergeleitete Recht zar Erhebung von Zöllen von durch- 
fahrenden Schiffen fremder Nationalität ist von jeher ein Gegenstand 
von Differenzen mit auswärtigen Mächten gewesen ; der Widerstand der 
Hansestädte, namentlich Lübecks, filhrte zu mehrfachen Kriegen mit 
wechselnden Erfolgen. Vielfach fanden aber die dänischen Ansprüche 
auch stillschweigende und ausdrückliche Anerkennung, letztere freilich 
meistens nur ^nach einem für Dänemark glücklichen Ausgange der 
Fehden. Als Äquivalent leistete Dänemark den Schutz gegen Piraten 
und die Errichtung und Erhaltung der Seezeichen; nach gründlicher 
Beseitigung des Piratenwesens in der Ostsee kam nur noch der zweite 
Punkt in Betracht. Als im Jahre 1658 durch den Vertrag von Roes- 
kilde Schonen auf die schwedische Krone überging, behielt sich 
Dänemark die Herrschaft ttber den Sund vor. Dieses Recht fand in der 
Folge auch in der Doktrin und in der Praxis verbreitete Anerkennung. ^) 
Die ausschliefsliche Herrschaft der dänischen Krone ttber den kleinen 
Belt hat durch die Trennung des Herzogtums Schleswig von Dänemark 
seine Erledigung gefunden. 

Schon vorher war gegen die Erhebung von Schiffahrtsabgaben von 
den die Engen passierenden Schiffen seitens verschiedener Mächte 
Protest erhoben worden. Namentlich hatte seit dem Jahre 1848 die 
Begierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika erklärt, dafs sie 
den Anspruch der dänischen Krone, als dem Prinzip der freien Schiff- 
£ahrt zuwiderlaufend, nicht femer respektieren werde;*) andere Mächte 
folgten diesem Vorgange, wenn auch in weniger peremtorischer Weise. 
Die Verhandlungen zwischen Dänemark und einem grofsen Teile der 
europäischen Seestaaten ftlhrten schliefslich zu dem Vertrage vom 
14. März 1857. In demselben versteht sich Dänemark zur Verzioht- 
leistung auf die Erhebung von Abgaben irgend welcher Art von den 
Handelsschiffen der kontrfüiierenden Mächte beim Passieren der Meer- 
engen sowie auf die Austtbung eines Untersuchungsrechts und ver- 

^) 8. u. a. Phillimobi, I. § 179. Whbaton, Elements, I. 8. 173 und 
Histoire, I. 8. 205 f., wo eine ausführliche historische Darstellung der Rechts- 
yerhaltnisse gegeben wird; femer Matzbn. 8. 75. 

*) In seiner Botschaft von 1855 hoD Präsident Pierce hervor: Wenn die 
Vereiiugten 8taaten sich der Zahlung des Zolles nicht unterwerfen wollen, so 
komme dabei nicht so sehr die H6he der Abgaben in Betracht, die von sekun- 
därer Bedeutung sei, als der Umstand, dals in der Leistung tatsächlich die An- 
erkennung der Berechtigung Dänemarks Uege, eine der grofsen internationalen 
Seeyerkehrsstrafsen als gesdkloesenes Meer zu behandeln und daffir denjenigen, 
welche sie benutzen, einen Tribut aufzuerlegen. «Wenn die Zahlung des Sund- 
zolls*, heilst es sodann, «sich auch von den ehedem den Barbareskenstaaten 
des Mittelmeeres bewilligten Tributen unterscheidet, so ist doch die Eintreibung 
rechtlich ebensowenig begründet; beide waren ursprünglich nichts als eine Auf- 
lage auf ein allgemeines natürlidies Recht, erprefst von denjenigen, die derzeit 
in der Lage waren, dessen freien und sicheren Genufs zu hindern, die aber jetzt 

Macht nicht mehr besitzen.* 
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pflichtet sich zur Unterhaitang der Leachtfeuer and sonstigen Seezeichen 
längs der dänischen Kttsten, in den dänischen Häfen etc., welche zar 
Erleichtemng der Schiffahrt im Kattegat, im Sand and in den Belten 
dienen, and zur Verbesserung des Seezeichenwesens. Es wird ferner 
das Lotsenwesen bezüglich fremder Schiffe geregelt; insbesondere soll 
kein Zwangslotsentam stattfinden; Schiffe, die keinen Lotsen nehmen, 
sollen auch frei von Lotsenabgaben sein. Als Entschädigung wurde 
Dänemark der Betrag von 30476325 Rigsdaler bewilligt, welcher unter 
den Kontrahenten nach Verhältnis repartiert wurde. Diese Abfindung 
ist also nicht etwa eine Entschädigung ftlr aufgegebene Souveränetäts- 
rechte — ein solcher Verzicht ist nicht erfolgt — ^ sondern die 
Schadloshaltung fbr die künftigen Kosten der Dänemark obliegenden 
Leistungen, insbesondere der Erhaltung und Errichtang von Seezeichen.') 
Die Regierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika hatte die 
Teilnahme an dieser Vereinbarung abgelehnt, schlofs aber schon am 
11. April desselben Jahres mit Dänemark einen Sondervertrag, in 
welchem letzteres gegen eine Abfindungssumme von 717829 Rigsdaler 
die Ostsee als ein amerikanischen Schiffen geöfihetes Meer erklärt und 
sich zur Erhaltung der Seezeichen sowie zur Gestellung von Lotsen 
gegen einen bestimmten Betrag verpflichtet 

Der Verzicht Dänemarks auf seine finanziellen Ansprüche den die 
Meerengen passierenden Schiffen gegenüber erstreckt sich seitdem in 
seiner Wirksamkeit auch auf die Schiffe solcher Staaten, die an den 
Konventionen nicht beteiligt waren. ^) 

Die Frage der Zulässigkeit einer Neutralisierung der Ostsee im 
Falle eines Krieges wird im § 33 III. behandelt werden. Dem fried- 
lichen Seehandelsverkehr aller Nationen ist die Ostsee jederzeit geöffnet. 

III. Hifen, Reedei, MeereteiRbrtche Md FlorsaladMgeB. 

Diese Wassergebiete gelten, unabhängig von ihrer Konfiguration 
und Ausdehnung, als eigentümliche Gewässer der Staaten, za welchen 
sie ihrer Lage nach gehören.'^) Hierher sind insbesondere auch za 
rechnen die Haffis der preufsischen und pommerschen Küste, die Watten- 
meere der Nordseeköste, femer kleinere Meerengen, die nur für die 
nationale Schiffahrt in Betracht kommen, wie z. B. die Enge zwisiSliefi 
dem englischen Festland und der Insel Wight (The Solent), der Ais- 
sund, der Fehmamsund, der Kalmarsund and zahlreiche ähnliche Ge- 
biete. Was insbesondere die Wattenmeere betrifft, so bilden die sie nach 
See zu abgrenzenden Inseln die Linie, von der aus die Landgrenze 
des Küstenmeeres zu berechnen ist, und zwar die westfriesischen von 
Holland, die ostfiriesischen und nordfriesischen von Deutschland; diese 
Inseln sind als vorgeschobene Teile des Festlandes anzusehen, mit dem 
sie einst verbanden waren. 



^) Qegen diese Auffassung, welche auch Stobbk (Das offene Meer, S. 497) 
teilt, wendet sich Hbilbobk, S. 50 f. 

*) «Die Häfen . . . sind ein £igenthum des Staats.* Pr. Allg. Landrecht Th. 2 
Tit. 15 § 60; ebenso Code civil Art. 538. — S. darüber auch Orbsp, I. S. 34 f. 
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Flnfsmündungen und HaiFs werden, unabhängig von ihrer Ans- 
dehnnng, den Binnenmeeren gleich geachtet') Ebenso werden anch 
die in and vor solchen Mündnngen belegenen Inseln als ein Teil des 
(xebietes dieser Staaten angesehen, auch wenn sie nicht okkupiert 
sind; sie gelten, wie die Inseln vor den Wattenmeeren, im Sinne des 
internationalen Rechts als zum Festlande gehörig, und erst von ihnen 
ab beginnt das Kttstenmeer. 

iV. Britiart MaartskicMM. 

Die Inanspruchnahme gewisser Staatshoheitsrechte Über solche 
IWeeresbuchten, die nicht zu den unter I , U. und IIL bezeichneten See- 
gebieten gehören, hat zuweilen ausdrückliche oder stillschweigende An- 
erkennung gefunden, weit häufiger ist aber gegen ihre Berechtigung 
Einspruch erhoben worden. Von einem Eigentumsrecht an solchen 
Meeresteilen kann nicht die Rede sein. Hervorzuheben sind: 

a) Buchten, deren Breite, von den äufsersten Punkten des Landes 
beziehungsweise den Sandbänken ab gerechnet, höchstens 10 See- 
meilen beträgt.-) Diese Definition findet sich zuerst im Artikel 9 des 
englisch-französischen Vertrages vom 2. August 1839, betreffend die 
Kanalfischerei; sie ist in der Folge in eine Reihe von Konventionen 
und Erlassen, die Berechtigung zur Fischerei in nationalen Gewässern 
betreffend, übergegangen, so auch in den Internationalen Vertrag, be- 
treffend die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee aufser- 
halb der KUstengewässer vom 6. Mai 1882, in welchem Art. 2 be- 
stimmt: „Die Fischer jeder Nation sollen das ausschliefsliche Recht 
2um Betrieb der Fischerei haben in dem Gebiete bis zu drei Seemeilen 
Entfernung von der Niedrigwassergrenze, in der ganzen Längenaus- 
dehnung der Küsten ihres Landes und der daran liegenden Inseln. 
In den Buchten ist das Gebiet der drei Seemeilen von einer geraden 
Linie ab zu rechnen, welche in dem, dem Eingang der Bucht zunächst 
gelegenen Theile von einem Ufer derselben zum anderen da gezogen 
gedacht wird, wo die Öffnung zuerst nicht mehr als zehn Seemeilen be- 
trägt.^' Unter Seemeilen ist hier der 60. Teil eines Breitengrades zu 
verstehen (Art. 3). 

b) Die Ansprüche der britischen Krone, betreffend die Ausdehnung 
ihrer Territorialhoheit auf die gröfseren Buchten, Golfe und Kanäle um 
Orofsbritannien und Irland, die sogenannten narrow seas und adjoining 
seas, haben dagegen niemals eine allgemeine Anerkennung gefunden, 
und wenn auch in einzelnen Fällen die Macht der Verhältnisse eine 
einspruchslose Hinnahme solcher Prätentionen mit sich brachte, so darf 
daraus deren Berechtigung nicht hergeleitet werden. Einseitige Inan- 
spruchnahme von Rechten, selbst wenn solche von anderen Staaten, sei 
«8 aus Konnivenz, sei es aus Mangel an Macht, einen Widerspruch 
durchzuführen, nicht angefochten werden, kann niemals denjenigen gegen- 



^) 8. auch das Erk. des preuls. Obertribunals Tom 28. Novemher 1866 
<G0LTDAM1IB£S Archiv, Bd. 15 8. 77 f.) 

*) HiFFTBB (Gbffckkh), § 76; FiBLD, § 8]. 

P«r«U, laUraaiioBalM S«6reehi 9. krag. 3 
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über, welche sich nicht ausdrücklich oder durch koDklndente Akte 
nnterworfen haben, präjadizierlich werden. Fbillimore*) erklärt zwar: 
ifTlie exelusive right of tlie British Crown to the Bristol C/iannel between 
Irdand and Great Britatn {mare hibernicxim^ canal de Saint- 
George) and to the Channel between ScoÜand and Ireland is ineontested*^ ; 
unbestritten ist dieses vermeintliche Exklusivrecht aber nur in der 
Doktrin der englischen Publizisten; anderweit wird ihm die Anerkennung^ 
versagt. So bemerkt Woolsey:*) „Great Brüain long claimed mpre- 
macy in Hie narrow seas adjoining that islamL But the claim, although 
cheaply satisßed by paying certain honors to Hie British flag^ was not uni- 
formly acquieseed in, and has fallen into desuetude. And if it had been 
urged and admitted in former times, the force of tlie prescription wouhl be 
broken by tlie plea that- Hie views of the world^ in regard to the freedom 
of commerce, have become much more enlarged." 

Aufser über die vorgedacbten Gewässer, also namentlich den 
Bristol Channel, den St. Georgs Channel, den St. Patricks Channel und 
die Irish Sea, und in demselben Sinne hat Grofsbritannien die Souve- 
ränetät, insbesondere die Jurisdiktion, in Anspruch genommen über die 
Meereseinschnitte zwischen je zwei Landspitzen (headlands) bis zu der 
Linie, mittels welcher diese Landspitzen verbunden werden können; 
diese Buchten werden Königskammern (Kings beziehungsweise Queens 
Chambers) genannt. Ähnliche Rechte hat auch die Regierung der Ver- 
einigten Staaten hinsichtlich der gröfseren Buchten an der nordameri- 
kanischen Küste prätendiert, so im Jahre 1793 ein Eigentumsrecht an 
der Delaware - Bay. Kent*) tritt für diese Ansprüche ein. Auch 
Wheaton*) erachtet die Jurisdiktionsgewalt der britischen Krone in 
solchen Gewässern als durch Gewohnheitsrecht begründet; er über- 
sieht, dafs ein solches Exklusivrecht durch Ersitzung nicht erworben 
werden kann. 

Vielfach wird auf diesem Gebiete die im Interesse eines sicheren 
Verkehrs zugelassene Ausübung gewisser seepolizeilicher Befugnisse 
mit dem Souveränetätsrecht und der daraus abgeleiteten Jurisdiktions- 
- gewalt zusammengeworfen. Kennzeichnend für die neuesten englischen 
Anschauungen ist es, dafs die Territorial Waters Jurisdiction Act,. 
1878 die Inanspruchnahme eines Jurisdiktionsrechts auf das Küsten- 
meer bis zur Dreimeilengrenze beschränkt Die Erörterungen über 
diese Beschränkung bei den Verhandlungen über die Bill im Oberhause 
liefern den Beweis, dafs auch die britische Regierung es für bedenklich 
erachtet hat, den Anspruch auf ein Jurisdiktionsrecht in den vorgedachten 
weiteren Grenzen, dem Standpunkt der modernen Anschauungen über 
die Freiheit des Meeres gegenüber, aufrechtzuerhalten. 

Die Sonderansprüche der britischen Krone hatten wenigstens die 
jahrhundertelange stillschweigende oder durch konkludente Handlungen 
bezeugte Anerkennung für sich. Für die viel weitergehenden nord- 
amerikanischen Ansprüche können aber nicht einmal diese Umstände 



») § 189. - ») § 6a 

•) I. S. 29 f. — *) Elemente, I. S. 170. 
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geltend gemacht werden. Zu welchen Ergebnissen man aber kommt, 
wenn man den Kommentatoren des amerikanischen Rechts folgt, kann 
man ans dem für die Vereinigten Staaten autoritativen Werke Kekt's 
Commentaries on American Law ersehen. Eent sucht auszuftthren (s. 
oben S. 25), dafs sich die Hoheitsgewalt der Vereinigten Staaten ttber 
den nördlichen Teil des Golfs von Mexiko, abgegrenzt durch eine Linie 
Yon der Sfldspitze Floridas nach der Mississippimttndung, das sind etwa 
900 Kilometer, erstrecke. 

V. KMktrriertade 6eMettl0ltit. 

Eine solche kommt namentlich bei Meerengen und Flufsmtindungen 
in Betracht Man wird, soweit nicht observanzmäfsig oder konventionell 
eine Begrenzung der Rechte und Pflichten feststeht, analog wie bei der 
Flufsgrenze, die Mittellinie der Meerenge als die Grenze der SouveränetMt 
anzusehen haben.') 

VI. Rtcbtt ii MrtiMalM Qmrisieni. 

Der Inhalt der Rechte, welche einem Staate in den von ihm 
beherrschten Meeresteilen zustehen, umfalst insbesondere:') 

1. Den ansschliefslichen Betrieb der Kttstenfrachtfahrt für nationale 
Schiffe. Schiffe fremder Flagge werden nur zugelassen auf Grund 
alten Herkommens, von Staatsverträgen oder einseitiger Bewilligung.^; 

') Über die Begrenzung des Öresundes enthält der Artikel von Bajbr „En 
danBk-flvensk ForBvan«ag" in der Tidskrift for Sevesen Bd. 22, l^i88, 8. 126 f. 
nähere Angaben. — Bldmtschu (§ 30J) stellt die Regel auf: ,Wenn zwei Staaten, 
welche an das freie Meer grenzen, einander so nahe sind, daXs der Küstensaum 
je des einen Staates in den Küstensaum des anderen hinüberreicht, so sind sie 
verpflichtet, einander in dem gemeinsamen Gebiet wechselseitig den Küstenschutz 
zuzugestehen oder über eine Scheidelinie sich zu vereinbaren.* 

*) Die nachfolgende Aufz&hlung soll keine erschöpfende sein und kann 
es auch, wie Stobbk (Seegebiet, S. 471) zutreffend hervorhebt, nicht sein, da 
,die Grenzen der sachlichen Zuständigkeit des Uferstaates soweit reichen, al» 
die staatliche Verwaltungstätigkeit Überhaupt zu reichen vermag/ 

') Das deutsche Gesetz, betreffend die Küstenfrachtf ahrt, vom 22. Mai 1881 
(R-G.-Bl. S. 971) bestimmt: 

8 1. 
Das Recht, Güter in einem deutschen Seehafen zu laden und nach einem 
anderen deutschen Seehafen zu befördern, um sie daselbst auszuladen (Küsten- 
frachtfahrt), steht ausschlierslich deutschen Schiffen zu. 

§ 2. 
Ausländischen Schiffen kann dieses Becht durch Staatsvertrag oder durch 
Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesrats eingeräumt werden. 

§3. 

Der Führer eines ausländischen Schiffes, welcher unbefugt Küstenfracht- 
fahrt betreibt, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark bestraft. 

Neben der Geldstrafe kann auf Einziehung des Schiffes und der unbefugt 
beförderten Güter erkannt werden, ohne Unterschied, ob sie dem Verurtheilten 
gehören oder nicht. 

Der § 4*i des Strafgesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 

3* 
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2. Den ausschliefslichen Betrieb der Küstenfischerei bezüglich aller 
Meeresprodukte, als Fische, Muscheln, Korallen, Perlen, Seegras etc. 
für Staatsangehörige J) Die Zulassung Fremder zur Kttstenfrachtfahrt 
schliefst die Berechtigung zum Betriebe der Küstenfischerei nicht ein; 
diese kann nur erworben werden durch besondere Bewilligung, soweit 
sie nicht etwa durch Staatsvertrag begründet ist; Abmachungen dieser 
Art über die gegenseitige Zulassung der Angehörigen der kontrahierenden 
Teile sind seit dem 15. Jahrhundert in zahlreichen Verträgen, so im 
Jahre 1459 durch den Londoner Traktat zwischen König Heinrich VII. 
von England und Erzherzog Philipp von Osterreich, als Grafen yon 
Holland und Seeland, vereinbart worden.-) 

3. Die Ausübung der Jurisdiktionsgewalt mit den aus dem Wesen 
der internationalen Rechtsbeziehungen sich ergebenden Einschränkungen. 
S. §§ 13, 14, 15. 

4. Die Handhabung der Polizeigewalt, namentlich der Sicherheits- 
und Sanitätspolizei. S. daselbst und § 23. 

5. Die Regelung des Lotsenweseus und der Seezeichen. 
G. Die Zollkontrolle. 

7. Die Regelung der Strandungsangelegenheiten. 

8. Die Festsetzung des Seeceremoniells. 

Diesen Rechten entsprechend liegen den Seeuferstaaten fremden 
Schiffen gegenüber, welche sich in ihren Hoheitsgewässern befinden, 
gewisse Pflichten ob, besonders die Gewährung von Schutz gegen 
Rechtsverletzungen, im Frieden sowohl wie im Ejriege; namentlich hat 
in Kriegszeiten ein neutraler Staat, neben dem Anspruch auf Respektierung 
seines maritimen Gebietes seitens der Kriegführenden, die Pflicht, 
kriegerischen Aktionen derselben in diesem Gebiete entgegenzutreten. 
S. § 39. 



§4. 

Bestehende vertragsmäXBige Bestimmungen über die Küstenfrachtfahrt 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§5. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1882 in Kraft. 

Die bezüglichen Verträge und Konzessionen sind aufgeführt bei Pbrblb, 
Das allgemeine öffentliche Seerecht im Deutschen Reiche, 1901, S. 56, 57. Der 
Vertrag mit Guatemala ist inzwischen gekündigt (R.-C.-Bl. 1902, S. 8). 

Über die gesetzliche Regelung in anderen Seestaaten s. die Angaben bei 

PltiDELll^YRE, § 395. 

>) S. bei Grotius, De jure belli ac pacis II. cap. II. § 5; femer Pernice, 
a. a. O. (s. oben S. 11 Anm. 1), 8. 146. 

*) Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich bedroht im § 296 a mit 
Geldstrafe bis zu 600 Mark oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten Ausländer, 
welche in deutschen Küstengewässem unbefugt fischen, und bestimmt femer, 
dafs neben der Geld- oder Gefängnisstrafe auf Einzienung der Fanggeräte, 
welche der Täter bei dem unbefugten Fischen bei sich geführt hat, sowie 
der in dem Fahrzeuge enthaltenen Fische zu erkennen ist, ohne Unterschied, 
ob die Fanggeräte und Fische dem Verurteilten gehören oder nicht. Einzelheiten 
bei PsRELS, a. a. O. S. 162. 
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§ 6. 
Yorübergehende Gebietshoheit über Teile des offenen Meeres. 

I. Aüsehiiii iler Seeschiffe eis Teile ihres HeieMtsstsetes. 

Es besteht die Annahme, dafs Schifie, wo sie auch immer sein 
mö^n, jedenfalls aber auf hoher See, Teile ihres Heimatsstaates seien, 
wandelnde Gebietsteile, welche ihre Nationalität, äufserlich gekennzeichnet 
durch die Flagge, mit sich ftthren, und deren Reehtsboden derselbe sei, 
wie derjenige ihres Staates überhaupt, und dafs dies ganz besonders 
zutreffe für Kriegsschiffe, weil solche ein Teil der bewaflEheten Macht 
des Heimatsstaates sind mit allen Prärogativen desselben, vorzüglich den 
Souveränetätsrechten. 

II. SchlersfolieraeiieN. 

Anknüpfend an die bezeichnete Annahme ist von einzelnen Publizisten, 
zu welchem Zweck ist schwer erfindlich, eine temporäre Gebietshoheit 
angenommen nicht nur über denjenigen Raum des offenen Meeres, in 
welchem sich eine Kriegsflotte oder ein einzelnes Kriegsschiff befindet, 
sondern sogar bis auf Kanonenschufsweite von der Flotte oder dem 
einzelnen Schiffe ab.') Solche willkürliche Theorie erscheint mit der 
Freiheit des Verkehrs auf der offenen See unvereinbar und kann in ihren 
Konsequenzen nur zu unlöslichen Kollisionen führen. 

Wenn Bluntschli*) dieser Theorie folgend, als einen Satz des 
positiven Völkerrechts aufstellt: „Wenn die Schiffe auf offener See 
fahren, so erstreckt sich die Gebietshoheit ihrer Staaten ungehemmt auf 
den Bereich der Schiffe und den Theil des Meeres, in welchem das 
Schiff sich gerade befindet^, so erscheint auch das zu weit gegangen; 
die Gebietshoheit kann sich füglich nicht weiter erstrecken als auf die 
Schiffe selbst und die aufsenbords befindlichen Boote. Indessen erklärt 
auch Phillimore,^) gestützt auf Grotius und Bynkershoek: „TAe 
porüon of tlie aea aetuaUy occupUd by a fleet riding at anchars ü toühin 
t/ie dornt nion of the naiion to ichieh the fleet belongs^ so long ob itremains 
tJiere**^ ebenso De Heyking :^) »»Za fijetixm de la qttalification territoriale 
{iVun bdtiment naviguant soub pamllon national en pleine mer) se rapporte 



*) De Cüsst (I. S. 147) geht wohl am weitesten, wenn er erklärt: „ün 
vai$9eau de guerre en pleine mer empörte avee lui »ur VOcean une souverajneti 
amhUatoire inconteatable; dana cette Situation il a mime une aorte de territoire 
autour de lui^ une atmonphhre propre qui a pour mesure la portie de sea canona, 
et st un navire ae rffugie dana ce rayon ü aera ä Vabri dea pourauitea de Vagreaaewr 
eomme a*Ü itait dana une rade ou dana un port neutre.**^ S. auch das. 8. 250, wo 
die Konsequenzen dieser unhaltbaren Anschauung gezogen werden. Dagegen 
bemerkt Wrartoh (I. § 33 S. 121): „^ ahip eannot draw around her a Une of 
juriadiction and appropriate ao muck of the ocean aa ahe may deem neceaaary for 
her protection, and prevent any nearer reproach.** — S. auch De Boeck, § 675, 
BoNniiS, § 575 und die bei Fioke (§ 759) angeführte gerichtliche Entscheidung. 

•) § 318. — S. auch Harburoeb, 8. 110 f., welcher sich aber eingehend gegen 
die Annahme einer temporären Gebietshoheit über die Umgebung der 8chiffe 
auf dem Meere ausspricht. 

»j I. § 203 und II. § 303. - *) S. 6. 
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ä la pariie de la mer oceupie par le vaüseau^ et qui par cette occupation est 
soumtse an pouvoir de FEUU auquel appartient le navire;" in seiner weiteren 
Betrachtung über ein solches territoire naval findet De Heyktng nur eine 
Lücke in der Unanwendbarkeit der Fiktion auf unterseeische Fahrzeuge!') 

Für die Fiktion eines solchen yorübergehenden dominium oder 
imperium, welches namentlich in den von Kriegsschiffen viel besuchten 
Revieren einen steten Wechsel des Rechtszustandes mit sich führen 
müfste, liegt aber auch ein Anlals in der Tat nicht vor. Um die recht- 
liche Grundlage für die freie Benutzung des freien Meeres zu gewinnen, 
ist sie vollends überflüssig, weil ein solches ungestörtes Nutzungsrecht 
aus dem Prinzip von der Freiheit des Meeres von selbst folgt; jedes 
Schiff auf See darf frei manövrieren und mufs dabei nur diejenigen 
Regeln beachten, welche für das Ausweichen der Schiffe gelten, 
Regeln, welche, wenn sie auch formell nicht als ein Teil des Völker- 
rechts erscheinen, doch in allen Seegesetzgebungen der zivilisierten 
Nationen denselben Inhalt haben und insofern allgemeines internationales 
Recht sind (s. unten § 18). 

Die Annahme eines besonderen Schiffsterritoriums (territoire oder 
domaine naval), wie es Hautefeuille*) für den Raum des Meeres, 
welchen ein Schiff einnimmt und welchen es für seine Manöver nötig hat, 
unterstellt, ist eben kein Bedürfnis ; sie ist aber auch insofern bedenklich, 
als es auf der Hand liegt, dafs, wenn man auch nur so weit gehen 
will, ein Ineinandergreifen der Schiffsterritorien verschiedener Nationen 
unvermeidlich sein würde, ebenso unvermeidlich, als wenn man mit 
De Gussy dazu auch noch denjenigen Teil des Meeres rechnen will, 
der das Schiff bis auf Eanonenschulsweite umgibt; die hieraus sich 
mit Notwendigkeit ergebenden Kollisionen von Rechten sind unlöslich 
und würden, wenn die Praxis sich die Theorie zu eigen machen wollte, 
sicherlich nicht selten zu sehr entbehrlichen Konflikten führen. Kurz, 
die ganze Annahme, die weder theoretisch begründet noch in der 
Praxis anerkannt ist, erscheint hinfällig.^) Unhaltbar ist aber auch die 
anscheinend unverfängliche Regel Bluntschlis; denn es würden mit 
derselben die unbestreitbaren Rechte der Kriegführenden auf See 
Neutralen gegenüber unvereinbar sein, man müfste sich denn in die 
den Grnndlehren von der Neutralität zuwiderlaufende Konsequenz 
fügen, dafs man auf neutralem Boden — als solcher würde ja nach 
Bluntschli, Phillimore u. a. der Raum des Meeres anzusehen sein, 
auf welchem sich ein neutrales Schiff, gleichviel ob Kriegs- oder Kauf- 
fahrteischiff, zeitweise befindet — ein Visitationsrecht der Kriegführenden 
und ein Prisenrecht anerkennt.^) Selbst wenn man nur die Annahme 

*) Die irrige Auffassung kommt auch zum Ausdruck in der Auseinander- 
setzung des Assistant Attorney Qeneral in der Beklamationsangelegenheit No. 30 
vor der Spanish Treaty Claims Commlssion vom 19. Dezember 1901, wo es 
heilst: „A United Statei battle ship representa the aovereignty of üe country . . . 
The vessd and the water upon which it floate are United Statte territory.'' 

») Histoire, S. 23. 

») So auch Zorn, a. a. O. 11. S. 824 Anm. 4; ferner Bivieb, Principes I. 
8. 238: „Cette notion (territoire oi« domaine naval) est super flue, et d^aiüeurs anti" 
juridiqu&'; auch Völkerrecht, § 19 S. 169 und 170 Anm. 4. 

*) Unzutreffende SchluXsfolgerungen zieht auch Crbsp, I. S. 67, 68. 
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«iner Torttbergehenden Gebietshoheit ttber die Umgebiing von Kriegs- 
schiff en zalassen will, gelangt man doch schon in ein Dilemma bei 
4er Frage, wie damit das Recht der Slriegf ttbrenden, conyoyierte Schiffe 
anzuhalten nnd nnter gewissen Voraussetzungen auch zu dorchsnchen 
(y{^ § 54 UX vereinbar ist 

Fttr die Berechtigung der Fiktion eines territoire naval konnten 
vielleicht die Vorschriften nnd Gebräuche geltend gemacht werden, die 
hinsichtlich des Abstandes bestehen, welchen ein Kreuzer oder Kaper 
bei der Annäherung an ein Handelsschiff, das er dem Visitationsrecht 
zu unterwerfen beabsichtigt, innezuhalten hat, und welcher vielfach, 
entsprechend der Ausdehnung des Kttstenmeeres, auf Kanonenschulsweite 
festgesetzt ist Diese Bezugnahme würde aber nicht zutreffend sein, 
weil einmal auf den gedachten Abstand nur das Annäherungsrecht der 
Kreuzer und Kaper selbst, nicht dasjenige ihrer Boote, beschränkt ist, 
weil femer Kanonenschufsweite keineswegs die allgemein feststehende 
Entfernung ist, die innegehalten werden soll, anderweit vielmehr 
anerkannt wird, da(s der Abstand nach den besonderen Umständen des 
Einzelfalles bemessen werden müsse (s. § 53), und weil schliefslich die 
Innefaaltung jener Grenze nicht nur mit dem praktischen Bedürfnis 
unvereinbar, sondern in den allermeisten Fällen, stets aber zur Nacht- 
zeit, unmöglich ist; das beiderseitige Interesse einer schnellen Ab- 
fertigung der neutralen Handelsschiffe macht gerade eine möglichst 
grofse Annäherung wünschenswert. 

Auch fttr die Begründung der Berechtigung eines ungestörten 
Betriebes der Seefischerei bedarf es der Fiktion nicht. Denn wenn auf 
der einen Seite das Recht, auf hoher See die Fischerei auszuüben, 
niemandem versagt werden kann, so haben sich auf der anderen Seite, 
hervorgegangen aus dem Bedtlrfnis, Beeinträchtigungen der Seefischer 
bei dem Betrieb ihres Gewerbes möglichst zu verhüten, neben zahl- 
reichen Konventionen (tröves pecheresses) im Laufe der Jahrhunderte 
mannigfache Gebräuche gebildet, durch deren Beobachtung das Ziel 
vollkommen erreicht werden kann. 



IL Abschnitt 

Nationalität der SeesdLiiFe. 

§ 7. 
Allgemeine Grundsätze. 

I. BcdMtiai nwt Naclrareis dar NattoMlittt. 

Das Bedürfnis, im Interesse der Sicherheit auf dem Meere möglichst 
umfassende Garantieen zu gewinnen, liegt in der besonderen Natur des 
Seeverkehrs begründet und ist in erhöhtem Mafse hervorgetreten, seitdem 
dieser Verkehr durch den Dampfschiffahrtsbetrieb eine wesentliche 
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Umgestaltiing erfahren hat Solche Garantieen sind nicht allein er- 
forderlich tir Kriegszeiten, insofern jeder Krieg zwischen Seestaaten 
den Seehandelsyerkehr beider Parteien sowohl, wie auch mehr oder 
weniger den der Neutralen in Mitleidenschaft zieht, sondern nicht minder 
und aus sehr mannigfachen Ursachen für einen ordnungsmäfsigen und 
sicheren Betrieb der Seefahrt im Frieden. 

Die Grundlage für die staatliche Einwirkung und für den 
maritimen Rechtsschutz ist die Zugehörigkeit eines jeden 
Schiffes zu einem bestimmten Staat, seine Nationalität. Ein 
Seeschiff, welches sich nicht dem Verdacht aussetzen will, Seeraub zu 
treiben, mufs seine Nationalität nachweisen können. Dieser Nachwei» 
wird gefuhrt durch die Flagge und die Schiffspapiere. „Le paviUon 
est le eigne disHnctif apparent du caractire ntxtional d^un navire. C/iaqtte 
Etat a 8€8 couleurs particulieres, sous lesquelles naviguent ses cUoyem, et qut 
ne peuvent etre. porties sans sa permission quand on en vient aux preuve» 
reelles. Mais ce eigne dütinctif ne petU etre le seid; car b*ü en itait ainei, il serait 
bien facUe de diguiser la nationalM d^uu bdtiment,^) Oest dans le but d*une 
constatation hndente de cette nationaliti qu*ont iti inatüuh les papiers de bord 
oii lettres de mer dont tont navire de commerce doit etre jwurmi, Le nombre,, 
la nature et la formale de ces papiers sont rigles par la loi de chaque pays, 
friquemment par les disposäions des codes de commerce maritime.^' ^) 

II. Die Natlonallagge. 

Die Nationalflagge ist das äufsere Kennzeichen der Staats- 
zugehörigkeit eines Schiffes; sie ist das einfachste, wenn auch keines- 
wegs unter allen Umständen ausreichende Mittel der Legitimierung. 
Aufser zur Bezeichnung der Nationalität wird sie aber auch gebraucht, 
um gewissen Tatsachen und Absichten Ausdruck zu geben, namentlich 
bei feierlichen Gelegenheiten durch Setzen in den Toppen, in Fällen 
der Not etc.; so ist die Nationalflagge halbstocks gesetzt Zeichen der 
Trauer; die Flagge geknotet (in Schau) Notzeichen; •) Auf- und Nieder- 

^) „Le paviüon indique seulement leur natiofiäUti (des navires de commerce); 
ü ne la prouve pas'' (PiäOELitVRS, §^24). 

«) Ortolan, 1. 8. 174; b. auch v. Martehs, Pr^cis 11. § 317; Cauchy, I. 8. 47, 50, 
II. 8. 152 f. Historisches über Flaggen s. bei Cleirac in dem Anhang „Livr^ea 
ov coylevrs des pauillons des nauires pour la connoissance et distinction de chäque 
nation qui met k la mer"; es heilst hier: „Ce /ut jadis un ancien ordre, prin^ 
dpakment aux expiditiona des Guerres Sainctes et d*outre mer, que chaque Nationr 
portoit les EstandarSf Bani^es, et Pauillons de liurie, designis ou varüs de certaines 
couleurs pour les distinguer et faire reconnoistre, lesquelles couleurs et liurSes pour 
la plus pari üs ont encore retenu; et furent attribuieSt par les Generaux des armies, 
auec ra%son et sens Mystique: Cette mattere est autre et outre les Armories. lyoü 
procede que ks Ordonnances de la marine ont conserui k droict aux Seigneurs 
Ädmiraux^ de ^ouuoir danner bannihres, liuries, couleurs et deuises aux Nauires j sans 
qu^ü soit permis aux Capitaines, Maistres^ ou Bourgeois d?en prendre ä plaisir ou 
volonU, Cela estant du droict public et de toute la Nation,'' 

') Das offizielle Notzeichen ist das Signal N.C. des Internationalen Signal- 
buchs und das Fernsignal, d. i. eine yiereckige Flagge bezw. ein Kegel, darunter 
oder darüber ein Bali oder ähnlicher Körper. Bezüglich der akustischen Not- 
signale s. Art. 31 der V. zur Verhütung des Zusammenstofsens der Schiffe auf 
See vom 9. Mai 1897 (R.-G.-Bl. 8. 203?.). 
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holen derselben (Dippen) ist Schiffsgrafs; Niederholen (Streichen) der 
Flagge bezeichnet in der kriegerischen Aktion die Absicht, ein Schiif 
zn übergeben. 

Die Bestimmung über die Form, Zeichnung und Farben der National- 
flagge steht jetzt allgemein der souveränen Staatsgewalt zu. Ihre Wahl 
ist nnr durch die Begel beschränkt, dafs nicht eine bereits im inter- 
nationalen Seeverkehr anerkannte Flagge eingeführt werden darf, weil 
sonst nicht nur der Zweck, Ausweis Über die Nationalität, verfehlt, 
sondern auch der Ausgangspunkt für Konflikte mannigfacher Art ge- 
geben werden würde. 

Das Recht jedes Staates, seine Nationalflagge festzusetzen, begreift 
auch die Befugnis, Veränderungen derselben anzuordnen. Solche Ver- 
änderungen pflegen namentlich beim Wechsel der Staatsform zu er- 
folgen. *) 

Neuerdings ist auch die Frage erörtert worden, ob ein Binnen- 
staat, d. h. ein Staat, dessen Gebiet von seegehenden Schiffen nicht 
erreicht werden kann, Seehandelsschiffen seiner Angehörigen die BeAignis 
zum Führen seiner Nationalflagge zu erteilen befugt ist. Die Ver- 
anlassung gab ein bezüglicher Antrag Schweizerischer Staatsangehöriger^ 
die ihren Wohnsitz im Auslande hatten. Die Tendenz war, die Neu- 
tralität der Schweiz in Kriegszeiten uneingeschränkt für ihre Schiffe 
zur Geltung zu bringen, freilich ein eigenartiger Gedanke, insofern die 
Neutralität der Schweiz lediglich einen territorialen Charakter hat. 
Abgesehen davon aber erscheint, da die Ermächtigung zur Führung 
einer Nationalflagge auf See ein Ausflufs der Souveränetät ist, diese 
Befugnis um so weniger anfechtbar, als damit ein Eingriff in die Kechte 
der Seestaaten nicht verbunden ist.^) Der schweizerische Bundesrat 
sprach sich auch im Prinzip für das Recht der Regierung zur Erteilung 
der Ennäehtigung aus; eine weitere Folge wurde aber der Anregung 
mit Rücksicht darauf nicht gegeben, dafs ein Seegesetz für die Schweiz 
nicht existiert, und zutreffend bemerkt Rivier ') dazu: „// ne mffit pas 
iVatcir un pavillon, ü faul avoir Üb mot/ens de le faire respecter** 

Das Recht der Kauffahrteischiffe zur Führung der Nationalflagge 
macht jeder Staat von besonderen Erfordernissen abhängig, die im 
einzelnen durch wirtschaftliche und politische Rücksichten bedingt sind 
und daher in den verschiedenen Staaten wesentlich voneinander ab- 
weichen.^) Solche Voraussetzungen sind: Erbauung des Schiffes im 
Inlande, Staatsangehörigkeit der Eigentümer oder eines Teiles derselben, 



') So erhielt die alte englische Kriegsflagge aus der Zeit König Eduards Hl., 
das rote Georgskreuz auf weifsem Grunde, unter Jacob I. (1606) zum Zeichen 
der Vereinigung Englands und Schottlands durch Einführun^^ des sog. Union 
Jack die Gestalt, die sie noch heute führt. Die französische Flagge hat infolge 
Veränderungen der Staatsform im 18. und 19. Jahrhundert mehrfach gewechselt. 
An Stelle der preuXsischen Kriegsflagge ist im Jahre 1867 diejenige des Nord- 
deutschen Bunoes getreten. 

■) Twiss, S. 327; Calvo, § 427; Stoerk, Das offene Meer S. 525. — S. auch 
den Fall bei Bosse, Guide S. 148. 

«) Principes, 8. 243. 

*) S. auch Den Beeb Poobtuoael, S. 114 f. 
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Staatsangehörigkeit des Kapitäns nnd eines Teiles der Besatzung. Diese 
von einander sehr abweichenden Festsetzungen gehören dem Verwaltungs- 
recht der einzelnen Staaten an; sie treten aber in die Sphäre des 
internationalen Rechts ein and bilden gewissermafsen einen integrierenden 
Teil desselben, einmal, weil sie vielfach internationalen Verträgen mit 
ZQ Grunde gelegt werden, und femer, weil sie, aus denselben Grund- 
prinzipien herstammend, ungeachtet ihrer Verschiedenartigkeit doch nach 
der einen oder andern Richtung hin einen gemeinsamen Charakter 
tragen. 

In den neueren Handels- und Schiffahrtsverträgen ist durchweg die 
gegenseitige Anerkennung der Staatszugehörigkeit der Kauffahrteischiffe 
der vertragschliefsendenden Teile nach Mafsgabe der bezüglichen 
Landesgesetze ausgesprochen. 

Eine möglichst einheitliche Regelung der Grundsätze über das 
Recht zur Führung der Nationalflagge der Kauffahrteischiffe wttrde 
manchen Vorteil bieten; sie wäre aber nicht vereinbar mit den ver- 
schiedenartigen wirtschaftlichen Verhältnissen der einzelnen Seestaaten. 
Schon Pardessus') bringt dies zum Ausdruck, indem er hervorhebt: das 
schlechteste bflrgerliche Gesetzbuch würde unzweifelhaft ein ftlr alle 
Nationen ohne Unterschied verfafstes sein, und das schlechteste Seegesetz 
dasjenige, welches nicht durch die besonderen Interessen nnd Gebräuche 
der einzelnen Nation diktiert ist. Ebenso erklärt Goldschmidt*) den viel- 
fachen Bestrebungen auf Beseitigung der mannigfachen Rechtsverschieden- 
heiten gegenüber: Es sei nicht die Aufgabe der Gesetzgebung, auf 
Kosten des obersten Rechtszweckes, welcher eine angemessene 
Ordnung der Lebenszwecke erheischt, eine nur formale Rechtsgleichheit 
zu schaffen, die sich als völlig unzureichend erweist, die vielfach aus- 
einandergehenden oder gar widerstreitenden Interessen der menschlichen 
Gesellschaft gleichmäfsig zu befriedigen. In demselben Sinne bemerken 
Lyon-Caen und Renault*) mit Bezug auf die Bestrebungen nach einer 
einheitlichen Regelung: y^Ce vceu est difficüement rialisable, par la raison 
que les rigles ä ce sujet ne doivent pas tenir campte setäement dHdies 
abstrattesj mais des intir^ts engagis dans la question, interets qtii varient 
forciment suivant les pays. ün pays a des capüaux et des matelots en 
nombre insufßsant; un autre a des matelots, mais peu de capiiaux ; Vun vüa 
poA de cliantiers de construction^ P autre en a quHl veut eneourager; il est 
impossible de trouver une formxde sur laquelle ces divers pays tomheront 
d^accord.^ 

Das Institut de droit international, welches sich im Jahre 1896 
einer näheren Erörterung der Frage über die Festsetzung einheitlicher 
Regeln über das Flaggenrecht unterzogen hat, ist zu dem Ergebnis 
gekommen: hinsichtlich der Nationalität des Kapitäns und des Ersten 
OfSziers, als dessen Stellvertreters, könne nicht einheitlich bestimmt 
werden, dafs die Berechtigung zur Führung der Nationalflagge von deren 

1) L S 3. 

*) 8. dessen Artikel ^^Handelsrecht" im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften 2, IV. S. 1057. 

•; Traitö de droit commercial, Paris 1901, V. S. 47. 
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StaatsaDgehörigkeit abhängig zu machen sei, vielmehr mttsse die bezüg- 
liche Bestimmung jedem einzelnen Staate überlassen bleiben.^) 

Kur soweit die Interessen der verschiedenen Nationen nicht aus- 
einandei^ehen, darf die Herstellung gleicher Normen als ein Fortschritt 
begrttfst werden, und soweit wird auch eine einheitliche Gestaltung 
unaufhaltsam vorwärtsschreiten. Im Seerecht ist das namentlich der Fall, 
sofern es sich um Gegenstände seemännisch-technischer oder kauf- 
männisch-technischer Natur handelt; in ersterer Hinsicht ist bereits eine 
einheitliche Gestaltung der Vorschriften zur Verhütung von Schiffs- 
kollisionen erreicht, in letzterer ist eine einigermafsen gleichmärsige 
Fassung der Urkunden des Seefrachtverkehrs (Konnossemente, Charte- 
partieen etc.) erwünscht Erstrebt wird ferner eine einheitliche 
Gestaltung des Bechts der grofsen Haverei, sowie der Haftung und ge- 
richtlichen Zuständigkeit bei Schiffskollisionen. 

Die Bedeutung der Nationalflagge der Kauffahrteischiffe im inter- 
nationalen Recht tritt namentlich hervor: 

a) bezüglich der Berechtigung zur Ktlstenfrachtfahrt und zur Fischerei 
in nationalen Gewässern; 

b) bezüglich der Unterstellung der Schiffe unter die administrative 
und Justizgewalt der einzelnen Staaten, welche aufserhalb der nationalen 
Gewässer sich regelmäbig nur auf die ihnen zugehörigen Schiffe erstreckt ; 

c) bezüglich der von den Schiffen zu entrichtenden Abgaben; 

d) im Civilprozefs, sobald eine Kollision der Rechte eintritt und 
das Gesetz des Flaggenstaates in Anwendung kommen soll; 

e) in Kriegszeiten, besonders wegen Ausübung des Seebeuterechts 
gegen Schiffe feindlicher Nationalität. 

Der rechtliche Charakter der Nationalflagge ist auch in neuester 
Zeit nicht immer klar aufgefafst worden.') 

') B^gles relatives k l'usage du payillon national pour les navires de com- 
merce (Annaaire 1896) Art. 4. 

') Nachdem Spanien in dem Friedensverträge mit den Vereinigten Staaten 
▼on Amerika auf die Souverftnetät über Kuba verzichtet hatte, gestattete die 
Begierung zu Washington den kubanischen Zollbehörden, kubanische Schilfe 
nach fremden Häfen oder Häfen der Vereinieten Staaten unter dem kubanischen 
TJnterscheidungs-Signal, also ohne eine staatlich anerkannte Nationalflagge, aus- 
klarieren zu lassen, und zwar mit dem ausdrücklichen Hinweis, dafs die Ver- 
einigten Staaten keinen Schutz fflr diese Schiffe übernähmen (Tarif-Zirkular 
No. 71 vom 23. Mai 1899). Man gelangte nun freilich sehr bald zu der Einsicht, 
daXs die kubanischen Schiffe unter diesen Umständen schutzlos, und, weil 
durch das Ünterscheidungs-Signal ihre Nationalität nicht nachgewiesen wird, 
im Sinne des internationalen Verkehrs auch rechtlos wären. In der Fol^e wurde 
deshalb jene Anordnung dahin abgeändert, dafs solche Schiffe, wenn sie bereits 
vor dem 1. Januar 1899 Kubanern gehört hatten, über dem Unterscheidungs- 
Signal für den kubanischen Küstenhandel die amerikanische Flagge führen 
dürfen, wie es heifst: «lediglich zu dem Zweck der Anzeige, dafs die amerika- 
nische Regierung, entsprechend dem Friedensvertrage, die Verpflichtungen über- 
nommen hat und erfüllen wird, welche sich nach internationalem Kecht aus 
der Besetzung Kubas für den Schutz von Leben und Eigentum der Kubaner 
ergeben*. Es sollten aber, wie ausdrücklich hervorgehoben wird, die Kapitäne 
und Beeder der betreffenden Schiffe durch die Führung der Flagge der Ver- 
einigten Staaten nicht die Rechte und Privilegien erhalten, welche die Gresetze 
und Verträge der Vereinigten Staaten deren Schiffen gewähren, insbesondere 
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§ 8. 

Der besondere Inhalt des Flaggenrechts. 

Den Ausgangspunkt der nachfolgenden Darstellung soll die deutsche 
Gesetzgebung bilden, welche, wenn auch nicht vorbildlich, immerhin in 
wichtigen Grundzügen typisch ist für die Regelung, die das Flaggen- 
recht in einer grofsen Zahl der an der Völkerrechtsgemeinschaft teil- 
habenden Seestaaten gefunden hat. Soweit im einzelnen wesentliche 
Abweichungen bestehen, werden sie vergleichsweise in Betracht gezogen 
werden. 

Die Grundlage der einheitlichen Regelung der Materie fllr deutsche 
Schiffe bilden die in den Artikeln 53 bis 55 der Verfassung des 
Deutschen Reichs enthaltenen, den bezüglichen Festsetzungen der Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes entsprechenden Bestimmungen. E& 
wird darin die Einheitlichkeit der Kriegsmarine unter dem Oberbefehl 
des Kaisers, sowie die Einheitlichkeit der von den Kauffahrteischiffen 
aller Bundesstaaten gebildeten Handelsmarine ausgesprochen und ver- 
ordnet: „Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz-weifs- 
roth.« 

I. Die Flagge der Prlvatscblffe. 

A. Beschreibung. 

Gemäfs der Verordnung, betreffend die Bnndesflagge für Kauffahrtei- 
schiffe, vom 25. Oktober 1867 bildet die Nationalflagge der deutschen 
Kauffahrteischiffe ein längliches Rechteck, bestehend aus drei gleich 
breiten horizontalen Streifen, von welchen der obere schwarz, der 
mittlere weifs und der untere rot ist. Das Verhältnis der Höhe der 
Flagge zur Länge ist wie zwei zu drei. Die Flagge wird von den 
Schiffen am Fock- oder am hinteren Mäste — und zwar in der Regel 
an der Gaffel dieses Mastes, in Ermangelung einer solchen aber am 
Top oder im Want — geführt. Ein besonderes Abzeichen in der Flagge 
oder einen Wimpel zu führen, ähnlich demjenigen der Kaiserlichen 
Marine, ist den Kauffahrteischiffen nicht gestattet. 

Durch Kaiseriichen Eriafs vom 1. Juli 1896 (R.-G.-B1. S. 181) ist 
aber den Führern deutscher Seehandelssehiffe, solange sie Offiziere des 
Beurlaubtenstandes der Kaiserlichen Marine sind, oder wenn sie früher 
als Seeoffiziere der Kaiserlichen Marine angehört haben und mit der 
Erlaubnis zum Tragen der Uniform verabschiedet sind, die Berechtigung 
verliehen worden, das Eiserne Kreuz auf der deutschen Handelsflagge 
zu fllhren.^) Diese Bewilligung entspricht der englischen Vorschrift, 
gemäfs welcher den Offizieren der Königlichen Marine on the Retired 



hinflichtlich der Gebühren in den Häfen der Vereinigten Staaten (Tarif-Zirkular 
Xo. 76 vom 16. Juni 1^99). 8. auch Customs Regulations for ports in the 
Island of Cuba vom 22. Juni 1901, namentlich Art. 179. Man kann nicht be- 
haupten, dafs hierdurch ein Rechtsschutz für diese Schiffe, auf den es vor- 
nehmlich ankommt, gesichert ist. 

') Ausführungsbestimmungen vom 16. August 1896 (M. V. Bl. S. 183). 
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List and der Royal Navy Reserve, wenn sie ein britisches Kauffahrtei- 
schiff führen, ein Certifikat erteilt wird, durch welches sie ermächtigt 
werden, die blaue. Flagge der Königlichen Marine zu führen; dies ist 
dieselbe Flagge, welche staatlich subventionierte Dampfer und andere 
besonders privilegierte Schiffe führen dürfen. Die Berechtigung zur 
Führung dieser Flagge, anstatt der roten Flagge der britischen Kauffahrtei- 
schiffe, ist aber, aulser von verschiedenen Formalitäten, noch davon 
abhängig, dafs 10 Mann der Besatsnng Beurlaubte der Royal Naval 
Reserve sind. Nach dem italienischen Regolamento di disciplina mili- 
tare per i corpi della R. Marina vom 11. Juni 1893 kann das Marine- 
ministerium den von Offizieren der Flottenreserve geführten Kauffahrtei- 
schiffen die Führung des Wimpels am Hauptmast gestatten (Art. 319). 

B. Charakter der Reichsflag'gre. 

Das Gesetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 
22. Juni 1899 (R.-6.-B1. S. 319 f.)') bestimmt, unter Anlehnung an das 
Gesetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Be- 
rechtigung zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oktober 1867 (B.-G.-Bl. 
S. 35 f.), dafs die deutschen Kauffahrteischiffe mit Einschlufs der 
Lotsen-, Hochseefischerei-, Bergungs- und Schleppfahrzeuge ausschliefslich 
die Reichsfiagge zu führen haben. Die Nationalflaggen der einzelnen 
Bundesseestaaten tragen also nicht mehr den Charakter von National- 
flaggen im Sinne des öffentlichen Seerechts; und selbst ftir ein 
Kauffahrteischiff deutscher Reederei, das auf den Schutz des Reiches 
verzichten wollte, würde es völkerrechtlich nicht angängig sein, die 
Landesflagge seines Heimatsstaates als Nationalflagge zu führen; vielmehr 
würde es sich durch die Führung einer solchen, weder im internationalen 
Seeverkehr noch im deutschen Seerecht der Gegenwart anerkannten 
Flagge denationalisieren. 

Dekorationsflaggen, wie auch Flaggen mit dem Namen des Schiffes, 
mit dem Wappen des Heimatshafens, Kontorflaggen u. dgl. können, wenn 
Veranlassung dazu vorliegt, gesetzt werden, aber nicht an der Stelle, 
wo die Nationalflagge geführt wird, welche in solchen Fällen ebenfalls 
gehifst werden mufs. Dem Setzen der Landesflaggen als Dekorations- 
flaggen steht grundsätzlich nichts entgegen. 

C. Führung der Reichsflagge. 

a) Das Recht zur Führung. 

Die Kauffahrteischiffe sind zur Führung der Reichsflagge nur dann 
berechtigt, wenn sie im ausschliefslichen Eigentum von Reichsangehörigen 
stehen.*) Diesen werden gleich geachtet offene Handekgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter 
sämtlich Reichsangehörige sind; andere Handelsgesellschaften, eingetragene 

^) Erläutert bei Pbrsls, a. a. O. 8. 6 bis 34. S. ferner G. Schafs, Das 
Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe etc., im Archiv f. öffentl. Recht, Bd. 14 
(1899) S. 525 bis 555. 

*) Die Au88chlie£enDg Fremder von der Beteiligung an der Reederei findet 
sich bereite in einer Reihe mittelalterlicher Munizipal gesetze» 
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Genossenschaften und jaristische Personen, wenn sie im Inland ihren 
Sitz haben, Kommanditgesellschaften auf Aktien jedoch nur dann, wenn 
die persönlich haftenden Gesellschafter sämtlich Beichsangehörige sind. 
Die Beteiligung von ausländischem Kapital an deutschen Kauffahrtei- 
schiffen ist hiemach an sich zugelassen, z. B. wenn das Schiff einer 
im Inlande domizilierten Aktiengesellschaft gehört, deren Aktien sich 
ganz oder zum Teil im Besitze von Ausländern befinden. 

Der Grundsatz, dafs das Recht zur Führung der Nationalflagge 
durch die Staatsangehörigkeit der Schiffseigentümer bedingt sein soll, 
gilt auch für viele andere Staaten, namentlich ftlr Großbritannien, 
Rufsland und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, ferner für 
Norwegen mit der Mafsgabe, dafs die Eigentümer zum Teil Norweger 
zum Teil Schweden sein können, der Korrespondentreeder aber Nor- 
weger und in Norwegen ansäfsig sein muTs. Die Gesetzgebung anderer 
Staaten erfordert nur partiell nationales Eigentum; in Österreich-Ungarn 
und Dänemark wird wenigstens zwei Drittel nationales Eigentum erfordert^ 
ebenso in Schweden mit der Mafsgabe der Gleichstellung norwegischen 
Eigentums; in Belgien soll mehr als die Hältle Eigentum Staatsan- 
gehöriger sein, in Frankreich und Griechenland wenigstens die Hälfte; 
komplizierte Regeln gelten für Italien, die Niederlande, Portugal. Keine 
bezüglichen Einschränkungen bestehen in einzelnen südamerikanischen 
Republiken, z. B. Argentinien, Chile, Kolumbien, Paraguay. 

Für den Fall des Überganges des Eigentums an einzelnen Schiffs- 
parten auf Ausländer ist Fürsorge getroffen, dafs das Recht zur Führung 
der Nationalflagge nicht ohne weiteres verloren geht. 

Während für die deutschen Schiffe das Flaggenrecht als solches 
lediglich von der Reichsangehörigkeit der Eigentümer abhängig ist, 
knüpfen einzelne fremde Staaten die Berechtigung zur Führung ihrer 
Nationalflagge noch* an die Voraussetzung der Erbauung des Schiffes im 
Inlande, und eine Reihe von Seestaaten stellen als Erfordernis auf: 
Staatsangehörigkeit des Kapitäns bezw. eines Teiles der Besatzung. 
So erfordert das französische Gesetz die Staatsangehörigkeit des Kapitäns, 
der Offiziere und von wenigstens drei Vierteln der Mannschaft, ebenso 
das griechische Gesetz; das portugiesische Gesetz verlangt Staatsan- 
gehörigkeit des Kapitäns, des Superkargos und von zwei Dritteln der 
Mannschaft. Das schwedische Gesetz bestimmt, dafs drei Viertel der 
Besatzung Schweden oder Norweger sein müssen, mit der Mafsgabe jedoch^ 
dafs im Auslande eine Anheuerung von Ausländem über ein Viertel zu- 
gelassen wird; diese Einschränkung entspricht den Bedürfnissen des 
Schiffahrtsverkehrs, denn es liegt auf der Hand, dafs durch die in Rede 
stehenden Festsetzungen erhebliche Verlegenheiten entstehen können. 
Auf österreichisch-ungarischen Schiffen mufs der Kapitän Österreicher 
oder Ungar sein, auf grofser Fahrt auch der Steuermann. Nach der 
Gesetzgebung der Vereinigten Staaten von Amerika müssen der Kapitän, 
die Schiffsoffiziere und mindestens zwei Drittel der Besatzung amerika- 
nische Bürger sein. Vorschriften in Betreff der Staatsangehörigkeit des 
Personals enthalten femer die Gesetzgebungen von Brasilien, Finnland, 
Italien, Mexiko, Rufsland, Spanien u. a. 
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Wenn aach fttr deutsche Schiffe die Staatsangehörigkeit des 
Kapitäns und der Schifiboffiziere für die Berechtigung eines Schiffes zur 
Ffihruog der Reichsflagge ohne Bedeutung ist, so kann doch ein Aus- 
länder nur dann als Kapitän, Steuermann oder Maschinist zugelassen 
werden, wenn ihm die Befugnis zur Ausübung dieses Gewerbes gemäfs 
den Vorschriften der Reichsgesetzgebung erteilt ist. ^) 

Auch für das Gebiet des internationalen Rechts sind die Bestim- 
mungen über die Staatsangehörigkeit des Schiffspersonals unter Um- 
ständen von nicht zu unterschätzender Bedeutung. S. § 34 III a. 

b) Ausübung des Rechts. 

Das Recht, die Reichsflagge zu führen, darf regelmäfsig erst aus- 
geübt werden nach Eintragung des Schiffes in das Schiffsregister und 
Erteilung des Schiffs-Certifikats. 

Die Registrierung der Kauffahrteischiffe ist nach dem Vorgang der 
britischen Gesetzgebung in allen Seestaaten eingeführt worden und gilt 
als ein in der Regel unerläfsliches Erfordernis für die Ausübung des 
Rechts, die Nationalflagge zu führen. 

Für das deutsche Recht ist die Materie, in Anlehnung an das Gesetz 
vom 25. Oktober 1867, neu geregelt durch das Flaggengesetz vom 
22. Juni 1899. Hiemach ist die Eintragung in das Schiffsregister 
obligatorisch für jedes zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmte Schiff von 
über 50 Kubikmeter Bruttoraumgehalt; die Eintragung kann regelmäfsig 
nur erfolgen in das Seliiffsregister desjenigen Hafens, von welchem aus, 
als dem Heimatshafen, die Seefahrt mit ihm betrieben werden soll; 
hier ist das Domizil des Schiffes. Jedes Schiff wird im Register unter 
einer besonderen Ordnungsnummer eingetragen; die Eintragung muis 
enthalten den glaubhaften Nachweis des Rechts, die Reichsflagge zu 
führen und speziell folgende Angaben: 

1. den Namen und die Gattung des Schiffes sowie das Unter- 
scheidungssignal; 

2. die Ergebnisse der amtlichen Vermessung;^ 

3. die Zeit und den Ort der Erbauung, soweit sie festzustellen sind ; 

4. den Heimatshafen; 

5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Reeders oder, wenn 
eine Reederei besteht, den Namen und die nähere Bezeichnung aller Mit- 
reeder und des Korrespondentreeders, sowie die Gröfse der den einzelnen 
Mitreedem gehörenden Schiffsparten; bei Handelsgesellschaften, ein- 
getragenen Genossenschaften und juristischen Personen die Firma oder 
den Namen und den Ort, an welchem sie ihren Sitz haben, bei offenen 
Handelsgesellschaften ausserdem den Namen und die nähere Bezeichnung 



') Das J. de dr. i. hat in dem Entwurf einer Regelung, betreffend die 
National flag^ der Kauffahrtei»chiffe (Art. 4) den Satz aufgestellt: ^Chaque 
Etat ditermwera Us candüiwiB d remplir pour qu'an pui$8e etre nommi capitaine 
Ott Premier officier d^un navire de commerce: tnaia la nationalitb du capitaine oii 
etile des membres de Vequipage^ ne formera pas une condition pour Vacguiaition ou 
la perte du droit au pavühn national.'^ (Annuaire 1896, B. 202). 

^ S. SchiffsyermessungsordnuDg Tom I.März 1895 (B.-G-B1. S. 161 f.). 
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sämtlicher Gesellschafter, bei Kommanditgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien den Namen und die nähere Bezeichnung 
sämtlicher persönlich haftenden Gesellschafter; 

6. die Angabe, dafs in Ansehung der ReichsangehOrigkeit der Be- 
teiligten die gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind; 

7. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des SchilBFes oder 
der einzelnen Schiffsparten beruht; 

8. den Tag der Eintragung; 

9. die Ordnungsnummer, unter der das Schiff eingetragen ist. 
Die Registrierung ist die Grundlage für das Schiffs-Certifikat. 

Dieses ist eine von der Registerbehörde ausgefertigte, mit dem Inhalt 
der Eintragung übereinstimmende Urkunde, welche aufserdem bezeugen 
mufs, dafs die vorgcdachten Nachweise geftihrt sind und das Schiff 
zur Ftlhrung der Reichsflagge befugt ist.^) 

Veränderungen in den unter Nr. 1 bis 8 gedachten Tatsachen sind in 
das Schiffsregister einzutragen und auf dem Certifikat zu vermerken. 

Ein Schiff ist im Schiffsregister zu löschen und das Certifikat 
einzuziehen : sobald es das Recht zur Führung der Reichsflagge verliert, 
wenn es untergegangen oder als reparaturunfähig kondemniert ist, und 
wenn sich im Falle doppelter Staatsangehörigkeit des Reeders ergibt, 
dafs das Schiff in das Schiffsregister eines fremden Staates ein- 
getragen ist. 

Die Regel, dafs das Recht, die Reichsflagge zu führen, erst nach 
der Registrierung des Schiffes und der Ausfertigung des Certifikats 
ausgeübt werden darf, erleidet zwei Ausnahmen: 

a) In Betreff der Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter 
firuttoraumgehalt; bei diesen hängt es von dem Ermessen des Reeders 
ab, ob er sie registrieren lassen und ein Certifikat erwerben will.') 

b) Erlangt ein im Auslande befindliches Schiff dadurch^ dafs es in 
<las Eigentum eines Reichsangehörigen gelangt, das Recht zur (Ehrung 
der Reichsflagge, so kann das Schiffs-Certifikat durch eine Bescheinigung 
ersetzt werden, die der Konsul, in dessen Bezirke das Schiff' sich zur 
2eit des Eigentumsüberganges befindet, über das Flaggenrecht erteilt 
{Flaggenzeugnis).') Das Flaggenzeugnis hat nur für die Dauer eines 
Jahres seit dem Tage der Ausstellung, darüber hinaus nur für die 
Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reise Gültigkeit. Ein 

*) Ein einheitliches Formular ist auf Grund des Art. 54 der Reichs- 
verfassnng vom Bundesrat unterm 10. November 1899 (vordem unterm 21. De- 
zember 1872) festgestellt. 

*) Die Grenze ist so gezogen, dafs einerseits möglichst alle nach aus- 
ländischen Hftf en gellenden oder sonst in internationale Beziehungen tretenden 
Schiffe zur Registrierung verpfUchtet sind, und andererseits möglichst alle die- 
jenigen Schiffe von der Verpflichtung befreit sind, für welche in der Registrierung 
nur eine lästige Verpflichtung ohne entsprechenden Nutzen zu erblicken wäre. 

') Näheres über die Erteilung des Flaggenzeugnisses s. bei v. KöNia, 
S. 386 bis 389. — Über die mifsbräuchliche Erteilung von provisorischen Certifikaten 
während des letzten russisch-türkischen und des spanisch-amerikanischen Krieges 
1898 seitens britischer Konsuln an Handelsschiffe der im Kriege befindlichen 
Staaten und die bezüglichen Erörterungen im englischen Parlament s. Jouin. de 
dr. i. pr. 1898, 8. 621 f. 
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FUggeiizeiig:iiis kann auch behufs der ersten Uberftthrang eines neaen 
SeUffes in einen anderen Hafen von dem Begistergerioht des dentscben 
Erbanongshafens ausgestellt werden;*) dieses Zeognis gilt nur fttr die 
Daner der Überftthmng. 

Dorch das Schiffii-Certifikat (certificate of registry, lettre de mer) 
oder die an dessen Stelle nach Mabgabe des Verwaltnngsreohts der 
einzelnen Seestaaten amtlich ausgefertigte Urkunde, z. B. das Flaggen- 
seugnis, wird das Recht zur Ftlhrung der Nationalflagge nachgewiesen. 
Zum Nachweis dieses Rechts können mithin daneben andere Scbiffs- 
IMipiere nicht gefordert werden. Die Nationalität und Identität eines 
ächiffes, die namentlich in Kriegszeiten von grober Bedeutung sind, 
ergeben sich aber auch noch aus anderen, übrigens zum Teil aulser 
Gebrauch gekommenen Dokumenten des Seeschiffahrtsrechts. Hierher 
^hören namentlich: 

1. Der Seepals oder Seebrief (sea letter, lettre de mer), eine 
UriLunde, durch welche die Legitimation des Kapitäns zur Seefahrt mit 
•einem näher bezeichneten Schiff unter der Nationalflagge des Staates, 
in dessen Namen die Ausfertigung erfolgt, erteilt wird. 

2. Der Bielbrief oder Beylbrief (builder's certificate, acte de 
construction), eine obrigkeitliche Bescheinigung darüber, wo, wann, wie, 
von wem, flir wen und fttr welchen Zweck ein Schiff erbaut, dals 
der Bau vorschriftsmälsig erfolgt ist, und welchen Namen das Schiff 
führen soll.*) 

3. Der Meisbrief (certificate of measurment, certificat de jaugeage), 
ein auf Grund der amtlichen Schiffsvermessnng ausgestelltes Zeugnis 
über den Raumgehalt, welches zugleich eine genaue Beschreibung des 
Schiflbkörpers enthält und you besonderer Wichtigkeit für die Festsetzung 
der Sehiffahrtsabgaben ist. 

D. Unberechtigtes Führen der Nationalflagfire. 

Unberechtigtes Führen einer Nationalflagge unterliegt der Ahndung 
sowohl seitens desjenigen Staates, dessen Flagge widerrechtlich geführt 
wird, als auch desjenigen, dem gegenüber der MUsbrauch geschieht. 
In Betreff der Straffolgen für unbefugte Anmalsung des Rechts, die 
deutsche Reichsflagge zu führen, und unbefugte Ausübung dieses Rechts 
Tgl. die §§ 18, 19, 23 und 24 des Flaggengesetzes Tom 22. Juni 1899. 
Die Überwachung der Innehaltung der wegen Führung der Reichsflagge 
bestehenden Vorschriften liegt, aalser den Kommandanten der Schiffe 
^er Kaiserlichen Marine, gemäls § 30 des Gesetzes, betreffend die 
Organisation der Bandeskonsulate etc., vom 8.,, November 1867 im 
Auslande den Kaiserlichen Konsuhi ob. Die Überwachung erstreckt 
«ich darauf: 

a) dafs kein Schiff unberechtigt die deutsche Flagge führe; 

^) Diese Bestimmung ist besonders im Interesse der Neubauten für aus- 
wärtige Rechnung ^troffen. 

*) Übrigens wird der Begriff .Bielbrief*^ nicht allgemein in derselben Be- 
•deutung aufgefafst 

P«T«It, latoniatioiuilet ScorMbt. 2. Avif. 4 
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b) dals kein deutscheg Kauffahrteischiff als Nationalflagge eine 
andere Flagge als die vorgeschriebene ftihre; 

c) dals ein solches Schiff sich nicht eines Wimpels, ähnlich dem- 
jenigen der Kaiserlichen Marine, bediene.^) 

E. Ausdehnung des Rechts zur Führang der Reiehsflagge auf 

andere Schiffe als Kauffahrteischiffe. 

Die Vorschriften des Flaggengesetzes vom 22. Jani 1899 finden 
anfser auf Kauffahrteischiffe mit Einbegriff der im § 1 dieses Gesetzes 
aufgeftthrten Arten von Seefahrzeugen (s. oben unter B), gemäls § 26 
dieses Gesetzes und des Gesetzes zur Abänderung des Flaggengesetzes 
vom 29. Mai 1901 cR.-G.-Bl. S. 184), auch Anwendung: 

a) auf seegehende Lustyachten; 

b) auf ausschlielslich zur Ausbildung von Seeleuten bestimmte 
Seefahrzeuge (Schulschiffe); 

c) auf Seefahrzeuge, welche f tlr Rechnung von auswärtigen Staaten 
oder deren Angehörige im Inlande erbaut sind; 

d) auf andere nicht zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmte 
Seefahrzeuge, und ferner auf Binnenschiffe, die ausschliefslich auf aus- 
ländischen Gewässern verkehren, sofern dies durch Kaiserliche Ver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrats zugelassen wird. 

F. Flagrge der Fahrzeuge der Yachtklubs. 

Den Yachtklubs wird regelmäfsig eine besonders ausgezeichnete 
Klubflagge verliehen. So ist dem Kaiserlichen Yachtklub in Kiel durch 



^) Kommt es zur Kenntnis des Konsuls, dafs ein zur Führung der Reichs- 
flagge nicht berechtigtes Schiff diese Flagge in einem Hafen seines Amtsbezirk» 
führt, so hat er durch Vermittelunff der Lokal-Polizeibehörde oder des be- 
treffenden fremden Konsulats die erforderlichen Schritte zu tun, um solchen 
MiXsbrauch zu verhindern. Die Strafen hat nicht der Konsul festzusetzen,, 
sondern es entscheiden darüber die zust&ndigen Gerichte. Die erforderlichen 
Anzeigen sind an die betreffende Staatsanwaltschaft zu richten. 

Wenn der Konsul in Erfahrung bringt, dafs ein Kauffahrteischiff eine» 
Bundesstaates als Nationalflagge eine andere als die vorgeschriebene Flagge oder 
einen Wimpel ähnlich demjenigen der Eeichsmarine führt, so begibt er sich 
an Bord und fordert den Kapitän auf, die vorschriftswidrige Flagge oder den 
unzulässigen Wimpel herunterzuholen und ihm zu übergeben. Er nimmt über 
den Hergang ein von dem Kapitl^n zu unterzeichnendes Protokoll auf, welche» 
er demnächst mit einer genauen Beschreibung der vorschriftswidrigen Flagge etc. 
der B«gierunf desjenigen Staates, welchem das Schiff angehört, einreicht. Durch 
Befestigung des Konsulatssiegels und des Siegels des Kapitäns oder in sonst an- 

gemessener Weise ist die Identität der Flagge etc. sicherzustellen. Ist der 
lonsul verhindert, sich selbst an Bord des Scniffes zu begeben, so sendet er 
einen gehörig legitimierten Bevollmächtigten. Weigert sich der Kapitän, der 
Auffoiderung des Konsuls oder seines Bevollmächtigten Folge zu geben, so ist 
die Hilfe der Lokal-Polizeibehörde zu requirieren. Lehnt letztere ihre Mit- 
wirkung ab, so hat der Konsul dem Kapitän schriftlich zu eröffnen, dafs sein 
Schiff, so lange es die Nationalflagge nicht führt, als ein deutsches nicht an- 
gesehen werden könne^ also weder des Schutzes seitens des Konsulats noch der 
Kechte werde teilhaftig werden, welche die Verträge mit dem Auslande den 
deutschen Schiffen einräumen. Allg. Dienst-Instruktion für die Konsuln vom 
6. Juni lö71, zu § 30 des Gesetzes vom 8. November 1867. 
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Erlab vom 27. Januar 1893 die Befngiiis zur Führung der National- 
flagge mit einem besonderen Abzeiehen, ähnlich dem • der Reiehs- 
dienstflagge der Kaiserlichen Marine, beigelegt worden; als Legiti- 
mation dient ein vom Reichs-Marine-Amt ausgestellter Flaggenschein. 
Einzehien Taehtklubs ist sogar die Führung der Kriegsflagge gestattet, 
80 dem Royal Yacht Squadron in Cowes, dem Kaiserlich Königlich 
Osterreichischen Yaehtklub, dem Regio-Yachtklub Italiano in Oenua; 
andere fllhren die Kriegsflagge mit einem besonderen Abzeichen, so 
der Club d'Anvers die belgische Kriegsflagge mit den Buchstaben Y. C, 
ebenfalls der norwegische, der schwedische und der dänische Yachtklub 
die Kriegsfla^e mit einem besonderen Abzeichen. Der Yacht Club de 
France ftthrt einen weiben Stein im blauen Felde der Flagge. 

II. Oit Kric|sla||t- 

Durch Piäsidialverordnung vom 4. Juli 1867 ist an Stelle der 
preulsischen Kiiegsflagge fttr die Kriegsmarine des Norddeutschen 
Bandes diejenige Flagge eingeführt worden, welche auch seit Errichtung 
des Deutschen Reiches von den Schiffen der Kaiserlichen Marine 
(infolge Kabinetsorder vom 19. Dezember 1892 mit einer neuen 
Zeichnung des Adlers) geführt wird: die Reichskriegsflagge. ^) 

Aulser der Reichskriegsflagge ftthrt regelmälsig jedes in Dienst 
gestellte, von einem aktiven Seeoffizier befehligte Schiff im Grolstopp 
den Wimpel, sofern es nicht zur Ftthrung eines anderen Kommando- 
zeichens berechtigt ist. 

III. Di« RticMiMitlaMa. 

Zum Gebrauch derjenigen Reichsbehörden, welche nicht die Reichs- 
kriegsflagge ftthren, dient die durch Kabinetsordre vom 8. November 1892 
(R.-6.-B1. S. 1050) eingeführte Reichsdienstflagge, d. h. die 
Bchwarz-weils-rote Nationalflagge mit einem die dienstliche Bestimmung 
und den Verwaltungszweig kenntlich machenden Abzeichen in der 
Mitte des weifsen Feldes. Deutsche Schiffe, welche, ohne im Eigentum 
des Reichs zu stehen, im Auftrage der Reichspostverwaltung die Post 
befördern, haben, solange sie die Post an Bord haben, neben der 
Nationalflagge der Kauffahrteischiffe als besonderes Abzeichen die 
Flagge des Reichspostressorts im Grofstopp zu setzen; auch sind sie 
berechtigt, diese Flagge als Gösch auf dem Bugspriet zu ftthren.') 

§9- 

Unterscheidung der Seeschiffe« 
I. Bm«ni«i| md BezelehiMi. 

Die Kontrolle des Seeschiffahrtsverkehrs und das Bedttrfhis einer 
wechselseitigen Garantie für die Schiffahrttreibenden selbst ergibt die 

') AoTserdem sind zur Führung der Reichskriegsflagge berechtigt die im 
§ 13 der FL u. 8. O. bezeichneten Behörden. Anstalten, Personen, Schiffe 
und Boote. S. auch daselbst die Zulftssigkeit aes Setzens der Kriegsflagge als 
Unterscheidungszeichen. 

*) 8. im übrigen in Betreff der Beichsdienstflagge die Fl. u. 8. 0. nebst 
AnhAngen, und Perkls, a. a. O., 8. 27 f. 

4* 
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Notwendigkeit von Unterscheidangsmerkmalen der einzelnen Schiffe. 
Die Sitte, jedem Seeschiff einen Namen zu geben, ist anyordenklichen 
Ursprungs, nnd es ist femer Gebrauch und als eine zwingende Vor- 
schrift in die neneren Seerechte übergegangen, dals jedes zur Teil- 
nahme am internationalen Seeverkehr bestimmte Eanffahrteisohiff den 
Namen nicht allein fUhre, sondern dafs es ihn auch erkennbar zur 
Schau traget) 

Für Schiffe, die registriert werden müssen, mufs der Name vor 
der Registrierung gewählt werden, da er mit in das Register einzu- 
tragen ist Wenn an sich die Wahl des Schiffsnamens einer Ein- 
schränkung nicht unterliegt, so darf doch der Zweck der Benennung 
nicht aufser Acht bleiben, und es kann deshalb nicht fUr zulässig er- 
achtet werden, einem Schiff einen Namen beizulegen, den bereits ein 
Schiff ähnlichen Typs desselben Heimatshafens führt; denn es würde 
hierdurch die Möglichkeit der sofortigen äufserlichen Unterscheidung 
vereitelt werden. Eine solche Unterscheidung ist sehr wesentlich, z. B. 
wenn sich ein Schiff nach einem Zusammenstolse den für diesen Fall 
vorgesehenen Verpflichtungen zu entziehen sucht. 

Namensänderungen sind nicht ohne weiteres zulässig; denn es 
können dadurch leicht Irrungen und Nachteile für Interessenten, die 
davon keine Kenntnis haben, entstehen. Nach deutschem Recht ist dazu 
die Genehmigung des Reichskanzlers erforderlich; in England bestand 
früher ein unbedingtes Verbot, jetzt ist die Änderung des Namens mit 
Genehmigung des Handelsamtes zulässig, in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika nur mit Genehmigung des Kongresses. 

Die Gesetzgebungen der Seestaaten enthalten genaue Bestimmungen 
über die Anbringung des Namens an den Schiffen und Strafan- 
drohungen für deren Nichtbeachtung. Der internationale Vertrag, be- 
treffend die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee, vom 
6. Mai 1882 (R.-G.-B1. 1884, S. 25 f.) enthält in den Artikeki 6 bis 11 
eingehende Vorschriften über die äufsere Bezeichnung der Fisch er- 
fahr zeuge und der Fischereigeräte. 

Nach einigen Gesetzgebungen soll auch das Vermessungsergebnis 
an einer sichtbaren SteUe des Schiffes angebracht werden (England, 
Frankreich, Rufsland). 

II. Uirterscbeiiliiiigssignal. 

Zur individuellen Unterscheidung der Seeschiffe dient femer das 
UnterscheidungssignaL Dasselbe besteht aus vier Buchstaben, 
markiert durch Flaggen des Internationalen Signalbuchs. S. unten 
§ 19, I. 

Die Verteilung der Unterscheidungssignale regelt jeder Staat nach 
eigenem Ermessen. Die Regelung ist, ihrem Zwecke entsprechend, in 
der Weise erfolgt, dafs Schiffe derselben Flagge niemals dasselbe 

^) Für deutsche Seeschiffe sind die bezüglichen Vorschriften enthalten in 
dem G., betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 22. Juni 18i^9 (R.-G.-Bl. 
8. 319 f.), § 7 Ziffer J, femer in den §§ J3, 17, 21 und 25 Ziffer 4 und in der 
Bek. des Bundesrats vom 10. November 1899 (R.-C.-B1. 8. 380), § 6. 
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Unteneheidmigssignal erhalten können. Schiffe yersohiedener Natio- 
nalität können dagegen dasselbe Unterscheidnngssignal ftthren. Ein 
äehiff mols also, nm sich individuell zn erkennen zn geben, aufser dem 
ünterscheidungssignal seine Nationalflagge zeigen. 



m. Abschnitt 

KriegsadhifPe. 

§ 10. 

Das Recht zum Halten einer Kriegsflotte. 

I. Regal. 

Das Recht eines Staates zur Haltung von Kriegsschiffen ist ein 
Ausflufs seiner Souyeränetät, ebenso wie seine Befugnis, ein Landheer 
zu halten. Einschränkungen dieses Rechts können yorkommen bei 
Staaten, die nicht voll unabhängig sind, oder anderweit auf Grund 
eines besonderen Rechtstitels. 

II. Eliicbrittkaiiai. 

Aus neuerer Zeit kommen folgende Einschränkungen in Betracht: 

1. Durch den Vertrag yon Turkmentschai zwischen Rufsland und 
Persien (1826) hat der Schah yon Persien, „um seiner besonderen Hoch- 
achtung für den Kaiser yon Rufsland Ausdruck zu geben,'' diesem für 
ewige Zeiten das ausschliefsliche Recht eingeräumt, im Kaspischen Heere 
Kriegsfahrzeuge zu stationieren, sich selbst also dieses Rechts begeben. 

2. Ungleich bedeutsamer waren die gegen Rufsland, nach dessen 
Mifserfolgen im Krimkriege, gerichteten Einschränkungen, heryor- 
gegangen aus der Tendenz der Westmächte, die maritime Machtstellung 
Rufslands der Türkei gegentlber zn beseitigen. S. hiertlber und über 
die Aufserkraftsetzung der tttr Rufsland demütigenden Festsetzungen des 
Pariser Friedensyertrages yon 1856 oben. § 5 U. A. 

3. Die Be Algnisse des Khediys yon Ägypten bezüglich der Unter- 
haltung einer Kriegsmacht sind durch den Londoner Vertrag yon 1 840 
und den Ferman yon, 1873 geregelt In dem ersteren ist bestimmt, 
dafs Heer und Flotte Ägyptens als ein Teil der türkischen Kriegsmacht 
anzusehen sind; in letzterem wird, unter Aulrechterhaltung der Ober- 
hoheit des Sultans, dem Khediyen das Recht eingeräumt, alle Mafsregeln 
und Einrichtungen zum Schutze und zur Verteidigung des Landes zu 
treffen, und je nach dem Bedürfnis den Stand der Armee und der Flotte 
zn yermehren oder zu yermindem; jedoch wird zu dem Bau yon 
Panzerschiffen die grofsherrliche Genehmigung yorbehalten.^) 

^) Tatsächlich befindet sich Ägypten heute militfirisch in einem fast un- 
beflchrftnkten Abhfingigkeitsyerh&ltniB yon England, wenn auch die Oberhoheit 
der Fiorte noch zu Kecht besteht. 
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4. Dureh Artikel 29 der Berliner Eongrefsakte vom 13. Jali 1878 
wurde das FOrstentum Montenegro als ein unabhängiger Staat an- 
erkannt; auch wurde ihm durch Zuteilung des Ettstenbezirkes von Anti- 
vari die unmittelbare Verbindung mit dem Meere eröflfhet, aber unter 
der Festsetzung, dafs der Staat weder Kriegsschiffe besitzen noch eine 
Kriegsflagge führen darf. Die See- und Sanitätspolizei in den monte- 
negrinischen KUstengewässem wird von Österreich -Ungarn ausgeübt, 
welches auch der montenegrinischen Handelsflagge seinen Schutz ge- 
währt; die dalmatinischen Seegesetze sind fttr Montenegro mafsgebend. 

§ 11. 
Begriff und Legitimation. 

I. Begriff. 

Die Frage, ob einem Schiffe die Eigenschaft als Kriegsschiff inne- 
wohnt, hat in einer Reihe von Fällen zu Schwierigkeiten geführt Eine 
autoritative völkerrechtliche Bestimmung darüber, welche Fahrzeuge 
als Kriegsschiffe zu erachten sind, gibt es nicht. Auch in den Gesetzen 
der Seestaaten finden wir eine Begriffsbestimmung nur vereinzelt;^) die 
folgende kann als Norm dienen: Als Kriegsschiff im Sinne des 
internationalen Rechts ist jedes zum Ressort einer Kriegs- 
marine gehörige, einem militärischen Befehlshaber unter- 
stellte Schiff mit militärisch organisierter Besatzung an- 
zusehen. 

Die Bestimmung für militärische Zwecke ist nicht erforderlich, 
ebensowenig die Armierung. Die Rechtsstellung eines lediglich zu 
wissenschaftlichen Zwecken ausgerüsteten Fahrzeuges einer Kriegsmarine, 
bei welchem die obigen Voraussetzungen zutreffen, ist dieselbe wie die 
eines ausschliefslich der militärischen Aktion dienenden Schiffes. 

II. LegitiMation. 

Äufserlich kennzeichnet sich die Eigenschaft als Kriegsschiff durch 
Flagge und Kommandozeichen. 

a) Die Flagge ist, je nach der Gesetzgebung der einzelnen Staaten, 
entweder eine besondere Kriegsflagge oder die gemeinsame Flagge der 
Kriegs- und Handelsmarine. 

b) Das Kommandozeichen ist das Zeichen der Befehlsführung 
durch einen dem aktiven Dienststande zugehörigen Seeoffizier. Als 
Zeichen der Kommandogewalt über ein einzelnes Schiff dient der Wimpel. 

^) So in der niederländischen V. vom 27. Mai 1899 (Staatablad No. 143), 
die im Art. 1 festsezt: 

Als niederländische Kriegsfahrzeufe sollen angesehen werden 

1. alle Reichs- und im Dienste des Reichs stehenden Privatf ahrzeu^e ; 

2. alle Fahrzeuge, die einer niederländischen Kolonialregierung gehören 
oder in deren Dienst stehen, 

sofern sie unter dem Kommando eines militärischen Befehlshabers stehen und 
ganz oder zum Teil militärisch bemannt sind. 

Im Art. 2 werden sodann als äuXsere Unterscheidungszeichen eines Kriegs- 
schiffes bezeichnet: der Wimpel, die Kommandoflagge oder die Standarte. 
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Die aosnahmsweiBe Zolassong der Ftthraiig des Wimpels fttr 
BegieniDgsschiffe ftafserhalb des Ressorts der Kriegsmarine, namentlich 
für solche, welche snm Erwerb durch die Seefahrt bestimmt sind, gibt 
diesen nicht den Charakter eines Kriegsschiffes. 

Voraassetznng der Anerkennung eines Schiffes im internationalen 
Verkehr als eines Kriegsschiffes ist die Befehlsf tthmng doreh einen aktiven 
oder zum aktiven Dienste herangezogenen Seeoffizier. Die Besatzong 
mols der bewaffneten Macht des Staates angehören, dessen Flagge das 
Schiff fuhrt Freiwillige, welche für die Daner des Kriegsznstandes 
zum Dienste in der Flotte angenommen sind, stehen den Mannschaften, 
deren Dienstverhältnis anf der Wehrpflicht bemht, gleich. S. hierüber 
§ 34, IL 

Bei Zweifehl ttber den Charakter eines Schiffes dienen die Segel- 
order bezw. auch die Bestallnng des Kommandanten als Beweis- 
mittel. Solche ordnnngsmäfsig ausgestellte Urkunden schliefsen die 
Befugnis zu weiterer Beanstandung aus. Schon das Verlangen einer 
Behörde oder des Kommandanten eines Kriegsschiffes einem fremden 
Schiffe gegenflber, welches sich äufserlich als Kriegsschiff kennzeichnet, 
den Nachweis dieser Eigenschaft zu führen, ist nicht unbedenklich und 
kann leicht zu einem Konflikt führen.^) 

iil. Prhrattciiiffe la Martaediettt 

Die Zugehörigkeit zur Kriegsflotte kann eine dauernde oder eine 
vortlbergehende sein. Letztere liegt vor, wenn ein Privatschiff auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit — sei es durch Ermietung (Charter), 
sei es durch zwangsweise Inanspruchnahme (Kriegsleistung) ^) fttr mili- 
tärische Zwecke — in das Verfttgungsrecht der Kriegsmarine über- 
gangen ist Solche Schiffe werden, wenn sie unter einem Seeoffizier 
als Befehlshaber stehen und militärisch bemannt sind, im Sinne des 
internationalen Rechts den Kriegsschiffen gleicherachtet. Ein Schiff 
dagegen, welches zwar ausschliefslich fttr Marinezwecke, z. B. ftb- 
einen Transport, gemietet ist, aber keine militärische Besatzung hat, trägt 
nicht eigentlich den Charakter eines Kriegsschiffes, und zwar auch dann 



') Obtolan (I. § 181) bemerkt in dieser Hinsicht: ^Le» preuvtn de la 
nationaUU et du caracthre d^nn häHment de guerre sant dan$ le paviUon et dan$ 
la flamme gu'ü fait battre ä »a come et au kaut de ee» mäts; dans Vatteetation 
de Bon eommandant, donnU au besoin 9ur sa parole d^honneur; dans la comminion 
de ee eommandant et dans les ordres gu'ü a regus de son souverain.* — Philumork 
(I. § 350) erkl&rt: ^It is impartant to observe, that if any question arise as to the 
natianalüy of a ship of war^ the commission is hddto supply adeguate proof^; 
und femer Stobt (das.): y^In general a commission of a public ship, signed by 
the jtroper authorittes of the nation to u)hich she belongs, is compkte proof of her 
natumal character . . , the commission^ therefore, of a public ship wnen duty 
authenticated, so far at least as foreign courts are concemed, imports absoliUe 
verity, and tke title is not examinable . . . this has been the settled prc^tice between 
nations and it is a rule founded in public convenience and policy and cannot bs 
broken in upon, ufithout endangering the peace and repose, as well of neutral as of 
beUigerent sovereigns^ 

*) Für das Deutsche Reich s. § 23 des Gesetzes über die Kriegsleistangen 
vom 13. Juni 1873 (R.-G.-B1. S. 129 f.). 
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nicht, wenn der Kapitän nach dem Transportvertrage den Anweisungen 
des militärischen Transportführers Folge zu leisten hat Es werden 
jedoch regelmäfsig solchen Schiffen, die .zwar nicht die Eriegsflagge 
aber eine besondere Nationalflagge führen dürfen, Erleichterungen im 
internationalen Verkehr, wie fremden Kriegsschiffen, insbesondere be* 
züglich der Hafenabgaben und Lotsengelder, gewährt.^) 

In Betreff der Privatschiffe, welche sich mit ihrer Besatzung frei- 
willig ftlr Kriegszwecke zur Verfügung stellen, und in Betreff der Kaper 
s. § 34, II und m. 

IV. Verltttt dar Kriefliiclillstifleiscliaft. 

Ein Kriegsschiff, welches von seiner Besatzung verlassen wird, 
verliert mit diesem Zeitpunkt insofern völkerrechtlich seinen Charakter, 
als es aufhört, die Hoheitsgewalt des Flaggenstaates zu repräsentieren. 
Solange ein zum Wrack gewordenes Kriegsschiff noch nicht von seiner 
Besatzung verlassen ist, bleibt ihm dagegen der Charakter als eines 
solchen gewahrt. 

Ob ein von seiner Besatzung verlassenes Schiff als herrenlos zu 
betrachten ist, hängt von den Umständen ab, namentlich von dem aus 
der Erklärung des Befehlshabers oder aus konkludenten Handlungen 
oder Unterlassungen zu entnehmenden animus derelinquendi.') 

Ein im Kriege erbeutetes Kriegsschiff kann nicht mehr als solches 
im Sinne des internationalen Verkehrs gelten, weil es von dem Zeit- 
punkte ab, mit welchem die Flagge niedergeholt ist, nicht mehr die 
bewaffnete Macht des Flaggenstaates repräsentiert. 

^) Solche Befreiungen wurden seitens der niederländisch-indischen Ee- 
gierung im Jahre 1901 zugestanden dem ausschlierslich für Marinezwecke ge- 
mieteten deutschen Dampfer «Gera** und dem zum Kreuzergeschwader gehörigen 
Transportdampfer ^Titania** beim Anlaufen von Batavia; beide Dampfer führten 
die ßeichsdienstflagge. 

Einen besonderen Charakter hat die russische freiwillige Flotte. 
Ihr Ursprung ist der Ankauf von drei Schiffen der Hamburg- Amerika-Linie bei 
dem drohenden Konflikt zwischen BuXsland und England 1877/78 durch eine 
patriotische Gesellschaft zur Beschaffung schneller Kreuzer. Die Flotte besteht 
z. Zt. aus 15 Dampfern, sämtlich armiert bezw. für eine starke Armierung ein- 

Serichtet; die Schiffe vermitteln den Postdienst und den staatlichen Transport- 
ienst zwischen Odessa und den russischen Besitzungen in Ostasien. Die Flotte 
gehört einer Privatgesellschaft, wird seit 1885 staatlich subventioniert und steht 
tatsächlich im Staatsdienst, wenn sie auch zum Teil Privatpersonen und Privat- 
ffüter mltbef ordert; die Verwaltung und Leitung steht unter Staatskontrolle. 
Jedes Schiff steht unter dem Befehl eines Offiziers der Kriegsmarine, der auXser- 
dem der Erste Offizier und Unterchargen angehören. Für den Kriegsfall ist 
Einverleibung in die Kriegsmarine vorgesehen. Im Frieden werden diese Schiffe 
nicht den Kriegsschiffen gleicherachtet; demgemäfs hat ihnen auch der Sultan, 
freilich mehr dem diplomatischen Drucke als dem eigenen Triebe folgend, die 
Passage durch den Bosi>orus und die Dardanellen, die reeelmäTsiff fremden 
Krieffsschiffen untersagt ist (s. § 5, ÜB), gestattet. — Im übrigen s. Statesman's 
Handbook for Bussia, ed. by the Chancery of the Committee of Ministers, 
St. Petersburg 1896, I. S. 148, H9. 
*) S. auch Heilborn, S. 261. 
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IV. Abschnitt. 

BeclxtSTerli&ltiiisse der Scliiffe auCser- 
lialb ihrer HeixnatsgeirftsBer. 

§ 12. 

SehiiFe auf freiem Meere. 
I. Mlfuiaiia Briidtiftit. 

Jedes Seeschiff trägt seine Nationalität, äafserlich gekennzeichnet 
durch die Nationalflagge und nachweisbar dnrch die Schiffspapiere, mit 
sich in alle Meere. 

Schiffe auf freiem Meere, d.h. anfserhalb der Territorial- 
seegebiete, sind grundsätzlich nnr der heimatlichen Staats- 
gewalt und Jurisdiktion unterworfen; dies gilt sowohl fttr 
Kriegsschiffe wie fttr Kauffahrteischiffe.^) Denn da ttber das 
offene Meer keiner Staatsgewalt eine Souveränetät zusteht, so hat auf 
diesem weiten Gebiet auch grundsätzlich kein Staat gegen Schiffe fremder 
Staatsangehörigkeit ein anderes Recht als das der Selbsthilfe gegen 
rechtswidrige Angriffe; insbesondere ist jede Ausübung einer Justiz- oder 
Polizeigewalt ausgeschlossen; ein Anhaltungs- oder Durchsuchungsrecht 
behuüs Habhaftwerdung yon Verbrechern gibt es nicht. Dennoch hat 
England seinerzeit, namentlich den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
gegenüber, fttr seine Kriegsschiffe die Befugnis in Anspruch genommen, 
britische Untertanen von Bord fremder Schiffe, nach deren Anhaltung 
auf offenem Meere, wegzuholen, um sie fttr den Dienst in der Flotte zu 
pressen. Auf die offensichtliche Unzulässigkeit eines solchen Verfahrens 
haben sowohl englische wie amerikanische Publizisten hingewiesen.*) 



') Der Grundsatz, dafs auch ein Kauffahrteischiff auf hoher See nur den 
Gesetzen und der Gerichtsbarkeit des Flaggenstaates unterworfen ist, hat neuerdings 
implicite Ausdruck gefunden in dem amerikanischen Gesetz yom 14. Februar 1902 
zur Verhütung des Verkaufes von Feuerwaffen, Munition, Opium und berauschenden 
Gretränken an Ureinwohner des Stillen Ozeans in einer nfther bezeichneten Gebiets- 
n>hfire. Das Verbot ist erlassen für die der Gerichtsbarkeit der Vereinigten 
Staaten unterstehenden Personen. § 3 dieses Gesetzes bestimmt nämlich : , That 
all offemei againat ihi$ Act commüted <m any of gaid iilands or on the water b, 
rock» or key» adjacent thereto shaU be deemed committed on the high Kas on 
board a merchant ship or veasel belor^ng to the United States, and the caurt^ of 
the United States shaü have Jurisdiction accordingly." 

•) Phillmor«, I. § 320; Wheaton, Elements, 1. 8. 135f. und Histoire, 8. 7371; 
W. B. Lawbenck, m. 8. 441 f. — Wenn Rivieb (Völkerrecht, § 19 8. 170) den 8atz 
aufstellt: ,die Kommandeure der Kriegsschiffe haben das Recht, die Nationalität 
der Priyatschiffe auf offener See zu konstatieren (sog. enqu^te du pavilion), 
wie ihnen überhaupt im allgemeinen Interesse die Handhabung der Seepolizei 
obliegt* so ist diese Annahme in ihrer Allgemeinheit unzutreffend. — Auch 
Tkbta (S. 100 f.) führt aus, wie den Krieffsschiffen ein y,droit de reconnaissance 
de la nationaliti'^ zustehe, und als Ausflufs desselben das Recht des Zwanges 
gegen ein Kauffahrteischiff, welches auf die Aufforderung des Kjriegsschiffes, 
das seine Flagge gesetzt hat, sich weigert, die seinige zu zeigen; freilich, fügt 
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Dieselbe allgemeine Regel, welche für Schiffe gilt, findet auch auf 
Beiboote Anwendung. 

DieJnrisdiktionsgewalt des Heimatsstaates über die 
anf dem freien Meere befindlichen Schiffe ist vielfach in 
den Gesetzen der einzelnen Staaten zam Aasdruck gebracht^) Sie 
besteht aber auch, wo solche besonderen gesetzlichen Vorschriften fehlen. 
Dies gründet sich auf althergebrachte Gewohnheit, hervorgegangen aus 
dem Bedürfnis der Rechtssicherheit im allgemeinen und der Rechts- 
ordnung auf See im besonderen. Gerichtspraxis und Doktrin sind dem 
gefolgt. Zurückgeführt wird diese Jurisdiktionsgewalt auch auf die 
Rechtsfiktion, dass solche Schiffe Teile ihres Heimatsstaates sind, dessen 
Hoheitsrechte über dieselben daher nicht aufser Wirksamkeit treten. Es 
ergibt sich daraus aber die weitere Konsequenz, dafs auch Ausländer 
an Bord eines auf dem freien Meere befindlichen Schiffes den Gesetzen 
und der Gerichtsbarkeit des Heimatsstaates dieses Schiffes in demselben 
Umfange unterworfen sind, wie eine solche Unterwerfung in dem Land- 
gebiet jenes Staates stattfinden würde, also namentlich, mit Ausnahme 
der Eximierten, im Bereiche des Strafrechts.') 



er hinzu, dürfen die Kriegsschiffe das Zeigen der Flagge nicht vexatorisch be- 
anspruchen, sondern nur, wenn ein begründeter Anlals dazu vorliegt. Einen 
solchen Anlals bietet der Verdacht der Piraterie; vgl. § 17. 

') Bezüglich der Wirksamkeit der Strafbestimmungen deutscher Gesetze 
bei Straftaten, die auf offener See begangen sind, enthalten die deutschen See- 
gesetze dementsprechende Hinweise, so das G., betr. das Flaggenrecht der 
Kauffahrteischiffe, vom 22. Juni J899 in § 24. 

') Das preuls. Obertribunal hat diesen Grundsatz in einem Urteil vom 
12. September 1855 (abgedr. in Goltdahmbbs Archiv, Bd. 3 S. 658 f. in der Ab- 
handlung: ^Über die Bestrafung strafbarer Handlungen, welche auf preufsischen 
Schilfen beganeen werden**) zur Qeltimg gebracht. Es handelte sich um einen 
Mordversuch, begangen von einem Amerikaner an Bord eines preufsischen 
Schiffes auf offenem Meere. Die Entscheidung erfolgte: , in Erwägung, dafs ein 

Ereufsisches Seeschiff, selbst wenn es sich vorübergehend auf serhalb der preufsischen 
»ande befindet, nicht aufhört, der preufsischen Staatsgewalt unterworfen zu 
sein, der preufsischen Monarchie anzugehören und gewissermafsen einen Theil 
derselben zu bilden, dafs daher eine auf einem preufsischen Seeschiffe und zwar 
auf offenem Meere verübte strafbare Handlung um so mehr im Sinne des § 3 
des Strafgesetzbuchs als in Preufsen — das Gesetz sagt nicht: in preufsischen 
Landen — begangen angesehen werden mufs, als es nicht in der Absicht des 
Gesetzgebers gewesen sein kann, solche strafbare Handlung ganz ungeahndet zu 
lassen, eine solche Straflosigkeit aber, wenn der gedachte § 3 nicht Anwendung 
finden könnte, eintreten würde, da § 4 nicht Platz greifen kann, weil er sich 
nur auf strafbare Handlungen bezieht, welche im Auslande imter der Herrschaft 
eines fremden Strafrechts verübt sind, das offene Weltmeer aber keinem Staate 
ausschliefslich angehört, mithin als Ausland im Sinne des § 4 nicht angesehen 

werden kann" Die letzte Erwägung aus § 4 cit. würde zwar für das heutige 

Brecht nicht mehr zutreffend sein, weil das deutsche Strafgesetzbuch im § 8 den 
Begriff , Ausland" dahin definiert hat: „Ausland im Sinne dieses Strafgesetzes 
ist jedes nicht zum Deutschen Beich gehörige Gebiet", und mithin Ausland 
lediglich als Negation des Inlandes auffafst, während nach preufsischem Straf- 
recht darunter zwar jedes einer fremden Territorialhoheit unterworfene Gebiet, 
nicht aber das offene Meer, zu verstehen war; indessen bleibt das Prinzip un- 
erschüttert. Auch bestimmt die deutsche Stra^rozefsordnung im § 10: «Ist 
die strafbare Handlung auf einem deutschen Schiffe im Auslande oder in offener 
See begangen, so ist dasjenige Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Heimaths- 
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Auch fllr civilreohtliche Verhältnisse ist das Prinzip durch Theorie 
nnd Praxis sanktioniert*) 

II. AMMbaM. 

Von dem Onmdsatze der Anssehliefsung jeder Jostiz- oder Polizei- 
gewalt ttber Schiffe fremder Nationalität auf freiem Heere gibt es zwei 
Ausnahmen : 

a) Nach internationalem Brauch gilt die Verfolgung eines Schiffes, 
dessen MannschafI auf fremdem Territorial- (Land- oder See-) (rebiet 
sich eines Verbrechens schuldig gemacht hat, auch ttber die Grenzen 
des Territorialmeeres hinaus als statthaft.*) 

b) Zur Wahrung der Sicherheit und Ordnung des Verkehrs auf 
See und der damit in Zusammenhang stehenden wirtschaftlichen Interessen 
wird teils nach Seegebrauch teils auf Grund internationaler Ver- 
einbarung ein Einschreiten der Kriegsschiffe, als der berufenen Exekutiv- 
organe der Staatsgewalten, auch gegen Schiffe fremder Nationalität 
zugelassen. Ein solches Einschreiten ist insbesondere nach konventionellem 
Recht zulässig zur Unterdrückung des Sklavenhandels (§ 22), zum 
Fischereiscbutz in der Nordsee (§ 20, IL), zur Unterdrückung des 
Branntweinhandels in der Nordsee, zum Schutz unterseeischer Telegraphen- 
kabel (§ 21) und nach Seegebrauch zur Verfolgung der Piraterie (§ 17). 

hafen oder derjenige deutsche Hafen iie^t, welchen das Schiff nach der That 
suerst erreicht/ — Der Grundsatz ist ferner zur Geltung gekommen in dem 
Q., betreffend die Schonzeit für den Fang von Robben, vom 4. Dezember 1876 
(B.-G.-BI. 8. 233) und in der V. vom 29. März 1877 {R.-G.-B1. 8. 409), durch welche 
deutsche und zur Besatzung eines deutschen Schiffes gehörige Ausländer, welche 
während der Schonzeit in den Gegenden zwischen dem b7. Grad nördlicher Breite 
und dem 5. Grad östlicher und 17. Grad westlicher Länge, vom Meridian Yon 
Greenwich aus gerechnet, den Robbenfang betreiben, mit Strafe bedroht werden. 

') Das Reichs-Oberhandelsgericht hat dasselbe in einem £rk. vom 26. April 
1872 (Entsch. Bd. 6 8. 82) wie folgt dargelegt: „Es giebt Gegenstände, die ihrer 
Bestimmung nach einen fortwährenden Ortswechsel erfahren, ohne darum ihre 
rechtliche Beziehung zu demjenigen Ort, von dem sie ausgehen, zu verlieren. 
Dies gilt namentlich von den wichtigsten Transportmitteln, den Schiffen und 
Dampfwagen. Dieselben berühren in der Verwenaung durch ihren Eigentbümer 
fremde Orte nur vorübergehend und mit der Bestimmung der Rückkehr an den- 
jenigen Ort, an welchem der Sitz ihrer Rechtsverhältnisse sich befindet. Die 
Anerkennung dieses Ausgangsortes als der Richtschnur aller ihrer rechtlichen 
Bcodehungen erscheint als ein Gebot praktischer Noth wendigkeit. Ohne diese 
Anerkennung würde ein Verkehr zwischen verschiedenen Ländern nicht durch- 
führbar sein und eine Rechtsunsicherheit entstehen, die dem modernen Rechts- 
bedürfniXs widerstrebt. Sie hat sich deshalb auch betreffs der Seeschiffe längst 
durchgesetzt." — S. ferner: Erk. des preufs. Obertribunals vom 25. Oktober 1859 
(Entsch. Bd. 42 S. 19 f., auch in Sbüpfebt's Archiv, Bd. 14 8. 3.H5f.); Meves, 
in V. Holtzendobff's Straf rechtszeitung, Bd. 13 8. 387. 

*) HBvrrBB, § 80, unter Bezugnahme auf die nordamerikanische Praxis; 
Blühtschu, § 372; Fbrooson, I. 8. 405; Calvo, § 1126; v. LiszT, § 26 8. 200. — 
Dkk Bbbb Poobtuoabl (8. 171) will diesen Grundsatz dahin eingeschränkt ver- 
stehen: dafs die Verfolgung in das offene Meer nur dann fortgesetzt werden 
[ dürfe, wenn sie in dem Territorialmeer bereits begonnen und das Schiff dem ihm 

dort durch einen blinden Schuls gegebenen Befehl zum Beidrehen keine Folge 

geleistet hat. Nbgbopontbs (8. 62) beanstandet die Regel aus prinzipiellen 
runden. 
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Wenn nämlich grundsätzlich jeder Staat seine Bechtsordnnng nnr 
für seine eigenen Gebietsteile ond f ttr solche Personen festzusetzen hat, 
welche entweder ihm angehören oder sich in seinem Gebiet aufhalten 
und mithin seiner Landeshoheit rechtlich oder faktisch dauernd oder 
vorübergehend unterworfen sind, über diese Grenzen hinaus aber die 
Ausübung einer Justiz- oder Polizeigewalt, als ein Ausfluls der Staats- 
hoheit, sich nicht erstrecken kann, so erkennt doch das Völkerrecht an, 
dab jeder Staat durch seine Organe, zu welchen auf offener See 
seine Kriegsschiffe gehören, zur yerfolgung solcher Handlungen legitimiert 
ist, die nach internationaler Übereinstimmung als rechtswidrig gelten, 
gleichviel, wo und von wem solche begangen werden, soweit damit nur 
nicht. ohne Titel in eine fremde Rechtssphäre eingegriffen w&tL^) 

Über das in Kriegszeiten den Kreuzern der kriegführenden Teile 
zustehende Kecht der Anhaltung und beziehungsweise Durchsuchung von 
Kauffahrteischiffen, gleichviel welcher Nationalität, als Ausfluls des 
Seekriegsrechts s. §§ 52 bis 54. 

§ 13. 

Kaaffahrteischlffe in fi^emden Hoheitsgewässem. 

I. Gniidsitzliclie Recbtostellviig. 

Kauffahrteischiffe sind während ihres Aufenthaltes 
in den Hoheitsgewässern eines fremden Staates grund- 
sätzlich der Justiz- und Polizeigewalt dieses Staates 
unterworfen. Andererseits haben sie einen Anspruch auf Schutz seitens 
der fremden Behörde, der ihnen erforderlichenfalls entweder von Amts 
wegen oder auf unmittelbares Ansuchen oder durch Vermittelung des 
Konsuls ihrer Nation zu gewähren ist. Eine grundsätzliche Befreiung 
der Kauffahrteischiffe während ihres Aufenthiütes in einem fremden 
Seegebiet von den dortigen amtlichen Gewalten würde eine unbegründete 
Einschränkung der Souveränetät der fremden Staatsgewalt einschliefsen 
und die Gefahrdung der öffentlichen Ordnung in solchen maritimen 
Gebieten mit sich bringen. Jeder Staat hat ein Interesse daran, dafs 
den Schiffen, die seine Nationalität tragen, auch in fremden Gebieten, 
auf die sich seine eigene Macht nicht erstreckt, Rechtsschutz gewährt 
wird. Das Korrelat dieses Schutzes ist die Unterwerftmg unter die fremde 
Staatsautorität. Dieser Gesichtspunkt trifft überall zu, wo die staatliche 
Organisation die Garantie für die Handhabung der Polizei- und Rechts- 
pflege im Sinne der europäischen Kulturstaaten bietet. 

Das Schiff selbst sowie dessen Besatzung bleiben den Heimats- 
gesetzen zwar auch in fremden Gewässern unterworfen, aber diese 
Gesetze und die Gerichtsbarkeit des Heimatsstaates ruhen; sie können 

^) Twiss, L § 170: ,,The tnaintenance of the peace of ihe Sea is one of the 
objectt of that Common Law (of NationsL and all offences against the peace of the 
8ea are offences againet the Lato of ifations, and of which aü Nafione may take 
cognisance.** — S. femer die Erörterungen über sog. Verbrechen gegen das 
Völkerrecht bei Tribpel, S. 3291, namentlich auch in den Anmerlningen das., 
und bei Harburoer, S. 106. 
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nicht an Ort und Stelle im fremden Seegebiet zur Geltang gebracht 
werden, soweit die fremde JnriBdiktion in Anwendung kommt. ^) Eine 
generelle Ausnahme hiervon greift nur so weit Platz, ab auf der Grund- 
lage des Prinzips von der Nationalität der Rechte, sei es infolge von 
Herkommen sei es in Gremälsheit von Vereinbarungen, die Konsular- 
gerichtsbarkeit besteht 

II. EiMCliriikiii Im TerrittrialpriaxiM- 

Das Territorialprinzip wurde, nachdem es sich einmal Bahn ge- 
brochen, bis zum An&ng des 19. Jahrhunderts bezüglich der Jurisdiktion 
über Schiffe und deren Besatzungen konsequent durchgeführt. So be- 
stimmte das preufsische Konsularreglement vom 18. September 1796 im 
Artikel Y: „Die preufsischen Unterthanen [auf preufsischen Schiffen in 
fremden Häfen] bleiben in allen ihren dortigen Zivil- und Eriminalfällen, 
also auch Streitigkeiten untereinander, wenn es darüber zu Prozessen 
kommt, der Jurisdiktion der dortigen Obrigkeit unterworfen.'' Seitdem 
hat aber eine Einschränkung der Regel in dem Sinne Anerkennung 
gefunden, dafs die Gerichtsbarkeit über fremde Kauffahrteischiffe nur 
soweit in Anspruch genommen zu werden pflegt, als die Interessen des 
Staates, in dessen Seegebiet sie sich zeitweise aufhalten, solches er- 
heischen. Dies kam zuerst in Frankreich zur praktbchen Geltung, indem 
der Grundsatz Eingang fand: die französische Justiz mischt sich nicht 
ein, wenn in französischen Häfen an Bord fremder Kauffahrteischiffe 
strafbare Handlungen von Mannschaften der Besatzung unter sich be- 
gangen werden, es sei denn dals dadurch die Hafenordnung gestört 
oder ihre Hilfe nachgesucht wird. In zwei einschlägigen Fällen erging 
im Jahre 1806 eine diese Regel aussprechende Entscheidung des 
französischen Staatsrats. In dem einem Falle waren zwei Matrosen 
von der Besatzung des nordamerikanischen Schiffes „Newton'', welches 
damals im Hafen von Antwerpen lag, in einem zu diesem Schiffe 
gehörigen Boot miteinander in Konflikt geraten; in dem anderen hatte 

1) 8. Erk. des preuls. Obertribunals vom 16. März 1859 (Entech. Bd. 42, 
Kriminal-Sachen, 8. ff. und Goltdamsiebs Archiv, Bd. 7 8.345); ferner in dem 
Aufsatz „Verbrechen im Auslande*, das. Bd. 15 8. 800 f., woselbst es heilst : 
„Preulsiache Schiffe, welche das räumliche Gebiet des preufsischen 8taats ver- 
lassen haben und sich auf dem überhaupt einer Landeshoheit nicht unter- 
worfenen offenen Meere befinden, werden nach einer völkerrechtlich anerkannten 
Bechtsfiction als wandelnde Qebietstheile des vaterländischen Territorii betrachtet 
und bleiben deshalb unter dessen Jurisdiction, nur mit der Ausnahme, dafs, so- 
bald sie einen ausländischen Hafen oder Meerestheil erreichen, welcher nach 
völkerrechtlichen Grundsätzen einer fremden Landeshoheit ausnahmsweise unter- 
worfen ist, zwar die heimathliche Jurisdiction dadurch nicht aufhört, aber für 
bestimmte Fälle sich jener fremdländischen unterwerfen muls.'' — Li einem Erk. 
des französischen Kassationshofes vom 24. November 1897 (Journ. de dr. i. pr. 
1898 8. 103 j wird als Grundsatz ausgesprochen: „Le capUaine qui commet un 
acte dSUctueux dana les eaux territoriaUa francatBeg est phuUement re9p<m»able en 
vertu de la loi fran^iu.** — 8. femer die Erörterung in der 8itzung des deutschen 
Eeichsta^es vom 3. Februar 1891 (Sten. Ber. VIII. Leg. Per. I. 8ess. Bd. 2 8. 1280). 
Vgl. auch Rbtix, Die Bechtsverhältnisse der deutschen Handelsmarine, in Hibths 
Annalen des Deutschen Reichs, 1874, 8. 65 und v. 8cbwahze, Kommentar zum 
8trafgesetzbuch für das Deutsche Reich ^, Leipzig 1884, 8. 46. 
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der Erste Offizier des amerikanischen Schiffes ^Sally", während es im 
Hafen von Marseille lag, einem Matrosen von der Besatzung, der ohne 
seinen Befehl über ein Boot disponiert hatte, eine schwere Verletzung 
zngefttgt. In beiden Fällen hatte sich ein Eompetenzstreit zwischen 
dem Gerichte des Hafenortes und dem betreffenden Konsul der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika entsponnen, welcher letztere die 
ausschliefsliche Entscheidung fhr sich in Anspruch nahm. Der Beschlufs 
des Staatsrats vom 20. November 1806^) lautet: ,,7^ conseil d'Etat^ 
qaiy dCajyris le renvoi ä lui fait par Sa MajeesU^ a entendu le rapport de 
la seetion de Hgülation sur celm du grand juge Ministre de la' justiee, 
tendant ä rigler les Umites de la Jurisdiction que les consuU des Etats- Urds 
d^Amirique aux ports de Marseille et d^Anvers riclament par rapport 
aux düüs commis ä bord des vaisseaux de leur nation itant dans les ports 
et les rades de Irance; condderant qü'un vaisseau neutre ne peut Stre 
indSßniment considiri comme Heu neutre, et que la protection qui lui est 
acc€»rdie dans les ports fran^ais ne saurait dessaisir la Jurisdiction territoriale 
pour tout ce qui tauche aux intSrets de CEtat ; qu^ainsi le vaisseau neutre 
admis dans un port de VEtat est de plein droit soumis aux Uns de police 
qui rigissent le Heu oii il est regu; que les gens de son iquipage sont 
Sgalement jusixciables des tribunaux du pays pour les ddlils qu^üs y 
commettrcuenty meme ä bord, envers des personnes itranghres ä l^iquipage, 
ainsi que pour les Conventions civiles qu^üs pourraient faire avec elles; niais 
que si jusque lä la Jurisdiction territoriale est hors de doutCj il n^en est pas 
ainsi ä Figard des dilits qui se comntettent ä bord du vaisseau neutre de la 
part d^un komme de Piquipage neutre envers un autre hemme du meme 
iquipage; qy!en ce cas, les droits de la puissanee neutre doivent etre respectis, 
comme s^agissant de la discipline intSrieure du vaisseau j dans laqueUe 
Pautoriti locale ne doit pas sHngirer^ toutes les fois que son secours n^est 
pas ridami ou que la tranquiläti du port n^est pas compromise; — 
est d^avis que cette distinciion indiquie par le rapport du grand juge 
et conforme ä Pusage est la seule rigle qu^il convienne de suivre en 
cette matiire; et appliquant cette doctrine aux deux espices particulüres 
pour lesqueUes ont riclam/i les consuls des Etats- Unis; considirant que, dans 
Pune des ces affaires^ il s^agit d^une rixe passSe dans le canot du navire 
amhicain le Newton, entre deux matelots du meme navire, et, dans Pautre, 
du^ne blessure grave faite par le capitaine en second du navire la Sally ä 
un de ses matelots pour avoir disposi du canot sans son ordre; — est d*avis 
quHl y a Heu d'accueülir la riclamaiion et dHnterdire aux tribunaux 
jranfais la connaissance des deux affaires pricitees.^^ 

Die hier ausgesprochenen Normen haben allmählich in der Praxis 
sowohl wie in der Wissenschaft Annahme gefunden.*) So hat Wheaton, 

') Eine lehrreiche Abhandlung Über diesen BeschlaTs von Graf M. Bosr- 
WOBOWSKI unter dem Titel .Condition jupdique des navires de commerce dans 
les ports ^trangers. L'avis du conseil d'Etat du 20 noyembre 1806 au point de 
Yue de la th^orie et de la pratique** enthalten die Annales de T^cole Ubre des 
sciences politiques 1894, S. 686 bis 713 und 1895, S. 25 bis 49. 

•) A. M. VissER. Anhang These III. Auch P. Fedozzi (Des d^lits II bord 
des navires marchanas dans les eaux territoriales ^trang^res, in der Bev. g. de 
dr. i. publ. 1897 S. 202 bis 224) kommt zu abweichenden Ergebnissen. 
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welcher ursprünglich eine Exemtion der Eanffahrteischifie in fremden 
Häfen, abgesehen von dem Falle einer besonderen Konvention, rundweg 
negierte, diesen Standpunkt aufgegeben mit der Erklärung: „Aou« 
eroyons qu^ä eet igard la Ugislation et la jurisprudence fran^oMtM ont etabli 
de vraiee dütindions qui doivent etre reeannues par toutes les natiana^ eomme 
itant les plus conformes au principe du droit universel des gens.^^^) Dem 
entspricht auch die neuere amerikanische Rechtsprechung.*) 

Das vom Institut de droit international in den Sessionen von 1897 
und 1898 aufgestellte Reglement sur le regime I6gal de nayires et 
de leurs öquipages dans les ports ötrangers, seci U, geht von dem- 
selben Standpunkt aus.') Ebenso enthalten sahireiche Staatsverträge 
entsprechende Vorschriften.^) 

») W. B. Lawremcb, m. S. 430. 

*) Zur Beleuchtung diene folgender Fall: Im Jahre 1H70 war, aus Ver- 
anlassung des zwischen Deutschland und Frankreich ausgebrochenen Krieges, 
das im Hafen von New York befindliche norddeutsche Schiff y^Elwine Kreglin" 
verhindert, in See zu gehen; die Mannschaft ging von Bord und erhob gleich- 
zeitig einen Heueranspruch; diesen wies der Sapitän zurück und erklärte 
aulserdem die Leute für Deserteure. Der deutsche Konsul erachtete die Hand- 
lungsweise des Kapitäns für gerechtfertigt. Demnächst erhob die Mannschaft 
Klage bei dem Bezirksgericht von New York, welches den Kapitän, entsprechend 
den Anträgen der Kläff er, verurteilte ; auf eingelegte Berufung aber entschied 
der höchste Gerichtshof, das Circuitgericht, daTs die von amerikanischen Gerichten 
nie vollständiff anerkannte und oft bestrittene Zuständig^keit bei Klagen zwischen 
Kapitän und Mannschaften deutscher Schiffe in amerikanischen Häfen, wenn 
nicnt durch derartige Streitigkeiten der Landesfrieden gestört wird, ausschliefslich 
den deutschen Konsuln anheimfalle. S. femer v. KOnio, S. 449 f., namentlich 
auch den Fall 8. 451 Anm. *. Huohks (§ 10; teilt aus der amerikanischen Recht- 
sprechung mit: „iit a rule, tke caurt will not take Jurisdiction in controversies 
btstween the Seaman of a foreign Mp and her master or the ship. Many of the 
countries kave express treaty stiputations giving sole coynizance of these disputes to 
their consuls. In cases tehere such a treaty eocists, the court unll not interfere at 
all. In cases where their is no treaty ea^pressly forbidding tt, tke courts have discrS' 
tion toether to take Jurisdiction or not, but ihey unü not take Jurisdiction unless 
under extre$ne circumstances of erudiy or hardshtp, — In considering this question, 
the naUonaiity of the ship govems, and fAe satlors are all presumed to he of ^ 
same nationality as the shif, no matter what may he their actuat nationaUty. — 
When the court takes Jurisdiction under such circumstanceSj it ayplies hy comity 
the law of the vessels flag}^ 

•) Annuaire, 1898 S. 273 f. 

*) Bereits der Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen Preulsen und den 

Vereinigten Staaten von Nordamerika vom |7~-||.~-|g2ö bestimmte im Artikel 10: 

,J)ie Consuln, Viceconsuln und Handelsagenten sollen das Recht haben, in 
oieser Eigenschaft bei Streitigkeiten, welche zwischen den Capitäns und den 
Mannschaften der Schiffe der Nation, deren Interesse sie wahmehmeD, entstehen 
möchten, als Bichter und Schiedsrichter zu dienen, ohne daXs die Localbehörden 
dabei einschreiten dürfen, wenn das Betragen des Schiffsvolks oder des Capitäns 
nicht etwa die Ordnung oder Buhe des Landes stört, oder wenn nicht die 
Consuln etc. deren Mitwirkung zur Vollziehung oder Auf rechthaltung ihrer Ent- 
scheidungen in Anspruch nelmien. Es versteht sich, daXs diese Art von Ent- 
scheidungen oder schiedsrichterlichen Aussprüchen die streitenden Theile nicht 
des ihnen zustehenden Bechts beraubt, bei ihrer Bückkehr den Becurs an die 
Gerichtsbehörden ihres Landes zu nehmen.'' — Der nachfolgende Wortlaut des 
Art. 1 1 des Konsularvertrages zwischen dem Deutschen Beich und BuXsland vom 

ae. MoTOTBb/r ^^^"^ kann ab typisch gelten: „Hinsichtlich der Hafenpolizei, des Ladens 
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Dem hentigen RechtsstandpuDkt liegt folgender Gedanke zu Grunde: 
Die Staatsgewalt hat nicht anter allen Umständen ein In- 
teresse, sich in die Rechtsangelegenheiten fremder Schiffe, 
die sich in ihren Häfen aufhalten, und ihrer Besatzungen 
einzumischen. Ein solches Interesse liegt nur vor: 

a) bei Gefährdung oder Störung der öffentlichen Ord- 
nung und Sicherheit; 

b) zur Sicherung der gemäfs der Zoll- und Hafengesetze 
schuldigen Leistungen; 

c) bei Eingriffen in die Rechtssphäre seiner Ange- 
hörigen und Schutzbefohlenen. 

Eine Einmischung ttber Fälle dieser Art, welche sich als eine Beein- 
trächtigung der Rechtsordnung des Aufenthaltsstaates oder seiner An- 
gehörigen darstellen, hinaus wtlrde eine nicht gebotene Belästigung der 
Staatsorgane mit sich bringen. Regelmäfsig werden von der Einwirkung 
der fremden Staatsgewalt ausscheiden können Tätlichkeiten an Bord eines 
Schiffes zwischen den zur Besatzung gehörigen Personen, sofern nicht 
das Einschreiten der fremden Behörde angerufen wird.^) Auch Civil- 
klagen, welche sich aus dem Dienstverhältnis der Schiffsbesatzungen 
herleiten, pflegen von den auswärtigen Gerichten nicht zugelassen zu 
werden; vielmehr ttberläfst man die Erledigung solcher Rechtsstreitig- 
keiten den zuständigen Konsuln oder den Gerichten der Heimat.^) 

und Ausladens der Schiffe, sowie hinsichtlich der Sicherung von Waren, GtLtem 
und Effecten, kommen die Landesgesetze, Statuten und Reglements in Anwendung. 
Den Consuln und Viceconsuln oder Consularagenten steht ausschUefslich die 
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung an Bord ihrer nationalen Schiffe zu. 
Sie haben demgemäfs allein Streitigkeiten jeder Art zwischen Capitän, Schiffs- 
offizieren und Matrosen zu schlichten, insbesondere Streitigkeiten, welche sich 
auf die Heuer und die Erfüllung gegenseitiger Verpflichtungen oeziehen/' — 
^,Die Localbehörden dürfen nur dann einschreiten, wenn die an Bord der Schiffe 
vorkommenden Unordnungen der Art sind, dafs die Ruhe oder öffentliche Ordnung 
sun Lande oder im Hafen dadurch gestört wird, oder wenn ein Landesangehöriger 
oder eine nicht zur Schiffsmannschaft gehörige Person beteiligt isV* — „In 
4illen anderen Fällen haben die gedachten Behörden sich darauf zu beschränken, 
<ien Consuln, Viceconsuln oder Consularagenten auf Verlangen Beistand zu 
gewähren, wenn diese Beamten es für notwendig erachten sollten, dafs eine in 
<lie Musterrolle eingetragene Person verhaftet und an Bord zurückgeführt oder 
in Haft behalten werde. Wenn die Verhaftung aufrecht erhalten werden soll, 
•so haben die gedachten Beamten in möglichst kurzer Frist davon den zuständigen 
Gerichtsbehörden eine amtliche MittheilunK zu machen/' 

*) ^gl* jedoch über die schwankende Kechtsprechung in Fällen, wo es sich 
um das Verbrechen des Mordes oder des Totschlags handelt, Heilborn, Kauf- 
fahrteischiffe in fremden Gewässern, in dem Jahrbuch der Intern. Vereinigung 
für vergl. Eechtswissenschaft etc., 2. Jahrg. 1896, 8. 4 f.; CiiLVO, Droit intern., VI. 
§ 71; V. König, 8. 334; Fiorb, |§ 515—520. 

^) 8o hat man sich wieder dem 8tandpunkte genähert, auf dessen Festhaltung 
im Mittelalter besonderer Wert gelegt wurde. Nach der in jener Zeit regel- 
mäfsig beobachteten Übune, sollte der in der Fremde weilende Staatsangehörige 
womöglich nur vor einem heimischen Bichter Becht nehmen. Man gab zu dem 
Zweck den Schiffen, namentlich wenn sie in Admiralschaft fuhren, für die Aus- 
übung der Jurisdiktion während der Beise besondere Beamte mit, genannt Schiffs- 
notare oder Beisekonsuln (consuls sur mer). Goldschkidt, Universalgeschichte 
<ie8 Handelsrechts, 8. 181/182. 
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Die deutsche Gesetzgebung ist den Nonnen des internationalen 
Rechts gefolgt.^) 

Findet eine Polizei- oder Justizbehörde Anlafs, an Bord eines 
fremden Kauffahrteischiffes eine Amtshandlung vorzunehmen, so hängt 
es von den Umständen und ihrem Ermessen ab, dem etwa in dem Hafen- 

^) Nach dem Vorgänge des Allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs 
(Art. &37) enthält die Seemannsordnung vom 2. Juni 19(12 in § 129 die Vorschrift : 

«Der Schiffsmann darf den Kapitän vor einem ausländischen Gerichte 
weder strafrechtlich noch civilrechtlicn belangen, sofern gegen ihn ein Gerichts- 
stand im Inlande begründet ist. Handelt er dieser Bestimmung zuwider, so ist 
er nicht allein für den daraus entstehenden Schaden verantwortlich, sondern er 
wird aufserdem der bis dahin verdienten Heuer verlustig. 

Er kann in den Fällen, die keinen Aufschub leiden, die vorläufige Ent- 
scheidung des Seemannsamts nachsuchen. Die Gelegenheit hierzu darf der 
Kapitän ohne dringenden Grund nicht versagen. Auch dem Kapitän steht unter 
denselben Voraussetzungen, wie dem Schiffsmanne, die BefugmXs zu, die Ent- 
scheidung des Seemannsamts nachzusuchen. 

Jeder Theil hat die Entscheidung des Seemannsamts einstweilen zu befolgen, 
vorbehaltlich der Befugnils, seine Bechte vor der zuständigen Behörde geltena 
zu machen. 

Im Falle eines Zwangsverkaufs des Schiffes finden die Vorschriften des 
Abs. 1 auf die Geltendmachung der Forderungen des Schiffsmanns aus dem 
Heuervertrage keine Anwendung." 

Ein Kapitän, welcher dem Schiffiimann ohne dringenden Grund es versagt, 
die Entscheiaung des Seemannsamts nachzusuchen, wird mit Geldstrafe bis zu 
150 Mark oder mit Haft bestraft (das. § 114 Kr. 14). 

In dem Nachtrag zu der allgemeinen Dienstinstruktion für die Konsuln des 
Deutschen Reichs vom 22. Februar 1873 wird zu § 33 des Gesetzes, betreffend 
die Organisation der Bundeskonsulate etc., vom 8. November 1867, welcher die 
Befugnisse der Konsuln, Über die Schiffe der Handelsmarine im Hafen ihrer 
Besidenz die Polizeigewalt auszufiben, festsetzt, hervorgehoben, dafs Aber die 
Frage, welcher PoUzeigewalt Kauffahrteischiffe in fremden Hfifen unterworfen 
seien, übereinstimmende Auffassung nicht herrsche, und es heilst dann weiter: 
«Manche Regierungen nehmen an, dafs fremde Handelsschiffe, welche in die 
Häfen des Landes kommen^ ebenso wie die Mannschaften derselben, ausschliefslich 
der dortigen Schiffspolizei und Gerichtsbarkeit unterworfen sind. Andere Re- 

fiemngen erkennen zwar im allgemeinen an, dafs ein fremdes Kauffahrteischiff 
en Polizeigesetzen des Hafens unterworfen ist, und da£s die Schiffsmannschaft 
für strafbare Handlungen, welche sie am Lande oder, wenn an Bord, gegen die 
Sicherheit des Staats äer gegen nicht zur Besatzung gehörige Personen begeht, 
bei den Ortsgerichten zu belangen ist. Dagegen halten sie die Ortsgerichte nicht 
für kompetent, wenn strafbare Handlungen vorliegen, welche an Bord eines 
fremden Schiffs von einem Manne der Besatzung gegen einen anderen oder gegen 
einen Matrosen eines Schiffs derselben Flagge verübt sind. In einem solchen 
Falle kann nach dieser anderen Auffassung die Lokalbehörde nur dann ein- 
schreiten, wenn sie ausdrücklich darum ersucht wird, oder wenn die öffentliche 
Ordnung gefährdet ist. Das Konsulatsgesetz, indem es im § 33 den deutschen 
Konsuln oie Befugnifs zur Ausübung der Polizeigewalt einräumt, hat in Bezug 
auf diese völkerrechtliche Fru^e eine Entscheidung zu treffen nicht beabsichtigt. 
Vielmehr wird auch hier in Gsmäfsheit des § 1 vorausgesetzt, dafs die Gesetee 
und Gewohnheiten des Konsulatsbezirks dem Konsul die Ausübung der Polizei 
gestatten." 

Den Kommandanten der deutschen Ejriegsschiffe steht, abgesehen von der 
Kontrolle der Beobachtung der Vorschriften über die Führung der Reichsflarge 
(s. § 8, I. D), eine Polizeigewalt über deutsche Kauffahrteischiffe in fremden 
Häfen nicht zu. Der Kapitän kann aber in dringenden Fällen die Kommandanten 
der ihm zugänglichen Kriegsschiffe um Beistand zur Aufrechterhaltung der 
Disziplin angehen (§ 91 der Seemannsordnung). 

Pertlf, latenatloulM BMnebt. 2. Anif. 5 
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platee residierenden Konsul des betreffenden Staates die Gelegenheit zu 
bieten, der Vornahme beizuwohnen.^) 



^) Die deutsche Beemannsordnung trifft folgende Festsetzungen (§§ 126^ 
127): ^Begeht ein Schiffsmann, während das Schiff sich auf der See oder im Aus- 
lande befindet, ein Vergehen oder Verbrechen, so hat der Kapitän unter Zuziehung 
von Schiffsoffizieren und anderen glaubhaften Personen alles dasjenige genau 
aufzuzeichnen, was auf den Beweis der That und auf deren Bestrafung EmfluXs 
haben kann. Insbesondere ist in den Fällen der Tötung oder schweren Körper- 
verletzung die Beschaffenheit der Wunden genau zu beschreiben, auch zu ver- 
merken, wie lange der Verletzte etwa noch gelebt hat^ ob und welche Heilmittel 
angewendet sind, und welche Nahrung der Verletzte zu sich genommen hat. — 
Der Kapitän ist ermächtigt, jederzeit die Sachen der Schiffsleute, welche der 
Betheiligung an einer strafbaren Handlung verdächtig sind, zu durchsuchen. Der 
Kapitän ist femer ermächtigt, denjenigen Schiffsmann, der sich einer der im 
§ 70 Nr. 3 und im § 93 Abs. 2, 3 bezeichneten strafbaren Handlungen schuldig 
macht, festzunehmen. In den Fällen des § 70 Nr. 3 ist er hierzu verpflichtet, 
wenn das Entweichen des Thäters zu besorgen steht. In den Fällen des § 93 
Abs. 2, 3 ist von einer Einsperrung abzusehen, sofern sich das Schiff auf hoher 
See befindet. Der Thäter ist unter Sütteilung der aufgenommenen Verhandlungen 
an dasjenige Seemannsamt, bei welchem es zuerst geschehen kann, abzuliefern. 
Wenn im Auslande das Seemannsamt aus besonderen Gründen die Übernahme 
ablehnt, so hat der Kapitän die Ablieferung bei demjenigen Seemannsamte zu 
bewirken, bei welchem es anderweit zuerst geschehen kann. In dringenden 
FWen ist der E^apitän, wenn im Ausland ein Seemannsamt nicht rechtzeitig 
angegangen werden kann, ermächtigt, den Thäter der fremden Behörde behu& 
dessen Übermittelung an eine zuständige deutsche Behörde zu übergeben. Hier- 
von hat er bei demjenigen Seemannsamte, bei welchem es zuerst geschehen 
kann, Anzeige zu machen.* 

Die völkerrechtliche Frage wird durch diese Festsetzungen allerdings nicht 
gelöst. L. Mbves: pDie strafrechtlichen Bestimmungen I. im Gesetz, 
betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Befug- 
nifs zur Führung der Bundesf lagge, vom 25. Oktober 1867, in Verbindung 
mit dem Gesetze, betreffend die Begistrirung und Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe, vom 28. Juni 1873; H. in der Seemannsordnung 
vom 27. Dezember 1872; IH. im Gesetz, betreffend die Verpflichtung 
deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger See- 
leute, vom 27. Dezember 1872; IV. in der Strandungsordnung vom 
17. Mai 1874. Erlangen 1876.) bemerkt dazu (Note 3 zu §§ 102, 103 der See- 
mannsordnung von 1872): «Die That muXs verübt sein, nicht, während sich 
das Schiff auf der Fahrt, sondern nur während es sich auf der See oder im 
Auslande befindet. Hieraus folgt zunächst, dafs dem Schiffer, wenn der Ort 
der That im Inlande liegt, das Schiff sich also in einem inländischen Hafen 
aufhält, kein Becht des Einschreitens zusteht, er vielmehr die Staatsbehörden 
herbeizurufen hat. Dann aber ernebt sich, dafs das Gesetz zwei Fälle unter- 
scheidet, je nachdem das Schiff auf der See oder im Auslande ist Der 
erstere gibt zu Schwierigkeiten keinen Anla£s; die That muXs auf dem Schiffe 
selbst oder auf den zu ihm gehörigen Booten verübt sein. Eine andere Mög- 
.lichkeit ist nicht ^geben. Der Fall, daXs ein Schiffsmann, während er sich im 
Wasser befindet, eine strafbare Handlung begeht, ist wohl konstruirbar, kommt 
schwerlich aber vor. Da nun nach den Sätzen des Völkerrechts die KaitKahrtei- 
schiffe einer anerkannten Macht auf offener See unter dem Schutze und den 
Gesetzen ihres Heimathslandes bleiben, ist der Gesetzbücher auch berechtigt, Mals- 
regeln anzuordnen, um die gleichsam auf einem schwimmenden Wandertheile des 
Heimathslandes verübten Delikte verfolgen und strafen zu können. Anders, wenn 
sich das Schiff im Auslande, also in einem der Souveränetät eines auXserdeutschen 
Staates unterworfenen Gebiete befindet. Hier treten zwei Möglichkeiten ein, 
nämlich dafs der Schiffsmann die strafbare Handlung auf dem Schiffe oder 
aufserhalb desselben begeht. Sowohl im letzteren wie im ersteren Falle finden. 



§ 13. Kauffahrteischiffe in fremden Hoheitagewfiasern. g7 

III. BetMdart NtraiM. 

a) Das Schiff als solches nnterliegt der Jurisdiktion der zuständigeo 
firemden Behörde. Es kann insbesondere ans Anlals ciTilrechtlicher 
Ansprüche mit Arrest belegt werden, sofern nicht eine znr Deckung 
solcher Ansprache ausreichende Sicherheit geleistet wird. Es kommen 
hierbei namentlich in Betracht: Forderungen aus Lieferungen und sonstigen 
Leistungen filr das Schiff, aus Anlals von Beschädigungen bei Kol- 
lisionen etc.^) 

b) Personen, welche sich der Verfolgung durch die Lokalbehörde 
entdehen wollen, darf ein Asyl an Bord eines fremden Kauffahrtei- 
schiffes nicht gewährt werden, gleichviel welcher Nationalität sie an- 
gehören. Sie sind yielmehr der Ortsbehörde auf deren Verlangen zu 
überliefern, und können im Weigerungsfälle durch deren Organe von 
Bord geholt werden.*) 

da Kanffahrteischiffe die Herrschaft der GesetEe des Auslandes nicht aus- 
BchlieXsen, diese zunächst auf die That und deren Verfolgung Anwendung, und 
greifen deshalb ffir ihre Bestrafung im Inlande die §§ 4 u. 5 des Reic^traf- 
gesetzbuchs Platz. Hiervon ausgehend fragt es sich, ob das Oesetz beide Fälle oder 
nur den der Begehung der That auf dem Schiffe selbst im Auge gehabt hat. 
Sowohl die Gleichstellung des Verweilens des Schiffes auf der S^ und im Aus- 
lande, wie die Entstehungs^chichte der Para^aphen sprechen für die zweite 
Alternative. Nach den Motiven ist die Vorschrift des § 102 [der Fassung in der 
Seemannsordnung von 1872, jetzt § 1261 den §§ 10 und 11 des preufsischen 
Gesetzes vom 31. Mftrz 1841 zur Aufrecnterhaltung der Mannszucht auf See- 
schiffen entnommen, und läfst der § 11 keinen Zweifel darüber, dafs die dort 
gegebenen Anordnungen nur dann angewendet werden sollen, wenn das Schiff 
selbst der Ort der Tnat ist. Da nun aber auch diese Voraussetzung das Ein- 
schreiten der ausländischen Behörden nicht unmöglich macht, würde, wenn die 
Paragraphen unbedingt maCsgebend sein sollten, der Schiffer also z. B. zur Ver- 
haftung des Thäters ermächtigt und zu seiner Aolieferung an ein deutsches See- 
mannsamt verpflichtet wäre, eine Kollision internationaler Bechte eintreten, 
deren Lösung nur durch das Becht der Gewalt entschieden werden könnte. Das 
kann der Gesetzgeber nicht gewollt haben, zumal er ja im § 5 des Beichsstraf- 
gesetzbuchs der Macht und dem Bechte des ausländischen Staates ausdrücklich 
Bechnung trägt, und ist deshalb der § 102 [der Fassung in der Seemanns- 
ordnung von 1^2, jetzt § 126] nur dahin auszulegen, diüts bei den von einem 
Schiffsmanne im Auslande begangenen Strafthaten dem Schiffer nur dann die 
Pflicht sofortigen Einschreitens fliegt, wenn nicht die Staatsgewalt des Aus- 
landes die strafrechtliche Verfolgung des Thäters übernimmt.* 

Dem entspricht auch eine Entscheidung des Appellationsgerichts zu Kiel 
vom 21. Dezember 1878 (mitgeteilt in der Zeitschrift «Hansa*, Jahrg. 1879 
S. 199), aus Veranlassung des folgenden Falles: Auf einem deutschen Kaunahrtei- 
schiff, das in einem amerikanischen Hafen lag^ hatten die Matrosen, unter diesen 
ein Engländer, sich eines Vergehens schuldig gemacht. Nach Bückkehr des 
Schiffes in die Heimat und seinem Eintreffen in dem Hafen von Altena wurde 
geffen die Beschuldigten die Straf klage erhoben. Das Kreisgericht in Altona hatte 
sidi in Betreff des englischen Matrosen für unzuständig erklärt und das 
Appellationsgericht trat dem bei. 

*) S. die Abhandlung von M. Mittilbtbin, Arrestierbarkeit und Arrest- 
freiheit der Schiffe, in der .Zeitschr. f. Intern. Pr.- u. Str.-B., Bd. 2 (1892), 
S. 241 bis 275, bes. S. 258 f. 

*) So auch in der deutschen Konsularinstruktion zu § 33. — S. auch 
Diliüb, Das Asyirecht der Gegenwart in territorialer Beziehung, insbesondere 
der FaU Barrundia (Zeitschr. f. Intern. Pr.- u. Str.-B., Bd. 7 (1897) S. 289 bis 

5* 
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c) Sacht ein SchifT, welches von den Behörden des Kttstenstaates 
kraft dessen Jnrisdiktionsgewalt in Anspruch genommen werden kann, 
sich der Unterwerfung unter diese Gewalt dnrch die Flucht zu entziehen, 
so ist die Verfolgung auf das offene Meer hinaus zulässig,^) und 
zwar so weit, bis das Schiff in die Hoheitsgewässer seines Heimatsstaates 
oder eines dritten Staates gelangt ist Das Institut du droit inter- 
national will hierbei unterscheiden, ob das Schiff nur in sein heimat- 
liches oder ein anderes fremdes Territorialmeer gelangt ist oder 
aber in einen heimatlichen Hafen oder in den Hafen eines dritten 
Staates ; nur in den letzteren Fällen soll die Verfolgung endgültig auf- 
hören, während in den ersteren nur eine Unterbrechung anerkannt wird.*) 

d) Die Wirkung der Unterstellung der Kauffahrteischiffe unter die 
Gesetze des fremden Staates, in dessen Gewässer sie eingelaufen sind, 
hat sich in rielen Fällen als eine in die persönliche Rechtssphäre stark 
eingreifende gezeigt, insofern es sich um das Recht der persönlichen 
Freiheit handelte. Es kann nämlich nicht zweifelhaft sein, dafs, wenn 
ein Kauffahrteischiff, in dessen Heimatsstaat die Sklaverei zu Recht 
besteht, mit Sklaven an Bord in den Hafen eines Landes kommt, in 
welchem die Sklaverei verboten ist, die an Bord befindlichen Sklaven, 
gleichviel, ob sie zur Schiffsbesatzung gehören oder nicht, beanspruchen 
können, als freie Männer erachtet zu werden, und dafs die Territorial- 
behörde die Pflicht hat, in Geltendmachung des bestehenden Verbotes 
für die Durchführung jenes Anspruches einzutreten. Umgekehrt darf an 
Bord eines Kauffahrteischiffes, welches sich in den Hoheitsgewässem 
eines Staates befindet, in welchem die Sklaverei besteht, Sklaven eine 
Zuflucht nicht gewährt werden; eventuell kann die Landesbehörde die 
Auslieferung verlangen, beziehungsweise, da ein Asylrecht an Bord von 
Kauffahrteischiffen in fremden Gewässern nicht existiert, dieselbe im 
Weigerungsfalle erzwingen.*) 



299) und J. B. Moore, Asylum in Legations and Consulatea and in vessels (reprinted 
from the Political Science Quarterly vol. VH, No. 1, 2 and 3), New York 1892, 
S. 413f. 

') S. auch FtiBAüD-GiRAUD im Journ. de dr. i. pr. 1897, S. 531, bes. 8. 65/66. 

•) Regime de la mer territoriale, § 8 (Annuaire 1894/95 S. 328f.). — S. auch 
§ 12, II. 

') Von Interesse ist eine in diese Lehre einschlagende Entscheidung des 
japanischen Gerichtshofes von Kanagawa vom 27. September 1872 aus folgendem 
AnlaXs: Das peruanische Schiff „Maria Luz', mit Kulis für Peru befrachtet, war 
schwerer Havarie halber in den Hafen von Yokohama eingelaufen; einem der 
Kulis war es gelungen, zu entweichen und an Bord des englischen Admiralschiffes 
,Iron Duke* zu gelangen; von dort aus wurde er der japanischen Behörde über- 
wiesen. In der Folge und nachdem der Kapitän der \, Maria Luz" der MiXs- 
handlung seiner Passagiere überführt worden war, ordnete die japanische Behörde 
die Ausschiffung der letzteren an und unterbreitete die in Macao abgeschlossenen 
Passageverträge hinsichtlich ihrer Gültigkeit einer prozessualischen Beurteilung; 
die Verträge wurden für nichtig erklärt, und den Kulis wurde freigestellt, nach 
ihrem Belieben die Reise fortzusetzen oder nicht. Da sie das Letztere wählten, 
so wurden sie auf Kosten der japanischen Regierung nach Shanghai zurück- 
geschickt. In den eingehenden Entscheidungs^ünden des Erkenntnisses wird 
u. a. ausgeführt: Der Status, welchem die Passagiere entgegensähen, sei derjenige 
der Sklaverei, gleichviel welcher Name ihm beigelegt werde; dieser Zustand 
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Rtcfettverbiltilt wibrMi dtr Oirdrfalrt dircb iat KlftMater. 

Die Souveränetät der Uferstaaten über das Meer längs der Kttste 
bis zn einer gewissen Grenze, mag man diese auf Kanonenschafsweite 
oder anf drei Seemeilen annehmen, bedingt, dafs die diese Gebiete 
durchfahrenden Schiffe sich den im öffentlichen Interesse getroffenen 

stehe mit dem natürlichen Recht dermafsen in Widersprach, dafs sein Bestehen 
nur kraft eines besonderen Gesetxes geduldet werden k6nne, welches indes einen 
Ansprach auf Anerkennung seitens anderer souverftner Staaten nicht habe; die 
VertrSge stfinden femer mit dem öffentlichen Recht Japans, welches keine 
Sklayerei dulde, in Widersprach, und unter solchen Umständen mOsse bei Be- 
urteilung der Gültigkeit die lex loci contractus der lex fori weichen. Das Ver- 
fahren der japaniscnen Behürde führte zu einem Konflikt mit der peruanischen 
Regierang, welcher durch Schiedsspruch des Kaisers von RuXsland yom 
17. (29.) Mai 1875 zu Gunsten Japans seine Erledigung fand. Das Urteil lautet 
(nach der Übersetzung in dem Annuaire de l'I^titut de droit international 
Bd. 1 8. 3&3): ^iVoti« Alexandre 11, par la gräee de Dieu Empertur de UmUe les 
Mufftet. CanformfyneHt ä la requite ^t noue a iU adreeeSe par U» gouvememenU du 
Japon et du Ferou, cwd€$me dane un protocole dreaeS de commun aceard ä Tokei 
par le» pUnipoieniiaWee de» deux fouvememente le 13 — 26 juin 1873, carrespon^ant 
au 2Sß jour du ß* moi» de la »knhne annie de Meiji, nouf eammee oonvenu d^exa- 
mmer le diWireud pendant tntre le» deux goutememeuU rdatiotment ä Varrtt du 
va imea u Jnaria Iau^ dane le pari de Knnaaawa, eil particuiihrement ä la ridamation 
du gouoernement Piruvien, tAidant ä renire le gauoemement japanaie reeponsable 
de UmUs le» coneiquence» rS»%Uiant de Vaction de» autorite» japanaiee» par rappart 
ä la .Maria Iau^ ä »on Iquipage H ä »e$ pa»»ager», ä Vipoque de Varreetation de 
ee vai»»eau ä Kanagawa, et nou» avan» eon»enti ä mrendre »wr nou» la täeke de 
pronomeer une »eiUenct arbitrale qui »era difinitive et oUigatoire paur le» deux partie», 
et eantre laqueUe Ü ne »era admi» ni o6j!6ctt<m, m expUcation, ni d/üai qudeonque, 

Ayant, en caneiquence, mürement pe»i U» coniidiratian» et condueion» de» 
juri»can»uUe», et de» peraonne» eompitente» chargie» d'itudier Vaffaire, d^aprh le» 
document» et atieetaiion» qui nou» <mt iti tran»mi» contformiment au protocole d- 
de9»u» mentionni; 

nou» »omtne» arrive ä la convtction que, en procldant comme ü Va fait ä 
Vigard du ^Maria Lut; de »on iquipage et de »e» pa»»ager», le go uv e me ment Japonai» 
a agi bona fide, en vertu de »e» propre» loi» ä contume», »an» enfreindre le» pre- 
»eription» gfnIhraU» du droit de gen», ni le» »HpulaHon» de» traiU» parOeulier»; 

que par eoneiquent ü ne peut itre aceuei d'tin manque voUnUaüre de reepeet, 
ni d^une intention malveiUante qudconque ni»-ä-vi» du gouvemement piruvien ou de 
ee» eitoyen»; 

que le» dkoeree» e»p^e» d^opinion» provoquia par cet incident peuvent inepirer 
aux gouvemement» qui n'ont pa» de traitU »piciaux avee le Japon le d/Uir de rendre 
le» rebiHofM imUmationdte» rMproque» plu» pridae» afin d*Mter ä Vavenir tout 
malentendu de ee genre; mai» qu^tUe» ne peuvent^ en Vabeence de »tipulation» for* 
melle»^ faire pe»er »ur le gouvemement japonai» la re»pon»abmti d'une action qu'ün'a 
pa» »ciemment provoquie, et de meeure» qui »ont con/orme» ä »a propre Ugidation, 

En eoneiquenee nou» n'avon» pa» irouvi de moHf» »uf/i»ant»pour reconnaUre, 
comme irriguHer», le» acte» de» autoriU» japonai»»» dan» Vaffaire du vai»9eau 
yMaria Lui^; et attrilmant le» perte» »upporUe» ä une malkeureuee combinaieon de 
eir€on»tanee», 

Nou» pronongon» la »entence arbitrale »uivafite: 

Le gouvemement japonai» n^eet pa» reaponeable de» eon»6quence» produHe» par 
VarrU du vai^ecau phuivien ^Maria Lu»^ dan» le port de Kanagawa. 

En foi de quoi, Nou» avon» »igni la pri»ente »entence et Nou» y avon» fait 
appoeer notre »ceau impMaL 

Ihit ä Em»^ U 17 (29) mai 1875/' 

Charakteristisch ist auch folj;ende8 Verhältnis: Bis zur allgemeinen Be- 
seitigung des Instituts der Sklaverei in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
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Anordnungen, insbesondere der Seepolizei, unterwerfen; es ist dies im 
allgemeinen Interesse des Seeschiffahrtsyerkehrs begründet Dagegen 
erstreckt sieh die Jurisdiktionsgewalt eines Staates über fremde 
Kauffahrteischiffe in den seiner Hoheit unterworfenen Meeresgebieten 
nicht auf solche Schiffe, die lediglich das Kttstenmeer als Durchfahrts- 
strafse benutzen, also nicht dort Aufenthalt nehmen.') 

Von eingreifender Bedeutung ftlr die in Bede stehende Frage sind 
die mannigfachen Erörterungen über die Jurisdiktionsgewalt der britischen 
Krone über fremde Schiffe, veranlafst durch die im Jahre 1876 vor 
Dover innerhalb drei Seemeilen von der englischen Kttste stattgehabten 
Kollision zwischen dem deutschen Schiff „Franconia" und dem britischen 
Schiff „Strathclyde", bei welcher ein Passagier des letzteren ums Leben 
gekommen war. Die in England wider den Kapitän der „Franconia", 
einen Deutschen, erhobene Ainklage wegen Tötung begründete das Juris- 
diktionsrecht der britischen Krone damit, dafs der Zusammenstofs im 
englisehen Territorialmeer erfolgt war. Das Gericht erster Listanz 
nahm auch dieses Jnrisdiktionsrecht an und verurteilte den Kapitän 
der „Franconia'*. Auf eingelegte Beschwerde erklärte aber das Court 
for Crown Cases Reserved (mit 7 gegen 6 Stimmen) dieses Recht, wie- 
wohl es die Publizistik anerkannt habe, fUr nicht nachgewiesen und 
demgemäfs die britische Krone fbr unzuständig, die Angelegenheit vor 
ihr Forum zu ziehen. Es war damit eine Lücke in der Landesgesetz- 
gebung konstatiert, welche die eventueUe Anwendung der in Betracht 
kommenden internationalen Rechtsregel durch die englischen Gerichte 
ausschlofs. Dieser Anschauung Rechnung tragend, brachte die grofs- 
britannische Regierung eine Gesetzes vorläge ein „to regulate the law 
rdaiing to the Trial of Offences eammitted ort the Sea wühin a certcdn 
distance of the Coasta of Her Majestye dominions^j welche nach eingehen- 
den Beratungen im Parlament unterm 16. August 1878 unter der Be- 
zeichnung „Territorial Waters Jurisdiction Act, 1878^ als Gesetz 
(41 & 42 Yict. c. 73) publiziert wurde. In diesem Gesetz wird die 
Befugnis der britischen Behörden zur Strafverfolgung aller in den briti- 
schen Territorialgewässem, und zwar in dem Kttstenmeer bis auf drei 
Seemeilen (one marine league, vgl. § 5 L b), begangener Delikte, gleich- 
viel ob der Täter Inländer ist oder nicht, auch wenn die Begehung an 
Bord oder mittels eines fremden Schiffes stattgefunden hat, ausgesprochen, 
mit der Mafsgabe, dafs in dem Vereinigten Königreich die Ermächtigung 

mitersagte das Territorialgesetz yon Südcarolina den freien Aufenthalt freier 
Ne^r im Staatsgebiete; es ist nun häufig yorgekommen, dafs Neger oder Farbige, 
freie Untertanen der britischen Krone, die zur angemusterten Besatzung eines 
britischen Kauffahrteischiffes gehörten, wenn das letztere in den Hafen von 
Charleston eingelaufen war, durch Beamte der Lokalbehörde von Bord geholt 
und so lange am Lsjide festgehalten wurden, bis das Schiff ausklariert hatte und 
erst alsdann wieder sich an Bord begeben durften. 

In Betreff der vielfach auseinandergehenden Auffassungen bezüglich dieser 
und anderer Fälle, in denen die Wirkung des Territorialrechts auf die persönliche 
Freiheit von Personen, die sich an Bord eines fremden Schiffes hdfanden, in 
Frage kam, s. W. B. Lawbbncb, ni. 8. 436 f., femer F. B. db Ooudbbt, Du droit 
de refuge ä bord d'un navire ätranger, im Joum. de dr. i. pr. 1896, S. 780 bis 795. 

^) So auch im Prinzip B^gime de la mer territoriale, a. a. O. § 6. 
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eines der Staatseekretäre, in den Übrigen britiscben Besitzungen diejenige 
des GonYernenrs flbr die Einleitung des Verfabrens erforderlicb sein 
solL Das Gesetz bat niebt nnr in England selbst, sondern noeb mebr 
im Auslände, namentliob aneb in Dentscbland, Bedenken beryorgemfen, 
welcbe aneb insofern als berecbtigt anerkannt werden mttssen, als gerade 
die Entscbeidong in dem „Franoonia^'-Falle die Anregung zu seiner 
Einbringung gegeben batte; der Lordkanzler batte das in der Sitzung 
des Oberbauses vom 14. Februar 1878 des näberen daigelegt und dabei 
beryorgeboben, wie die Jurisdiktionsgewalt der britiscben Krone ttber 
Bucbten und Häfen, im Gegensatz zu dem offenen KUstenmeer, nie 
zweifelbaft gewesen sei. 

Die ,,F^iinconia'' befand siob zur Zeit des Zusammenstofses auf 
der Passage durcb den engliscben Kanal in der Strafse von Dover 
innerbalb eines marine leagne von der engliscben Kttste. Die Benutzung 
dieses Teils der Strafse von Dover war keineswegs etwas Ungewöbn- 
licbes; der Weltverkebr bewegt sieb vielmebr im Kanal fiist ausnabms- 
los auf diesem Wege, weil das Fabrwasser bier das fllr die Navigierung 
günstigste ist. Die Auseinandersetzungen des Lordkauzlers lassen nun 
auch in der Tat keinen Zweifel darüber, dafs die grofsbritanniscbe 
Regierung die Vorlage eingebracht bat, um filr die Gerichte des Landes 
das formelle Recht zum Einschreiten wegen aller Delikte zu schaffen, 
die auf fremden Schiffen, welche die Strafse von Dover innerhalb eines 
marine league vom britischen Festlande passieren, begangen werden; 
ja noch mehr: der Lordkanzler erklärt mit dttrren Worten das 
Recht fremder Schiffe zur Passage der Meerenge innerhalb 
dieser Grenze als eine Konzession der britischen Regierung, 
indem er ausfuhrt: „It had been suggeMted^ or might be iuggested^ that if 
the jurudidion of thü eauntry exUnded over the pari of the high seas im- 
rtudiatdy adjdning the share, inamitieh as ths right of passage over that 
part was allawed to foreign Bhips^ it would be unfair to daim such a jurie- 
dicdon OB against thim. He was quite wiUing to accede the right of paeeage 
coniended for^ but he had imagined that it was oonceded on tkie footing 
and thü footing only — that those who availed them$elves of the right of 
passage shotdd not expose themsdves to any complaint of a violation of the 
rights of those by whom the right of passage was coneeded. In truth, any 
such exemption wauld apply to the case of foreign ships eonUng into one of 
our bays.** Der Lordkanzler Übersieht, dafs das Recht der freien Passage 
durch die Strafse von Dover und auf allen Übrigen Weltverkehrswegen, 
wie z. B. der Strafse von Gibraltar, auch innerhalb der Territorial- 
gewässer der anliegenden Staaten, nicht auf einer Konzession der 
letzteren beruht, sondern auf dem Prinzip von der Freiheit des See- 
verkehrs überhaupt, mit welchem die freie und uneingeschränkte Be- 
nutzung der die verschiedenen Teile des Weltmeeres verbindenden 
Verkehrswege unerläfslicb verbunden ist, unbeschadet immer des Rechts 
des Territorialstaates zur Vornahme derjenigen Mafsregeln gegen fremde 
Schiffe, welche die Selbsterhaltnng erheischt^) 

1) Schon Vau» (H. S. 688) weist darauf hin, ebenso Vawzl (I. § 292). 
Auch die Erhebung von SeezGÜen yon den solcbe Btralsen passierenden Eksbiffen 
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Wenn die britische Regierung die Gerichtsbarkeit in Anspruch 
nimmt nicht allein ttber solche fremden Schiffe, die in dem der Hoheit 
der britischen Krone unterworfenen Seegebiet im eigentlich^i Sinne 
des Wortes Aufenthalt nehmen, sondern auch ttber diejenigen, welche 
nur ihren Kurs durch dieses Gebiet richten, nicht etwa auf Grund einer 
von ihr eingeräumten Konzession, — denn die britische Regierung hat 

gilt den neueren Anschauungen gem&Ts als unzulässig. Besonders scharf charak- 
terisiert BiYiBK (Prineipes, 11. 8. 152) diesen Standpunkt gegenüber der Territorial 
Waters Jurisdiction Act mit den Worten: „Le paasage n'eat pas permiSy ü est 
libreJ* Axüm (I. S. 75) führt aus: „Quando gli atretti TnaritHmi aono disposti 
in maniera da servire necesaariamente aüa communicazione di due moH, la cui 
navigazione ata commune a UUU, o a piHt nazionit queÜa^ che poaaiede lo atretU>j non 
^Mo ricuaare U paaaaagio aüe altre, aemprecM ai facda con moderazione e aenza 
inferir danno aüa meaeama. Opponendoai al paaao aenza giuata ragtone laprimc^ 
priverMe le altre nazioni d^un vantaggio loro accardato daüa natura, mentre ü 
dWitto di navigare da un mare alV aUro egli h un reaio deUa communione primiHva 
deW elemento acqueo, commtme a tutti neUa atta vaata eatenaume" Joupfrot (S. 24) 
teilt diese Auffassung. Ybro^ (S. 148): „La liberti dea mera aeraiU iüiiaoirey ai 
Vuaage dea ditroUa qni aervent de communication d'une mer ä Vautre itait entravi,*' 
Calyo (Droit intern., I. § 368): „On diatingtite dettx aartea de dUraita: cetus qui 
aboutiaaent ä dea mera fermlea rni enclavieaj c^eat ä dire dont la aouveraineti 
ahadtie pewt &re revendiqiUe excluBivemenJt par VEtat dont eüea b(ngnent lea cdtea; 
et cettx qui aervei^ de communication entre dea mera librea, Lea premiera, conaUtuant 
un domaine propre et riaervi, aont rSgia par lea loia ou lea riglementa pwiiculiera 
de chaque paya; ka aeconda, affectant nSceaaairement lea interna dea divera JStata dont 
Ha aont deattnia ä facUiter Vacch, ne peuvent jamaia devenir lapropriSti aouveraine 
d'un aeul et doivent reater ahadument librea pour toutea lea marinea, comme lea mera 
auaequellea Ha conduiaent. Cette liberti d^acch ^^^^ tranait admei toutefoia lea 
reatrictiona inhirenten au droit de conaervation dea Jatata, aur lea c6tea deaquda aont 
aUufa lea ditroita; et loraque la cof^guration dea ditroita obUge lea navirea qui lea 
traveraent ä paaaer aoua le feu dea forta placea aur Fun ou Vautre bordj le aouverain 
qui eat mattre de la c6te a le droit inconteatable d'en aurveüler la navigation et de 
prendrCf aurtout en tempa de guerre, ka pricautUma que la prudence et le aoin de 
la aürdi peuvent rendre nSceaaairea.** Femer De Cosst (I. S. 98): „Lea dStroita 
etant dea paaaagea qui mettent lea mera en communication et permettent de navigtter 
d'une mer ä Vautre, lettr uaage doit etre libre comme la mer eüe-mime, ainon la 
libertS dea mera miaea en communication par lea ditroita ne aerait qu^une chimaire,*'^ 
Entsprechend Caught (I. S. 41, 42) und »ghuttarblla (S. 10 bis 18), der das Recht 
der rassage durch solche Meerengen sds eine durch die Natur der Verhältnisse 
begründete Servitut ansieht, bei deren Ausübung jedoch der Berechtigte sich 
den im Interesse der Öffentlichen Ordnung erlassenen Gesetzen des im Besitz 
der Territorialhoheit befindlichen Staates zu unterwerfen habe. Ebenso Pbadieb- 
Fod^bA, II. S. 164 f. NizzE (§ 21) geht etwas zu weit, wenn er sagt: „E^ giebt 
yerschiedene Meerengen, durch welche die freien Meere miteinander in Ver- 
bindung stehen, und welche für den Schiffahrtsverkehr der Völker unterein- 
ander notwendige StraXsen sind. Ohne sie würde der Seeyerkehr nur in be- 
schränktem Maise ausführbar sein. Diese Strafsen, an welchen alle Schiffahrt 
treibenden Völker also ein gleiches Interesse haben, sind daher nach Völkerrecht 
frei und nicht der Herrschaft der angrenzenden Länder unterworfen. Die Grenze 
dieser Länder erstreckt sich über sie nicht in gleicher Ausdehnung wie über die 
sonstigen Küstenmeere, sondern sie tritt soweit zurück, als die Meerenge von 
den ourchsegelnden Schiffen als allgemeine Verbindungsstrafse benutzt wird.* 
NizzE benennt als solche Strafsen: den Sund, den kleinen und grofsen Belt, den 
sog. Kanal, die Meerenge von Gibraltar, die Dardanellen und den Bosporus, die 
Magellanstrafse. — Über das Recht der freien Passage s. auch y. Neuhann, § 2j 
und Du VioNAUX, S. 49. Bosse (Guide S. 22) bemerkt: „Lepaaaage eat libre dana 
lea mera terrüorialea pour lea navirea qui ae boment ä longer ka cdtea," 
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eine solche weder m erteilen noch sa versagen — sondern kraft des 
aUen Seefahrt treibenden Nationen an nnd fbr sich zastehenden Rechts 
des freien Verkehrs anf dem Ozean, insbesondere auch in den Verbindungs- 
strafsen zwischen den yerschiedenen Teilen desselben, so beschränkt sie 
sieh nicht darauf, die Anwendung einer unbestrittenen Regel des inter- 
nationalen Rechts in dem Strafverfahren vor den Gerichten des Landes 
zu sichern, sondern sie beansprucht eine Ausdehnung der Jurisdiktions- 
gewalt der britischen Krone, die mit den Regeln des internationalen 
Rechts nicht in Einklang steht Dabei hob der Lordkanzler in der 
Sitzung des Oberhauses vom 8. März 1878 ausdrücklich hervor: „77t6 
bUt ü not one whidi propo9e$ to alter the international lawy bul one which 
fMJces providon for c^pplying the maehinery of our awn law so ae to make 
it ufork in harmony wüli the international law.** Er wies im Anschlnfs 
an diese Erklärung darauf hin, wie die deutsche Regierung seiner Zeit 
eine Instruktion erlassen habe bezüglich des Schutzes der Fischerei an 
der deutschen Nordseekttste, in welcher gesagt wird: das der Souveränetät 
des Norddeutschen Bundes unterworfene Territorialmeer erstrecke sich 
bis auf drei Seemeilen von der Kflste, und bis zu dieser Grenze sei 
fremden Fischern der Betrieb ihres Gewerbes untersagt, und zwar bei 
Vermeidung der Verhaftung und Überweisung an die nächste zuständige 
deutsche Behörde zur Aburteilung. Die Bezugnahme auf diese Instruktion 
an jener Stelle läfst nur ersehen, wie der Lordkanzler nicht unterscheidet, 
dafs es sich hier um ganz verschiedene Objekte handelt, in der Instruktion 
nämlich um Fahrzeuge, welche sich einer Rechtsverletzung dadurch 
schuldig machen, dafs sie einem allgemein anerkannten völkerrechtlichen 
Grundsatze zuwider ^) in einem fremden Territorialmeer die Fischerei aus- 
üben beziehungsweise zu diesem unerlaubten Zweck in das fremde 
Territorialmeer eingesegelt sind oder darin zu Anker liegen, treiben etc., 
während das britische Gesetz, angeregt durch den „Franconia^-Fall, 
alle im britischen Territorialmeer innerhalb drei Seemeilen von der Küste 
befindlichen Schiffe und Fahrzeuge der britischen Jurisdiktion unterstellt, 
also auch diejenigen tausend und abertausend, welche die den Schiffen 
aller Völker offenstehenden Weltverkehrswege in der Nähe ihrer Küsten 
passieren. 

Die britische Gesetzgebung hat sich durch diese unberechtigte Aus- 
dehnung ihrer Jurisdiktionsgewalt in Widerspruch gesetzt mit einem 
Grundsatz des Völkerrechts, der nicht nur bei den namhaftesten Publizisten 
ausdrückliche Anerkennung sondern auch in dem Majoritätsbeschlufs der 
englischen Kronjuristen immerhin einen beachtenswerten Ausdruck 
gefunden hat. Von Gewicht ist es auch, dafs Sir Robert Philuhore, 
welcher jener Majorität angehörte und dessen hohe Autorität gerade 



') Twiss, Territorial Waters, 8. 308: ^The eetaJbüuhtd practice of European 
natUme may now be considered to have ionctumed the exdueive right of every 
natian to tMefiskeriee in the watete adjaeent to ite eoaete withim a marine league from 
law-water mark.* Sehr treffend unterscheidet Twiss (das. S. 310) theproduceof 
ihe sea und the use of the sea for purposes of navigation; die Erzeugnisse des 
Meeres, führte er aus, seien nicht unerschöpflich, daher der Vorbehalt bezüglich 
ihrer begründet. S. auch Twiss, Law of Nations, I. § 191. 
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in England allgemein anerkannt ist, sich über diesen Pnnkt dahin aus- 
gelassen hat: „Mercltant er private veasds have no exemtüm Jrom the terri- 
torial Jurisdiction of the harbcur or port, or^ so to speak^ territorial watere 
(mer Uäorale), in toJiich they lie.^^) In einer Darlegung namhafter Mit- 
glieder der Koyal comission on fugitive slaves, in welcher 
überall nicht von der Admiralitätsgerichtsbarkeit, sondern von „inter- 
national obligations* die Rede ist, wird gleichfalls auf den Unterschied 
hingewiesen; es heifst daselbst (S. XXVI): „t^ is universaUy adndtted 
that the ship and aU on board of her are amenabU to the law of the country 
in whose waters slie happens to be, although the question may ariee (as 
it hos lately arisen) wetfier tliat law aught to be held enforceahle in the 
€€ue of vessels navigating unt/Un the ränge of eoast water and not lying 
in porf*,^ 

Deutsche Publizisten haben den Standpunkt noch bestimmter zum 
Ausdruck gebracht. Hepfter^) erklärt: „Jedes fremde Schiff, welches 
in Häfen oder in andere eigenthümliche Gewässer eines Staates kommt, 
wird der dortigen Schiffahrtspolizei, den Schiffisabgaben und der Gerichts- 
barkeit des Landes unterworfen. Eine Ausnahme machen allein in 
beiderlei letzter Hinsicht die Schiffe, worauf sich fremde Souveräne 
oder deren Vertreter befinden etc. und die Schiffe, welche nur vorüber- 
fahren oder deren Führer genöthigt werden, in einem Territorium an- 
zulanden, soviel nämlich die Schiffe selbst betrifft." Für die letztere 
Ausnahme dürfte allerdings eine Begründung schwer zu finden sein. 
NizzE^): „Die in jedem Staat bestehende Bechtsordnung erstreckt sich 
über die nationalen Gewässer desselben, und sind daher die fremden 
Nationen, sobald sie sich auf solchen Gewässern befinden und so lange 
sie sich im Staatsgebiet aufhalten, der Rechtsordnung dieses Staates 
unterworfen. Von dieser allgemeinen Regel finden jedoch Ausnahmen 
statt: ... die blofs an den Küsten vorübersegelnden Schiffe sind dem 
nationalen Recht nicht unterworfen." — Blüntschu*) : „Wenn die 
Schiffe in ein fremdes Staatsgebiet einfahren, indem sie in einem 
fremden Seehafen Anker werfen oder einen Strom oder Flufs befahren 
und dergL, so werden sie der fremden Staatshoheit so lange unter- 
geordnet, als sie sich in deren Bereich aufhalten. Schiffe, welche blofs 
durch den Küstensaum eines fremden Staates hindurchfahren, werden 
der Staatshoheit des Küstenstaates nur insoweit vorübergehend unter- 
worfen, als sie die militärischen und polizeilichen Ordnungen beachten 
müssen, welche derselbe zum Schutz seines Gebiets und seiner Küsten- 
bewohner für nöthig erklärt hat." Hübler*) sieht alle Privatschiffe, 
sofern sie fremdes Küstenwasser „durchfahren" (nicht vor Anker gehen), 
gleich den Kriegsschiffen als exterritorial an. 

Einzelne neuere deutsche Rechtslehrer nehmen allerdings eine ab- 

*) I. § 350. 

') 8. auch Twiss, Law of Nations^ I. § 181, woselbst der Unterschied 
zwischen Territorial Seas und Jurisdictional Waters erläutert wird. 

>) § 79 und Geffckkns Bemerkung 7 das. — «) 8. 46. — *) §§ 319 und 322. 

*) B. HüBLRB, Die Magistraturen des völkerrechtlichen Verkehrs und die 
Exterritorialität, Berlin 1900, 8. 89. 
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weiebende Stellung ein^ so Harburgbr.^) Aach Zorn') hält den Stand- 
punkt des britisohen Gesetzes für korrekt. Dies erklärt sich bei ihm 
darans, dafs er das Völkerrecht als äofseres Staatsrecht ansieht*) ond 
nicht anerkennt, dafs das äofsere Staatsrecht diejenigen Bechtsnormen 
begreift, welche der einzelne Staat fllr seine Beziehnngen zn anderen 
einzelnen Staaten unterschiedlich zor Geltang bringt (Spezialrechtsnonnen), 
während doch das Völkerrecht diejenigen Nonnen umfafst, die die Be- 
ziehungen aller an der internationalen Bechtsgemeinschaft beteiligten 
Staaten bestimmen.*) — Bkling^) sucht auszuführen, wie die durch die 
Territorial Waters Jurisdiction Act fttr die britische Krone in Ansprach 
genommene Jurisdiktionsgewalt nicht im geringsten fremde Souveränetilt 
verletze. Seine Begründung erscheint nicht geeignet, die Yorher ent- 
wickelte Auffassung zu widerlegen. Stoerk*) tritt gleichfalls für die 
Legalität des britischen Gesetzes vom Standpunkt des internationalen 
Beehts ein, und bekämpft in näherer Darlegung die entgegengesetzte 
Meinung. Es kann ihm nur insoweit beigetreten werden, als dem 
Uferstaate die Befugnis nicht abzusprechen ist, im Interesse der 
Ordnung und Sicherheit in dem Land- und Seekttstengebiet administra- 
tive Anordnungen und Einrichtungen zu treffen, und dafs diese Befugnis 
sogar zur Pflicht wird. Das ist überhaupt nicht in Frage gestellt 
worden. Es mufs aber aufrechterhalten werden, dafs die Ausübung 
einer Jurisdiktionsgewalt völkerrechtlich nicht vertretbar ist 

Diese Meinung teilt auch F. v. Martens,^ indem er ausführt: 
Der Satz, dafs Kauf&ihrteischiffe prinzipiell den Gesetzen und Behörden 
desjenigen Staates, in dessen Gewässern sie sich aufhalten, unterliegen, 
erstrecke sich nicht auf solche Schiffe, die nur am Ufer, wenngleich 
innerhalb des Küstengewässers, vorüber&hren. „Damit sie der fremden 
Staatsgewalt kompetieren, ist stets erforderlich, dafs sie mehr oder 
weniger lange Zeit in den Eigengewässem des Staates anhalten oder 
verweilen.'^ — Dieselbe Auffassung findet sich bei v. Liszt,^) bei 
BoNFiLS,^ bei Fauchille^®) und mit einer gewissen Modifikation auch 
bei FioRE.") 

Die Annahme der Vorlage im englischen Parlament ist übrigens 



«J 8. 18, 28. 

Besprechung a. a. O., 8. 184 und Staatsrecht, II. 8. 381 Annu 14. 



') Besprechung 8. 183. 

*) Gegen solche Auffassung wendet sich auch von Strauss und Tokhbt im 
Verwaltungsarchiv, Bd. 9 fl901) 8. 471: ,Er [ZornI geht nach seiner eigenen 
Darstellung von zwei grunasfttzUchen Punkten aus, aafs es einen Gegensatz von 
internationalem und deutschem Staateseerechte nicht giebt, und . . . Mit dem 
ersten Grundsatze wird ZoRK auf erheblichen Widerspruch stofsen. Soweit 
überhaupt yon einem internationalen B echte die Bede sein kann, dürfte gerade 
dieses Gebiet die eigentliche Domäne des internationalen Rechts bilden. ** 

») 8. 115 f. 

^ Seegebiet, 8. 465 f., Das offene Meer, 8. 510 f.; ferner DB Laprabbllb, 
a. a. O. 8. 317, Anm. 2. Auch VissER (8. 307 und Anhang, These 4) vertritt den 
Standpunkt des britischen Gesetzes. 8. auch Nboropontbb, 8. 21, 57 f. 

\ Völkerrecht, n. 8. 238. — •) § 9 8. 77 f . — •) § 628. 

^^ In der Abhandlung Le domaine a^rien et le regime jnridique des a^ro- 
stats, Paris 1901, 8. 80. — ^0 § ^10. 
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keineswegs widerspruchslos erfolgt Im Unterhaose sprach sich bei der 
dritten Lesung in der Sitznng vom 15. Angast 1878 namentlich Sir 
G. Bowyer sehr scharf dagegen ans; die Times berichtet darttber: 
„Sir 6r. Bowyer took oeeasion to eomment on the manner in which the BiU 
had been paased Üirough ita premoua Btagea and to argue thai is toas 
not only unneeessarr/j but a contravention of the law of nations. 
He entirely dented that the franeofua caee had made an alteration of the 
law imperative on accouni of the ciretimstanee that a majority of the Judges 
had overruled the deeiiion come to before Baron Pollock; he belteved, on 
the otlier fuindy that the Jurisdiction of Hie EngUsh Courts was amply 
suffident» It might be argued udth equal force t/iat Hie death of an English 
sailor at Calais toould make it necessary to extend cur Jurisdiction. In all 
such cases tfte proper remedy was a representation to the country of the 
oßendcTf and on Hie faüure of such representation^ a refusal to do justice 
constituted a casus beUi, The Bill, he eontended, was inconsistent 
with the law of nations and the rights of foreign countries. He 
was ready to admit the doctrine of tlie three-mile zone; but the question 
was what was the nature of the Jurisdiction widch tfie sanction of that 
doctrine comferred. It was not^ in his opinion, such a Jurisdiction as it 
was sought to introduce by the present measure, According to the law of 
England^ every foreigner in Hiis country owed what was termed a quaUßed 
allegiance to t/te Crown in oonsideration of the protection which he received; 
but if tlie Bill were to pass^ it would foUofw tlmt eoery foreigner brought in 
a foreign vessel passing unthin tliree mUes of cur shores would owe that 
quaUfied alkgianccj white it could not be said that lie receioed in retum 
any protection. It did noty he might add^ appear tfiat such a Jurisdiction 
as it was proposed to create was necessary fov t/ie defence and security of 
the realm. If in the case of a foreign vessel passing wit/dn the three^^nile 
zonCy a foreign sailor murdered anoHwr^ it cotdd not be said that our 
security required that the criminal s/umld be tried by t/ie law of England. 
The real remedy in such circumstances was that he should be tried by the 
laws of Jiis oum country. It was admitted by the Chancellor of the 
Easchequer that the Bill had not been the subject of any communication 
with foreign countries, and that circumstance appeared to htm a very serious 
one for considercUion. The exercise of legal Jurisdiction over ships Coming 
unthin the three-mile zone — not alone ships visiting our portSj but those 
in transitu — toould^ he was vincedj give rise to much inconvenience 
and dif/iculiy witfi foreign countries. If foreigners refused to submit to 
it we should Itave no remedy. Besides^ it was a recognized prindple 
of international law that the subjects of a country did not beeotne 
amenaile to the laws of another country until they entered into it. The 
practical efect of tlie BiU, however it might be disgtdsedy was to render tlie 
there^mile zone a pari of British territory, and it logically foUowed that 
the British Government could forbid the passage of it to foreigners. Now, 
were we prepared to concede the same privilege to all other Powers^ including 
the most barbaroust He apprehended not. But, it was said, nothing was 
to be done under the Act except vnth the consent of the Secretary of State ? 
His reply was that t/tat uhxs not the way to legislate. Wfts/ should ParUament 
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delegaU its authorHy to the Secreiary of State. If the Jurisdiction which 
ths Bill sought to estabUsh was good and consonant unth the law of nations 
and the law of England^ ü ought to be eanciioned without any auch 
Umitaiion\ if it was unsound, then he would say let the Bill be ryected. 
He now eame to a very important poini, and although the SoUdtor-General 
and the Lord Chaneelhr dtßered from him in the matter, hü opinion vntli 
reftrenee to it remained unchanged. Tfte condusion at whieh /le arrived 
was that the second clause of this BiU induded foreign ships of war as 
weU as foreign merchant shipsj and that under it any oßence committed on 
board the former would come within t/te cognizance of t/te EngUsh law. 
Lord CFHagan faUy concwrred with hds view of the matter, and tiierefore^ 
in Order to raise the question, but wit/untt any üUention of dividing^ he 
begged to mave that the Bill be read a third time this day three months.^ 
Von Seiten der Regierung wurde dem gegenüber die Erklärung ab- 
gegeben : die Bill kollidiere nicht im geringsten mit den Prinzipien des 
Völkerrechts und sei hauptsächlich zu dem Zweck eingebracht, 
britischen Untertanen Schutz gegen Verletzungen zu gewähren; und 
femer berief sich der Begiemngsvertreter wieder auf jenen Erlafs der 
deutschen Regierung zum Schutz der nationalen Fischerei an der 
deutschen Nordseeküste. Im weiteren Verlauf der Debatte wiesen auch 
noch andere Redner auf die Verwickelungen hin, die bei Anwendung 
der in der Bill enthaltenen Grundsätze fremden Nationen gegenüber 
entstehen könnten. 

Neuerdings hat ein höherer britischer Gerichtshof in einem Falle, 
wo dieselben Verbältnisse in Frage kamen, allerdings nicht an der 
englischen sondern an der japanischen Küste, in wohlyerstandener 
Erkenntnis des zutreffenden Rechtsstandpunktes den Grundgedanken 
der Territorial Waters Jurisdiction Act verworfen. Es handelte sich 
um eine Klage auf Schadensersatz wegen des durch eine Kollision mit 
dem Dampfer „Rayenna^ der Peninsular & Oriental Steam Navigation 
Company in der sog. japanischen Inland Sea erfolgten Unterganges des 
japanischen Kriegsschiffes „Chishima Kan^. Der britische oberste 
Grerichtshof in Shanghai entschied hier auf die Berufung gegen das 
Urteil des britischen Gerichts in Kanagawa unterm 25. Oktober 1893 
dahin : dafs die japanische Inland Sea, obwohl sie innerhalb der Drei- 
seemeilengrenze vom japanischen Festlande liegt, ein Weltverkehrsweg 
sei (a highway of nations), dafs daher ein auf solchem Wege segelndes 
Schiff als auf hoher See befindlich angesehen werden müsse, 
so lange es nicht die Fabrstralse verläfst und eine Bucht, einen Hafen 
oder eine Flulsmttndung im Territorialmeer des Staates anläuft, und 
dafs mithin das japanische Gesetz hier keine Anwendung finden 
könne. Es sei diese Stralse, heUst es femer, eine solche, die der 
freien Passage aller Schiffe offen stehe, ohne dafs es einer Erlaubnis 
der japanischen Regierung bedürfe. In der gegen dieses Urteil an- 
gerufenen Entscheidung des Judieial Committee of the Privy Council in 
London vom 3. Juli 1895 ist diese Frage ^als nicht erheblich fttr die 
Beurteilung^ offen gelassen, aber als „äulserst kontrovers'' bezeichnet.^) 

») 8. auch den Vermerk in der Rev. g. de dr. i. pubL 1894, S. 179/180. 
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V. Avslieferniig voi descrtiertei ScbifftMiiscbaftM.^) 

Die Grandsätze des Völkerrechts tiber die Ausliefenmg von Ver- 
brechern kommen hier nicht in Betracht. Die Entweichnng eines Schifis- 
manns ans seiner Dienststellung ist keine Handlung, welche die allgemeine 
Bechtssicherheit bertlhrt; sie stellt sich vielmehr als ein Vertragsbruch 
dar, dessen Bestrafung in den Gesetzen der Seestaaten lediglich im 
Interesse eines geordneten und gesicherten Betriebes der Seeschiffahrt 
vorgesehen ist, welche eine möglichst vollständige Erhaltung des Be- 
satzungsstandes der Kauffahrteischiffe erheischt Die hierbei obwaltenden 
internationalen Interessen haben zu Vereinbarungen über die Auslieferung 
entwichener Schiffsmannschaften in zahlreichen Handels- und Schiffahrts- 
verträgen geführt.*) 

Eine solche Auslieferung hat nicht den Charakter einer Rechtshilfe 
im Sinne des internationalen Strafrechts, sondern einer schiffahrts- 
politischen Malsnahme im Interesse des Seehandelsverkehrs. Sie erfolgt 
ohne den zum Teil recht komplizierten Apparat der stra^rozessualischen 
Auslieferung in einfacher Form durch Vermittelung des Konsuls.*) 

Voraussetzung der Verpflichtung der Territorialbehörde zur Aus- 
lieferung ist widerrechtliche Entfernung oder widerrechtliches Fembleiben 
vom Schiff. Der eigenmächtigen Entfernung von Bord wohnt nicht ohne 
weiteres das Moment der Rechtswidrigkeit inne. Dies kann z. B. weg- 
fallen, wenn der Schiffsmann einen Anspruch auf sofortige Entlassung 
hat und der Kapitän diese ablehnt^) 

Das Verfahren gestaltet sieb in folgender Weise: Der Konsul ersucht 
die Lokalbehörde unter Nachweis der Zugehörigkeit des Entwichenen 
zur Schiffsbesatzung um dessen Festnahme. Der Festgenommene wird 
dem Konsul zur Verfügung gestellt und bei dem Konsulat oder der 
Lokalbehörde in Gewahrsam gehalten, bis er an Bord übergeführt oder 
durch ein anderes Schiff derselben Flagge heimgesendet werden kann. 
Die Dauer der Detention ist aber auf einige Monate (in den verschiedenen 
Verträgen 2, 3, 4 und 6 Monate) begrenzt; eine Wiederfestnahme aus 
demselben Anlab findet nicht statt Die Auslieferung wird ausgesetzt, 
wenn der Deserteur noch wegen strafbarer Handlungen, die er in dem 

*) F. Pbbblb, Auslief ernng deaertirter SchüEsmaimBchaften, Berlin 1883. 
Beachtenswert für die praktische Handhabung y. König, § 72. 

') Das im Eeichsamte des Innexn herausgegebene Handbuch für die 
deutsciie Handels-Marine enthält das Verzeichnis derjenieen auswärtigen Staaten, 
mit denen vom Deutschen Reiche, vom früheren Norddeutschen Bunde, vom 
früheren Deutschen Zoll- und Handelsverein und yon einzelnen deutschen 
Bundesstaaten Verträge über die Auslieferung desertierter Matrosen abgeschlossen 
sind, nebst Bezeichnung dieser Verträge. 

') S. auch F. V. Mabtitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, Leipzig, I. 
1888, B. 245 bis 251. — H. Lammasch, Auslief emn^flicht und Asylrecht, Leipzig 
1887, hat die Darstellung des Verfahrens der Aushcaerung von Schifbdeserteuren, 
als nicht in den Rahmen des gemeinen Auslieferungsrechts gehörig, aus der 
Behandlung ausgeschieden (8. 367). 

*) Bo darf gemäfs der §§ 74^ und 77 der deutschen Seemannsordnung im 
Auslande der Scmffismann, welcher in dem Fall eines Flaggen wechseis 
seine Entlassung fordert, den Dienst ohne weiteres yerlassen. 



§ 14. &rieg88chilfe in fremden HoheitsgewSsBern. 79 

iremden Staatsgebiete begangen hat, dort znr Verantwortung gezogen 
wird. Liegt aolser der Entweichnng gegen den Deserteur die An- 
schnldigong einer Handlung yor, welche die Strafverfolgung bei der 
heimatlichen Behörde begründen wllrde, nicht aber einen Anspruch auf 
Anslieferong, so kann der iremden Behörde das Becht nicht versagt 
werden, an die Anslieferung die Bedingung zu knttpfen, dals wegen 
dieser konkurrierenden Straftat eine Verfolgung nicht eintrete. 

Hat sich der Deserteur an Bord eines fremden Kriegsschiffes ge- 
fluchtet, so ist das EIrsuchen um Auslieferung an den Kommandanten 
KU richten; hat er an Bord eines fremden Kauffahrteischiffes Zuflucht 
gefunden, so ist die Vermittelung des betreffenden Konsuls in Anspruch 
zu nehmen. 

Im allgemeinen gilt als Regel, dals eine Auslieferung eigener Staats- 
angehöriger nicht stattfindet.^) 

§ 14. 

Kriegsschiife in fremden Hoheitegewässem. 

Die Rechtsstellung der Kriegsschiffe in fremden Hoheitsgewässem *) 
regelt sich teils nach den von den einzelnen Staaten getroffenen An- 
ordnungen über die Zulassung und Behandlung fremder Kriegsschiffe, 
teils nach der zwischen verschiedenen Staaten getroffenen Vereinbarung, 
teils nach internationalen Gebräuchen. 

i. ZilaiMig. 

Heeresabteilungen dürfen auswärtiges Staatsgebiet nur kraft beson- 
derer Vereinbarung oder nach eingeholter Genehmigung der fremden 
Regierung betreten. Eine entsprechende Einschränkung hinsichtlich der 
Kriegsschiffe, soweit es sich um deren Einlaufen in fremde Hoheits- 
gewässer handelt, gilt in dieser Allgemeinheit nicht; fttr dieselben kommen 
vielmehr folgende Normen in Anwendung: 

1. Diejenigen innerhalb des Territorialseegebietes belegenen Meeres- 
teile, welche ids Durchfahrtsgewässer für den internationalen Verkehr 
dienen, sind fUr die Passage von Kriegsschiffen ebenso wie fttr diejenige 
von Handelsschiffen frei.^ 

2. Die Seehäfen aller Nationen sind den Kriegsschiffen der im 
Friedenszustande befindlichen Mächte geöfihet. Die Zulassung ist aber 
keine gebotene, vielmehr hat jeder Staat das Recht, seine Häfen oder 

^) Material und treffende Kritik der englisch - amerikaniBchen Bechta- 
anachaaung, nach welcher grondafttzliche Bedenken der Aualiefemnff Nationaler 
nicht ent^genBtehen, s. bei y. Makiitz a. a. O., L S. 160 bis 213; auch das. 
a 283 f., §49 und H. (Leipzig 1897), S. 334 Anm. 47. 

*) S. auch F. Pbkbls. Bechtastellung der Kiiegsschiffe in fremden Hoheits- 
gewaaaem, Archiv für öffentliches Recht, Bd. 1 (1886), S. 461 bin 497 und 677 
bis 704. 

*) YissBB (8. 210) unterscheidet gleichfalls die Durchfahrt und den Aufent- 
halt. — In Betreff der Zugänge zum »chwarzen Meer s. § 5, U. B, hinsichtlick 
der Berechtigung zum SchuelMn des Öre-Snndes und der Belte in Elriegszeiten 
für E[rieg8scniffe der Kriegsparteien § 33, HL 
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einzelne derselben fremden Kriegsschiffen zn verschlielsen und die Be- 
dingungen zu bestimmen, unter welchen er ein Einlaufen und den Auf- 
enthalt gestatten will.^) Nur in Fällen der Seenot wird ein Einlaufen 
niemals versagt werden dürfen.*) Der Erlafs von Verboten hängt im 
ttbrigen von dem politischen Ermessen ab; insbesondere müssen sie 
gerechtfertigt erscheinen, soweit das Interesse der eigenen Sicherheit 
sie erheischt. Solche Verbote werden entweder ein für alle Male erlassen, 
oder sie stellen sich als Ausnahmemafsregeln aus besonderer Veran- 
lassung dar. In den letzteren Fällen erfordert die internationale Höf- 
lichkeit eine entsprechende Mitteilung an die fremden Regierungen, für 
welche das Verbot von Bedeutung werden kann. 

Das Institut de droit international hat im Art. 10 des Reglement 
sur le regime lögal des navires et de leurs 6quipages dans les ports 
^trangers ^ den Satz aufgestellt: „.4 mains de traiUs, de lois^ de riglemenU 
ou de proMbitUms spiciales contrairesy les ports sont ouverts aux navires de 
guerre Strangers, ä charge par eeux-ci d^observer strictement^ pour leur entrie 
et hur sijour, les conditions sous lesqueUes ils sont admis,^ Dieser Satz 
ist jedoch zu verstehen mit der Einschränkung des Art. 4: ^yDaivent etre 
conkdiris comme rigvlürement fermis et dont Pctccis est ä bon droit irUerdit 
aux navires sans distinction de pavUlon^ les ports exclusivement militaires 
ou sQges d'arsenaua destinis ä la construction et ä Varmement des forces 
navales d'un pays;^ femer heifst es im Art. 11: „2?« justes causes, dont 
Pautoriti territoriale est juge souverain^ pourraient motiver un refus d^ad- 
mission ou une invitation au dipart^ 

Der Bericht der Royal commission on fugitive slaves (s. unter VI.) 
bezeichnet die Ausschliefsung als ein ^.extre^ne measure necessary for t/ie 
protection of national or private interests^. Auch sanitäre Rücksichten 
können die Zurückweisung von Kriegsschiffen beziehungsweise deren 



*) S. über diese Grundsätze u. a. SüRLAND, § 580; v. Cancrin, X. §§ 15 
und 34; Whbaton, Elements, I. 8. 124. ^If there be no express prohibition the 
ports of -a friendly State are considered as open to the public and commissioned 
ships bdonging to another nation with whom that state is atpeace," Twiss, § 165: 
„ The rule . . . tvhich applies in relaJtum to an armed force upon land, does not apply 
equaüy to an armed force upon the sea, as by the usage of Nations ships of war 
may freety enter the ports of a friendly Power without express permissionj wiless 
there be an especial prohibition against vesaeHs of war entering such ports, It is 
competent for every Nation for reasons of State Fölicy to close aü its ports, or 
certain ofdy of its ports^ aaainst the vessels of war of all Nations or against the 
vessels of war of a particular Nation^ but in such cases notice is usucdly given of 
such determination. If there be no such prohibition, the ports ofa friendly Nation 
are considered to be open to the public shtps of aU Powers, with which it is at peace, 
forpurposes of hospitality, and they are supposed to enter such ports under an implied 
licensefrom theSovereign Power of the place^, S. ferner Oalyo, I. § 478; Testa, 
S. 177. In dem Bericht der Royal commission on fugitive slaves von 
1876 werden diese Grundsätze auch zum Ausdruck gebracht (s. namentlich 
S. VII, XXVII u. XXVni), und an einer Stelle wird geradezu erklärt: ,if«r 
Majestys Oovemment could not deny to any foreign Sovereign the right to inter- 
dict the entrance of British ships of war into his ports.* 

*) Ortolan, I. 8. 155; auch v. Cancrin, a. a. 0. 

•) Annuaire 1898, 8. 273 f. — Wesentliche Einschränkungen bestehen auch 
jetzt noch für japanische Häfen. 
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Beobachtung und die Untersagong oder Verhinderang der KommunikatioQ 
mit dem Limde rechtfertigen.^) 

In zahlreichen Staatsverträgen ist die gegenseitige Zulassung von 
Kriegsschiffen nach Mabgabe der den meistbegünstigten Nationen ein- 
geräumten Rechte vereinbart') 

Völlig verschlossen den Kriegsschiffen aller Nationen sind in Ge« 
mäbbeit des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 (Art. 29) der Hafen 
von Antivari und alle zu Montenegro gehörigen (Gewässer* 

II. AitaMhalt lid VtrhalMa. 

Die Crebräuche und Festsetzungen, welche flir den Aufenthalt von 
Kriegsschiffen in fremden Häfen bestehen/) betreffen namentlich folgende 
Punkte : 



^) Gbasso, De rinterdiction des ports d'un £tat pour raison sonitaire, in 
der Bev. da droit publ. et de la science politique en France et It T^tranger, 
1896 8. 43. 

*) In deutschen Staatsvertrftgen mit Mexiko vom 28. August 1869 Art. 11; 
mit Salvador vom 13. Juni 1870 (auTser Kraft seit dem 23. Mai 1902) Art. XYIU; 
mit Costarica vom 18. Mai 1875 Art. XXI. 

') Eine Reihe von Staaten haben hierüber mehr oder weniger ausführliche 
Vorschriften erlassen. Hierher gehören: Die Instruktion Über die Behandlung 
fremder Kriegsschiffe in deutschen HAfen vom 16. Mai 1877 (M. V. Bl. S. 84 f.) 
nnd die Zusatzbestimmung vom 30. August 1893 (das. S. 249); die Vorschriften über 
den Zulals und die Behandlung der Kriegsschiffe befreundeter Nationen an den 
österreichischen und unf^arischen Küsten von 1893 (Anlage zum M. V. Bl. 
No. 19 von 1893); die Bestimmungen über die Zulassung von Kriegsschiffen 
fremder Mächte in den Seegaten (passes de mer), Häfen und Binnengewässern 
des Königreichs der Niederlande vom 2. Februar 189) (M. V. Bl. S. 83) nebst 
einer Ergänzung von 1894 (das. 1894 S. 3); die Verordnung, betr. die Zulassung 
fremder Kriegsschiffe in den belgischen Gewässern und Häfen, vom 18. Februar 
1901 (Moniteur Beige No. 58 von 1901); von Interesse sind die Besprechungen 
dieser Verordnung in den Artikeln von Baron Güillaümv: , Admission des bätiments 
de guerre ^tranfers dans les eaux et les norts beiges*, in derRev. de dr. i. 1901, 
8. 327—361, und von N. PoUTis: ,De Faomission et du s^jour des bätiments de 
guerre ^trangers dans les eaux et les ports beiges*, in der Bev. g. de dr. i. 
publ. 1901, S. 341 bis 369. Femer für die Binnenreede von Kopenhagen die 
Verordnungen vom 6. November 178^, vom 2-1. April 1873 und vom 18. Oktober 1875 

S. V. Bl. 1875 S. 112 f. und 221); die Verordnung über Ankunft und Aufentr 
It fremder Kriegsschiffe in italienischen Häfen und an der italienischen 
Küste in Friedenszeiten vom 16. Juni 1895 (das. 1895 S. 308 und Anlage), und 
das Dekret, betr. die Begelung des Einlaufens und des Aufenthaltes von Schiffen 
in den befestigten Seeplätzen in Kriegszeiten, vom 21. April 1895; für Frank- 
reich das Dekret zur Begelung der Bedingungen für die Zulassung französischer 
und fremder Schiffe zu den Ankerplätzen und Häfen der französischen Küste 
und den Aufenthalt daselbst vom 17. März 1902 (Bulletin officiel de la marine 1902 
No. 9, S. 513 f.); für die britische Kolonie Victoria die Verordnung, betr. das 
Verhalten fremder Kriegsschiffe in Häfen der Kolonie Victoria, vom 10. Juni 1889; 
die Bestimmungen über zollfreie Ausrüstung fremder Kriegsschiffe in bra- 
silianischen Häfen (A. M. B. No. 133 von 1866, S. 114 f. und M. V. Bl. 1877 
S. 127); speziell für Bio de Janeiro das Beglement vom 26. Dezember 1868 
(M. V. BL 1870 S. 55 und 1875 S. 105); für Niederländisch Indien die Be- 
stimmungen wegen Zulassung von Kriegsschiffen befreundeter Mächte in den 
Marinetablissements zur Herstellung erlittener Schäden vom 9. März 1864 (A. 
M, B. No. 105 von 1864, S. 54 f.). 

P«rt]i, Intenifttioikftlea 8««r«elil SL Aug. 6 
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1. Die Zahl der Kriegsschiffe einer nnd derselben Nation, welche 
gleichzeitig in einem fremden Hafen Aufenthalt nehmen dürfen; die Zahl 
ist Tielfach, teils konventionell, teils reglementarisch, beschränkt worden.^) 

2. Die Dauer des Aufenthaltes, welcher in Kriegshäfen nicht 
selten nur ftlr die Zeit des Bedtlr&isses, aber unter Grewährung der ftar 
dessen Deckung erforderlichen Hülfe gestattet wird; ferner Einschrän- 
kungen bezüglich des Ankerplatzes. 

3. Die Verpflichtung zur Mitteilung der Ankunft unter Angabe der 
Flagge, der Gattung, des Namens und der Armierung des Schiffes, der 
Besatzungsstärke, der Charge des Kommandanten, des Zweckes und der 
voraussichtlichen Dauer des Aufenthaltes.^) 

4. Die Salute und das sonstige Geremoniell (§§ 26 bis 28). 

6. Das Verbot, in den Hoheitsgewässem, namentlich im Schuls- 
bereiche von Befestigungen, Messungen, aufser solche, die ftlr die Nävi- 
giernng beim Ein- und Auslaufen erforderlich sind, vorzunehmen. 

6. Militärische Übungen aulserhalb des Bereiches des Kriegsschiffe» 
dürfen ohne Genehmigung der zuständigen fremden Behörde nicht vor- 
genommen werden. Hierher gehören namentlich Schieisübungen, Boots- 
und Landungsmanöver, überhaupt die Ausübung des militärischen Dienste» 
am Lande.*) 

') Oktolan, I. 8. 144 bemerkt dazu: ^Ces aages limitations 9(mt conforme9 
ä une politique prfvoyante; cor sans parkr des cas de aurprise qu^une puisaance 
peut avoir ä craindre de la pari d*une autre avant didaration de guerre {voir le 
ricU de Vattaque de Copenhague par lee Anglais en aeptembre 1807), le 8(jour 8wr 
$on territoire de forcea Hranghres nombreuaes peut deiütnir la eowroe de drconetancee 
f6£keuee$ qu*Ü est utüe de privenir,* 

') Es empfiehlt sich, zum Zweck dieser Angaben dem Kommandanten dea 
fremden Kriegsschiffes einen gedruckten Fragebogen vorzulegen, wie das z. B. 
im § 8 des niederländischen* Erlasses vom* 2. Februar 1993 vorgeschrieben ist. — 
Übrigens stellt sich die Verpflichtung zu diesen Mitteilungen ids eine rechtliche^ 
nicht blofs, wie Poutis (a. a. O. S. Hi46) vermeint, als eine Pflicht der Courtoisie 
dar. Zweckm&fsig ist auch die Vorschrift im .Art. 23 der belgischen Ver- 
Ordnung von 1901, wonach die Marinebehörde verpflichtet ist, dem Kommandanten 
eines jeden zum Aufenthalt in die belgischen Gewfiaser zugelassenen fremden 
Kriegsschiffes oder Kapers ein Exemplar dieser Verordnung zu übermitteln. 

•) Die ü. S. N. Ä. setzen im Art. 804 fest: 

,(i) He (the Commander in chief) $haU exerciee great care that äU under hia 
cammand acrupuloualy respect the territorial authority of foreign dvüized nationa 
in amity wUh the United Statee, 

(2) No armed force for exercieej target practice, funeral eecorti or other pur- 
poee ikaü he landed witkout permiseion from the local authoritiee; nor shaU karge 
bodies of men be granted leave to viait the share without a aimiiar permiaaion; 
nor $haü men be landed to capture deaertera, 

(3) Great-gun target practice, even at fioating targeta, aludl not take place 
within foreign territorial watera or at anypoint from which ahota niay fall thereiny. 

Femer Q. B. Art. 446: «jYo armed force may be landed from Her Majeaty'a 
Mpa for exerciae, or any other pwrpoae, mthovt the permiaaion of the Local 
Authoritieat nor ahould leave be given U> large bodiea of men, nor any meaaure taken 
for apprehending leave-breaken without auch permiaaion,'' — S. aucn Art. 455. 

Entsprechend D^cr. fran^. Art. 145 (181, 297): «Xe commandant en chtf 
interdü le dibarquement en pays itranger, pour exercice^ drSmonie, ou taut autre 
motif, d^hommea en armea appartenant aux bätimenta qWtl commande, ä moina qu'iL 
n'ait eu ä ce avjet entente prialable avec Ua agenta diplomatiquea ou autorit^ 
conaulairea de IVance et lea autoritSa localea,* 
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7. Die BearlaubQDg von Mannschaften an Land. Es ist nicht üblich, 
dab Mannschaften von der Besatzung, welche aulserdienstlich an Land 
gehen, die Waffe tragen. In Ermangelung eines ausdrücklichen Ver- 
botes steht dem aber rechtlich nichts entgegen, insbesondere, wenn die 
persönliche Sicherheit es erheischt.') 

8. Zur Ausschiffung an Bord aufgenommener Personen in fremden 
Hilfen bedarf es der Zustimmung der dortigen Behörde.*) 

9. Die Vornahme von Reparaturen, Beschaflung von Ausrttstungs- 
materialien, Proviant, Wasser etc., unter Gewährung besonderer Er- 
leichterungen. 

10. Die Zollabfertigung und die Gewährung von Zollbefreiungen. 
Es gilt als Regel, dals Kriegsschiffe in fremden Häfen, die Reziprozität 
vorausgesetzt, keinerlei Revision im Zollinteresse unterworfen sind. Auch 
sind hierüber vielfach internationale Vereinbarungen getroffen. Zum 
freien Verkehre dürfen aber Gegenstände nicht zollfrei von Bord geschafft 
werden; denn das zollfiskalische Interesse des fremden Staates soll nicht 
beeinträchtigt werden. Vereinbart ist auch in den bezüglichen Ver- 
trägen die Gewährung von Zollfreiheit der ftlr fremde Kriegsschiffe 
eingehenden Ausrttstungsgegenstände, da sie ja ftlr das Ausland 
bestimmt sind.*) 

') Im Jahre 1864 wurde zwiBchen der preuXsiBchen und portugiesischen 
Begierunff vereinbart, daTs, wenn Matrosen und Soldaten der SInegsmarine des 
einen Teils in Häfen des anderen an Land gehen, dies nur unbewaffnet geschehen 
solle, und da£s hiervon eine Ausnahme nur in den Fällen einzutreten habe, wenn 
die etwa gefährdete Sicherheit der Mannschaften das Tragen der Waffe erfordern 
oder eine Feierlichkeit zu begehen sein sollte. A. M. B. No. 106 und No. i:i9. 
— § 10 der österreichischen Vorschriften über den ZulaTs und die Behandlung 
der Kriemchiffe befreundeter Nationen an den österreichischen und ungarischen 
Küsten Destimmt: ,Mit Ausnahme der Offiziere und höheren Unteroffiziere, 
denen das Tragen des Seitengewehrs erlaubt ist, hat die Mannschaft eines fremden 
Kriegsschiffes unbewaffnet £is Land zu betreten/ 

«) D^cr. fran9. Art 142 (.^97). 

*) Für die zollamtliche Behandlung fremder Kriegsschiffe in 
deutschen Häfen hat der Bundesrat unterm 12. Oktober 1878 die nach- 
folgenden Vorschriften beschlossen (B.-C.-B1. S. 623): 

1. Eine zollamtliche Revision der fremdherrlichen Kriegsschiffe, sowie über- 
haupt das Betreten derselben im Zollinteresse findet nicht statt. 

2. Alle aus diesen Schiffen an das Land gebrachten Gegenstände (Waaren-, 
Mund- und Materialvorräthe, Inventarienstücke) unterliegen der zollamtlichen 
Behandlung nach den dieserhalb bestehenden Vorschriften und sind zu dem 
Behufe, bevor sie in den freien Verkehr treten, dem Zollamte des Hafenortes 
anzumelden. Für Waaren u. s. w. wird dadurch, dafs dieselben auf Schiffen 
einer fremden Krieffsmarine transportirt werden, eine Befreiung von der tarif- 
mäTsigen Eineangsabgabe oder eine ErmäTsigune derselben nicht bekundet. 

3. Der Transport von Gegenständen und Waaren von Land an Bord unter- 
liegt keiner zollamtlichen Kontrole, es sei denn, dafs dieselben mit dem Anspruch 
auf Steuervergütung ausgeführt werden, oder unter Zollann>ruch stehen. In 
diesen Fällen sind die hierfür bestehenden Vorschriften mafsgebend; insbesondere 
muXs den Zollbeamten Überzeugung verschafft werden, dafs solche Gegenstände 
und Waaren wirklich an Bord der fremdherrlichen Kriegsschiffe gelangen. 

Für den Suez-Kanal ist das Reglement de navigation dans le canal maritime 
de Suez vom 6. August 1892 mafsgebend. Nach Art. 2 steht die Durchfahrt 
Schiffen jeder Nationalität von nicht mehr als 7,80 m Tiefgang zu, unter 

6* 
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11. Die Freiheit von SehifTahrts-, namentlich Hafen-, Tonnen- and 
dergl. Abgaben. Lotsengebtthren sind darunter nicht begriffen;^) femer 
Ebcemtion vom Lotsenzwang.') 

12. Die Beobachtung der QaarantäneTorschrifien (s. § 23). 

13. Das Recht der Kriegsschiffe, in fremde Hoheitsgewässer ein* 
zulaufen, begreift nicht die Befugnis, yon den Seehäfen aus die Fluls- 
und Kanalgebiete der betreffenden fremden Staaten zu befahren; hin- 
sichtlich solcher Fahrten gelten yielmehr entsprechende Grundsätze, wie 
flir das Betreten fremden Landgebietes durch Truppenkörper mafsgebend 
sind. Danach ist ein Einfahren in solche Gebiete, wie überhaupt in 
fremde Binnengewässer, nur nach eingeholter Genehmigung der zustän- 
digen Landesbehörde statthaft.') Die deutsche Instruktion für den 
Kommandanten hebt dies im § 9 mit dem Zusätze hervor, dals in 
Fällen zwingender Notwendigkeit, wo diese Genehmigung nicht ab- 
gewartet werden kann, sie nachträglich beantragt werden muls.^) 

Im übrigen versteht es sich von selbst, dals Konflikte mit fremden 
Behörden tunlichst zu vermeiden sind. Sie werden in der Regel hervor- 
gerufen durch Unkenntnis der leitenden Normen und verschärft durch 
starres Festhalten an vermeintlich berechtigten Forderungen. Kann in 
solchen Fällen eine befriedigende Beilegung nicht ohne Weiterungen 
erzielt werden, so bleibt nur die Verfolgung des Streites durch Ver- 

der Verpflichtung, das Reglement in allen Punkten zu befolgen. Nach den 
Tarifbestimmungen sind Eüiegsschiffe, ingleichen Schiffe, welche für den Trans- 
port von Truppen erbaut oder gechartert sind (ebenso wie Schiffe, welche blols 
mit Ballast fahren), von der Nachsteuer befreit und haben keine höhere Abgabe 
zu entrichten, als den Mazimalsatz von 10 Fr. pro Begisterton. 

^) Art. 22 der Kongo-Akte vom 26. Februar 1885 enüi&lt die besondere 
Vorschrift, dafs die den Kongo einlaufenden Ejiegsschiffe der Signatarmächte 
von Entrichtung der Schiffah^sabgaben mit Ausnimme der Lotsen- und Hafen- 
gebühren befreit sind, von den letzteren beiden Gebühren aber auch dann, wenn 
ihre Intervention von der Internationalen Kommission oder deren Agenten nach- 
gesucht worden ist. 

*) Z. B, nach dem norwegischen Gesetz über das Lotsenwesen vom 
26. Mai 1899 (§ 2). 

') Als im Jahre 1879 ein von der dänischen Begierung in England be- 
schafftes Kriegsfahrzeug durch den Eider-Kanal nach Dänemark übergeführt 
werden sollte, suchte dementsprechend zunächst die dänische Begierung um die 
Erlaubnis der deutschen Begierung zur Durchfahrt durch diesen Kanal nach 
(welche ihr auch bereitwilb'gst erteilt wurde). — In den Kaiser Wilhelm- 
Kanal dürfen fremde Kriegsschiffe nur nach yorgängiger auf diplomatischem 
Wege zu erwirkender Genehmigung einlaufen (§ 2 der Betriebsordnung vom 
29. Juli 1901). Gemäfs § 20 des Zollregulativs für diesen Kanal sind fremde 
Kriegsschiffe, ebenso wie deutsche, beim Durchgang durch den Ejuial von jeder 
zollamtlichen Kontrolle befreit. 

^) Im internationalen FluXsrecht stehen fremde Elriegsfahrzeuge fremden 
Heeresabteilungen gleich, d. h. das Befahren von externen Flüssen oder FluXs- 
Btrecken ist ilmen grundsätzlich untersagt. — Als im Sommer 1873 der üster- 
reichische Donau-Monitor „Leitha*^ eine Fahrt bis Straubing in Bayern unter- 
nahm, erklärte auf Beschwerde der bayerischen Begierung die österreichische 
Behörde: das Fahrzeug mache nur eine Übungsfahrt, um der Besatzung Gelegen- 
heit zu praktischen Studien eines fremden Fahrwassers zu geben; scbiiefslich 
aber bat die österreichisch-unearische Begierung um Entschuldigung und berief, 
da auf weiteres Ansuchen die bayerische fiegierung sich nicht dazu verstand, die 
Fortsetzung der Fahrt zu gestatten, das Fahrzeug ab. 
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mittelung des Konsuls oder auf diplomatischem Wege ttbrig; selbständig 
darf der Kommandant nur handeln, wenn nach Lage des Falles ein 
sofortiges Vorgehen unabweisbar ist 

III. RtcMisttlitii tai allisaeiiM. 

Kriegsschiffe repräsentieren im Auslände den Staat, der sie ent- 
sendet hat, als ein Teil seiner bewaffneten Macht; der Kommandant 
ist der Träger dieser Repräsentatiystellung. Kriegsschiffe haben deshalb 
nicht nur einen Anspruch auf besondere internationale Ehrenbezeugungen 
(s. §§ 26 bis 28), sondern sie nehmen auch teil an der Unabhängig- 
keit ihres Staates. Demgemäfs können sie keiner fremden (rewalt 
unterstellt werden; eine solche Unterordnung wttrde die Autorität und 
die Wttrde ihres eigenen Staates beeinträchtigen. 

Es handelt sich hier keineswegs um eine analoge Anwendung der 
den diplomatischen Repräsentanten einer fremden Nation zustehenden 
Sonderrechte, zu welchen als eines der wesentlichsten das Recht der 
Exterritorialität gehört, sondern um die tatsächliche Vergegenwärtigung 
eines Teiles der Staatsgewalt und der öffentlichen Autorität des 
Heimatslandes, um eine selbständig begründete, nach yerschiedenen 
Richtungen hin, namentlich in Betreff des Asylrechts (s. unten IV b, c), 
noch weitergehende Exemtion als diejenige des Gesandtschaftshotels. ^) 
„Denn wenngleich die Wohnung eines Gesandten im völkerrechtlichen 
Sinne exterritorial ist, so geht diese Fiktion nach heutiger Anschauung 
doch nicht weiter, als nothwendig ist, um die persönliche Unverletzlich- 
keit des Gesandten und seiner Begleitung zu gewährleisten.''^) Diese 
Wohnung ist kein unantastbarer Zufluchtsort fttr Personen, welchen ein 
Anspruch auf Exemtion von der fremden Polizei- und Justizgewalt 
nicht zusteht.*) 

Da Kriegsschiffe, wo sie sich immer befinden mögen, detachierte Teile 
ihres Staates sind mit allen diesem letzteren zustehenden Prärogativen, 
so sind sie ttberall exterritorial. Keine fremde Staatsgewalt darf sich 
in dasjenige einmischen, was an deren Bord oder in deren Booten vor- 
geht; ihre Organe dttrfen ohne Ermächtigung des Kommandanten das 
fremde Kriegsschiff nicht betreten. 

Fttr das offene Meer versteht sich das von selbst. Aber auch fttr 
die Zeit des Aufenthaltes von Kriegsschiffen in den Hobeitsgewässem 
eines fremden Staates mufs grundsätzlich die eximierende Repräsentativ- 
stellung derselben voll anerkannt werden. 

Die Unantastbarkeit, welche Kriegsschiffe ttberall zu beanspruchen 
haben, macht allerdings deren Befehlshaber nicht unverantwortlich. Sie 

*^ ') ^Toute fiction de droit dana ce cos est incidmissthU" (y. Hetking. S. 144). 
— S. ferner BoMnLS, § 617 und die klare Beleuchtung bei Stobbk, Seegebiet, 
S. 4341, femer Fiore, §§ 525 bis 529; PltiDBLifiVBB, § 629. 

*) Erk. des Reichsgerichts vom 26. November 1880 (Entsch. in Strafsachen 
Bd. 3 S. 71]. 8. auch Erk. des preuTs. Kammergerichts yom 26. Juli 1899 
(Justiz. Min. Blatt 1900 S. 579). Calvo, §§ 472 u. 1550. 

") H. auch Habburobr, Der strafrechtliche Begriff Inland, S. 189 f.; Bblino. 
8. 165 f.; Odibb, Des priyilfeges et immunit^ des agents diplomatiques, Paris 1890. 
8. 307 f.; Vissbb, S. 266f.; r^BQBOPONTBs, 8. 431 
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flind jedoch allein ihrer eigenen Staatsgewalt Bechenschaft Bcholdig, 
und der Weg des Aosgleiehs von Konnten, deren Erledigung nicht 
onmittelbar mit den Lokaibehörden des firemden Landes za stände 
gebracht werden kann, ist der diplomatische zwischen den beid^i 
beteiligten Staatsgewalten. Nor wenn ein Kriegsschiff im firemden 
Seegebiet Akte der Gewalt oder der Feindseligkeit Tomimmt, ist die 
Territorialregienmg kraft des Rechts der Selbstverteidignng nnd der 
gebotenen Währung ihrer eigenen Unantastbarkeit zn aDen notwendigen 
Gegemnabregeln berechtigt ^) Ebenso ist eine, erforderlichenfalls mit 
Waffengewalt zn erzwingende Znrttckweisnng oder Ausweisung von 
Kriegsschiffen zulässig, die eigenmächtig in einen fremden Hafen ein- 
laufen oder verbotswidrig dort verweilen. *) 

In dem fremden Seegebiete hat jedes Kriegsschiff die dort geltenden 
landes- nnd lokalpolizeilichen Gesetze zu beobachten, auch daftlr Sorge 
zu tragen, dals sie seitens der Besatzung befolgt werden.*) Besonders 
gehört hierzu die Unterwerfung unter die Hafenordnung. In diesem 
Sinne nnd nicht etwa als ein Verzicht auf die Exterritorialität ist es 
auch zu verstehen, wenn zahlreiche Staatsverträge, in welchen die 
BefiigniB der Kriegsschiffe zum Einlaufen in die Häfen des anderen 
Teiles festgesetzt ist, in Verbindung damit den Satz enthalten, dafs 
sich die Schiffe während ihres Aufenthaltes daselbst den Gesetzen und 
Anordnungen des fremden Staates zu unterwerfen haben. Sollten 
solche Anordnungen dem Befehlshaber eines fremden Kriegsschiffes 
unvereinbar mit dem Ansehen seiner Flagge und mithin des von ihm 
repräsentierten Heimatsstaates erscheinen, so wird er sich ihnen allerdings 
nicht fttgen dtlrfen, und, wenn eine Gegenvorstellung erfolglos bleibt, 
auf den Aufenthalt in dem betreffenden Hafenplatz verzichten müssen.^) 

Die Exterritorialität der Kriegsschiffe ist indes nicht einmütig 
anerkannt worden. Einzelne Publizisten haben dieselben den Kauffahrtei- 
schiffen vollständig gleichgestellt, namentlich Lampredi,^) welcher 
erklärt, dafs in nationalen Gewässern kein anderer als deren Souverän 
eine Autorität auszutoben habe, soweit es sich um öffentliche Juris- 
diktion handele. Diese Auffassung wird implicite auch von Azuni*) 

^) Zatreffend bemerkt in dieser Hinsicht Tbsta (S. 87): ^LHmmuniU da 
TtavireB de guerre ne les exempte pas de la reaponsabüiti des acte» d'aggression, de 
vidUnce ou de manque de courtoisie qu^ils comnietterU dans les eaux d^une tuition 
Hranghre. Cette natian conserve tottjours le droit de ISaitime dSfense en prhence de 
tels actes. Les navires ne sont pas nonpliM exemptis de Vobservation des riglements 
ttanitaires des ports oü il veulmt entrer; les formalitis exigies par les rhgUments 
doivent itre respeäies par tous et rCaffectent en rien le caraciSre d^exterritoriaUti des 
navires de guerre.* 

^) Eine Jurisdiktionsgewalt über das Kriegsschiff eriangt der fremde 
Staat aber unter keinen Umständen. Fiobe (§§ 527, 528) sucht jedoch für gewisse 
Fälle ein ausnahmsweises Recht der Jurisdiktion zu begründen; es liegt hier 
eine Verwechselung mit dem Recht der Selbsthülfe vor. 

') Dr Cusst, I. S. 146: ^De mime que les bätiments de la marine commerctdU, 
les bätiments de auerre doivent dans les ports Hrangers et swr Us rades o^ Hs 
mouillentf se confarmer aux r^kments locaux en tout ce qui conceme la police 
mantime* S. auch K. J. §§ 9 und 10 und ü. S. N. R. Art. 310. 

*) 8. auch FlORB, § 443. 

«*) I. S. Ml f. — •) I. S. 96 f. 
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vertreten, der zwar die Autorität der militärischen Kommandogewalt 
anerkennt, im ttbrigen aber ein in fremden Hoheitsgewässem befindliolieB 
Krieg88chiff nicht anders angesehen wissen will, wie eine Armee in 
fremdem Lande ; so kommt er zu dem Ergebnis : „ehe eteliuo ü eomando 
mUitarty ü quäle re$ie intaUo per la qualitä e natura deila nave di guerra, 
e'iniendera per ogni aUro rigwardo eattopoeta la steesa noüe^ e tequipaggio 
aUa güirisdizione del Sovrano del porto.** 

Am einfachsten findet sich PinheiroFerreira^) mit der Liehre ab, 
indem er erklärt: y^Aprie avoir asnmäi Photel de Venvcyi au terrkaire 
de $on paySy üe [les publicietes] ant cru, et avee plue de raiean^ ü faat 
Vavouer, que les vaieeeaux de guerre devaient aussi etre considirie eomme 
des portums dkaeh&es du territoire auquel üs appartiennent, et que, par 
eonsiquent, larsqu'ils sont mouilles dans un port iiranger, les malfaiteurs du 
patfs dcioent troucer ä leur bord un asile aussi inviolable que dans Photel 
de Vambassadeur on dans le pays mSme auquel ces vaisseaux appartiennent, 
Cette appUcation de leur cMmMque fkiion aux vaieseaux de guerre est 
encore plus dhiu^s de raison que larsquHl s^agü de Photel et des iquipages 
de Pambassadeur.^ Die jnristiBche Begründung fehlt diesen An- 
schauangen durchweg, und mit der Staatenprazis stehen sie vollends in 
Widerspruch. Dennoch ist ihnen gelegentlich in England Gewicht 
beigemessen worden. Es handelte sich um das Asylrecht von Sklaven, 
welche sich an Bord britischer Kriegsschiffe, die in Häfen von Sklaven- 
staaten lagen, gefluchtet hatten, eine Frage, die mit dem Grundsatze 
von der Exterritorialität der Kriegsschiffe in engem Zusammenhange 
steht. Zu ihrer Erörterung wurde durch Königliche Order vom 
14. Februar 1876 eine Kommission eingesetzt, Boyal commission on 
fngitive slaves, in deren Berichten, von welchen namentlich das sehr 
eingehende Promemoria des Lord Oberrichters Sir Alexander Oockbum 
vom 2. Mai 1876 hervorzuheben ist,*) die Lehre von der Exterritorialität 
der Kriegsschiffe angegriffen und bekämpft wird. 

Zur Würdigung der Anschauungen des Lord Oberrichters mag 
folgender Satz aus seinen Darlegungen dienen: „Probably, if a local subjectf 
luxving commüted an offenee against the local laws, were to find kis way 
on to a British ship of war, the Commander toould at once give htm up to 
the local authorities. Even if one of his own erew had eommitted 
an offenes on shore he would probahly do the same.^ In der 
Praxis ist das Gegenteil der Fall; und auch der Kommandant eines 
britischen Kriegsschiffes wttrde schwerlich dem bezttglichen Ersuchen 
der Ortsbehörde um Auslieferung einer Person der Besatzung ent- 
sprechen. Für die Kommandanten deutscher Kriegsschiffe ist in dieser 
Hinsicht mafsgebend § 9 des Stra%esetzbuches fttr das Deutsche Beich, 
welcher besagt: „Ein Deutscher darf einer ausländischen Begierung 
zur Verfolgung oder Bestrafung nicht ttberliefert werden.^ Auch nach 
den bestehenden Auslieferungsverträgen ist regelmäfsig die Auslieferung 
eigener Untertanen ausgeschlossen. 



M n. § 56. 

•) No. m des Berichts S. XXVUI bis LVI. — S. auch die Erörterungen 
von BoTHEBT, No. b des Berichts S. LXII bis LXXXV. 
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Angesichts der Versuche, den rationellen Standpunkt zu Ter- 
schieben, erscheint es angezeigt, die Auslassungen namhafter Publizisten 
an dieser Stelle wiederzugeben. 

Von Engländern hebt Harcourt zu den gegen die absolute 
Exemtion der Eoiegsschiffe von fremder Jurisdiktion aufgekommenen 
Zweifeln in einem Briefe an die Times vom 4. November 1875 hervor: 
„1 had certainly suppased that in tke to/tote ränge of public law tJtere wa^ 
no position mare firmly estahluhed by cnttharity, more universcdly admüted 
by Govemments^ or one which had been more eompletely aoeepted m the 
iniercourse of States^ as unquestioned and unquestionable. — TTiat a public 
ehip of war is just as much exempt from the Operation of foreign lawy 
vrithin the ports of an other State by whom it is received, as it is on the 
high seasy is, 1 beHeve, a fhing which no Stateeman now questions and no 
Jurist doubts. Tke precedents, the practice, tlie autliorities^ the reasaning^ 
are all one way.^ Phillimore^) erklärt mit Bezug auf Kriegsschiffe : 
„Long usage and universal custom entiüe every such ship to be coneidered 
as a part of tJie State to which she belongs, and to be exempt from any 
other Jurisdiction ; whetiier this privilege be founded upon strict International 
Might, or upon an original roncession of Comüy^ wiüi respect to the State 
in its aggregate capacüy, which, by inveterate practicCj kos aesumed the 
position of a Right, is a consideration of not much practical importance. 
But it is of some importance, for^ if the better opinion be^ as it would 
seem to be, that the privilege in questum was originally a concession of 
Comäy, it may^ on due notice being given^ be revoked by a State^ so ill 
advised as to adopt such a course, which could not happen if it were a 
matter of Naturd RighL But, unquestionably, in the case of the Foreign 
S/np of War, as of the Foreign Sovereign and Ambassador^ eoery State 
which has not formally notified its departure from this usage of the dviUzed 
World, is under a tacit Convention to accord this privilege to the Foreign 
Ship of War fying in its harbours,^ . . . „The prvoilege is extended, by 
the reason of the ädng, to boats tenders, and all appartenances of a ship 
of war.*^ Twiss*) hebt im Ansehlufs an die Erörterung der Befugnia 
der Schiffe, die Häfen befreundeter Nationen anzulaufen, hervor: 
ffT'his license in t/ie case of a public ship is by pracUce construed to carry 
with it a total exemtion from the law of tlie territory. A public vessel of 
war represents the Sovereign Power of the Nation^ under whose comnUssion 
and ßag it sails. If it leaves the High Seas^ the common highway of 
Nations, and enters within the maritime territory of a Friendly State, it 
is entiüed to the same privHeges which would be extended to tlie peraon 
of the Sovereign. A s/tip of war has been termed an extension of the 
territory of the Nation to which it belongs, not only when it is on t/ie wide 
ocean, but when it is in a foreign port. In t/ns respect a ship of war 
resembles an army marching by consent through a neutral territory, Neiilier 
ships of war nor army so licensed fall under the Jurisdiction of a 
Foreign State.** 

Von deutschen Publizisten erklärt Heffter:') „Jedes fremde Schiff^ 

») I. §§ 344, 346. — •)!.§ 165. — ») § 79. 
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welches in Häfen oder andere eigentbttmliche Gewässer eines Staates 
kommt, wird der dortigen Schiffahrtspolizei, den Schifisabgaben und 
der Gerichtsbarkeit des Landes unterworfen. Eine Ausnahme machen 
in beiderlei letzter Hinsieht: ... die Kriegsschiffe fremder Nationen, 
sofern man ihnen Überhaupt eine Annäherung gestatten wilL^ 
NizzB,^) unter Bezugnahme auf Heffter, erachtet gleichfalls Kriegs- 
schiffe in fremden Territorialgewässem ftlr eximiert von der Rechts- 
ordnung des fremden Staates; ebenso Bischof^, y. Kaltenborn^) und 
Bluntschli/) dieser jedoch mit wenig zutreffender Begründung; femer 
Heilbork, ^) y. König.*) Berker^ charakterisiert das Verhältnis dahin: 
„Ist irgend eine Exterritorialität in der Natur der Sache gegründet, 
so ist es die der fremden Truppen. Das Heer eines Staats ist nicht 
blofs der Repräsentant, es ist der wirkliche Träger der auswärtigen 
Souveränetät des Staats, dessen nach aufsen gewendete Macht. Diese 
einer fremden Souveränetät unterwerfen, hiefse den gröfsten Widerspruch 
begehen. Wo ein Staat seine Fahne auQ)flanzt und seine Kriegsmacht 
sammelt, da hat er über diese nothwendig selbst alle aus der Souveränetät 
fliefsenden Rechte und vor allen die Gerichtsbarkeit. Die Ejrieger also 
stehen nicht blols im feindlichen, sondern auch im befreundeten fremden 
Gebiete . . . unter den Strafgesetzen ihres eigenen Staats und sind der 
Herrschaft der Ortsgesetze und Ortsgerichte entzogen. Es liegt auf 
der Hand, dals Theile einer fremden Kriegsflotte, also Schiffe, nicht 
anders gestellt sein können.^ 

Stoere^) stellt das auf der allgemeinen internationalen Rechts- 
anschauung und den praktischen Wechselbeziehungen der Staaten be- 
ruhende ^nzip fest, „dafs das Kriegsschiff als körperlich in die 
Erscheinung tretender Bestandteil des Amtsorganismus eines völker- 
rechtlich 2ÜS gleichberechtigt anerkannten fremden souveränen Staates 
seinen amtlichen Charakter niemals verliert." v. Bar •) erkennt ebenfalls 
die reale Exterritorialität der Kriegsschiffe „gleichsam als beweglicher 
Festungen ihres Staates" an. v. Neumann :^®) „Fremde Schiffe, mit 
Ausnahme der Kriegsschiffe .... unterliegen den Gesetzen und der 
Gerichtsbarkeit des Staates, in dessen Seegebiete sie sich befinden." 
Attlmayr'^) führt entsprechend aus : „An Bord eines Kriegsschiffes aus- 
gefbhrte Vergehen und Verbrechen, von welcher Art selbe seien, von wem 
immer sie begangen werden mögen, verfallen der Jurisdiktion des Staates, 
welchem das Kriegsschiff angehört. Nur wenn Thäter und Beschädigter 
Unterthanen des Staates sind, in dessen Territorialgewässem das Kriegs- 
schiff geankert ist, wird der Schiffiskommandant selbe der Lokalbehörde 
Oberlassen, da es unter gewöhnlichen Verhältnissen und zwischen 
civilisirten Staaten einestheils dem Repräsentanten der exekutiven Gewalt 
eines befreundeten Staates nicht wohl anstünde, den Übelthäter der Straf- 
justiz seines Landes zu entziehen, anderseits aber auch in niemwdes 
Interesse liegen kann, mit fremden Verbrechern sich selbst zu behelligen. 



1) § 28. — •) § 20. - •) n. § 215. — *) § 321. - ») S. 24öf. - •) § 63. 
') A. F. Bkrhbk, Wirkungskreis des Strafgesetzes, Berlin 185:J, §§ 39 und 53. 
8) Seegebiet^ S. 436. - •) Lehrbuch, § 77. — »•) § 23. - »^} L S. 33. 
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Aas dem Gmndsatz der Exterritorialität ergiebt sich ferner, dafs keinerlei 
Behörde des Ortes, wo das Kriegsschiff sich befindet, ein Recht hat, 
an Bord desselben irgend einen Akt der Jurisdiktion yorznnehmen. 
Selbst dann, wenn Angehörige des Kriegsschiffes — sei es des Stabes 
oder der Mannschaft, oder Passagiere — sieh am Lande einer gesetz- 
widrigen Handlung schuldig machen, sich aber der Arrestation am Lande 
entziehen und an Bord oder in ein Boot, welches zum Kriegsschiff gehört, 
flüchten (denn von den Booten gilt dasselbe wie von dem Kriegsschiffe 
selbst), bleibt den Lokalbehörden nichts weiter übrig, als — wenn 
statthaft — deren Auslieferung oder doch deren Bestrafung zu verlangen." 
Sehr scharf vertritt Ortolan^) den Standpunkt der vollen Exterri- 
torialität der Kriegsschiffe: „Ces bätiments doivent paräciper pleinement ä 
PindSpendance et ä la »ouveraineti de la puissanee qxn les arme .... ees 
bdtimenU^ peraonnißda, sont une portion de ce gcuvemement et doivent etre 
indSpendants et reepectSe ä son igal. Ainsi qtiel que sott le Heu oü ih se 
trouventj qui que ce sott au monde^ Hranger au gouvernement anquel ib 
appartiennenty rCa le droit de eHrnmiacer en rien dans ce qui se passe ä 
leur hordy et encore tnoins d'y phtitrer par la force, On exprime ginirale- 
ment cette rkgle par une mitaphore paesie en coutume, et tellement accriditfe, 
tellement traditionelle, que^ dans la plupart des esprits, eile est devenue comme 
une raison justi/icative de la proposition dont eile n^est veritablement qu'une 
expression figurie, On dit que taut bdtiment de guerre est une partie du 
terrüoire de la nation ä laquelle il appartient: d^oh la consiquence que 
meme lorsquHl est dans un port Stranger, les ofßciers^ Pequipage et toute 
personne quelconque qui se trouve ä son bord, est censie etre et que taut 
faxt passi ä bord est censi passi sur ce territoire. CPest par une continuation, 
par une expression risumee de la meme figure^ qu^on appelle ce privUige 
le privüige ou le droit d^ejsterritorialitS.^ Des weiteren widerlegt Ortolan 
in überzeugender Weise, nicht durch theoretische Fiktionen, sondern 
fufsend auf der Grundlage des positiven internationalen Rechts und den 
praktischen Erfordernissen des staatlichen Seeverkehrs, die von Pinheiro- 
Ferreira und anderen vertretene Anschauung und schliefst seine Be- 
trachtungen mit der Ausftlhrung*): „Maintenant, faudra-t-ü blämer P ex- 
pression qu^on y donne quand on dit que le navire de guerre doit etre 
considM partout comme une continuation du territoire national^ ou meme, 
plus Snergiquementy que le navire de guerre est une partie du territoire? 
Cette p/irase ne signifie autre chose, si ce n^est qu^il faut se comporter 
partout^ pour les faits qui se passent et pour les personnes qui se trouvent 
ä bord des navires de guerre, comme si ces faits s^kaient passis ou comme 
si ces personnes se trouvaient sur le territoire de la nation ä laquelle appoT' 
tiennent ces navires. Puisque cela est vrai et juste; puisque le navire de 
guerre, d'apris le droit international positif^ d^aecord avec la raison^ et un 
espace qui, quoique mobile, est soumis partout^ de meme que le territoire, 
ä la souverainetS de son pays^ est ä cette seide souverainetSj pourquoi re^ 
pousser une expression figurie qui n^hionce rien autre chose que cette assi- 
milationf Elle PSnonce d^une manikre plus vive, plus brive, plus pittoresque: 

») L S. 178 f. — •) L S. 192, 193. 
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tont nUeux; Us paroUi U$ pliia brivu $ont les meUUure$, EUs Vinonee de 
tnatdhe ä la faire eomprendre par tmu, homtnee du peuple ou hommes de 
Bcience, maielaU ou ofßciere; tarä mieux, ear se faire eomprendre de ehaeun 
est uns immense avantage. .firi/in, eile attaehe au naoire Pidie meme du 
8ol de la patrie; eile eonfond^ eile identifie Pun avee Pautre; eile enracine 
OM easur du marin le sentifnent ineünctif que le navire e*est le paye. Si 
eette loeution n^^UxU pas en usage, ei eile n^Hait pas devenue vulgaire, e/iez 
toutee lea nations, U faudraü Pinventer!^ ') Caucht*) sagt in demselben 
Sinne; ^11 n^est beeoin d*aucune ßctien pour justifier, ä bord des bdtiments 
de PEtat^ Pe:^ercice de la Jurisdiction du souverain, qui les commande par 
Pentrendse de ses dilegues. Une escadre militaire c^est un corps cParm^e, 
e^est-'Ordire la reprisentaiion direete et vivatUe de la souveraineti pour ce 
qui conceme la puerre, Ce caract^e la suit en tous lieux: partout oii sta- 
tionne un batiment de guerre, le souverain fst präsent par ses dH^guis. 11 
y a lä quelque chose qui ressemble d PinviolabiHti^. des ambassadeurs, dont 
le principe ne derive pas assurthnent de la Jurisdiction territoriale, mais dUm 
paete sacr^, tacitement condu entre tous les peupies civiUsh du monde,^ 
FOELIX^ stellt den Satz auf: „Les crimes ou dilits commis sur des vaisseaux 
naviguant en pleine mer et sur les vaisseaux de PEtat se trouvant dans un 
port dtranger^ ou par les iquipages de ces vaisseauss, tombent sous la com-' 
pitenee des tribunaux de la nation ä laquelle Hs appartiennent et sont jugis 
jtelon ses lois.*^ 

Ferner Testa:*) y^Ijts navires de guerre etant proprüti de PEtat et 
armis pour lui, pour sa propre difence, en sont une imanatum,^ SCHI ATTA- 
KELL a:^) „IJesenzione assoluta dcUla giurisdizione locale non appartiene di 
pieno diritto e/ie aUe sole navi di guerra^ le quali, facendo parte della forza 
pubbHea^ sono in eerto modo considerate eome rappresentanti lo Stato di cui 
portano la bandiera, . . , lo rredo c/ie il fondamento deW esenzione stia 
nel rispeito che gli Stati sovrani si debbono vicendevolmente alla loro indi- 
pendenza: pretendere di sottoporre le navi* da guerra d^uno Stato edle leggi, 
ed alle antoritä d^un pafse nelle acque del quäle possano entrare, sarebbe 
un voler sottoporre una Potenza ad un* altra; il che vuol dvre rendere im- 
possäriU fra gli Stati le rdazione marittime per mfzzo delle rispettive navi 
da guerra,*^ 

Von Amerikanern erklärt Wbea ton:*) „5. Une armee ou une flotte 
appartenant ä une puissance Hranghre et traversant ou stationnant dans les 
Hmiies du territoire d^un autre Etat, en amitie avec cette puissance, sont 
egalements exemptes de la Jurisdiction dvUe et criminelle du pays. 11 s^ensuit 
que les personnes et les choses qui dans ces trois cos, se trouvent dans les 
linätes^ du territoire iJPun Etat Stranger, restent soumises ä la Jurisdiction 
de PEtat auqud elles appartiennent, comme si elles Haient encore sur son 
territoire. S*il n*y a pas de prohibition expresse, les ports d^un Etat sont 
regardes comme itant ouverts aux navires de guerre d'une autre nation avec 
laqudU cet iltat est en paix et amitie. Ces navires entr^s dans les ports 

») S. auch das. 8. 266 f. — •) H. 8. 157. — •) § 544. — *) 8. 83. — ^) 8. 22 f. 
und 35. 

^ Elements, I. 8. 119. No. 1 handelt von fremden 8ouveränen, No. 2 von 
Gesandten. 
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itrangers^ seit en vertu de Pabsence d*une prohtbüian, satt en vertu d'une 
autotisatian eapresse, stipulie par traitd, sont exempta de la Jurisdiction des 
tribunaux et des autoritSs du lieu."' Ferner Upton:^) ^The immuwUy of 
public ships and vessels of war from the exercise of any Jurisdiction^ other 
than that of ilie sovereign powers to whieh they belang j hos been uniformfy 
asserted and conceded.^ Ebenso Kemt:') „. .. the vessels of a nation are^ 
in many respects^ considered äs portions of its territory, and persons on 
board are protected and govemed by the law of the eauntry to which the 
vessel belongs, They may be punished for oßences against t/ie municipal 
laws of tlie State, eommitted on board of üs public and private vessels at 
sea, and on board of its public vessels in foreign ports,^ 

Calvo^ nnterseheidet gleichfalls streng zwischen Handels- und 
EjiegsschiJBPen and sieht die letzteren nicht blofs auf hoher See, sondern 
aach in fremden Häfen als einen Teil ihres nationalen Territoriums an; 
der Kommandant mit der Schiffsbesatzung repräsentiere die bewafinete 
Macht seines Landes und genielse daher dessen Unabhängigkeit; jedes 
Kriegsschiff mit seiner Besatzung habe demgemäls Anspruch auf alle 
mit der Exterritorialität yerknttpflien Prärogativen und Immunitäten; 
keine fremde Autorität dürfe sich in das, was an Bord geschieht, ein- 
mischen; und weiter führt er aus: „Dks que le bdtiment arrive dans lex 
eaux jurisdictionelles d^un Etat itranger, tele que ports, Mvres, rades, mer 
littorale ou territoriale, il se trouve en prisence de deux souverainetSs, de 
deux puissances distinctes, et Von peut se demander si pendant son sijour il 
y sera rigi par la Jurisdiction des eaux oii il est mouillS, ou par ceüe de 
son propre pays. Les raisons qui fönt partout assujettir le navire marcliand 
ä la Jurisdiction territoriale sont sans application possible au navire de guerre, 
dont le caract^e, P Organisation et Vemploi diffhrent essentieüement; aussi, en 
quelque endroit qy?ü se trouve, demeure-t-il rigi exclusivement par la sou- 
veraineti et par les Uns du gouremement auquel il appartient; PEtat dans 
les eaux duquel il se trouve aceidentellement n^a avec lui que des reUxtions 
internationales düiguies aux autoritis eompitentes dans les conditvons in- 
dispensables paar la sauvegarde des droits internes de chaque Etat.^ 

Auch F. V. Martems^) bezeugt die strenge Durchführung des 
Prinzips der Exterritorialität der Kriegsschiffe. WeuR er dabei hervor- 
hebt, dafs eine ganz unbegrenzte Exterritorialität mit der eigenen Sicher- 
heit derselben kaum, mit den Rechten und der Würde des Uferstaates 
aber gar nicht vereinbar sei, so kann das nur in dem Sinne verstanden 
werden, dals kein Staat verpflichtet ist, sich von einem fremden Kriegs- 
schiffe ein Verhalten bieten zu lassen, das seine Autorität beeinträchtigt, 
und dals er zu deren Wahrung unter Umständen auch Gewalt anwenden 
kann ; aber er ist unter keinen Umständen beAigt, den Befehlshaber des 
Kriegsschiffes kraft der ihm zustehenden Jurisdiktionsgewalt zur Ver- 
antwortung zu ziehen. 

Ferguson») tritt ebenfalls für die volle Exterritorialität ein und 

*) F. H. ÜPTON, The law of natioiis, affecting commerce durinff war, New 
York 1863, S. 336. 

•) I. S. 27. — •) Droit intern. §§ 451 f., bes. 474 f. 
*) Völkerrecht, H. S. 2351 — ») I. §§ 106, 107. 
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demgemäls für die Exemtion des Schiffes and der gesamten Besatzung 
von der örtlichen Jorisdiktionsgewalt.') 

IV. Rtalt ExlerrHerialitiL«) 

Die Exterritorialität bezieht sich zunächst auf das Kriegsschiff als 
solches nebst seinem Zubehör, besonders auch auf die detachierten 
Schiffsboote, und macht sich in folgenden Beziehungen geltend: 

a) Das Schiff ist keinen ciyilprozessualischenMafsnahmen 
seitens eines fremden Gerichts unterworfen; gegen dasselbe ge- 
richteten Klagen oder Arrestgesuchen darf keine Folge gegeben werden, 
gleichviel aus welchem AnlaTs sie hergeleitet sind. Die Ansprüche 
können z. B. beruhen auf Lieferungen und anderen Leistungen, namentlich 
auch auf Httlfeleistung in Seenot.*) Auch wenn die Klage oder der 
sonstige Antrag nicht unmittelbar gegen das Schiffskommando gerichtet 
wird, sondern gegen den Flaggenstaat, wird das Gericht seine Unzu- 
ständigkeit erklären müssen, da infolge der Unabhängigkeit souveräner 
Staaten kein Staat von einem fremden Gericht in Anspruch genommen 
werden darf.^) Solche Ansprüche sind aber nicht der Verfolgung ent- 
zogen. Kann im Wege von Verhandlungen und auch durch die Ver- 
mittelung des Konsuls eine Einigung und Befriedigung des Klägers nicht 
erzielt werden, und ist auch die diplomatische Intervention erfolglos, so 
bleibt nur die Rechtsverfolgung bei dem zuständigen Gericht des Heimats- 
staates übrig; dort erfolgt alsdann die Erledigung des Rechtsstreites im 
ordentlichen Verfahren und Instanzenzuge. ^) 

') 8. femer Dm BsBB Poobtuoibl, S. 1421; Tkli«bobn, a. a. O. (oben 
8. 20 Anm. 1), 8. 58. 

*) Zutreffend hält auch Bbuho (S. 146 f. und 161) die Exterritorialitftt der 
Schilfe selbst einerseits und die des zur Besatzung gehörigen Personals anderer- 
seits auseinander. 

') Über die ünzullssigkeit der Verfolgung von Ansprüchen wegen Bei- 
standen in Seenot s. auch F. W. Raubs und B. D. KilbüB5, A Treatise on the 
admiralty Jurisdiction and practice in county courts, London 1896, 8. 20. 

*) HBrFTEB, § 35; Bluntschli, §§ 139, I4ü; Fobux, II. § 212; W. B. Lawbbncb, 
n. 8. 420; WBSTLAn in der Revue de droit international 1878, 8. 543. — 8. 
femer die Artikel im Joum. de dr. i. pr. 1876 8. 431, 435; 1880 8. 180, 191 ; 1889 
8. 538 bis 554; 1890 8. 27 bb 41. — Femer Mittelstein, Axrestierbarkeit und 
Arrestfreiheit der Schiffe, in der Zeitschrift für Internationales PriTat- und Straf- 
recht, 1892 8. 242 f., unter Erlftuterang durch praktische Fälle; s. auch 8. 96, 97. 
Über die euglische Praxis s. R. G. Marsdbn, A Treatise on the law of collisions 
at sea ♦, London 1897, 8. 114 und 243 f. 

*) Aus Anlafs von Differenzen, die wegen einer Kohlenlieferung für ein 
Schiff der Kaiserlich deutschen Marine während seines Aufenthaltes in Venedig 
im NoTember 1889 entstanden waren, erhob ein venezianisches Handlungshaus 
im März 1890 bei dem CiTilgericht in Venedig Kla^ ge^en die deutsche 
Regierung, vertreten durch den Kommandanten des Kriegsschiffes, welches sich 
übrigens oereits wieder in den heimischen Gewässern befand. Die Kaiserliche 
Regierung lehnte die Einlassung auf diese Klage ab mit der Begründung, dafs 
die^ Inanspruchnahme des deutschen Beichsfiskus oder des Kommandanten eines 
Kaiserlichen Schiffes vor einem ausländischen Gericht mit den Grundsätzen des 
Völkerrechts nicht vereinbar sei. Zugleich wurde^ da die Klageforderung 
materiell für unberechtigt erachtet wurde und mithin nicht anerkfuint werden 
konnte, anheimgestellt, die Klage bei dem zuständigen deutschen Gericht anhänng 
zu machen. Demungeachtet erliefs das Gericht zu Venedig, anstatt sich für 
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Kapern werden im allgemeinen die Prärogativen der Kriegsschiffe 
zugestanden. Sie tragen aber doch einen wesentlich anderen Charakter 
(s. § 34, III), and da sie einerseits nicht Staatseigentum sind nnd an- 
dererseits der Kaperkapitttn nicht Repräsentant der Staatsgewalt ist, so 
können sie auch eine reale Exterritorialität im vollen Umfange, ins- 
besondere Arrestfreiheit, nicht beanspruchen.^) 

b) Fttr das Gebiet des Strafrechts gilt folgendes: Alle straf- 
baren Handlungen, welche an Bord von den eingeschifften 
Personen begangen werden, fallen unter die Jurisdiktion und 
die Gesetze des Landes, dessen Flagge das Schiff führt. Auch 
wenn der Täter nicht zur Schiffsbesatzung gehört, selbst wenn er ein 
Angehöriger des Aufenthaltsstaates ist und sich nur vorübergehend an 
Bord befindet, ist er jener Gerichtsbarkeit und jenen Gesetzen unter- 
worfen. Es bleibt aber letzterenfalls dem Befehlshaber des Kriegs- 
schiffes unbenommen, ihn der fremden Justiz- oder Polizeibehörde zur 
Strafverfolgung zu überweisen; ausschlaggebend hierbei sind in der Regel 
Opportunitätsrücksichten. ^) 

Hier zeigt sich am schärfsten die volle Exterritorialität der Kriegs- 
schiffe gegenüber der beschränkten Exterritorialität der Wohnung eines 
Gesandten. Denn eine in dieser Wohnung begangene strafbare Handlung 
unterliegt der Gerichtsbarkeit des Staates, bei welchem der Gesandte 
bevollmächtigt ist, selbst wenn der Täter ein Ausländer ist, falls er 
nicht etwa, wie der Gesandte selbst und sein Personal, persönlich zu 
den Eximierten gehört.*) 

c) Erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestehen bezüglich der Be- 
grenzung des Asylrechts an Bord von Kriegsschiffen. Zweifel 
hierüber haben nicht selten zu ernsten Konflikten geführt.^) Die Lösung 
der Frage auch für die Praxis erscheint aber nicht schwierig, wenn 
man einerseits die volle Exterritorialität der Kriegsschiffe anerkennt 
und andererseits voraussetzt, dafs ein verständiges, den guten inter- 
nationalen Beziehungen entsprechendes Ermessen und Verhalten der 
Befehlshaber derselben erwartet werden darf. Man mufs davon aus- 
gehen, dafs wenn ein Fremder sich an Bord eines Kriegsschiffes ge- 
flüchtet hat, er sich auf dem Boden des Staates befindet, dessen Flagge 
dieses Schiff führt. Auf diesem Gebiete darf eine fremde Behörde einen 



unzuBtändig zu erkl&reu, unterm 21. Juli 1891 ein vorläufig vollBtreckbares 
Urteil gegen den Chef der deutschen Marineverwaltung. Eine weitere Wirkung 
hatte meae Entscheidung nicht, da die Kaiserliche Kegierung deren Bechts- 
gültigkeit negierte. Das italienische HandlungeOiaus wurde dimach gegen den 
deutschen Marinefiskus bei dem Landgericht I zu Berlin klagbar. Der Prozels 
endigte hier aus materiellen Gründen mit AbweisunR der Klage. 

^) Soweit wird die Erklärung 8. 121 der 1. Ausgabe dieses Buches ein- 
geschränkt. S. auch MiTTKLSTEiN, a. a. O. S. 255, 256 und unter zutreffender 
Begründung PitoEU&VRB, § 631. 

*) In diesem Binne auch Art. 16 des Bfeglement des Institut de droit 
international sur le regime l^gal des navires etc. — A. M. ist F. v. Mabtbnb, Völker- 
recht, II. 8. 236. 

*) 8. auch Y. Bar, Das intern. Privat- und Strafrecht, Hannover 1862. § 154. 

*) J. B. MooREy Asylum in legations and consulates and in vessels; Separat- 
abdrudc aus Political Science Quarterly. New York 1Ö92. 
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MS der Staatshoheit emanierenden Akt, insbesondere eine Polizei- oder 
Justizgeivalt nicht ausüben. Denn die Verfolgung eines Flüchtigen auf 
fremdes Gebiet ist völkerrechtswidrig,') und zwar gleichviel, ob der 
Flüchtling als ein gemeiner Verbrecher oder als ein politischer Flücht- 
ling anzusehen ist. 

Der Befehlshaber eines Kriegsschiffes wird sich aber darüber klar 
sein müssen, dafs es ihm weder obliegt noch ansteht, Verbrecher fremder 
Nationalität unter den Schutz seiner Flagge zu nehmen; er wtlrde sich 
dadurch mit dem Wesen der internationalen Beziehungen in Widerspruch 
setzen; denn eine solche Asylgewährung wäre ein Milsbrauch der dem 
Schiffe zugestandenen Freiheit des Aufenthaltes in dem fremden Hafen. 
Er wird also regelmäßig den Flüchtling von Bord zu weisen und der 
Verfügung der Landesbehörde zu überlassen haben.*) Es ist hierbei 
ohne Belang, ob zwischen dem Heimatsstaate des Kriegsschiffes nnd dem 
fremden Staate ein Auslieferungsvertrag geschlossen ist; denn es steht 
hier nicht die Überlieferung an eine fremde Behörde im Sinne des 
konventionellen Auslieferungsrechts in Frage, sondern die einfache 
Zurückweisung eines Flüchtlings von Bord eines Schiffes, auf dem er 
nichts zu suchen hat*) Übrigens würde die Anwendung der Modalitäten 
des konventionellen Rechts mit grolsen Schwierigkeiten und Unzuträg- 
lichkeiten verbunden sein. 

Anders und schwieriger liegt die Sache bezüglich der Aufnahme 
politischer Flüchtlinge fremder Nationalität Jedoch wird auch die Ge- 
währung einer Zuflucht an solche sich in der Regel als ein Mifsbrauch 
des dem Kriegsschiff in einem fremden Hafen eingeräumten Gastrechts 
darstellen. Zutreffend heifst es in einem Erlals des Staatssekretärs der 
Marine der Vereinigten Staaten von Nordamerika vom August 1894 
(Army and Navy Register vom 18. August 1894): „Tlie riglU of asylum 
for poliiical or oüter refugees ha$ no faundatüm in intemationcd law. In 
eoufUries, hawever, wherf frequent inturreeti/OHH occur and eonUant instability 
of govemmetit exUUy local usage Mnctums t/ie granixng of atylum^ but even 
in the traters of euch countries q^cers ahould reßue all applicoHona for 
aiylum exeept wfien required by the interests of himanily in extreme or 
exceptUmal eaeee, euch ae ttie pureuit of a refugt by a mob, Ofßcere muet 
not direcüy or indirectly invide reßtgeee to accept aeylum.^ Diese Bestim- 
mung ist in Artikel 288 der U. S. N. R. übernommen. 



^) 8. FiBLD, Anm. 2 zu § 20&. 

•) S. auch Obtolan, I. 8. 191 und 293 f.; femer VisszK, 8. 272 f. — Testa 
(8 1 10) geht offenbar zu weit, wenn er hinsichtlich der Aufnahme von Personen^ 
die wegen nicht gemeiner 8trafbandlungen, namentlich wegen politischer Ver- 
gehen verfolgt werden, erklärt: ^U commandant doit recevoir ä eon bord les 
rifugiiSy de la mime manUre que tout paye civüiei accueiUe ke hnigris*, 

') Die zum Teil abweichende Darlegung in der ersten Ausgabe dieses 
Werkes (8. 116) wird nicht aufrechterhalten. Dagegen kann der Einwand bei 
Dbuus, Das Asylrecht der Gegenwart in territorialer Beziehung ^Zeitschr. f. 
Intern. Pr. u. Str.-R. Bd. 7, 1897) 8. 294, nach obiger Ausführung nicht als be- 
gründet anerkannt werden. Es kommt dazu, dals der Kommandant eines Kriegs- 
schiffes für dessen Bereich Repräsentant der Staatsgewalt seines Landes ist. 
Vgl. auch Stobrk, Seegebiet 8. 442; Vissbe, 8. 276. 
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Auch die Q. R. (Art. 448) empfehlen fllr derartige Yerhältniflse dem 
Kommandanten besondere Vorsicht und, wenn irgend tunlioh, vorheriges 
Einyemehmen mit dem britischen Gesandten oder Konsul; sie machen 
ihm femer zur Pflicht, dafür zu sorgen, dals solche Flüchtlinge nicht 
von Bord aus mit ihren Parteigenossen in Verbindung treten, und 
schlielslich, dals sie sobald wie möglich nach einem sicheren Platz aus- 
geschifft werden. 

Das französische Dekret von 1885 gibt im Art. 148 (s. auch 181, 
297) folgende Norm: ^En cos de troubUs poUtiqueSj en pays itranger, 
le Commandant en cluf donne, a^il le juge convenable, (uUü aux personnes 
fiiyant un danger imminent qui ne peuvent se rifagier mr des bätimenU de 
leur nationalüS. — A moins d^urgence, ü s'entend prealablement avec les 
agents diplomatiquea ou les autorith consulaires de France. — 11 prescrü 
qu^une surveiüance sivhre sait exercee pour empecher les refugiis d'erUretenir 
des relations avec la terre, et, des qne les circonstances le permettent, il les 
faxt dibarquer en un lieu oh leur securite soit assur^e,^ 

Wenn in solchen Fällen der Territorialbehörde das Recht nicht 
zusteht, zur Ergreifung des Flüchtlings Zwang anzuwenden, so ändert 
sich doch das Verhältnis, falls bei Aufständen der Befehlshaber eines 
fremden Kriegsschiffes dieses zum Schlupfwinkel für die Rebellen macht. 
Dann wird der in ihrer Integrität bedrohten Territorialmacht die Be- 
fugnis einer Zwangsaktion gegen ein solches rechtswidriges Verhalten 
nicht versagt werden können. Hierin liegt aber nicht die Ausübung 
einer Exekutivgewalt, sondern eines Notrechts. ^) 

Neben der Frage der Asylgewährung an Verbrecher und 
politische Flüchtlinge hat auch die Gewährung von Zuflucht an 
Sklaven zu Erörterungen Anlafs gegeben. Am lebhaftesten traten die 
auseinandergehenden Anschauungen hervor, als seit dem Jahre 1870 
die britische Praxis, abweichend von den bis dahin vertretenen Grund- 
sätzen, in mehreren Fällen die Aufnahme von flüchtigen Sklaven an 
Bord eines britischen Kriegsschiffes, das sich in den Hoheitsgewässem 



^) Zu einem scharfen Konflikt führte während des Aufstandes in Brasilien 
im Jahre 1894 die Aufnahme von Aufständischen am \^, März durch die portu- 
giesischen Korvetten «Mindelio'^ und ,yAffonso d'Albuquerque" im Hafen von 
Kio de Janeiro, woselbst diese Schiffe zum Schutze der portugiesischen Unter- 
tanen stationiert waren. Die Zuflucht wurde gewährt dem Kontreadmiral Saldanha 
de Gema, dem Führer der seit dem Beginn der Bevolte im September 1893 auf- 
standigen Marinetruppen, und 49J Offizieren und Mannschaiten, während sie 
durch die Aktion der Kegierungsstreitkräfte bedrängt waren. Die von der 
brasilianischen Regierung verlangte Auslieferung wurde abgelehnt. Die portu- 
giesische Re^erung berief sich zur Rechtfertigung ihres Verhaltens auf „die 
Kegeln des internationalen Rechts und die durch die zivilisierten Staaten all- 
gemein anerkannten Grundsätze der Humanität*. Die Zusage der portugiesischen 
Regierung, dals die Flüchtlinge möglichst bald auf portugiesischem Gebiet aus- 
geschifft oder durch Internierung auTser stand gesetzt werden würden, sich 
fernerhin an der Revolte zu beteiligen, kam nicht zur Ausführung, vielmehr 
wurden die Insurgenten nach Argentinien übergeführt und dort ausgeschifft. 
Das Verhalten der portugiesischen Schiffe und der portugiesischen Regierung 
führte schliefslich zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen 
Brasilien und Portugal. — S. auch Reglement sur le regime l^gal des navires etc.^ 
19 bis 21. 
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«ines Landes anfhielt, in welchem der Zustand der Sklaverei zu Recht 
besteht, ablehnen zu sollen glaubte. 

Noch im Jahre 1856 hatte Lord Clarendon in einer Note vom 
19. Juni an den britischen Gesandten in Rio de Janeiro erklärt: ^ä 
sliould be bome in mind that if a slace were to take refuge on board a 
British $hip of war, it wiä stUl, ds fteretofore, be the daty of the captain 
to reßise to surrender such slaoe^. Dagegen mifsbilligte es das Aus- 
wärtige Amt in einem Schreiben yom 6. Januar 1870 an die Admiralität, 
dals die Kommandanten britischer Kriegsschiffe die Territorialgewässer 
von Madagaskar unter Mitnahme von Sklaven, welche dort eine Zuflucht an 
Bord gesucht hatten, verlassen hatten ; die Begrtlndung der Erinnerung 
kommt darauf hinaus, dafs die Bewohner von Madagaskar ihres Eigentums 
nicht beraubt werden durften. Hierbei kam allerdings in Betracht, dafs 
Art IX. des Vertrages von 1865 zwischen Grofsbritannien und Madagaskar 
bestimmte: „A^o subject of tlie Queen of Madagascar shall be permitted 
to embark on any British ship, except such as shall have received a passport 
from tlie Malagasy authorities.^ Danach hätten die Sklaven nicht an 
Bord zugelassen werden sollen ; waren sie aber einmal an Bord gelangt, 
so änderte sich damit das Statusverhältnis, da nach britischem Recht 
Sklaven, sobald sie britisches Territorium betreten, frei werden. Aber 
auch in der Folge haben die Organe der englischen Regierung das 
entgegengesetzte Prinzip zur Geltung gebracht. In den Art. 147 und 
148 der Befehle der ostbdischen Station von 1871 wurde auf Grund 
der Entscheidung des Auswärtigen Amtes den Kommandanten die Aus- 
lieferung der an Bord ihrer Schiffe gefluchteten Sklaven an die Eigen- 
tümer anbefohlen. Abweichend davon erklärt zwar die Regierung von 
Bombay in einem Erlafs vom 29. November 1871: „The Commanders 
of British men^of-war would not only be authorised in refusing to surr emier 
a shve w/u) lias fouml refuge on board his vessel, but would incur verg 
serious legal responsibilitg if Iie in any way attempted to coerce that slaoe 
to retum to his rnaster^; aber in einem späteren Erlafs vom 7. Januar 1874 
sprach auch die indische Regierung die Verpflichtung zur Auslieferung 
auf bezügliches Ansuchen aus. Schlielslich behandelte die Admiralität 
die Angelegenheit in zwei weitläufigen GirkularverfUgungen vom 
31. Juli und vom 5. Dezember 1875, nach welcher flüchtige Sklaven 
nur unter ganz besonderen Umständen an Bord britischer Kriegsschiffe 
zugelassen werden sollen, und in welchen gleichzeitig die Auslieferung 
auf Ansuchen oder die Ausweisung ohne ein solches nach Malsgabe der 
Umstände angeordnet wird. Die zur Erörterung der Angelegenheit im 
Jahre 1876 eingesetzte Königliche Kommission legte in ihtem Bericht 
vom 30. Mai folgende Grundsätze als Direktiven für die Instruktion 
der Kommandanten von Kriegsschiffen nieder: 

L While on tlie one hand naval offkers sliould abstain from any 
aetive interference with slavery in countries where it is a legal 
institution, t/te Commander of a ship of war should not be alto^ 
getfier prohibited from exercising his discretion as to retaining a 
fugitive slave on board his vessel, wlieüier such slave has come 
on board clandestinely or in any ot/ier xoay. 

Perelt, laterutioBales S««r«€lit. 2. A«tg. 7 
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77. The cases t/iat present themselves to naval ojFficers vary so muck 
in characier ihat ü xcould be inexpedientj e^en were ü posMle, 
to lay down any strict rules for their guidance under cUl ilie 
diferent circufnstances which may occur. 

IIL Siiips of the royal navy sJiould not be made a general asylum 
for fuffitive slaves; and the Commander ahould, tlierefore, before 
retaining a slave on board satUfy himself that tliere ü some 
sufficient reason for so doing, Sueli reason (wliere there is w> 
Treaty auHiorising the release of t/ie slave), consisüng not only in 
the desire of the slave to escape from slavery, but in some 
eircumstance beyond this desire, 

IV, In dealing toith tfiis question t/ie offveer should be guided, before 

all things, by considerations of humanity, Whenever, in hie 

judgmentf humanity requires that the slave should be retained on 

board, — as in cases where the slave has been, or is in danger 

of being, cruelly used, — the officer should retain him. In ot/ier 

cases /le should do so only where special reasons exist, 

V. Wlien it appears that titefugitive ftas been netoly reduced to slavery, 

or imported in violation of treaty engagements, or entitled to hie 

freedom under tfie special provisüms of a Treaty — as under tlte 

Treaty wüh Zanzibar of 1875, — lie should always be retained. 

VI. If the delivery of a fugitive slave, w/u>m the ofßcer xcould otlier'- 

toise have t/iought it right to retain, be claimed on Hie ground tfiat 

he has committed a criminal offence, t/iat is, an offence for which 

he woiäd equaUy fiave beefi punishable according to the local law if 

he had been a free man, tlie offvcer oughtj before complying vnt/i the 

request, to satlsfy Idmself t/uzt tfie charge is not merdy a colourable 

pretext for procuring t/ie restüuiion of tlie slave, and also tliai 

. the slave, if deUvered upy wül not be trecUed wilh inhumanity, 

VII, W/iere a slave has come on board under such circumstances as to- 
give his master a right to expect tfiat lue unll not be harboured 
tliere against tlie master^s will, as in tfie case of slaves attendinff 
tlieir masters on visits of ceremony, or entering a s/dp in order 
to coal liery or vnt/i provisions for sah. Hie slave should not be 
retained unless his retention should appear to be demanded by 
strong reasons of humanity, 
VIII^ In all cases where tlie officer decides that tlie fugitive should not 
be retained, he should consider wliat course would be mx>st for tlie 
interest of the slave himself; whether to put tlie slave on shore, 
or allow Idm to go ashore^ or deUver him over to the nearest 
British Diplomatie or Consular officer^ or to tlie local authorities, 
But tlie officer should not compel tlie slave to leave tlie ship unlese 
satisfi£d that such a measure would not lead to any ill-treatment 
of Mm on account of Ins attempt to escape, 
IX. Where facilities are available for commvnicating witli any of 
Your Majesty^s Diplomatie or Consular authorities. Hie offker 
should in all cases without delay inform such autliority of tlie 
Steps lie has taken. 



§14. Kriegsschiffe in fremden Hoheitsgewftssern. 99 

Abweichend empfahl ein Rommissionsmitglied folgende Instruktion : 
/. On the high 8ea$ fuffitive slaees may he received and set free. 
II, In tfie territorial watere of foreign statee where elavery is legal, 
a fugitive sktve is not to be received on board unless t/ke commanding 
officer is saüsfied^ in tlie partieular case, that his li/e is in danger, 
or that he is in danger of being cruelly used, or that t/iere is 
reasonable ground for believifig that he has been kept in a State 
of slavery contrary to treaties, or that there is some oüter special 
and sufßcient reason for receiving him. 
III, No dave toho luis been admiUed on board is to be surrendered 
to tliose who claim him as a slave or compelled to leave Ute s/np 
wider circumstances which would necessarily involve his return to 
slavery^ unless t/ie commanding officer is satisßed that he has 
committed some criminal oßence on accaunt of which he would 
have been surrendered or expelted if Jie had been a free man. 
Diese Regeln II and III entsprechen den Grundsätzen des Völker- 
rechts, soweit das Ejriegsschiff einem Staate angehört, in welchem 
Sklaven mit dem Betreten des Landesgebietes frei werden.') 

Die allgemeine Instruktion für die britische Marine von 1876, 
durch welche alle früheren Instruktionen ttber das Verhalten in der- 
artigen Fällen aufgehoben sind, geht dahin : 

i. In any case in which you have received a fugitive slave into your 
ship and taten him under the protection of Üie British ßag, wliether 
witkin or beyond t/ie territorial waters of any State, you will not admit or 
entertain any demand made upon you for his surrender on tlie ground of 
slavery. 

2. It is not intended, nor it is possible, to lay down any precise or 
general rule as to the cases in which you ought to receive a fugitive slave 
on board your ship. You are, as to this, to be guided by eonsiderations 
of humatiity^ and fliese eonsiderations must have füll efect given to t/tem 
whether your ship is on the high seas or wü/nn the territorial waters of a 
State in which slavery exists; but in the latter case you ought, at t/ie satne 
time, to avoid conduct which may appear to be in breach of international 
comity and good faith, 

3. If any persony witldn territorial waters, claims your protection on 
the ground that he is kept in slavery contrary to Treaties wkh Great 

*) Für Preolsen war durch G., betr. die Abänderung der im Allgemeinen Land- 
recht Th. II. Tit. 5 §§ 19df. enthaltenen Bestimmungen über Sklaven, vom 9. M&rz 
1857 (G.-S. 8. 160) festgesetzt: , Sklaven werden von dem Augenblicke an, wo 
sie PreuXsisches Gebiet betreten, frei. Das Eigenthumsrecht des Herrn ist von 
diesem Zeitpunkte ab erloschen." — Das Deutsche Bürgerliche Gesetzbuch ent- 
hält eine entsprechende Vorschrift nicht; auch in den Bestimmungen des Ein- 
führungsgesetzes über das Anwendungsgebiet fremder Rechte (Art. 7 f.) ist von 
rechtsunfiüiigen Personen überhaupt nicht die Rede, und es fehlt hiemach für 
den Geltunnbereich des Bürgerlicnen Gesetzbuches die Grundlage für das Be- 
stehen des Rechtsverhältnisses der Sklaverei oder eines sonstigen Status der Un- 
freiheit; übrigens besagt Art 30 des Einführungsgesetzes: .Die Anwendung eines 
ausländischen Gesetzes ist ausgeschlossen, wenn sie gegen die guten Sitten oder 

fegen den Zweck eines deutschen Gesetzes verstolsen würde.' — S. auch Pbadibb- 
'ODÄBÄ, V. S. 475 f. und PlfiDELlÄVBE, § 630. 

7* 
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BrUcany ycu should receive Idm untä tJie truth of füs Statement is examined 
tnto. TAU examnation sliould be made^ if possibkj afier communieation 
wiih tfie nearest British Consular ondhority^ and you should be guided in 
your subsequent proceedings by the resuü. 

4, A special Report is to be made of every ease of a fagiüvt slave 
received on board your ship. 

V. ExmUm tu PtrtMais. 

Über die BefagDis der Territorialbehörde znr Ausübung einer 
Polizei- und Justizgewalt tlber solche zur Besatzung eines in ihrem 
Seegebiete befindlichen fremden Kriegsschiffes gehörigen Personen, die 
sich während ihres Aufenthaltes am Lande gegen die dort geltenden 
Gesetze vergangen haben, herrscht in der Praxis sowohl wie in der 
Doktrin eine grofse Unklarheit. 

Aus der realen Exterritorialität der Kriegsschiffe folgt zunächst, 
dafs eine Festnahme des Beschuldigten durch Organe der Lokal- 
behörde nicht mehr stattfinden darf, sobald es ihm gelungen ist, an 
Bord oder in ein Boot des Kriegsschiffes zu kommen, zu dessen 
Besatzung er gehört. Gelingt es einem solchen Individuum, sich an 
Bord eines Kriegsschiffes der Flagge eines dritten Staates zu flüchten, 
so wird es von den Umständen und dem Ermessen des Kommandanten 
dieses Schiffes abhängen, ob er den Flüchtling der Lokalbehörde oder 
an das Schiff ausliefern will, zu dessen Besatzung er gehört. 

In allen anderen Fällen, d. h. wenn eine Festnahme am Lande 
aasfUhrbar ist, hängt die Befognis dazu davon ab, ob der Beschuldigte 
sich dienstlich oder aufserdienstlich am Lande befindet.^) Schwierig- 
keiten und Konflikte sind häufig dadurch entstanden, dafs man auf 
diese anerlälsliche Unterscheidung kein Gewicht legte. 

a) Personen von der Besatzung, die sich in dienstlicher 

Funktion am Lande befinden. 

Sie bleiben der Justizgewalt ihres Heimatsstaates unterworfen, so 
lange der dienstliche Aufenthalt am Lande dauert. Die Voraussetzung 
der Exemtion von der fremden Polizei- und Justizgewalt ist aber ihre 
Zulassung zu dienstlicher Funktion am Lande. Eine solche, ausdrückliche 
oder stillschweigende Bewilligung gilt nach aUgemeiner völkerrechtlicher 
Norm als erteilt unter dem Verzicht auf die Ausübung einer gericht- 
lichen oder polizeilichen Gewalt. Foelix*) präzisiert diese Regel 
zutreffend dahin : ^^Le militaire sous les drapeanx ou en activitS de Service^ 
qui se trouve dans un pays Hranger^ est considire comme Stant dans sa 
patrie: par suite, meme lorsqu^il est dans un pays ami ou neutre, les crimes 
oti dMts dont * Ü 8* est rendu coupable seront punis comme ffü les avait 
commis dans sa pairie.^ Es gilt dieser Grundsatz für einzelne Individuen 

*) 8. auch Stobrk, Seegebiet 8. 438 f.; PuäDELiftVBE, § 630; v. Bar (Lehr- 
buch, § 77 8. 350) würdigt die UnterBcheidung nicht voll, und Testa (8. 109) 
Iftfflt sie ganz auXaer Betracht. — 8. auch Biglement sur le regime l^gal des 
navires etc., Art. 18 (Annuaire, 1898 8. 278). 

•) § 547. 
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ebensowohl wie für ganze Abteilungeit Er gilt ancb für den Fall, 
dafs wegen einer Gmndreparatur oder wegen Strandnng des Schiffes 
oder ans sonstigem Anlals die gesamte Besatzung des Schiffes oder 
ein Teil derselben ausgeschifft and am Lande untergebracht ist. 

Die Voraussetzung der Exemtion ist aber, dafs diese Personen 
oder Abteilungen sieh nach Mafsgabe der zugestandenen Bewilligung 
Terhalten, also namentlich nicht etwa solche Teile des fremden Staats- 
gebietes betreten, deren Zugang ihnen ausdrücklich untersagt worden 
ist; femer hört die Exemtion auf für Personen, die von ihrer 
Abteilung abgekommen sind. Als abgekommen in diesem Sinne sind 
aber nur solche zu betrachten, die tatsächlich der Autorität ihrer 
Vorgesetzten entzogen sind. Im ttbrigen kann die Regel nur kraft des 
Rechts der Selbsthttlfe eine Ausnahme erleiden, wie dies ja auch hin- 
sichtlich des Grundsatzes von der Exemtion der Kriegsschiffe selbst 
der Fall ist 

Militärpersonen, welche sich während ihres dienstlichen Aufenthaltes 
in einem fremden Staatsgebiet einer strafbaren Handlung schuldig 
machen, sind aber keineswegs der Strafirerfolgung überhaupt entzogen, 
vielmehr hat ihr zuständiger Befehlshaber diese Verfolgung nach Mals- 
gabe der Gesetze, unter denen die Truppe bezw. das Kriegsschiff 
steht, herbeizuführen, sobald er, sei es durch die fremde Behörde, sei 
es auf anderem Wege, von der Straftat Kenntnis erhalten hat; im 
ersteren Falle ist es gebräuchlich, der fremden Regierung eine Mit- 
teilung über das Ergebnis der Untersuchung zu machen. 

Im übrigen wird sich auch gegen die vorläufige Festnahme einzelner 
im Dienst am Lande befindlicher Mannschaften, die dort eine strafbare 
Handlung begangen haben, nichts einwenden lassen, wenn damit nur 
die Absieht verbunden ist, sich ihrer Person behufs Überweisung an 
ihren vorgesetzten Kommandanten zu versichern. 

b) Personen von der Besatzung, die sich aufser- 
dienstlich am Lande befinden. 

Dem fremden Staate steht über solche Personen die volle Juris- 
diktionsgewalt zu, ebenso wie regelmäfsig über andere Ausländer. Von 
dieser unbestreitbaren Befugnis wird jedoch in der Praxis aus Rück- 
sichten der Opportunität und der Konnivenz vielfach kein Gebrauch 
gemacht, besonders wenn es sich um Straftaten geringfügiger Art 
handelt. Der Täter pflegt in solchen Fällen nur vorläufig festgenommen 
und dem Befehlshaber seines Schiffes zur Verfügung überwiesen zu 
werden;^) dieser hat alsdann die Pflicht, nach Mafsgabe der Gesetze 
seines Landes die Strafverfolgung in die Wege zu leiten. Die Ver- 
folgung schwerer Straftaten gibt aber in der Regel die fremde Terri- 
torialbehörde nicht aus der Hand.^) 

') SCHIATTARBLLA, S. 24, 25. 

*) Bei Gelegenheit eines Konflikts, der im Jahre 1878 in San tos zwischen 
Mannschaften der deutschen Korvette ,,Vineta'' und Brasilianern stattgefunden 
hatte und hei welchem ein brasilianischer Polizist das Leben einbülste, wurden 
zwei deutsche Matrosen sofort verhaftet und in der Folge in Bantos vor daa 
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Ist es dem Täter gelungen, sich der Festnahme zu entziehen 
nnd sein Schiff za erreichen, so würde er znnächst der Strafverfolgung 
durch die Territorialbehörde entzogen sein ; wird er aber in der Folge 
wieder anfser dienstlicher Funktion am Lande betroffen, so steht 
seiner Verhaftung und Überweisung zur Strafverfolgung an die zu- 
ständige Landesbehörde nichts entgegen. Eine Auslieferung an die 
fremde Behörde zu diesem Zwecke findet aber nicht statt. 

Leitet die Territorialbehörde das Strafverfahren gegen eine zur 
Besatzung eines Kriegsschiffes gehörige Person ein, so hat sie davon 
baldtunlichst dem Kommandanten, unter Bezeichnung des Gegenstandes 
der Anschuldigung, Mitteilung zu machen, und es fällt diesem zu, 
entweder direkt oder durch Vermittelung des Konsuls oder des 
diplomatischen Vertreters seines Staates dahin zu wirken, dals die 
Interessen des Beschuldigten wahrgenommen werden. 

Dieselben Grundsätze, welche ftlr die Besatzungen von Kriegs- 
schiffen gelten, kommen auch in Anwendung auf Truppenverbände, die 
sich an Bord eines Privatschiffes in einem fremden Hafen befinden. 
Beim aufserdienstlichen Aufenthalt einer zu einem solchen Kommando- 
verbande gehörigen Person am Lande steht ihr eine Exemtion nicht 
zu. Ist aber nach Begehung einer strafbaren Handlung die Rtlckkehr 
an Bord und mithin unter die Gewalt und Autorität des vorgesetzten 
Befehlshabers erfolgt, so kann eine Polizei- oder Justizgewalt seitens 
der Territorialbehörde nicht mehr geltend gemacht werden. Die recht- 
liche Beurteilung derartiger Fälle ist dieselbe, gleichviel ob sich der 
Truppenverband in dem fremden Landgebiete oder an Bord eines 
Privatschiffes im fremden Territorialseegebiete befindet. 

VI. Aoflieferaiig vor Deserteoreii.^) 

Die eigenmächtige Entfernung sowie das unerlaul>te Fembleiben 
von Personen der Besatzung eines Kriegsschiffes während dessen Auf- 
enthaltes in einem fremden Hafen berührt die internationalen Beziehungen 
nur dann, wenn sich solche Leute in einer fremden Jurisdiktionssphäre 
befinden, also am Lande oder an Bord eines Schiffes fremder Flagge, 



Schwur^richt gestellt; beide wurden übrigens freigesprochen. — Im Jahre 1880 
wurde m Piymouth aus Veranlassung einer Schlägerei ein Matrose von der 
deutschen Korvette „Hertha" durch die englische Polizei verhaftet, zur Unter- 
suchung gezogen, vor Gericht gestellt und freigesprochen. — Im Jahre 1885 
wurde in Kapstadt ein Obermatrose von der Besatzung der deutschen Korvette 
„Gneisenau", der während seines aufserdienstlichen Aufenthaltes am Lande in der 
Trunkenheit einen Malaien getötet hatt«, unmittelbar darauf durch die englische 
Polizei verhaftet, wegen Mordes unter Anklage gestellt, aber nur wegen Totschlags 
(manslaughter) zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach etwa 18 Monaten er- 
folgte, gelegentlich der Anwesenheit eines anderen deutschen Kriegsschiffes in 
Kapstadt, die Begnadigung unter der Bedingung der alsbaldigen Enäemung des 
Mannes aus der Kolonie ; diese Entfernung erledigte sich durch seine Übernahme 
auf das heimatliche Kriegsschiff. — In allen diesen Fällen hatte die deutsche 
^Regierung keinen AnlaXs, gegen die Zuständigkeit detT ausländischen Gerichts 
zur Strafverfolgung Einspruch zu erheben. 

*) F. Perels, Auslieferung desertierter Schiffsmannschaften, Berlin 1882; 
V. König, § 64 (8. 262); v. Mabtitz, a. a. 0. 1. S. 245 bis 251 und II. S. 334 Anm. 47. 
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nicht aber wenn sich der Deserteur an Bord eines Eaaffahrteischiffes 
seiner Nation begeben hat In diesem letzteren Falle ist der Kommandant 
des Kriegsschiffes befhgt, ihn ohne weiteres dort festnehmen und an 
Bord des Kriegsschiffes zurückbringen zu lassen. In allen anderen 
Fällen bedarf es zur zwangsweisen Wiederhabhaftwerdung des Deserteurs 
einer Mitwirkung der zuständigen fremden Behörde. Es handelt sich 
hier, ebenso wie bei der Auslieferung eines von einem KaufTahrtei- 
schiffe im Auslande desertierten Schiffsmannes, nicht um eine Auslieferung 
im Sinne des internationalen Strafrechts (vergL § 13, V.), sondern es 
kommen fbr die Leistung einer Rechtshttlfe Rücksichten schiffahrts- 
politischer Natur in Betracht. Zu den Aufgaben der Kriegsschiffe 
gehört der Schutz der Rechtsordnung auf See, und jeder zur inter- 
nationalen Rechtsgemeinschaft gehörige Staat hat ein Interesse daran, 
dafs deren Aktionsbereitschaft nicht durch Verminderung der Besatzung 
beeinträchtigt werde. 

In diesem Sinne hat auch das Institut de droit international unter 
den in den Sitzungen zu Oxford (1880) und Genf (1892) aufgestellten 
Grundsätzen über die Auslieferung den folgenden (Art XVI) an- 
genommen: ^Uextradition ne dait pas s^appliquer ä la disertion des 
tnüitaires appartenant ä tarmie de terre ou de mer, ni aux dilite 
purement milUcttres, — Uadoption de cette rhgle ne , fait pas obstacle ä 
la litrraison des matelots appartenant ä la marine d^Etat ou ä la marine 
marc/iande.^ 

In zahlreichen Handels- und Schiffahrtsverträgen ist ausdrück- 
lich die Auslieferung desertierter Mannschaften von Kriegsschiffen 
vereinbart,^) und auch soweit das nicht der Fall ist, pflegt man in 
der Praxis auf Ersuchen des Kommandanten oder des von diesem zur 
Vermittelung in Anspruch genommenen Konsuls Rechtshülfe zu ge- 
währen.*) 

Im übrigen gelten entsprechende Normen wie bezüglich der Aus- 
lieferung desertierterSchiflfsmannschaften von Kauffahrteischiffen (§ 13, V.). 
Jedoch gilt die eigenmächtige Entfernung oder das eigenmächtige Sich- 
Femhalten von Bord eines Kriegsschiffes stets als rechtswidrig. Ein 
gewaltsames Eingreifen in eine fremde Jurisdiktionssphäre steht dem 
Kommandanten in keinem Falle zu. In diesem Sinne setzen die 
U. S. N. R. im Art 893 fest: „In no case shali force be used to recover 
deserters within forelgn territorial limits or on board foreign ships,^ 



») Vgl. 8. 78. 

*) S. auch Reglement sur le regime iögal des navires etc., Art. 22. -— Auch 
-wenn nur die Auslieferung von Deserteuren von Kauffahrteischiffen 
ausdrücklich vereinbart ist, steht der Auslieferang desertierter Mannschaften von. 
Kriegsschiffen derselben Flagge, auf entsprechendes Ersuchen, nichts 
€ntgegen. In Art. 16 des Konsularvertrages zwischen dem Norddeutschen Bund 
und Spanien vom 22. Februar 1870 (anwendbar erklärt auf das Deutsche Beich 
durch Konvention vom 12. Januar 1872), ist nur die gegenseitige Verpflichtung zur 
Auslieferung von Eauffahrteischiffsdeserteuren festgesetzt. Die beiderseitigen 
Regierungen haben sich sp&ter darüber verständigt, dafs die Verpflichtung auck 
hinsichtlich der Kriegsschiffsdeserteure gelten soll. 
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§ 15. 

Besondere Befreinngen und Yergttnstigiiiigen fftr einzelne 

Kategorieen von Schiffend) 

I. Schiffe, ai deren Berd sich freekte Seeverine beledei. 

EiDem allgemeinen internationalen Gebrauche gemäfs gelten Staats- 
oder Privatschiffe, an deren Bord sieh fremde Souveräne oder deren 
Vertreter befinden, wenn sie zu deren Befördemng ansschliefslich 
bestimmt sind, gleich Kriegsschiffen als eximiert von der fremden Joris- 
diktions- nnd Polizeigewalt.^) 

II. Schiffe, welche aerierhalh des Resierts der NriegsMriee fir 

Staatsiweche verwendet werden. 

Eine Exemtion solcher Schiffe, sie mögen Staats- oder Privat- 
eigentum sein, kann, insofern die Bepräsentation der Staatshoheit an 
Bord fehlt, grundsätzlich nicht anerkannt werden. Es werden indes, 
teils auf Grund besonderer internationaler Vereinbarungen, teils aus 
Konnivenz, diesen Schiffen in fremden Hoheitsgewässem regelmälsig^ 
mehr oder weniger umfassende Vergünstigungen, vorzugsweise bezüglich 
der Hafenabgaben und der Zollabfertigung, eingeräumt. 

Insbesondere gilt dies, mit Bücksicht auf die grolse Bedeutung^ 
einer glatten und schnellen Abwickelung des internationalen Postver- 
kehrs, hinsichtlich der Postdampfer, welche sogar in einzelnen 
Konventionen den Kriegsschiffen gleichgestellt sind; so in den Postver- 
trägen zwischen Grolsbritannien und Frankreich vom 3. April 1843, 
Art. 7; zwischen Grolsbritannien und Belgien vom 19. Oktober 1844, 
Art. 7, und vom 17. Februar 1876, Art 6, für die Fahrt zwischen Dover 
und Ostende;*) zwischen Frankreich und Italien vom 3. März 1869,*) 

*) S. über die Arrestierbax&eit bezw. Arrestfreiheit der nachbezeichneten 
Kategorieen Mtpfelstein a. a. O. [oben S. 67]. 

') S. die Begründung bei Pi^deli^vre, § 631. 

*) Hier ist ^stgesetzt: j^Les paqueboU employia paur le tranaport des corres- 
pondances entre Oatende et Jbouvrea serant des bateaux ä vapeur d*une force ei 
d^une dimension süffisante pour le Service auquel üs sont desHn^, Ce senmt des 
bätiments appartenant ä VEtat ou frHis pour le compte d'Btat, Ces bätiments 
serofit consideres et re^ua dans le port de Douvres et dann tous les a^tres ports 
hritanniques oü ils pourraient accidentellement aborder, comme vaisseatix de guerrey 
et üs y jouiront des honneurs et priviUges que rSclament les intirets et Vimportance 
du Service auquel üs sont affectes. 

Ils serant exempts dans ces ports, tant ä leur entrfe qu^ä leur sortis, de tous 

droits de tonnage, de navigation et de port, excepti toutefois les bätiments fritis 

pour le compte de VJEtatt lesquels devront acquitter ees droits dans les ports oü üs 

sont itablis au profit des corporations, campagnies particutilres ou personnes privees. 

Ils ne pourront itre ditoumis de leur destination speciale, c^est-ä-dire du 
transport des dipeches, par quelque autorit^ que ce soit, ni etre sujets, ä saisie-- 
arrtt, embargo ou arrtt de prince." 

Die Bedeutung dieser Exemtion hat jedoch in der englischen Bechtsprechung 
keine gleichmäfsige Beurteilung erfahren. S. Eev. d. dr. i. Bd. 12, S. 235 f. 

*•) Mit Bezug auf den älteren französisch-italienischen Postvertrag vom 
4. September 1860 vgl. den Fall „L'Aunis* bei Hautefeüillb, Questions, S. 303 
bis 31 ly dessen Kritik jedoch anfechtbar ist, soweit sie sich auf die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts beruft. 
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Art. 6,^) aufrechterhalten in dem Vertrage vom 18./20. November 1875; 
zivischen Grolsbritannien and Dänemark vom 26. Juni 1846, Art. 3.-) 
Ohne mit den Kriegsschiffen gleichgestellt zu sein, haben die zwischen 
deutschen Häfen einerseits und Norwegen, Schweden und Dänemark 
anderseits laufenden Postdampfer, gemäfs den vom Norddeutschen Bunde 
mit den genannten Staaten abgeschlossenen Postverträgen beziehungs- 
weise vom 17. Februar 1868, Art. 2, vom 23./a4. Februar 1869, Art. 2 
und vom 7./9. April 1868, Art. 4, hinsichtlich der Erlegung von Hafen- 
abgaben, der zollamtlichen Abfertigung, der Lotsenverhältnisse, der An- 
legeplätze etc. sich in den betreffenden fremden Häfen derselben 
Vergünstigungen zu erfreuen, welche daselbst den nationalen Postochiffen 
zustehen. Mit Ruisland hatte Preulsen im Art. 12 des Vertrages vom 
li^ 1843, betreffend die Einrichtung einer Postdampfschiffahrt zwischen 

Stettin (Swinemttnde) und St. Petersburg (Kronstadt), für die Postdampfer 
unter Staatsflagge gegenseitig völlige Hafengelderfreiheit vereinbart. 
Auch einzelne Staatsgesetzc gewähren, unabhängig von Konventionen^ 
fremden Postschiffen") gewisse Vergünstigungen. 



') Derselbe lautet: 

„Lonque ItB paquebota empht^es par VAdtnifiUtration des postes de France <nt 
par rAdminittration des postes italiennes paur le transport des correspondances 
doM la Miditerranie seront des hätimenti nationaux, propriiU de VEtat, ou de» 
haJtiments friUs ou sitbventionnh par VEtat, ils seront consid^Ss et regus comme 
vaisseaux de guerre dans les ports des deux pays oü üs aborderont rSgulürement ou 
accidentelleMent, et ils y jouiront des memes Honneurs et privUSges. 

Ces paqudwts seront exempis^ dans les dits portSf tant ä leur entrie qu'ä leur 
sortiei de tous droits de tonnage^ de navigation et de port, ä moins qu^ils ne prennent 
ou ne dSbarquefit des marchandises, auquel cas ils payeront ces droits sur le mime 
pied que les bätiments nationaux. Hs ne pourront^ ä aucun titre^ etre ditoumh 
de leur destination ni etre su^ets ä saisie-arrit^ embargo ou arret de prince.** 

8. auch die auf Orund dieser Vereinbarung ergangene Entscheidung des 
Appeliationsgericbts zu Aix vom 3. August 1Ö85, in d. Rev. i. de dr. m. 
lbÖö/«6, 8. 225 f. 

*) Derselbe setzt fest: ^ yi'hen ike Service is performed by Vessels employed solely 
for the conveyance of Maus and Passengers and their baggage and effects thesf. 
Vessels shaU be cansidered as Vesnels of war, and shall be entitled in Denmark to 
exemption frotn ihose tonnages and otker dues which are cdlected Ofi account oftlic 
Dantsh Ooremment Bat when the Service is performed by contractu by private 
personSf who at the same time undertake to convey merchanaisCj the said Privileges 
and exemptions shall not be claimed,'* 

') So das portugiesische Postgesetz vom 7. Juli 1880, welches im Art. 76 
bestimmt: «Die fremoen Schiffe, welchen das Patent als Postschiffe erteilt ist, 
sind verpflichtet, die Briefposten, ohne Begrenzung des Umfangs oder Gewichts, 
gratis zu befördern. Dagegen geniefsen sie die nachstehenden Vorrechte: 

1) Vorzug bei der Einschreibung, sowohl beim Verlassen des Hafens als 
beim Einlaufen in denselben und aufserdem am Ankerplatz; 

2) Einschreibung sowohl beim Ein- als beim Auslaufen und am Ankerplatz 
zu jeder Stunde der Nacht; 

3) Ausschiffung der Passagiere während der Einschreibung; 

4) gleichmftXsiges Ein- und Ausladen bei Tag und bei Nacht; 

5) Entbindung von der Visitation, wenn nicht besondere Gründe zur Vor- 
nahme derselben vorliegen; 

6) Abfertigung bei der Ein- oder Ausfahrt, sowohl an Feier- als an Ruhe- 
tagen, unter der Verantwortlichkeit der Agenten oder Konsignatare der Ge- 
sefischaften, welchen die Schiffe gehören; 
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Soweit Postschiffe Staatseigentum oder vom Staate für den Dienst 
als solche gemietet sind, können sie in dinglicher Hinsicht in 
fremden Häfen dieselbe Behandlung wie Kriegsschiffe beansprnchen.^) 

Über Rücksichtnahme anf Postdampfer in Kriegszeiten s. §§ 36, IV 
nnd 53, V. 

III. Regiertiigtsdilfe, welche deei Erwerb derch die Seefahrt dieeee. 

Ans Gesichtspunkten des internationalen Rechts läfst sich ein An- 
spruch solcher Schiffe auf besondere Immunitäten nicht herleiten, da 
sie, auch wenn sie die Staatsflagge ^) führen, nicht die souveräne Staats- 
gewalt, sondern lediglich ein fiskalisches Ressort repräsentieren. Wenn 
demungeachtet unter Umständen Schiffen dieser Art gewisse Erleich- 

7) Befugnis der Kapitäne, sich bei allen Formalitäten der Zollhaus- 
abfertigung Qurch ihre Agenten oder Konsignatare vertreten zu lassen; 

8) die Tonnenabgabe in den Häfen des Kontinents des Königreichs und 
der benachbarten Inseln wird um ein Drittel ermäfsigt.* 

Die griechische Verordnung vom 15. November 1873 räumt den fremden 
Postdampf em hinsichtlich der Quarantäne dieselben Erleichterungen ein wie 
fremden Kriegsschiffen. 

') So hat auch das Court of appeal zu London unterm 27. Februar 1880 
in einem gegen den belgischen Postdampfer ,Le jparlement beige* wesen 
Schadensersatzes aus Anlafs einer Kollision erhobenen Kechtsstreites entschieden 
(The Law Times, Mav 1, 1880, neue Folge, Bd. 12 S. 273 bis 285). In dem 
Urteil wird die Frage der Zuständigkeit der englischen Gerichte für die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit gegenüber einem fremden Staate grundsätzlich erörtert und 
die Meinung ausgesprochen, dafs aus dem Begriffe der Souveränetät, als der 
völligen Unabhängigkeit der Staaten voneinander, sowie aus dem völker- 
rechtlichen Brauche sich als allgemeiner Grundsatz die Nichtausübung der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit ergebe. Es komme im übrigen lediglich darauf an, 
dafs ein solches Schiff hauptsächlich im Staatsdienste verwendet wird. Die 
Freiheit von der Beschlagnahme werde daher bei teil weiser Verwendung für 
Warentransport und Passagierbeförderung nicht ausgeschlossen. Der Umstand 
ferner, dafs ein im Staatseigentum befindliches Schiff nicht armiert sei, 
erscheine ebenfalls irrelevant für die Frage der Exemtion, denn auch solchen 
Staatsschiffen, die lediglich Forschungszwecken oder Truppentransporten dienen, 
sowie den unarmierten Yachten eines souveränen Fürsten seien oie Privilegien 
der Kriegsschiffe zuzugestehen. — Hierdurch fand die entgegengesetzte Auf- 
fassung ihre Erledigung, welche dahin ging: Für die Gleichstellung nicht zur 
Kriegsmarine gehöriger Schiffe des öffentlichen Dienstes mit Kriegsschiffen 
fehle die rechtliche Grundlage, namentlich wenn solche Schiffe zugleich Handels- 
zwecken dienen; die Bedeutung und die Natur des Postdienstes könne doch 
nicht derjenigen des Dienstes eines Kriegsschiffes gleich gestellt werden, und 
ebensowenig sei die Stellung der Angestellten auf Postschiffen derjenigen des 
Personals der Besatzung eines Kriegsschiffes gleich; der Arrestschlag auf ein 
Postschiff berühre die Würde und die persönlichen Interessen des fremden 
Souveräns überhaupt nicht. 

Gegenüber den ausdrücklichen Festsetzungen des vorerwähnten Artikels 6 
des englisch-belgischen Postvertrages vom 17. Februar 1876 würde der Berufungs- 
richter sich eines Eingehens auf die prinzipielle Frage haben enthalten können. 

') Solche Schiffe, wie z. B. diejenigen der russisch-amerikanischen Kom- 
pagnie, der dänischen Grönland-Kompagnie, der preufsischen Seehandlungs- 
Sozietät, führten die Staatsfiagge mit besonderen Abzeichen und waren zur 
Führung des Wimpels nur ausnahmsweise berechtigt, so z. B. die preufsischen 
Seehandlun^sschiffe nach der Kabinetts-Order vom 24. September 1834 nur dann, 
wenn sie die Linie passiert hatten, ebenso die Schiffe der dänisch-asiatischen 
Handelsgesellschaft. 
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terungen beim Ein- und Ausklarieren, auch wohl Vergttnstigongen hin- 
sichtlich der Abgaben bewilligt werden, so beruht das nur auf Konni?enz. 
Regelmälsig sind solche Schiffe wie andere Handelsschiffe den Schiff- 
iahrtsabgaben unterworfen. Eine unterschiedliche Behandlung dieser 
Schiffe von KLauffahrteischiffen mufs aber insofern beansprucht werden, 
als sie während ihres Aufenthaltes in einem Hafen eines kriegführenden 
Staates von der dortigen Behörde nicht für militärische Zwecke ver- 
wendet werden dürfen. Denn es würde dies mit dem Wesen der inter- 
nationalen Beziehungen um deswillen unvereinbar sein, weil in der 
Verwendung des einem neutralen Staate gehörigen Schiffes ftlr derartige 
Zwecke in objektiver Hinsicht eine Verletzung der Neutralitätspflichten 
auf Seiten dieses Staates liegen wUrde.^) 

Kriegsschiffe, welche lediglich zum Frachtgeschäft verwendet werden, 
verlieren hierdurch ihren Charakter als Teile der Kriegsflotte; für solche 
Schiffe können mithin die Exemtionen der Kriegsschiffe nicht in Anspruch 
genommen werden.*) Anders, wenn nur eine gelegentliche Verwendung 
zam Güter- oder Personentransport vorliegt.') 

IV. Falineige der Yachtklobs. 

Daraus, dafs den Fahrzeugen einzelner Yachtklubs Sonderrechte 
hinsichtlich der Flaggenführung bewilligt sind (vgl. § 8, I. F), kann für 
sie ein Rechtsanspruch auf privilegierte Behandlung im internationalen 
Verkehr nicht hergeleitet werden. Denn sie sind lediglich Privatfahr- 
zeuge und haben diesen Charakter auch dann, wenn ihnen, wie z. B. 
den Fahrzeugen des englischen Royal Yacht Squadron, die Fuhrang 
der Kriegsflagge gestattet ist. 

Es ist aber Gebrauch geworden, diesen Fahrzeugen im inter- 
nationalen ebenso wie im nationalen Verkehr gewisse Vergünstigungen 
zuzugestehen, insbesondere Befreiung von Hafenabgaben, zum Teil auch 



') Dies kam in folgendem Falle zur Geltung: Das Schiff der preuTsischen 
Seehandlunp-Sozietat «Prinzels Luise*, welches, wie die übrigen Schiffe dieses 
Institutes, lediglich für das Frachtgeschäft bestimmt und zum Schutze gegen 
Piraten mit 12 Kanonen armiert war, lag im Juni tb27 in dem peruanischen 
Hafen von Arica, als dort ein Embargo auf alle anwesenden inländischen und 
fremden Kauffahrteischiffe gelegt wurae, um dieselben zu Truppentransporten 
nach Panama zu benutzen. Auch die «Prinzefs Luise* sollte hiervon betroffen 
werden. Auf den Protest des Kapitäns, der sich auf die Eigenschaft seines 
Fahrzeuges als eines königlich preuisischen Schiffes und dessen Armierung berief, 
wurde dasselbe allein von der Festhaltung und dem Transportdienst freigelassen. 

») Wharton, L S. 138. 

') Das Ej-iegsschiff der Vereinigten Staaten «Constitution" hatte in Havre 
Güter von der Pariser Weltausstellung zur Bückbeförderung nach New York an 
Bord genommen. Das Schiff strandete an der Küste von Wales und wurde hier 
aus Anlafs der ihm geleisteten Dienste wegen Bergelohns in Anspruch genommen. 
Auf die Klage der Berger lehnte der englische Siebter (Sir Robert Phillimore) 
die Beschlagnahme sowohl des Schiffes wie der Güter mit der Begründung ab: 
es sei zweifellos, dafs Kriegsschiffe eines fremden Staates, mit dem die Regierung 
im Friedensverhältnis ist, von der Civil Jurisdiktion des Landes ezimiert sind. — 
Der Fall wurde durch freiwillige Befriedigung der IQäger seitens der amerika- 
nischen Regierung erledigt. — S. auch R. G. Mabsden, A treatise on the law 
of coUisions at sea ^^ London 1897, S. '243 f. 
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TOD Lotsengebtthren, soweit solche zur Staatskasse fliehen würden; 
ferner Befreiung von der Verpflichtung zum Anlegen bei den seewärts 
errichteten Ansageposten der ZoUverwaltong unter der Bedingung nach- 
träglicher Anmeldung bei der zuständigen Zollstelle, auch Befreiung- 
Ton der Zollrevision überhaupt. Alle diese Vei^nstigungen werden 
aber nur gewährt, wenn die Fahrzeuge die E^Iubflagge ftthren; und 
dazu sind sie nur berechtigt; wenn sich ein Elubmitglied an Bord 
befindet. 



V. Abschnitt. 

Piraterie. 

§ 16. 

Tatbestand. 
I. Rlckblick.') 

Im Altertum und bis in das späte Mittelalter hinein haftete der 
in allen Meeren verbreiteten Piraterie ein Makel nicht an. „Ueigav"' 
heifst versuchen, „neiQdv %i^v x^akaoaav"^ auf Seeunternehmungen aus- 
gehen; ob auf Handel oder Raub, kam dabei nicht in Betracht, beide 
waren gewinnbringende Unternehmungen, die eine nicht minder ehren- 
haft wie die andere und wie die Seekriegflihrung, deren Ziel ja auch 
noch bis in das neunzehnte Jahrhundert hinein vorwiegend, und soweit 
dabei Kaper verwendet wurden ausschliefslich, das Beutemachen war. 
In der Tat war die Piraterie für die ältesten Seevölker eine Lebens- 
frage, ihr Betrieb ein Existenzmittel im Kampfe ums Dasein. Ihr 
Ursprung fällt zusammen mit den Anfangen der Schiffahrt tlberhaupt. 

Die Seefehde ging aber Hand in Hand nicht nur mit dem Handel 
und der Kulturausdehnung, sondern ihr Ziel ging weiter, insofern die 
einzelnen Staatsgebiete zugleich damit die Seeherrschaft erstrebten, und 
nach deren Erlangung durch weitere Raubzüge ihre Machtstellung und 
ihren nationalen Wohlstand kräftigten. Die Berechtigung solcher 
Unternehmungen, die von Staatswegen organisiert und betrieben wurden, 
kam nach den Anschauungen jener Zeit nicht in Frage. Neben der 
staatlich organisierten Piraterie gelangten zu hoher Blüte auch die von 
privaten Verbänden geführten Unternehmungen dieser Art. Gegenstand 
war der Baub von Gütern und Personen, der Menschenranb in Ver- 
bindung mit dem einträglichen Sklavenhandel; die Piratenkapitäne des 
Mittelmeeres waren die angesehensten Grolshändler , die römischen 

*) HifitoriHches s. bei J. M. Sestibb, La piraterie dans Tantiquit^, Paris li^80; 
Th. Mommsbn, Römische Geschichte », Bd. 1 S. 550 f., Bd. 2 S. 62 f., Bd. 3 8. 42 f., 
78 f., 12üf.; J. J. Baod, Proeve eener geschiedenis der stridhuretgeving tegen de 
zeeroverij, Utrecht 1854. Weitere Literatur bei L. Goldschmidt, Universal- 
geschichte, S. 27 Anm. 36, 37, S. 117 Anm. 73, 74. 



§ 16. Tatbestand der Piraterie. 109 

Eaofleute ihre besten Abnehmer. Die Kttstenstädte sicherten sich durch 
Zahlung von Tribut gegen Plünderung. Eine erfolgreiche Bekämpfung 
gelang erst dem römischen Feldherm Pompeius., Auch in den nordischen 
Meeren ist von alters her die Seeräuberei in Übung gewesen, zeitweise 
unter fürstlicher und städtischer Protektion. 

Als letzte Reste einer staatlich geduldeten und geschlitzten 
Piraterie blieben bis in das neunzehnte Jahrhundert hinein die Raub- 
züge der Ettstenbewohner der sog. Barbareskenstaaten an der nord- 
afrikanischen Kttste bestehen. Verhandlungen der interessierten Mächte 
wegen Vornahme gemeinsamer Aktionen dagegen wurden zwar ge- 
pflogen, blieben aber ohne praktisches Ergebnis, und europäische Mächte 
sowohl wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika schlössen mit 
jenen Raubstaaten Abkommen behufs Erwirkung eines Schutzes ftlr 
ihren Seehandel, den sie durch Bewilligung eines Tributes erkauften. 
Erst nach der Einverleibung Algiers durch Frankreich im Jahre 1830 
und der Stellung von Tunis unter französisches Protektorat im Jahre 
1881 ist das Korsarentum an der nordafrikanischen Kttste in den 
Hintergrund getreten, wenn auch nicht gi|nz ausgerottet.') 

II. Charakter der Piraterie. 

Die Gemeingefahrlichkeit des Piratenwesens fttr den gesamten 
friedlichen Verkehr auf dem Meere liegt auf der Hand und damit auch 
die Notwendigkeit eines internationalen Rechtsschutzes. Der Ausgangs- 
punkt dieses Schutzes ist die Ausschlielsung der Piraten aus der inter- 
nationalen Rechtsgemeinschaft, ihre Denationalisierung. 

Man versteht unter Piraterie ein ohne staatliche Autori- 
sation in gewinnsüchtiger Absicht auf die Ausübung von 
Gewaltakten auf See gerichtetes bewaffnetes Unternehmen. 
Der Hauptzweck ist die rechtswidrige Aneignung von Schiffsladungen 
oder Menschenraub oder beides vereint; die Mittel, ihn zu erreichen, 
sind: Raub und Erpressung; verbunden hiermit ist in der Regel die 
Vernichtung des beraubten Fahrzeugs, vielfach auch die Tötung der 
Besatzung.^ 

Nicht jedes räuberische Unternehmen zur See trägt den Charakter 
der Piraterie.') Insbesondere darf Strandraub auch da, wo er gewerbs- 
mäbig betrieben wird, nicht mit Seeraub im eigentlichen Sinne ver- 

>) 8. auch Naü, §§ 129^ 130; Caüchy, I. S. 152 f. — Calvo (Droit intern. 
VI. § 74), berichtet über die Ausraubung eines spaniachen Küstenfahrzeuges 
an der marokkanischen Küste und die Abführung der Besatzung in die Gefang^n- 
Bchaft durch Riffpiraten im Jahre 1889. Die spanische Regierung erhielt 
auf ihre durch die Entsendung von vier Kriegsschiffen nach Tanger unterstützte 
Reklamation volle Genugtuung, geleistet durch Freigabe der Gefangenen, voll- 
ständige Entschädigung, strenge Bestrafung der Schuldigen und Salut für die 
spanische Flagge. 

*) Das portugiesische Strafgesetzbuch von 1886 bezeichnet im Art. 162 als 
Piraten denjenigen, , welcher als Führer eines bewaffneten Fahrzeugs auf dem 
Meere umherfährt ohne Auftrag eines Herrschers oder selbständigen Staates, um 
Raub oder irgend welche Gewaltakte zu begehen *". 

■) V. LiszT (§ 26 S. 202) ^eht zu weit, wenn er jede Gewalttat auf 
offener See als Seeraub im Sinne des Völkerrechts angesehen wissen will. 
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wechselt werden; freilich ist solches häofig genug geschehen. Der 
Strandränber gilt nicht, wie der Pirat, als denationalisiert, wennschon auch 
er ein für den friedlichen Seeverkehr gemeingefährliches Unternehmen 
betreibt; er ttbt es aber aus am Strande oder in Gewässern, welche 
einer bestimmten Territorialhoheit unterworfen sind (jurisdictionat 
waters), während das Feld der Tätigkeit des Piraten in der Regel das 
freie, keiner Jurisdiktionsgewalt unterworfene Meer ist. 

Der Tatbestand der Piraterie wird dadurch nicht ausgeschlossen, 
dals die Ausrüstung des Schiffes nicht zum Zweck der Piraterie erfolgt 
und die Reise ursprtlnglich ohne verbrecherische Absicht unternommen 
war. Wenn also z. B. nach einer Sehiffsmeuterei die meuterische 
Mannschaft sich des Schiffes bemächtigt hat und mit demselben auf 
Unternehmungen ausgeht, welche an sich den Charakter des Seeraubs 
tragen, so fällt auch fllr sie der Schutz der Flagge weg; sie wird als de- 
nationalisiert angesehen.') Dagegen wird man Kriegsfahrzeuge, welche, 
anstatt sich auf die militärische Aktion, die in ihrer Aufgabe liegt, 
zu beschränken, gelegentlich ihre Gewalt zu rechtswidrigen Eingriffen 
räuberischen Charakters mifsbrauchen, nicht ohne weiteres als Piraten- 
fahrzeuge erachten dürfen. 

Ili. UneigaMliche Piraterie. 

Auch in Ermangelung des Tatbestandes der eigentlichen Piraterie 
hat man unter Umständen mit mehr oder weniger Recht Schifie den 
Piratenfahrzeugen gleichgestellt. Es sind hier hauptsächlich zu er- 
wähnen: 

1. Nach partikulärem Recht Schiffe, die den Negersklavenhandel 
betreiben (s. § 22, I).«) 

2. Kaper unter gewissen Umständen (s. § 34, III). 

3. Schiffe, welche ohne Flagge oder unter einer von keiner Staats- 
gewalt sanktionierten Flagge fahren,') oder solche, die eine National- 
flagge usurpieren und unter derselben Gewaltakte ausüben (s. § 7, I). 

Fälle dieser Art sind namentlich in Zeiten von Bürgerkriegen 
vielfach vorgekommen. So erklärte Präsident Lincoln mittete Erlasses 



>) Pi^DBLiiVBB, § 644 Xo. 4 und die Nachweise das. 

') Namentlich auch in dem am 20. Dezember 1841 zu London zwischen 
PreuXsen, Österreich, RuTsland, Frankreich und Grolsbritannien abgeschlossenen 
und von diesen Mächten, mit Ausnahme Frankreichs, ratifizierten Vertrag wegen 
Unterdrückung des Handels mit afrikanischen Negern, welcher durcn Über- 
einkommen zwischen dem Deutschen Reich und Grolsbritannien, vom 29. März 
1879 (B.-G.-B1. S. 100 f.), den gegenwärtigen Verhältnissen entsprechend mit 
einer Modifikation auf das Deutsche Reich ausgedehnt worden ist; die Rati- 
fizierung und der Austausch der Ratifikationen, nach zustimmender Erklärung 
der Regierungen von Österreich-Ungarn und RuXsland, ist erfolgt. 

Verzeichnis anderweiter Vertri^e über diesen Gegenstand s. bei Phillimork, 
L § 307; ferner historische Erörterungen über das Visitationsrecht zum Zweck 
der Unterdrückung des Sklavenhandels bei Whbatoh, Histoire, S. 261 bis 34H; 
und F. J. Gbund, Das Untersuchungsrecht. Zur Beurteilung der zwischen den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und der Königlich grolsbritannischen 
Regierung schwebenden Frage. Leipzig 1842. 

•) Cbbsp, I. S. 64. 
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vom 19. April 1861 die slidstaatlicben Kaper fllr Piraten und forderte 
die Seemächte auf, sie als solche zu behandeln; dies geschah indes 
nicht; im Gegenteil erkannten Frankreich und England die Sezessionisten 
als kriegführende Macht an. — Im Juni 1869 erklärte die fiegierung 
der Vereinigten Staaten von Venezuela den Dampfer „Tel^grafo^ fär 
einen Piraten, weil derselbe die Ehre der Republik beleidigt und das 
Völkerrecht verletzt habe, indem er sich durch die venezolanische 
Flagge, die ihm zu führen nicht erlaubt war, gedeckt und unter dieser 
Flagge Gewaltakte verttbt habe; ein der Regierungspartei auf San 
Domingo feindlicher General hatte nämlich diesen, früher dänischen 
Dampfer gekauft und mit demselben unter venezolanischer Flagge das 
auf der NordkUste der Insel gelegene Puerto Plata und hierauf Samara 
angegriffen. Offenbar lag hier der Tatbestand der Piraterie nicht vor. 
— Viele Erörterungen veranlafste auch in seinen Konsequenzen das 
Dekret der Gentralregierung zu Madrid vom 20. Juli 1873, nach welchem 
die Mannschaften der Fregatten der nationalen Kriegsmarine „Almansa^, 
„Victoria** und „Mendez Nunez", des Dampfers „Fernando el Catolico" 
und jedes anderen Kriegsschiffes der Aufruhrer in dem Departement 
Gartagena als Piraten betrachtet werden sollten, wenn sie innerhalb 
oder aufserhalb der Seegerichtsbarkeit Spaniens durch spanische oder 
fremde Seestreitkräfte angetroffen wtlrden. Auch in diesem Falle konnte 
von einer Auflehnung gegen die internationale Rechtsordnung, von 
einer Gefahrdung des friedlichen Seeverkehrs im weiteren Sinne nicht 
die Rede sein. Zwischen den Regierungen von Deutschland, England 
und Frankreich bestand deshalb auch volles Einvernehmen dahin, dafs 
man sich auf den Schutz der nationalen Interessen zu beschränken^ 
eine Einmischung in den inneren Konflikt Spaniens aber zu vermeiden 
habe. — Während des Aufstandes in Kuba im Jahre 1877 benutzten 
die Insurgenten den Dampfer „Montezuma", nach Umänderung des 
Namens in „Gespeder" und Beilegung der kubanischen Flagge, zu 
Angriffen gegen spanische Handelsschiffe. Der spanische Gesandte in 
Rio de Janeiro ersuchte aus diesem Anlafs, das Schiff beim Einlaufen 
in einen brasilianischen Hafen als Piraten zu behandeln. In der Ant- 
wort des brasilianischen Ministers der auswärtigen Angelegenheiten 
heifst es zutreffend: „Die Regierung Sr. katholischen Majestät kann 
die „Montezuma^ nach aller Strenge seiner Gesetze als Piraten be- 
bandeln; niemand wird ihr dieses Recht abstreiten; aber die Kaiser- 
liche Regierung, die der kubanischen Frage fem steht, erachtet sieb 
zu einem gleichen Vorgehen nicht für verpflichtet; und indem sie das 
ablehnt, befolgt sie einen allgemein anerkannten Grundsatz .... Piraten 
smd diejenigen, welche für eigene Rechnung und ohne zuständige Er» 
mächtigung zur See fahren, um die Schiffe, auf die sie stofsen, mit 
Gewalt zu nehmen und Räubereien gegen alle Nationen ohne Unter- 
schied zu begehen. Dieser Begriff trifft bei der „Montezuma" nicht zu." — 
Wharton verallgemeinert den Gedanken mit Recht dahin: „^ municipal 
definüUni of piracy, expanding or contracting tlie definition of the law of 
nations, luis no extraterrüorial effect,^^) 

*) § 382. — S. ferner PiEDEUfevBB, § 644 No. 5. 
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Für die Befehlshaber der Kriegssehiffe einer nnbeteiligten Macht 
wird in allen derartigen Fällen, so lange kein Anlafs zum Einschreiten 
Yorliegen, als nicht eine Gefährdung der Interessen ihrer Staats- 
angehörigen oder des internationalen Seeverkehrs zu besorgen ist. Es 
kommt dazu, dafs unter solchen Umständen häufig nicht einmal klar 
erhellt, welche Partei die staatslenkende ist, und schon aus diesem 
Grunde Zurückhaltung geboten erscheint^) 

§ 17. 

Intemationale Verfolgung der Piraterie. 

I. Begrüaditg. 

Die Befugnis der Kriegsschiffe aller Nationen zum Einschreiten 
gegen Piraten ist keine eigentliche Ausnahme von der Regel, dals 
Schiffe auf dem freien Meere nur der Gewalt ihres Heimatsstaates 
unterworfen sind; denn sie beruht auf der Annahme, dafs Piraten- 
fahrzeuge und ihre Bemannung keiner Nation angehören, dafs sie 
denationalisiert, mithin des Schutzes jeder Flagge bar und ledig 
sind.*) Sie sind die Feinde alles friedlichen Seeverkehrs. In Friedens- 
zeiten ist aber die Hauptaufgabe der Kriegsflotten, neben der Sicherung 
ihrer Bereitschaft für den Krieg, der Schutz der Rechtsordnung auf dem 
Meere; sobald dieser Schutz wegfällt, wird das Meer der Tummelplataj 
von Räubern, wie solches vor Zeiten allgemein der Fall war und wie 
es auch noch heute in solchen Gebieten der Fall ist, wo nicht das Ein- 
schreiten einer stets bereiten bew^affneten Seemacht gefttrchtet wird. 
Ehedem suchten sich die Kauffahrer selbst zu schützen, indem sie in 
Admiralschaft oder unter Convoi, in der Regel auch armiert, segelten; 
die Verbände beschränkten sich aber nicht immer auf die Abwehr, 
sondern sie trieben vielfach auf hoher See selbst den Seeraub entweder 
als Hauptgeschäft oder als Nebenerwerb. Erst als an Stelle jener 
Einrichtungen der Schutz durch die staatliche Seemacht trat, demzufolge 



') Es sei nur auf die letzte grofse Umwälzung in Brasilien, deren Ergebnis 
die Umwandlung des Kaiserreichs in eine Bepublik war, und auf die vielen 
sonstigen Aufstände in den süd- und centralamerikanischen Bepubliken seit der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hingewiesen. — S. auch Bosse, Guide, S. 13, 14 
und das Material bei Wharton, §§ 380 bis 383; femer die Abhandlung „Insur- 

fents as belligerents* von Wharton, in The Albany Law Journal vom 13. Fe- 
ruar 1886 8. 125 bis 131. In der Botschaft des Präsidenten Cleveland an den 
KongreXs vom 8. Dezember 1885 wird hervorgehoben: „. . . a question of much 
importance was presented by decreea of the C<Hombian goremment^ proclaimlng the 
dosure of certain ports ihm in the hanäs of the insurgenta, and declaring vesseh 
held by the revolutUmiata to be piratical and liable to capture by any power, To 
neither of these propositwns could the United States assent. An tffective doswre 
of ports not in the possession of the govemment, but held by hostHe partisanSy could 
not be recognized; neither could the vessels of insurgents against the legitimate 
sovereignty be deemed hostes humani generis within the precepts of international law, 
whatever might be the definition and penalty of their ads under t/ie municipal law 
of the State against whose authority they were in revoU/^ 

•) Das ist schon in älteren Beerechten ausdrücklich anerkannt, so in den 
Bolles d'Ol^ron, Art. XL VII. 
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die Handelsschiffe nur noch ausnahmsweise bewaffnet fahren, ist der 
äeehandel im Frieden im grofsen und ganzen gegen Baub gesichert. 
Die Aufgabe der Kriegsschiffe, den Seeverkehr zu schtttzen, beschränkt 
sich aber nicht ausscUiefslich auf den Schutz der Handelsmarine ihrer 
eigenen Nationalität; sie hat einen weiteren Wirkungskreis; sie nmfalst 
die Befugnis, da einzuschreiten, wo die allgemeine Sicherheit auf See 
betroffen oder bedroht ist, und hier einen internationalen Bechtsschutz 
auszuüben, fUr die gemeinsamen Interessen aller seeschiffahrttreibenden 
Nationen einzutreten, denen der Pirat als Feind gegenübersteht. ^) 

Wenn die älteren Seerechte dem Kapitän und der Besatzung der 
Kauffahrteischiffe die unbedingte Verpflichtung zur Verteidigung gegen 
Seeräuber auferlegten, so war das gerechtfertigt, insofern die Kauffahrtei- 
schiffe entsprechend bemannt und armiert waren. Ftlr die heutigen 
Verhältnisse kann eine solche Verpflichtung nur soweit behauptet werden, 
als ein Erfolg wahrscheinlich ist.*j 

IL Mafsreiela 4er Krit|tschile. 

Um gegen Piraten einschreiten zu können, mufs man sich vor allem 
ihrer Qualität als solcher versichern. In gewissen Meeren wird schon 
4lie äufsere Erscheinung ihrer Fahrzeuge keinen Zweifel ttber deren 
Charakter lassen; das ist aber nicht immer der Fall, nnd bei Zweifeln 
muls Gewifsheit erlangt werden. Nach altem Seegebrauoh zeigen Schiffe, 
welche sieh auf dem Meere begegnen, wenn sie miteinander in Verkehr 
treten wollen, zunächst bei der Annäherung ihre Nationalflagge. Die 
zeitweise geltend gemachte Auffassung, dals auf offenem Meere kein 
Schiff das Becht habe, sich ohne weiteres einem anderen bis zu einem 
gewissen Abstand (line of Jurisdiction, ligne de respect), namentlich 
mehr als auf Kanonenschufsweite, zu nähern, ist unhaltbar; sie wider- 
spricht dem Prinzip yon der Freiheit des Meeres, dessen Benutzung jedem 
Schiffe mit der Mafsgabe zosteht, dafs es dadurch nicht ein anderes 
belästigt oder gefährdet.*) Das Annäherungsrecht kann daher 



^) Über den Rechtsschutz fAr die solidarischen Interessen der Nationen 
vgl. auch Twids, I. § 177; BlNDiNd, Handbuch des Strafrechts, Leipzig 1885, 8. 379; 
Y. Mabtitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, I. S. 66 f. 

') Auch das deutsche Seerecht behandelt diesen Gegenstand. Hier bestimmt 
n&mlich § 41 der Beemannsordnung, dafs bei Oewalt und Angriff gejren Schiff 
and Ladung der Bchiffsmann alle befohlene Hälfe zur Erhaltung von Schiff und 
Ladung unweigerlich zu leisten hat Femer billiet das deutsche Handels- 
gesetzbnch dem Kapit&n, welcher bei Verteidigung des Schiffes beschädigt ist, 
oder wenn er getötet worden, seinen Erben, neben den sonstigen Ansprüchen in 
Krankheits- etc. F&lien, einen Ansprach auf besondere Belohnung zu (§§ 5i3 a 
Abs. 3 und 551 Abs. 2); entsprechende Bestimmungen in Betreff der Schiffsleute 
-enthalten die §§ 61 Abs. 3 und 64 Abs. 4 der Seemannsordnung. — Jedenfalls 
hänet die Entscheidung darüber, ob eine Verteidigung unternommen werden soll, 
in Ermangelung einer positiven gesetzlichen Bestimmung lediglich von dem Er- 
messen des Kapitäns ab. 

») Kbst, I. 8. 27: ^No one ship kaa a right, to prohibU ihe approat^ of 
^another at seo, or to draw round her a line of territorial juri$dicHon, within which 
no other U ai liberty to intrude, Eoery ffe$9el in times of p&ioe^ ha$ a right to 
4:on9uU iti own tafety and eonvenience, and to pentu it$ own courae and businsst, 
without bekig ditturbed, when it doe$ not violate the righti of othen,'^ 

P«r«li, iBUnMttoaalM SMrooht. S. Aatf. 8 
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ebensoteenig bestritten werden, wie eine temporäre Gebietshoheit in der 
Umgebang von Schiffen auf dem Meere Anerkennung zu beansprachea 
hat (8. § 6). 

Die Frage über die Befagnisse der Kriegsschiffe, in Friedenszeiten 
die Nationalität eines auf dem offenen Meere fahrenden Schiffes fest- 
zustellen (enquSte du pavillon, reconnaissance de la nationalitö), ist häufig^ 
Gegenstand von Erörterungen gewesen. Das BegrtUsen durch die Flagge 
ist zwar vielfach konventionell festgesetzt worden, hat aber heutzutage 
nur eine rein ceremonielle Bedeutung (s. § 26). Hier handelt es sieb 
um das Recht, in Friedenszeiten das Hissen der Flagge zu fordern^ 
unabhängig von etwaigen besonderen Vereinbarungen, namentlich zum 
Zwecke der Feststellung des Tatbestandes der Piraterie. 

Das blofse Zeigen einer Flagge beweist noch nicht das Kecht, sie zu 
ftthren; ist also ein Schiff der Piraterie verdächtig, so müssen auch noch 
weitere Wege zur Feststellung seiner Nationalität und seiner Befugnis^ 
eine staatlich anerkannte Flagge zu führen, fbr zulässig erachtet werden. 
Die sich hiemach ergebenden Grundsätze lassen sich dahin fassen: 

1. Jedes Kriegsschiff hat das Recht und die Pflicht, auf offenem 
Meere solche Schiffe, bei denen der Tatbestand der Piraterie erhellt, 
^eichviel unter welcher Flagge sie fahren, anzuhalten und sich ihrer 
zu bemächtigen. 

2. Liegt nur der Verdacht der Piraterie vor, so hat jedes Kriegs- 
schiff die Befugnis, den wirklichen Charakter des betreffenden Schiffe» 
festzustellen.') Diese Befugnis ist jedoch mit grofser Umsicht und 
Schonung auszuüben; die Verantwortlichkeit fttr das Vorgehen und das> 
Verfahren trägt der Kommandant. War der Verdacht unbegründet, so 
hat das angehaltene Schiff je nach den Umständen einen Anspruch auf 
Genugtuung und Schadensersatz. Zu Zweifeln kann allerdings die Frage 
Anlafs geben, ob die Forderung, die Flagge zu zeigen, nach Lage der 
Umstände als hinreichend begründet zu erachten ist Ist das der Fall,, 
und der Kommandant hat sich dazu entschlossen, so wird er in der 
Folge alles daran zu setzen haben, um derselben Geltung zu varschafien,. 
weil er anders seine Autorität und damit diejenige der Flagge aufs 
Spiel setzen würde. Eine solche Blofsstellung würde unter allen Um- 
ständen die Nachteile überwiegen, welche aus der Durchführung einer 
Forderung erwachsen können, die zu stellen ein Kommandant sich für 
berechtigt oder verpflichtet halten mufs, auch wenn sich in der Folge 
ergeben sollte, dafs er sich geirrt hatte und ein solches Recht nicht 
begründet war. 

Die enqußte du pavillon wird in der Weise ausgeübt, dafs das- 
Kriegsschifi seine eigene Flagge setzt, je nach den Umständen unter 
Begleitung durch einen blinden Kanonenschufs oder durch einen scharfen 
Schufs k beulet perdu (coup de semonce, coup d'assurance, affirming^ 
gun), und nötigenfalls, d. h. im Falle hartnäckiger Weigerung, seiner 
Forderung mittelst Gtewalt Geltung verschafft. 
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Die Frage, ob die Verfolgang eines Piratenfahrzengs in fremde 
HobeitBgewässer ohne Einverständnis der Territorialregiemng f&r zalässlg 
zu erachten, ist streitig.^) An und für sich steht in Territorialgewässem 
nnr dem Territorialherm ond dessen Organen die Wahrung der be- 
sonderen nationalen Interessen sowohl, wie derjenigen des internationalen 
Verkehrs zu. Soweit es sich jedoch um den Schutz der Interessen 
des friedlichen Seeverkehrs aller Nationen bandelt, darf unter Umständen 
das stillschweigende Einverständnis der Territorialregierung voraus- 
gesetzt werden. Nicht aber wird ohne deren Genehmigung eine Ver- 
folgung von Piraten in solche Territorialsee- oder gar Landgebietsteile 
hinein fOr statthaft erachtet werden können, wo jene selbst in der Lage 
ist, die weitere Verfolgung zu übernehmen.^ 

IV. Strafvtrfal|M|. 

I. Die Strafe der Piraterie ist nach älteren Seerechten durchweg 
der Tod, und es galt der Brauch, dafs diese Strafe ohne weitere Pro- 
zedur vollstreckt werden konnte. Es hing dies mit der allgemeinen 
Anerkennung der Rechtlosigkeit der Piraten zusammen.*) Das Piraten- 
fahrzeug nebst den an Bord befindlichen Gütern, soweit dieselben den 
Räubern gehören, ist der Einziehung unterworfen. Letztere erfolgt ftlr 
den Staat, welchem der Nehmer angehört, und es hängt von dem Er- 
messen der Staatsgewalt ab, ob der Besatzung des Nehmers aus dem 
Erlös eine Belohnung zu teil werden soll. Die geraubten Gegenstände 
werden den früheren Eigentümern, soweit solche zu ermitteln, zur Ver- 
fbgung gestellt,^) soweit sie nicht ermittelt werden, eingezogen. Ein 

1) 8. namentlich PlUDliB-FoD^B«, V. S. 803. 

*) In dem Vertrage zwischen den Staaten des Deutschen Zollvereins etc. 
und China vom 2. September 1861, ratifiziert den 14. Januar 1868, ist festgesetzt 
(Art. 30): «Kriegsschiffen der contrahirenden deutschen Staaten, welche zum 
Schutze des Handels kreuzen oder mit Verfolgung von Seeräubern beschäftigt 
sind, soll es freistehen, alle chinesischen Häfen ohne Unterschied zu besuchen." 
Nach Zerstörung der deutschen Bark «Apenrade*^ durch chinesische Seeräuber 
im Jahre 1869 bewilligte die chinesische Regierung die Mitwirkung von Mann- 
schaften S. M. Korvette «Medusa" bei Absuchung der Piratendörfer. — Die 
Piraterie in den chinesischen Gewässern, hauptsäcnlich an den Küsten und in 
den FluIsmÜndunffen, steht noch in voller Blüte. Ein wirksames Einschreiten 
dag^eeen seitens der chinesischen Behörden findet weder statt noch ist es be- 
absichtigt. Für die Kommandanten der fremden Kriegsschiffe in diesen Ge- 
wässern sind besondere Instruktionen hinsichtlich ihres Vorgehens gegen die 
Seeräuber erlassen. Für deutsche Kriegsschiffe gilt die Instruktion vom 
A). August 1877. [Anlage] 

•) So erklärt Art. XL VII der BoUes d'OWron den Piraten .als Feind der 
heiligen katholischen Kirche* für rechtlos. 

^) Indessen ist dieser Grundsatz: .a piraHs capta dominium non mutant* 
nicht in allen Seerechten festgehalten^ so bestimmte z: B. das Lübische See- 
recht (üb. VI. stat. tit. V. Art II): .Würden Seeräuber Gut in der See nehmen 
und ihnen solches wiederum abgejagt, durch etliche Anslieger, auf ihre eigenen 
Kosten, so sollen sie die Hälfte dieses Gutes behalten und die andere Hälfte 
dem beschädigten Kaufmann zustellen. Wären aber der Städte Auslieger in 
der See^ und oie würden das genommene Gut erobern, die sollen dem Kaufmann 
alles wiederum zustellen.* Es lälst sich nicht verkennen, dals diese Vorschrift 

8* 
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Pirateniahrzeag, dessen Auf bringong nach einem Hafen antanlieh ist« 
darf vernichtet werden.^) 

Der heutigen Bechtsordnnng entsprieht ein Verfahren ohne Urteil 
nicht, and es mnfs auch gegen fiberwältigte Piraten dementsprechend 
vorgegangen werden. Nur der auf frischer Tat ergriffene Pirat, d. h. 
derjenige, welcher betroffen wird, während er mit bewaflheter Hand 
Gewaltakte verttbt, darf auf der Stelle getötet werden; es ist dies die 
Ausübung eines Notrechts, eine Ausnahme von der Regel, daCs nur die 
Staatsgewalt die Befngnis hat, sei es im ordentlichen, sei es in einem 
summarischen Verfahren, über Leben und Tod am entscheiden. Die 
eigenmächtige Ausübung eines solchen Verfahrens an Bord eines 
Kauffahrteischiffes, welches Piraten überwältigt und gefangen genommen 
hat, kann niemals als legal erachtet werden; die Ergriffenen sind 
vielmehr bei nächster Gelegenheit einer Landesbehörde behufe Herbei- 
führung der Aburteilung zu überweisen.*) Nur soweit die Voraus- 
setzungen des Notstandes oder der Notwehr vorliegen, wird der Kapitän 
für berechtigt erachtet werden können, sich der gefangenen Räuber zu 
entledigen. 

Die Zuständigkeit für die Strafverfolgung, insbesondere 
für die Aburteilung von Piraten hängt von der Gesetzgebung 
der einzelnen Staaten ab. In der völkerrechtlichen Doktrin ist 
vielfach, in der älteren durchweg, die Zuständigkeit jeder Staatsgewalt 
behauptet worden. So erklärt Philliuore: ') „To whatever country ihe 
Pirole viay have originally bdonged^ he is justiciabk eoerywhere^ ^ und 
Wheaton^) teilt diese Meinung bezüglich der „Piraterie im Sinne des 
Völkerrechts'', im Gegensatz zu den landesrechtlich gleichgestellten 
Verbrechen, de Cussy sagt: ^) „Za piraterie est pourmivie par Ums les 
gauvernements, et les hommes qui s^y Iwrent peuvent etre punis de mort apris 
jugernent müitaire, par les commandants des vaisseaux de guerre qui 
s^en emparent; ou mieux encore par les tribunaux StabUs dans le j^ort ou 
ik sont conduits.^ *) 

Nach dem Stande der deutschen Gesetzgebung würde vor einem 

der Billigkeit Bechnung trägt, da es sich um einen Fall analog der Bergung 
unter sem: gefährlichen Verhältnissen handelt. — Nach dem Vertrage zwischen 
Italien und den Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 26. Februar 1871 
(Art. 11) soll dem Eigentümer die Reklamation innerhalb Jahresfrist zustehen. 
Ebenso ist in den deutscherseits mit amerikanischen Freistaaten abgeschlossenen 
Verträgen, mit Salvador vom 13. Juni 1870, mit Costarica vom 18. Mai 1875, 
mit Honduras vom 12. Dezember 1887 und mit Nicaragua vom 4. Februar 1896 
die Bückgabe der geraubten Waren auf Beklamation der Eigentümer innerhalb 
eine« bezw. zweier Jahre gegen Erstattung der aufgewendeten Kosten vorgesehen. 

') FlELD, § 87. 

») ORT0L4H, L S. 211 f. 

•) L § 356. — *) ^l^mente, L S. 141. — *) L S. 289. 

*) S. femer Obtolan, I. S. 211 f.. Hefftbr, § 104, Blüntbchli, § 340, Gaeeis, 
Interdiktion des Seeraubs (in v. Hoi;tzendoeff8 Handbuch des Völkerrechts, H.) 
S. 579 und Institutionen des Völkerrechts*, Gleisen 1901, S. 173. — Femer 
wird die Zuständigkeit behandelt in dem von J. B. Moobb erstatteten amtlichen 
Beport on exterritorial crime and the Cutting case, Washington 1887, S. 56 f. 
im Hinblick auf das amerikanische Becht. 
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dentsehen Gericht ein Verfahren gegen Ansländer, welche sich auf 
offener See des Verbrechens der Piraterie gegen ein nicht deutsches 
Schiff schuldig gemacht haben, nicht stattfinden können, insofern § 4 
(s. auch § 8) des deutschen Strafgesetzbuchs in solchen Fällen eine 
Strafverfolgung nicht zulälst. Ist dagegen das Verbrechen gegen ein 
deutsches Schiff, wenn auch von Ausländem, begangen, so würde in 
Gemäfsheit der Fiktion, dafs auf offener See jedes deutsche Schiff als 
deutsches Gebiet anzusehen ist, das deutsche Strafgesetz in Anwendung 
zu bringen sein (§ 3 das.) ; denn in einem solchen Falle ist das deutsche 
Schiff der eigentliche, mindestens aber der konkurrierende Ort der Be- 
gehung des Verbrechens.^) 

Ob der Befehlshaber eines Kriegsschiffes berechtigt ist, Piraten im 
militärgerichtlichen Verfahren aburteilen zu lassen, das hängt von dem 
Gesetz des Flaggenstaates ab. Steht ihm danach diese Befugnis nicht 
zu, so wird er die gefangenen Piraten der ftlr die Strafverfolgung zu- 
ständigen Behörde seines Landes überweisen oder er schafft sie nach 
irgend einem Hafen, woselbst er sie der Landesbehörde überweist. 

Die Straffestsetzung erfolgt nach Mafsgabe der Gesetzgebung des 
Staates, der die Strafverfolgung übernommen hat. Die neueren Straf- 
gesetze sehen die Todesstrafe oder schwere Freiheitsstrafen vor.^ 



VL Abschnitt. 

Seepolizeiliclie Verhältnisse. 

§ 18. 

Seestraf senrecht. •) 
I. EMemiifl. 

Man versteht unter Seestrafsenrecht den Inbegriff der 
Normen, welche Schiffe auf See zur Vermeidung von Kolli- 

*) Vgl. Oppenhoff, Das Strafgeßetzbuch für das Deutsche Reich", Berlin 
1902, Aum. 6 und 7 zu § 3 des Gesetzbuch»; F. v. LiszT, Lehrbuch de& 
deutschen Straf rechts t », Berlin 1902, § 31; Bindino, Handbuch des Strafrechts^ 
Leipzig 1885, § 85, 8. 42Üf.; Lobwe, Die Strafprozefsordnung für das Deutsche 
Reich *^ Berlin 1900, Anm. 1 a zu § 7. 

■) Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich (§ 250 Ziffer 3 und § 251) 
bedroht den Raub auf offener See mit Zuchthaus nicht unter 5 bezw. 10 Jahren; 
konkurriert Mord so ist die Todesstrafe verwirkt. Dazu kommt gemÄTs § 40 das. 
Einziehung des Fahrzeuges und seines Zubehörs. 8. hierzu namentlich Ols- 
HAüSEN, Kommentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich •, II., Berlin 
1901, Anm. 3 d zu § 250. 

') Die auXserordentlich reiche Literatur über den Gegenstand s. bei Phien, 
Der Zusammenstols von Schiffen nach den Gesetzen des Erdballs, Berlin 1896, 
(2. unveränderte Ausg. Berlin 1899) und bei F. Pebels, Verhalten der Seeschiffe 
bei unsichtigem Wetter nach dem internationalen Seestrafsenrecht, Berlin 1898. 
— Von neueren Werken besonders beachtenswert R. DB Rtcrebe, Le regime 
l^gal de la p§che maritime dans la mer du Nord. Commentaire du r^glement 
ayant pour objet de pr^venir les abordages en mer. Bruxelles 1901. 
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sionen mit anderen Schiffen sowie nach einer Kollision dem 
anderen Schiffe gegenüber zu beobachten haben.') 

Vereinzelte Vorschriften, welche darauf abzielen^ SchifRskoUisionen 
zn verhindern, finden sich schon in den älteren Seerechten, und neben 
solchen Spezialregeln hinsichtlich des Verhaltens der Schiffe beim Be- 
gegnen, hatten sich gewisse Gebräache gebildet, die im internationalen 
Seeverkehr als mafsgebend galten.*) Eine feste Gestaltung gewannen 
dieselben aber erst durch die als Anhang zu dem britischen Gesetz vom 
29. Juli 1862 (25 & 26 Vict. c. 63) erlassenen „Regulations for 
preventing coUisions at sea". Diese Vorschriften beziehen sich auf das 
t^Uhren von Lichtern, die Anwendung von Nebelsignalen und das Aus- 
weichen der Schiffe; sie traten mit dem 1. Juni 1863 in Kraft. Das 
Gesetz bedrohte jedes Zuwiderhandeln und jede Nichtbefolgnng mit 
Strafe, stellte die Präsumtion auf, dals in Kollisionsfällen derjenige als 
der schuldige Teil zu erachten sei, der gegen die Vorschriften gehandelt 
hat, und regelte gleichzeitig die Kontrolle des Vorhandenseins der erforder- 
lichen Lichter und Nebelsignalapparate an Bord der Schiffe, unter Verbot 
des Gebrauches anderer als der vorgeschriebenen. Die ttbrigen See- 
staaten, in Erkenntnis der Notwendigkeit der Geltung gleichmäfsiger 
Normen, regelten den Gegenstand in genauer Anlehnung an die englischen 
Vorschriften. 

Durch die mannigfachen Erörterungen in nautischen Kreisen und 
die Schwankungen der Rechtsprechung in dieser Materie wurde die 
Zweckmäfsigkeit eines Teiles der Regeln in Frage gestellt, und Ver- 
handlungen zwischen den Seestaaten ftthrten schlielslich zu einer ein- 
gehenden Revision auf der im Jahre 1889 nach Washington einberufenen 
internationalen Marinekonferenz, an welcher alle gröfseren und eine 
Anzahl kleiner Seestaaten durch Delegierte vertreten waren. Nach 
langen und schwierigen Verhandlungen kam der Entwurf eines neuen 
Reglements zu stände.^) Dieser Entwurf erfuhr in der Folge durch un- 
mittelbare Verständigung zwischen den beteiligten Regierungen noch 
verschiedene Abänderungen und ist in der so erhaltenen Gestalt seit 
dem 1. Juli 1897, mit einem Vorbehalt, das allgemein geltende Recht 
geworden. Die bezüglichen Gesetze der einzelneu Staaten tragen mithin 
einen wirklich internationalen Charakter.^) 



*) Manche beschränken den Beatift des Seestrafsenrechts (auch Wegerecht 
genannt] auf die Normen, welche aie Verhütung von BchiffszusammenstÖlsen 
bezwecken. 

') HuQHBS (§ 118) charakterisiert den Zustand bis zur zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts übrigens dahin: . . . ,,there were no ruka regulating the dutiea 
of approaching veMselSt and navigation was a happy-goAuckinß experiment, in which 
the unforiunate seafaring man wag at the mercy not only Ofhia own captain, but 
of the commander$ of approaching veasds as %oeU.*^ 

*) Protocols of proceedings of the International Marine Conference, held 
in Washington. D. C. United States of America, october 16 to december 31, 
1889, 3 Yol. Washington 1890. 

^) Für das Deutsche Beich erfolgte die Neuregelung durch die Kaiserliche 
V. vom 9. Mai 1897 (R.-G.-B1. S. 215 f., dazu eine Berichtigung das. S. 462). 
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II. Dit VtrtchriflM zir VtrbMiii ta ZetaMMisteriMs ier Schiffe 

aif Sm. 

Der Inhalt dieser wenig glücklieli angeordneten Vorschriften lälst 
sich dahin zusammenfassen: 

A. Allgremeine Sesreliu 

1. Der Geltungsbereich der Vorschriften sind die See nnd die 
mit der See im Zusammenhange stehenden von Seeschiffen befahrenen 
Oewftsser, jedoch vorbehaltlich der Gültigkeit solcher Vorschriften, die 
bezüglich der Schiffahrt in Häfen, auf Flüssen oder in Binnengewässern 
«rlassen sind.^) Diese besonderen Vorschriften sind fttr fremde Schiffe 
ebenso verbindlich wie fttr nationale. 

2. Es wird femer bestimmt, unter welchen Voraussetzungen ein 
Fahrzeug als Dampfschiff und unter welchen es als Segelschiff gilt. 

3. Sodann wird definiert, welche Schiffe als in Fahrt befindlich 
zu erachten sind; dies ist von besonderer Bedeutung bezüglich der 
Lichterführung und des Verhaltens bei unsichtigem Wetter. 

4. Die Verantwortlichkeit für die Befolgung der Vorschriften 
liegt dem Schiffsführer, d. h. dem Kapitän oder dessen Stellvertreter, 
ob, in gewisser Hinsicht daneben auch dem Reeder, und soweit es sich 
am das Ausweichen zur Verhütung eines Zusammenstofsens handelt, 
wenn ein Zwangslotse angenommen ist, grundsätzlich diesem. Die 
Verantwortlichkeit erstreckt sich: auf das Vorhandensein der zur Aus- 
ftohrung der Vorschriften erforderlichen Signalapparate in brauchbarem 
Zustande, auf die Befolgung der eigentlichen Kollisionsvorschriften, auf 
die Beobachtung derjenigen Vorsichtsmafsregeln, welche durch die see- 
männische Praxis oder durch die besonderen Umstände des Falles 
geboten werden; hierher gehören namentlich die Fürsorge für gehörigen 
Ausguck, die Wahl eines angemessenen Ankerplatzes unter Berück- 
sichtigung der Lage anderer in demselben Revier zu Anker liegenden 
Fahrzeuge, die Bereithaltung der Anker zum Gebrauch, wo Ankergrund 
vorhanden nnd mit der Möglichkeit der gefährdenden Annäherung anderer 
Schiffe oder an andere Schiffe zu rechnen ist. 

Die Verantwortlichkeit liegt teils auf privatreohtlichem, teils auf 
strafrechtlichem Gebiet Hier kommt das Recht des Staates in Betracht, 
dem das Schiff seiner ^Nationalität nach angehört, bezw. in dessen 
Hoheitsgewässem die Zuwiderhandlung stattgefunden hat. 

Die einzelstaatlichen Gesetzgebungen sehen aufserdem ein Verfohren 
gegen den SchiffsfUhrer und andere Schiffsfunktionäre auf Patent- 
entziehung vor.') 



') Hier geht also Landesrecht vor Beichsrecht, bezw. ergänzt die landes- 
rechtliche Verordnung die reichsrechtliche; s. Erk. des Reichsgerichts vom 
28. Juni 18118 (Entsch. in Strafsachen^ Bd. 31 S. 225). 

*) Für das Deutsche Reich das G., betr. die Untersuchung von Seeunf allen, 
vom 27. Juli 1877 (B.-G.-Bl. 8. 549 f.) und das G., betr. den Gewerbebetrieb der 
Maschinisten auf Seedampfschiffen, vom 11. Juni 1878 (R.-G.-Bl. 8. 109). 
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B. Die besonderen Vorschriften. 

1. In der Zeit yon Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang ist den 
Schiffen anfSee das Führen bestimmter Lichter znr Pfiicbt gemacht. 
Unterschieden werden bei Schifien in Fahrt zunächst Dampffahrzenge 
und Segelfahrzeuge. Ausserdem sind besondere Vorschriften getroffen 
für: Schleppschiffe, nicht manövrierfähige Schiffe ^ Fahrzeuge, die 
Telegraphenkabel legen, aufnehmen oder auffischen, geschleppte Fahr- 
zeuge, gewisse kleinere Fahrzeuge, Lotsenfahrzeuge auf ihrer Station 
und Fahrzeuge, die tiberholt werden. Aufser den vorgeschriebenen 
Lichtem darf jedes Schiff, um die Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen^ 
nötigenfalls ein Flackerfeuer zeigen oder ein Enallsignal, welches nicht 
mit Notsignalen verwechselt werden kann, gebrauchen. Vorbehalten 
sind Stations- und Signallichter für eine Mehrheit von Kriegsschiffen 
und für Fahrzeuge unter Convoi sowie Erkennungssignale, die von 
Schiffsreedem mit amtlicher Genehmigung eingeführt sind. 

In Betreff der Lichterführung von Fischerfahrzeugen konnte 
eine internationale Vereinbarung nicht erzielt werden. Die Regeln hierfür 
sind deshalb in verschiedener Weise von den verschiedenen Staaten für 
den Bereich ihrer Zuständigkeit getroffen.^) 

2. Tagessignale, d. s. Bälle oder sonstige Körper von ver- 
schiedener Farbe, vorgeschrieben für nicht manövrierfähige Fahrzeuge, 
insbesondere solche, die Telegraphenkabel legen, und für Dampfschiffe^ 
die nur unter Segel sind, aber mit aufgerichtetem Schornstein fahren. 

3. Verhalten bei unsichtigem Wetter, oder, wie die Ver- 
ordnung spezifiziert, bei l^ebel, dickem Wetter, Schneefall oder heftigen 
Regengüssen. Es ist vorgeschrieben die Abgabe von Schallsignalen 
(Pfeife, Sirene, Nebelhorn, Glocke) und eine mäfsig geschwinde Fahrt, 
unter sorgfältiger Berücksichtigung der jedesmaligen besonderen Ver- 
hältnisse. Über das Verhalten der Seeschiffe bei unsichtigem Wetter 
haben in fachmännischen Kreisen jederzeit auseinandergehende Meinungen 
geherrscht; ebenso schwankend ist die Rechtsprechung der aufserordentÜch 
zahlreichen durch Zusammenstofsen bei Nebel hervorgerufenen See- 
Unfälle. Auch die Protokolle der Washingtoner Konferenz ergaben 
die grofsen Schwierigkeiten, welche die Feststellung dieses Teiles des 
Entwurfs bot. Es kam hierbei namentlich die Erwägung in Betracht 
dafs über den Grad der schon in den älteren Verordnungen vor- 
geschriebenen Mäfsigung der Fahrt bei Nebel völlig verschiedene An- 
sichten bestehen, und dafs auch in einzelnen Fällen Kollisionen hervor- 
gerufen worden sind, weil die Geschwindigkeit zu sehr herabgesetzt 
vnirde, so dafs das Schiff nicht mehr manövrierfähig war. Gewichtige 
Bedenken wurden femer und werden In weiten seemännischen Kreisen 
nach wie vor gegen das komplizierte Schallsignalsystem erhoben, wobei 
die Besorgnis obwaltet, dafs dadurch besonders in stark frequentierten 
Revieren grofse Vervrirrung angerichtet werden kann. 

») Für das Deutsche Reich durch die Kaiserliche V., betr. die Lichter- 
und Signalführung der Fischerfahrzeuge und der Lotsendampffahreeuge, vom 
iO. Mai 1697 (B.-G.-B1. 8. 215). 
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Die Vorschriften leiden überhaupt an dem Mangel, dafs man immer 
nur das Verhältnis von zwei Schiffen angenommen hat^ fllr welche eine 
Kollisionsgefahr angenommen wird. Dies tritt noch bedenklicher her- 
vor bei den Stenerregeln. 

4. Die über das Ausweichen aufgestellten Steuer- und sonstigen 
Manövrierregeln für Schiffe, deren Annäherung die Gefahr einer 
Kollision mit sich bringt, sind nicht unbedingt mafsgebend. Es mufs 
vielmehr bei deren Befolgung stets gehörige Rücksicht auf alle Gefahren 
der Schiffahrt und solche besonderen Umstände genommen werden, 
welche zur Abwendung unmittelbarer Gefahr ein Abweichen von den 
Vorschriften notwendig machen. 

5. Knrssignale sind akustische Signale, welche ein Dampfschiff 
bei Ansichtigkeit mit einem anderen Schiff zum Anzeigen gewisser Be- 
wegungen, die es selbst vornimmt, abzugeben hat. 

III. Vcrbaltei lach eiien Zisannettitors. 

Durch das britische Kauffahrteischiffahrtsgesetz von 1862 ist fllr 
den Fall des Zusammenstolsens zwischen zwei Schiffen dem Führer eines 
jeden derselben die Pflicht auferlegt, wenn und soweit es ohne erhebliche 
Gefahr für sein eigenes Schiff oder dessen Besatzung tunlich ist, dem 
anderen Schiffe, bezw. dessen Führer, Besatzung und Passagieren die 
nötige Hülfe zu leisten, um sie aus irgend einer durch den Zusammen- 
stofs herbeigeführten Gefahr zu retten. Zu dem Zweck sollen die Schiffe 
solange bei einander halten, bis Gewifsheit erlangt ist, dafs keines 
derselben weiteren Beistandes bedarf; vor Fortsetzung der Fahrt soll 
jeder Schiffsführer dem anderen den Namen seines Schiffes und den 
Heimatshafen sowie den Abgangs- und Bestimmungsort mitteilen. Nicht- 
beobachtung dieser Verpflichtungen wird mit Patententziehung oder 
Suspension bedroht, und es wird die Rechtsvermutung aufgestellt, dafs. 
wenn eine ausreichende Entschuldigung für die Unterlassung nicht bei- 
gebracht werden kann, in Ermangelung des Gegenbeweises, der Zu- 
sammenstofs als durch Verschulden des Schiffsführers anzusehen ist. 

Ihrem wesentlichen Inhalte nach sind diese Obliegenheiten der 
SchiffsfUhrer in der Folge in die Gesetzgebungen der übrigen Seestaaten 
übernommen.') 

§ 19. 

Signale auf See. 
I. Das MeniatioRale Slgaalbicb. 

Das auf Anregung der englischen und französischen Regierung zur 
allgemeinen Einführung gelangte Internationale Signalbuch dient zur 
Verständigung auf See und von Seeschiffen mit Landsignalstationen. 
In neuerer Zeit ist dazu eine anderweite Verständigung durch Funken- 
telegraphie getreten. 

1) Für dflfl Deutsche Beich s. die Kaiserliche V. über das Verhalten der 
Schiffer nach einem Zusammenstofs von Schiffen auf See vom 15. August 1876 
(R.-G.-B1. S. 189) nebst der ergänzenden V. vom 29. Juli 1889 (das. S. 171). 
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Das erste Internationale Signalbach wurde im Jahre 1857 rom 
britischen Handelsamt verausgabt, die erste deutsche Ausgabe erfolgte 
im Jahre 1870. Nach Vereinbarung der Seestaaten mit der grofs- 
britannischen Regierung ist das Internationale Signalbuch neu bearbeitet 
worden, namentlich hinsichtlich der Art und der Zahl der Signalflaggen; 
diese Neubearbeitung ist allgemein in Geltung seit dem 1. Januar 1902. 

II. Not- and Lotsensignale. 

Nach dem Vorgang des britischen Kauffahrteischiffahrtsgesetzes von 
1873, welches in den sect. 18 und 19 das Not- und Lotsensignalwesen 
behandelt, sind auch von den tlbrigen Seestaaten entsprechende Vor- 
schriften erlassen worden.*) 

§ 20. 

Schutz der Seefischerei. 
I. Allgemeine NorMen. 

In Gemäfsheit des Prinzips von der Freiheit des Meeres steht das 
Recht zum Betriebe der Fischerei auf hoher See, d. h. auf dem Meere 
mit Ausschlufs der nationalen Gewässer, den Angehörigen aller Staaten 
zu. Da nun kein Staat berechtigt ist, für das freie Meer einseitig 
Anordnungen mit verbindlicher Kraft für andere als seine Angehörigen 
zu erlassen, ein möglichst wirksamer Schutz aber für die Interessenten 
der Hochseefischerei in solchen Revieren, in denen Augehörige ver- 
schiedener Staaten konkurrieren, geboten ist, so mufs das internationale 
Recht Mittel für diesen Schutz gewähren. Seit Jahrhunderten gelten 
nach dieser Richtung hin eine Reihe von Gebräuchen, die auch in 
einzelstaatliche Reglements sowie in Staatsverträge (tr^ves pecheresses) 
übernommen sind. 

Zu diesen Normen, welche sowohl für das Verhalten der Fischer- 
fahrzeuge eines und desselben Landes zueinander, als auch für solche 
verschiedener Nationalität in ihrem Wechselverkehr gelten, gehören: 

1. Die Vorschriften zur Verhütung von Kollisionen zwischen 
Fischerfahrzeugen untereinander und mit anderen See- 
fahrzeugen. Eine internationale Einigung über die Lichterftlhrung der 
Fischerfahrzenge hat jedoch bisher nicht erzielt werden können; ihr 



') Für das Deutsche Reich wurde die Materie geregelt durch die Not- und 
Lotsensignalordnung für Schiffe auf See und in den Küstengewässern yom 
14. August 1876. Eine auch in der Form eiuheitliche internationale Festsetzung 
enthält jetzt Abschnitt IX der V. zur Verhütung des Zusammenstolsens der Schiffe 
auf See vom 9. Mai 1897 bezüglich der Notsignale; infolge dieser Vorschriften 
sind diejenigen in den §§ 1 bis 3 der V. vom 14. Au^st 1876 aufgehoben. 
Die Notsign^e. unterschieaen in solche bei Tage und bei Nacht, dürfen nur an- 
gewendet werden, wenn die Schiffe in Not oder Gefahr sind. Mifsbrauch ist 
strafbar, nach deutschem Becht gemäfs § 145 des Keichsstrafgesetzbuches. 
Hinsichtlich der Not- und Lotsensignale s. auch Internationales Signalbuch, 
S. XIX und XX. 
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Erlafs ist Torbehalften, und es sind bis auf weiteres die bezüglichen 
partifc:aläreii Anordna&gen mafsgebend.^) 

2. Verbote gegenseitiger Störungen im Betriebe. Die 
Fischer sollen den Betrieb so handhaben, dafs sie einander nicht beein- 
trächtigen. Keiner soll den anderen aus dem Revier verdrängen oder 
durch Aussetzen von Netzen oder sonstigen Gerätschaften den Betrieb 
des anderen stören oder in anderer Weise durch doloses Verhalten den 
Vorzug zu gewinnen suchen. 

3. Gebräuche bezüglich der gegenseitigen Httlfeleistung^ 
namentlich bei Seenot, besonders in Strandungsf allen, bei Proviantmangel, 
binsichtlich der Warnung vor Gefahr etc. Sehr eingehend waren die 
bezüglichen Pflichten und korrelativen Anspräche im 17. Jahrhundert 
fbr die Grönlandfischerei geregelt. 

II. Die Nordseelicherei. 

Die internationale Regelung ist erfolgt durch den Vertrag, be- 
treffend die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nord- 
see aufserhalb der KUstengewässer, vom 6. Mai 1882, abgeschlossen 
zwischen dem Deutschen Reich, Belgien, Dänemark, Frankreich, Grofs- 
britannien und den Niederlanden.-) Der Vertrag behandelt folgende 
Punkte: 

a) Den Vorbehalt der Fischerei in den Kttstengewässem der vertrag- 
^schliefsenden Teile ftlr deren Staatsangehörige. 

b) Die Bestimmung der Grenzen der Nordsee für die Anwendung 
•des Vertrages. 

c) Die Registrierung der Fischerfahrzeuge, die Bezeichnung derselben 
und ihres Zubehörs, die Beschaffenheit der Urkunden zum Ausweis der 
Nationalität. 

d) Das Verhalten beim Ankern und Beilegen und beim Betriebe der 
Fischerei zur Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen und Be- 
schädigungen; filr unzulässig wird erklärt der Gebrauch oder das Mit- 
fahren von Werkzeugen, die ausschliefslich zum Zerschneiden oder 
Zerreifsen von Netzen dienen. 

e) Die (selbstverständliche) Pflicht zur Beobachtung der Vorschriften, 
betreffend die zur Verhütung von Kollisionen bestimmungsmäfsig zu 
fuhrenden Lichter. 

f) Die Bergung aufgefischter seettlchtiger Fischerfahrzeuge und 
<jeräte. 

g) Die Überwachung der Fischerei durch Kriegsfahrzeuge der 
vertragschliefsenden Teile (seitens Belgiens durch Staatsschiffe), welche 

*) Für das Deutsche Reich die V., betreffend die Lichter- und Signal- 
führung der Fischerfahrzeuge etc., vom 10. Mai 1897 (B.-G.-B1. S. 215 f.) mit 
Bezug auf den Vorbehalt im Artikel 9 der V. zur Verhütung des Zusammen- 
stofsens der Schiffe auf See Tom 9. Mai 1897. 

') Eine Spezialabhandlung des Gegenstandes enthält die Dissertation von 
H. C. Hackb, fienige opmerkingen over het Politietoezicht op Zee in verband 
met de zeevisacherij-conventie van 6. Mei J882, Amsterdam 1885. Femer 
B. DK Btckebb, Le regime l^gal de la p^che maritime dans la Mer du Nord, 
Bruxelles 1901. 
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regelmäfsig die Übertretiing der Vertragflbestimmangen nnd alle Ver- 
gehen, welche sich auf die AnsUbnDg der Fischerei beziehen, ohne 
Unterschied der Nationaliät der schuldigen Fischer festzastelieu be- 
rechtigt sind. 

h) Ermächtigung der Befehlshaber der Kreuzer zur Herbeiführung 
von Vergleichen zwischen den Beteiligten aus Anlafs von Beschädigungen. 

i) Widerstand gegen die von selten des Kreuzers getroffenen An- 
ordnungen soll ohne Rücksicht auf die Nationalität des Täters wie 
Widerstand gegen die Staatsgewalt des Landes, dem das Fischerfahrzeug 
angehört, verfolgt werden. 

k) Die gerichtliche Zuständigkeit.^) 

Im Anscblufs an den internationalen Vertrag vom 6. Mai 1882 ist 
zwischen den vertragschliefsenden Teilen am 16. November 1887 ein 
Vertrag zur Unterdrückung des Branntweinhandels unter den 
Nordseefischern auf hoher See abgeschlossen und nach einer unterm 
14. Februar 1893 vereinbarten Abänderung am 11. April 1897 ratifiziert 
worden, aufser von Frankreich. Auch in, diesem Vertrage wird ein 
internationales Einschreiten der mit der Überwachung der Fischerei 
in der Nordsee beauftragten Kreuzer festgesetzt.^) 

III. Robbenfaig. 

Nicht durch förmlichen Vertrag, aber auf Grund internationaler 
Einigung ist femer seitens der beteiligten Staaten Fürsorge getroffen 
zum Schutze der Robben im nördlichen Eismeer. Der un- 
wirtschaftliche Betrieb des Robbenfanges in diesem Gebiete, insbesondere 
der Mangel einer Schonzeit hatten zu einer bedenklichen Abnahme des 
Ertrags geführt. Um der nach Verwendung von Dampfern drohenden 
gänzlichen Ausrottung der Robben entgegenzutreten, wurden auf An- 
regung der norwegischen Regiemng Probibitivmafsregeln vereinbart.') 

Zn weitläufigen Erörterungen hatte auch die Robbenfischerei im 
Behringsmeer Anlafs gegeben, zunächst infolge eines Erlasses des 



') Der in dem Vertrage zum Ausdruck gebrachten Verpflichtung der be- 
teiligten Staaten, die zu seiner Ausführung erforderlichen MaTsnahmen, ins- 
besondere die Bestrafung des Zuwiderhandelnden zu sichern, ist das Deutsche 
Reich nachgekommen durch den ErlaXs des Gesetzes vom 30. April 1884 ^R.-G.-BI. 
S. 48). Dieses bedroht, unter Ausdehnung der für Fischerfahrzeuge verbindlichen 
Vorschriften auf die Zeit ihres Aufenthaltes in den zur Nordsee gehörigen 
deutschen Küstengewässem, Zuwiderhandlungen, sofern nicht nach allgemeinen 
Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu ÖOO Mark 
oder Gef änniis bis zu 6 Monaten ; auch kann auf Einziehung verbotener Werk- 
zeuge und Geräte erkannt werden. 

*) Für das Deutsche Reich enthält das Gesetz vom 4. März 1894 (R.-G.-B1. 
S. 151) die nach dem Vertrage notwendig gewordenen Strafvorschriften, und 
zwar werden, unter Ausdehnung des Verbots auf die deutschen Küstengewässer 
der Nordsee ohne Rücksicht auf die Nationalität des Schiffes, gleich hohe 
Strafen angedroht wie durch das Gesetz vom 30. April 1884. 

') Nach dem Vorgang der englischen Seal Fishery Act, 1875, erging das deutsche 
G., betreffend die Schonzeit für den Fang der Robben, vom 4. Dezember 1876 
(R.-G.-Bl. S. 233). Dasselbe bedroht mit Geldstrafe bis zu 5000 Mark Deutsche 
und zur Besatzung eines deutschen Schiffes gehörige Ausländer, wenn sie den 



§ 20. Schuts der Seefischerei. 125 

Kaisers von Rofsland ron 1821 (ygl. § 4, Lc), zwischen BoTsland einerseits 
und Grofsbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika 
andererseits nnd später, nach Abtretung von Alaska nebst einer Anzahl 
von Inseln im Behringsmeer, namentlich der Alenten- nnd der Pribylow- 
Inseln an die Vereinigten Staaten (1867), zwischen diesen und Grofs- 
britannien. Erledigt wurde dieser Streit durch den auf Grund eines 
zwischen den beiden beteiligten Mächten abgeschlossenen Schieds- 
vertrages vom 29. Februar 1892 ergangenen Schiedsspruch vom 
15. August 1893.') 

IV. Stnttiie FiseberaiM ii dei Meemteiiei «■ Norfiaaerika. 

Die hohe Bedeutung des Fischereibetriebes in diesen Grewässern 
haben zu einer Beihe von Vereinbarungen, aber auch zu Veruneinigungen 
schwerer Art geführt Hierbei kommt namentlich in Betracht die 
Fischerei in den Gewässern um Neufundland, welches durch den Utrechter 
Frieden unter Vorbehalt von Gerechtsamen für die französischen Fischer 
von Frankreich an England abgetreten worden war; *) femer die Fischerei 
in dem an Canada und Labrador angrenzenden Meeresgebiet.') 



vom Kaiser mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen Verordnungen zuwider- 
handeln, durch welche der Fang von Bobben in den Gkgenden zwischen dem 
67. und 75. Grade nOrdlicher Breite und dem 5. Grade Ostlicher und 17. Grade 
westlicher Lftnge, vom Meridian von Greenwich aus gerechnet, für bestimmte 
Zeiten des Jah^ beschränkt oder verhoten wird. — Die Feststellung der Schon- 
zeit ist dem Wege der Verordnung vorbehalten, weil dafür mehr oder weniger 
dem Wechsel unterliegende Verhältnisse in Betracht kommen, namentlich auch 
der jeweilige Stand in Betreff der Verminderung oder der Vermehrung der 
Bobhen oder einzelner Arten derselben und der etwaige Erfolg der emzel- 
staatlichen Anordnungen mafsjrebend ist. Die Bestimmung der Schonzeit kann 
hiemach auch für einzelne Tefle des im Gesetz angeffebenen Gebietes oder auch 
für einzelne Bobbenarten verschieden getroffen weraen. — Durch die V. vom 
29. März 1877 (B.-G.-Bl. S. 409) ist sodann für das im Gesetz abgegrenzte Bevier 
das Verbot ergangen, den Fan^ von Bobben, einschlielslich aer sogenannten 
Klappmützen, vor dem 3. April jeden Jahres zu betreiben. 

') Literatur: Th. Barclat, La question des pScheries dans la mer de 
Behring, in der Bev. de dr. i. Bd. 25 (1893) S. 417 bis 465; F. y. Mabteks, 
Le tribunal d'arhitrage de Paris et la mer territoriale, in der Bev. g. de dr. i. publ. 
Bd. 1 (1894^ S. 32 bis 43; L. Bbnaült, Une nouyelle mission donn^e aux arbitres 
dans les liüges intemationaux, ä propos de l'arbitrage de Behring, das S. 44 bis 51 ; 
£. Ehgblhabdt, Du droit de propri^t^ reyendi(}u^ par les Etats-Unis d'Am^rique 
sur les phoques ä fourrure de la mer de Behring, in der Bey. de dr. i. Bd. 26 
(1891), S. 386 bis 400; W. Kaufmann, Der Behringsseefischereistreit und das Pariser 
Schiedi^eridit yon 1898, in dem Jahrbuch der Internationalen Vereinigung 
für yergleichende Bechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre zu Berlin, 
Bd. 1 (1895), S. 459 bis 489. -- Memoire sur les p^heries de) Behring (Archiyes 
diplomatiquea, mars 1895, p. 269). — A new Benring sea arbitration (The law 
Times, 9 march 1895); T. J. Lawrence, § 106; Bonfils, § 505, woselbst auch 
weitere Literatur. 

•) S. hierüber F. H. Gbffckbn, Question des pScheries de Terre Neuves 
et sur les cötes des ^tats-Unis et du Canada d'Am^rique. in der Bey. de dr. i. 
Bd. 25 (1893), S. 217 bis 233; ferner A. M^signac, Les pdcheries de Terre Neuye 
et la jurisprudence du conseil d'Etat fraxicais au sujet des actes du gouyeme- 
ments in der Bey. g. d. dr. i. publ., 1894, S. 305 bis 323. 

») Calvo, Droit intern., VI. S. 70 f. 
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§ 21. 

Schutz unterseeischer TelegraphenkabeL 
!• NttweMligkett ehies Recbtsschstzes. 

Im Jahre 1869 unterbreitete die Regierung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika den Mächten den EIntwurf einer internationalen Ver- 
einbarung zum Schutz gegen schuldhafte Beschädigung unterseeischer 
Kabel und schlug zu dessen Beratung eine Konferenz in Washington 
vor. Die meisten europäischen Regierungen brachten zwar ihre Ge- 
neigtheit, der Einladung Folge zu leisten, zum Ausdruck; ein weiteres 
Ergebnis hatte aber die Anregung nicht, weil das Projekt offenbar zu 
weit ging. Man wollte jede böswillige Zerstörung oder Beschädigung 
transozeanischer Kabel als einen Akt der Piraterie verfolgen, mit welcher 
jenes Reat seinem Charakter nach nicht die mindeste Analogie bietet. 
Eine erneute Anregung erfolgte auf der internationalen Telegraphen- 
Konferenz zu Rom im Jahre 1871; man beschränkte sich aber hier auf 
die Erklärung, dafs diese Angelegenheit die Aufmerksamkeit der 
Regierungen erheische. In der Folge trat auch die Wissenschaft in die 
Erörterung der Frage ein, und es gebührt das grofse Verdienst, unter 
sorgfältiger Begründung auf ihre Bedeutung hingewiesen zu haben, 
namentlich P. D. Fischer durch seine Abhandlung „Die Telegraphie 
und das Völkerrecht^', ^) und L. Renault durch seine Arbeit „De la 
protection internationale des cäbles t^lögraphiques sous-marins." ^) Auf 
Vorschlag Renaults und unter Zugrundelegung eines von ihm erstatteten 
Berichts unterzog alsdann das Institut de droit international den Gegen- 
stand einer Beratung, deren Ergebnis die folgenden Resolutionen waren: 

„ /. // serait trh-utik que les divers Etats s^entendissent pcur declarer que 
la destrudion ou la diterioration des cdbles saus-marins en pleine mer est un 
dilit du droit des gens, pour determiner (Vtine maniere pricise le caracthre 
dilictueux des faits et les peines applicables; sur ce demier point an aJtUxn- 
drait le degre d'unifomM compatible avec la diversite des Ugislations cri- 
minelles. 

Le droit de saisir les individus coupables, ou prisumes tels, pourrait 
etre dorniS aux navires d^Etat de toutes les nations, dans les condiiions 
riglies par les tfmtes^ mais le droit de les juger devrait etre riservi aux 
tribmtaux natUmami du navire capturi. 

2, Le cäble teligraphique sous-marin qui unit deux territoires est 
inoiolable, 

II est ä desirer, quand les Communications tiligrapMques doivent cesser 
par suite de tetat de guerre, que Von se bome aux mesures strictement 
nicessaires pour empecher Vusage du cäble, et qu^il soit mis ßn ä ces me* 
eures, ou que ton en repare les consiquences, aussitot que le permettra la 
cessation des liostilit^s.^ ') 



») Leipzig 1876, 8. 43 f. 

*) In der Bev. de dr. i., Bd. 12 (1880) 8. 251 f. und über denselben Qegen> 
stand Bd. 15 (1883), S. 17 bis 43, 619 bis 626. 
•) Annuaire 1879/80, I. 8. 351 f. 
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Die ErkeniitniSy dafs dureh die ZerstöniDg oder Beschädigiing trans- 
ozeaiuBcber Kabel die Interessen des Verkehrs auf das schwerste in Mit- 
leidenschaft gezogen werden, und dafs die Wiederherstellung von Kabeln, 
die auf dem Meeresgrunde laufen, regelmäfsig einen grofsen Zeitaufwand 
erfordert und nicht minder einen erheblichen Kostenaufwand, hatte sich 
auch anderweit Bahn gebrochen. Einer internationalen Regelung standen 
aber insofern Schwierigkeiten entgegen, als man sie auch für den 
Kriegsfall erstrebte und hierbei auf unttberwindliche Bedenken stiefs. 
Die mannigfachen Vorschläge, welche auf eine Neutralisierung der unter- 
seeischen Kabel im Kriege abzielen, sind ohne praktischen Erfolg ge- 
blieben.') 

II. Pariser Verlrai vm 1884. 

Durch den am 14. März 1884 zu Paris unter Beteiligung von 
26 Staaten abgeschlossenen Vertrag zum Schutze der unterseeischen 
Telegraphenkabel haben inzwischen die auf den Schutz in Friedens* 
Zeiten gerichteten Bestrebungen einen befriedigenden Abschlufs gefunden. 
Der Vertrag bezieht sich auf alle unterseeischen Kabel aufserhalb der 
Kttstengewässer. Die hauptsächlichsten Bestimmungen sind: 

1. Das Zerreifsen oder die Beschädigung eines unterseeischen 
Kabels ist strafbar, sofern die Handlung vorsätzlich oder durch „schuld- 
bare** Fahrlässigkeit geschieht und zur Folge haben kann, dafs die 
telegraphische Verbindung ganz oder teilweise unterbrochen oder gestört 
wird, unbeschadet der Civilklage auf Entschädigung. 

2. Die civilrechtliche Haftbarkeit, erentuell neben der Straf* 
Verfolgung, tritt auch ein fttr den Fall, dafs beim Legen oder Aus- 
bessern eines Kabeis ein anderes Kabel zerrissen oder beschädigt wird. 

3. Schutz der Arbeiten von Kabelfahrzeugen, Femhalten anderer 
Fahrzeuge sowie von Fischereigeräten und Netzen.') 

4. Zuwiderhandlungen unterliegen grundsätzlich der Zuständigkeit 
der Gerichte des Staates, dem das Fahrzeug, an dessen Bord die Handlung- 
begangen ist, angehört. 

5. Die Kommandanten der Kriegsschiffe oder der besonders be- 
stellten Aufisichtsschiffe der Vertragsmächte können, wenn sie Grund zu 
der Annahme haben, dafs ein Reat gegen die Vertragsbestimmungen 
durch ein anderes Fahrzeug als ein Kriegsschiff stattgeftinden hat, von 
dem Führer eines solchen Fahrzeugs die Vorlegung der Ausweise über 
die Schiffsnationalität verlangen und aber den Tatbestand ein Protokoll 
aufnehmen. 

6. Die Freiheit des Handels kriegführender Mächte wird durch die 
Bestimmungen des Vertrages nicht beschränkt. Der Vertrag ist, nach 
einer unterm 1. Dezember 1886 bezw. 23. März 1887 ergangenen 
Deklaration, am 1. Mai 1888 in Kraft getreten.^) 

>) 8. im flbrigen § 35. H. 

*) Ober die Lichterfünrung auf Kabelfahrzeugen s. Art. 4 der V. zur Ver- 
hütung des ZuBammenstofsens der Schiffe auf See vom 9. Mai 1897. 

^ 8. auch die Erläuterungen in dem Circulaire du Ministre de la Marine 
«t des Ck>lonie8 anx autorit^ maritimes pour Pex^cution de la Convention inter- 
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Zur Ansftthrang des Vertrages haben die Signatarmächte ver- 
schiedenartige Gesetze erlassen.^) 

§ 22. 

Internationale Maf »regeln gegen Sklaventransporte anf See.^) 

I. Oyintupelvertrai voi 1841. 

Nachdem auf den Kongressen zu Wien (1815), Aachen (1818) und 
Verona (1822) die europäischen Grofsmächte sich im Prinzip ttber die 
Notwendigkeit von Malsregeln zur Beseitigung des afrikanischen Neger- 
sklavenhandels verständigt hatten, erfolgte auf das Vorgehen Englands 
der Abschlufs einer Reihe von Verträgen, um fUr diese Verständigung 
eine praktische Wirkung zu schaffen, soweit Sklaventransporte auf See 
in Frage kamen. Das Ziel, die Unterdrückung solcher Transporte, 
konnte nur erreicht werden mittels internationaler Festsetzungen, durch 
welche ein staatliches Einschreiten, insbesondere ein Anhaltungs- und 
Üurchsuchungsrecht gegen Schiffe fremder Nationalität anf offenem 
Meere vereinbart wurde. 

Die bedeutsamste dieser Vereinbarungen ist der zwischen Preufsen, 
Österreich, Frankreich, Grofsbritannien und Rufsland am 20. Dezember 
1841 zu London abgeschlossene sog. Quintupel -Vertrag wegen Unter- 
drückung des Handels mit afrikanischen Negern. Frankreich trat im 
Jahre 1842 zurück, schlofs jedoch 1845 ein besonderes, entsprechendes 
Abkommen mit England. Durch Übereinkommen zwischen dem Deutschen 
Reich und Grofsbritannien vom 29. März 1879 ist der Vertrag von 1841 
mit einer den Zeitverhältnissen entsprechenden Modifikation auf das 

nationale du 14 mars 1884 relative ä la protection des cllbles t^l^raphiques 
flous-marinsy mitgeteilt im Joum. de dr. i. pr. S. 218 f. — Ferner G. ß. WiLSO», 
Sabmarine telegraphic cables in their international relations, lectures delivered 
at the Naval War College, August 1901, Washington 1901. 

^) Für das Deutsche Reich ist die Regelung erfolgt durch das Q. vom 
>1. November 1887 (R.-G.-B1. 1888 S. 169). Danach werden Zuwiderhandlungen 
gegen Artikel 5 (Absatz 2 bis 4) und 6 des internationalen Vertrages aufserhalb 
und innerhalb der deutschen Kflstengewässer, sofern nicht nach allgemeinen 
Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu 600 M. oder 
Gefängnis bis zu 3 Monaten bestraft, und ferner wird die Anwendung der §§ 113 
und 114 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich (Widerstand gegen die 
Staatsgewalt) auf Widerstand auch gegen Befehlshaber der Schiffe fremder 
Machte, wahrend dieselben in Ausübung der ihnen im Art. 10 des Vertrages 
erteilten Befugnisse begriffen sind (s. oben bei Ziffer 5), gesichert. Vgl. im 
übrigen O. Dambach, Das Telegraphen-Strafrecht nach der deutschen Oeaett- 
ffebung 9, Berlin 1897; femer K. Bimdino, Lehrbuch des Gemeinen Deutschen 
Straf rechts, bes. Teil, 2. Hälfte, 1. Abt., Leipzig 1901, § 216. 

*) Literatur: F. y. Mavtitz, Das internationale System zur Unterdrückung 
des afrikanischen Sklavenhandels in seinem heutigen Bestände, im Archiv für 
öffentliches Recht, Bd. 1 (1885), S. 431; C. Gabbis Die Interdiktion von Sklaven- 
handel und Seeraub in y. Holtzbndorffs Handbuch des Völkerrechts, Bd. 2, 
S. 551 f.; A. DBaiABDiNS, La France, Tesclayage et le droit de visite, in der Revue 
des deux mondes du 15 octobre 1891, S. 8641, 2. 6d, revue et compl^t^e (ne se 
vend pas); £. Schbbuno. Die Bekämpfung von Sklavenraub und Sklavenhandel 
aeit Ajifang dieses Jahrnunderts, Breslau 1897 (abgedr. in den Benneckeschen 
«trafrechtlichen Abhandlungen).— Weitere Literaturangaben bei Bonfils, vor § 398. 
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Deatsche Reich flbertragen worden; die Ratifikation ist erfolgt nach 
einer zustimmenden Erklärung der ttbrigen Vertragsmächte. Der Vertrag 
betrifft im wesentlichen folgende Punkte: 

1. Als Omndsatz ist ausgesprochen: Der Handel mit Negern ist 
den Untertanen oder unter der Flagge der kontrahierenden Staaten 
untersagt und wird fbr Seeraub erklärt. Jedes Schiff, welches diesen 
Handel betreibt, rerliert dadurch das Recht auf den Schutz der Flagge. 

2. Den dazu besonders ermächtigten Kreuzern der Vertragsmächte 
wird ein Anhaltungs- und Durchsuchungsrecht gegen die des Neger- 
sklavenhandels oder der Ausrüstung für diesen Handel yerdächtigen 
Schiffe eingeräumt, sowie die Befagnis zur Beschlagnahme und zur 
Überlieferung solcher Schiffe an die zuständige Behörde zwecks Her- 
beif&hrung der Aburteilung. 

3. Die Meeresgebiete, in denen das Dnrchsuchungsrecht ausgeübt 
werden darf, sind bestimmt bezeichnet. 

4. Es sind femer übermäfsig eingehende Festsetzungen getroffen hin- 
sichtlich des Verfahrens, besonders über: die Voraussetzungen, unter denen 
der Verdacht des Sklayenbandels und die Verurteilung des Schiffes als 
guter Prise begründet ist; die Form der Vollmachten für die Kreuzer 
und die gegenseitigen Mitteilungen über die Erteilung solcher Vollmachten 
sowie über die Stationierung der Kreuzer; die Förmlichkeiten der 
Durchsuchung, Beschlagnahme und Ablieferung; die Zuständigkeit der 
heimatlichen Gerichte für die Aburteilung nach Mafsgabe der Landes- 
gesetze; die Behandlung der kondemnierten Fabizenge; die Haftpflicht 
gegenüber den Reedern und sonstigen Interessenten bei ungerechtfertigter 
Durchsuchung oder Beschlagnahme oder bei widerrechtlichen Be- 
drückungen gelegentlich derselben; Freigabe der vorgefundenen Sklaven. 

5. Ausdrücklich ausgeschlossen ist ein Einschreiten gegen Kriegs- 
schiffe, gegen Schiffe unter Begleitung von Kriegsschiffen und gegen 
Schiffe der russisch-amerikanischen Kompagnie, die von Offizieren der 
kaiserlich russischen Marine befehligt werden und wie die Kriegsschiffe 
eine besondere Flagge führen, auch ähnlich wie solche ausgerüstet sind. 

Von den nach 1841 abgeschlossenen Verträgen sind hervorzuheben 
diejenigen zwischen Grofsbritannieu und den Vereinigten Staaten von 
^Nordamerika vom 9. August 1842 und vom 7. April 1862. 

Die Strafvorschriften gegen den Handel mit Negersklaven gehören 
der einzelstaatlichen Gesetzgebung an.^) 

*) Schon das britische G. vom 24. Juni 1824, betreffend Ergänzungen und 
Zusammenfassung der Gesetze zur Unterdrückung des Sklavenhandels, hatte den 
TranqK>rt von Sklaven zur See für Seeraub erklärt und als solchen mit der 
Todesstrafe bedroht, dazu auch schwere Strafen für Anstiftung, Vermittelung 
Beihülfe und Begünstigung vorgesehen. Das G. vom 17. Juli 1837 setzte an 
Stelle der Todesstrafe Deportation auf Lebenszeit oder nicht unter 15 Jahren, 
bezw. Gefängnis nicht unter 8 Jahren. Auch die deutschen Seeuferstaaten hatten 
Strafgesetze gegen den Negersklavenhandel erlassen, die Hansestädte bereits im 
Jahre 1837. Für PreuXsen erging zur Ausführung des Vertrages von 1841 die 
V. wegen Bestrafung des Handels mit Negersklaven vom 8. Juli 1844; die hier 
vorgesehenen Strafen sind: gegen den Kapitän, den Superkargo und den ersten 
Steuermann Zuchthaus von ö bis zu 20 Jahren; entsprechend auch für den Fall 
der Kenntnis gegen den Reeder, Versicherer und denjenigen, der zur Ausrüstung 

Pertit, IntornatioDalea Sterecht. 2 AiUff. 9 
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II. Oeieralakto tfer Biiucler JUrtisUamrei-RMftrm. 

Die Generalakte der Berliner Konferenz vom 26. Febniar 1885 
(Eongoakte) spricht den Grundsatz aas: Der Sklavenhandel ist nach den 
Prinzipien des Völkerrechts verboten ; ebenso sind verboten die Operationen» 
welche zu Lande oder znr See diesem Handel Sklaven zaflihren. 

Die näheren Vorschriften zur Durcbftthmng dieses Grundsatzes 
sind enthalten in der Generalakte der BrOsseler Antisklaverei-Konferenz 
vom 2. Juli 1890, an welcher anfser den europäischen Seestaaten die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, die selbständigen afrikanischen 
Staaten and Persien teilnahmen. Das dritte Kapitel der Akte behandelt 
ansfiihrlich die Unterdrflcknng des Sklavenhandels zur See^) nnd 
zwar hauptsächlich in folgenden Punkten: 

1. Festsetzung der Meereszone für den Geltungsbereich der Vor- 
schriften (der westliche Teil des Indischen Ozeans). 

2. Einsetzung eines internationalen Bureaus in Zanzibar. 

3. Jede der Signatarmächte soll zunächst den Sklaventransport auf 
Schiffen ihrer Flagge sowie die mifsbräuchliche Führung ihrer Flagge 
verhindern. 

4. Jeder Sklave, der sich auf ein Kriegsschiff einer der Signatar- 
mächte geflüchtet hat, soll frei sein. 

5. Festsetzung der Bedingungen, unter denen einheimischen Schiffen 
das Recht, die Flagge einer der Signatarmäcbte zu führen, verliehen 
werden darf. Die hier neu eingeführte Bezeichnung „einheimische 
Schiffe*^ findet Anwendung auf Fahrzeuge, welche eine einheimische 
Bauart und Takelung zeigen und eine Besatzung haben, von der der 
Kapitän und die Mehrzahl der Matrosen Eingeborene eines der vom 
Indischen Ozean, vom Koten Meer und vom Persischen Meerbusen 
bespülten Länder sind. Das Recht zur Flaggenführung setzt voraus: 
Der Reeder mufs Untertan oder Scbutzgenosse des Flaggenstaates sein; 
er mufs in dem betreffenden Bezirk Grundeigentum besitzen oder eine 
Kaution stellen; guter Ruf des Reeders und des Kapitäns ist nach- 
zuweisen ; dazu gehört, dafs sie niemals wegen Sklavenhandels verurteilt 
sind; die Berechtigung kann jederzeit suspendiert oder znrUckgenommen 
werden und bedarf alljährlich der Erneuerung. 

des Schiffes Geld dargeliehen hat; gegen Schiffsleute Straf arbeit bis zu b Jahren; 
aufserdem Ehrenstrafen, Verlust des Rechts zum Gewerbebetrieb, Eonfiskatioa 
des Schiffes etc. 

Für das Deutsche Reich gilt letzt das G., betreffend die Bestrafung des 
Sklavenraubes und des Sklavenhandels, vom 2H. Juli l^<ll^ (R.-G.-B1 S. 4.'f>f.]^ 
welches den Betrieb des Sklavenhandels und die vorsätzliche Mitwirkung bei 
der diesem Handel dienenden Beförderung von Sklaven mit Zuchthaus, bei 
Vorhandensein mildernder Umstände mit Gefängnis nicht unter H Monaten be- 
droht und neben der Freiheitsstrafe mit Geldstrafe bis Iü(mhi(i Mark; fakultativ 
verordnet es auch die Zulftssigkeit von Polizeiaufsicht und die Einziehung 
aller zur Begehung des Verbrechens gebrauchten oder bestimmten Gegenstände. 
Fem er werden Zuwiderhandlungen gegen die vom Kaiser mit Zustimmung des 
Bundesrats erlassenen Verordnungen zur Verhütung des Sklaven raubes und des 
Sklavenhandels mit Geldstrafe bis lOiQ Mark oder Gefängnis bedroht. 

*) Erläuterungen und Ausführungsbestimmungen in der Anl. 1 zu No. 5 
des M. V. Bl. 1895. 
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6. Bestimmungen über die Bezeichnung der Schiffe, die Musterrollen, 
die Beförderung schwarzer Passagiere. 

7. Die Anbaltung und Untersuchung der des Sklavenhandels oder der 
miüsbräuchlichen Flaggenftthrung verdächtigen Schiffe steht nach Hals- 
gabe der eingehenden Vorschriften jedem Kriegsschiff der Signatarmäohte 
zu, innerhalb der Tenitorialgewässer aber nur den Kriegsschiffen des 
Territorialstaates. Im Falle der Bestätigung des Verdachts läfst der 
Befehlshaber des Kreuzers das sistierte Schiff nach dem nächsten Hafen 
bringen, in dem sich eine zuständige Behörde derjenigen Macht befindet, 
deren Flagge es fährt, oder er ersucht einen Kreuzer dieser Macht um 
die Übernahme. 

8. Bestimmungen über das Untersuchungs- und Spmchverfahren. 
Die Bestrafung des Sklavenhandels ist durch die Gesetzgebung der 

beteiligten Staaten geregelt.') 

§ 2a. 

Verhütung der Yerbreitnng ansteckender Krankheiten« *) 

i. OäaraBtiae tai ailgeaetaea. 

Man versteht unter Quarantäne oder Kontumaz ein Landungsverbot 
zum Zweck der Verhütung der Verbreitung ansteckender Krankheiten, 
verbunden mit sanitätspolizeilicher Überwachung und anderweiten sanitäts- 
polizeilichen Mafsregeln hinsichtlich der in einen Hafen einlaufenden 
Schiffe, sowie deren Ladungen und des eingeschifften Personals. 

So viel bekannt, stammt die Einrichtung aus dem 14. Jahrhundert, 
als die Bepublik Venedig nach dem schwarzen Tod alle ans der Levante 
kommenden Schiffe einer vierzigtägigen Isolierung unterwarf, um dem 
ferneren Eingange der Pestepidemie vor/nbeugen. In der Folge hat sich 
allmählich ein geregeltes Schutzsystem gegen die Einschleppung von 
Epidemieen auf dem Seewege entwickelt, aufser gegen die Pest 
namentlich gegen Cholera und gelbes Fieber. 

Sehr ausgebildete Quarantäneanstalten befanden sich bereits im 
15. Jahrhundert an allen gröfseren Hafenplätzen des Mittelmeeres. Ihre 
Wirksamkeit betraf folgende Punkte: 

1. Verhinderung der Kommunikation mit dem Lande und mit 
anderen Schiffen; 

2. Desinfizierung an Bord; 

3. Detention der Besatzung nach 8 Tagen in einem Lazarett bis 
zu 60 Tagen; diese Frist wurde verlängert, sobald ein Erkrankungs- 
fidl im Lazarett vorkam; 

4. Desinfizierung der Ladung am Lande in isolierten Orten; 

^) Für das Deutsche Beich durch das zu I bezeichnete G. vom 28 Juli 1M95. 

*j Literatur: Sb Bakeb, The Laws relating to quarantine of Her Majesty'B 
dominioDs at home and abroad and of the principal loreign States, London 1879. 
Pboust, L'orientatlon nouvelle de la politique sanitaire, Paris Id96; Derselbe, 
La defense de TEurope contre la peste et la conförence de Venise de 1^97y 
Paris 1897. G. Kobleb, Die Qaarantänefrage in der internationalen Sanitftts- 
gesetzgebung, Wien 1^598. 

9» 
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5. harte Strafen ftlr Znwiderhandlungen gegen die Qaarantäneordnung. 
Man unterschied fünf Fälle, je nachdem das Schiff kam: 

a) von einem gaten Abgangsort — keine Quarantäne ; 

b) von einem guten Abgangsort, an welchem jedoch Verkehr mit 
Pestländern stattfand — 20tägige Quarantäne; 

c) von einem verdächtigen Ort — 25 Tage; 

d) von einem infizierten Ort — 30 Tage; 

e) mit Pest an Bord — 60 Tage. 

In der Folge wurden die Beobachtungsfristen wesentlich abgekürzt 
und auch nach anderen Richtungen hin Vereinfachungen eingeführt 

Schiffe, die Quarantäne zu halten haben, pflegen nach altem 
Gebrauch eine gelbe Flagge (mitunter auch eine grüne oder die National- 
flagge) im Vortopp oder im Grofstopp zu setzen. Nach dem Internationalen 
Signalbuch ist die Flagge Q das übliche Signal für: „Ich bin zur 
Quarantäne verpflichtet." 

Als Anhalt für die Anwendung der Quarantänemafsregeln in dem 
Einzelfalle dient der Gesundheitspafs, d. i. eine Bescheinigung der 
Obrigkeit des Abgangshafens über den dortigen Gesundheitszustand 
rücksichtlich ansteckender Krankheiten. Er ist überall da notwendig, 
wo solche Krankheiten am Abgangsorte zu herrschen pflegen. Manche 
Staaten erfordern aber die Vorlage eines Gesundheitspasses von allen 
ankommenden Schiffen. Das Attest ist am Abgangsplatze von dem 
Konsul desjenigen Staates zu beglaubigen, zu welchem der Bestimmungs- 
ort gehört, oder von einem anderen dazu ermächtigten Konsul. 

Die Quarantänevorschriflen sind für Kriegsschiffe ebenso ver- 
bindlich wie für alle anderen Fahrzeuge, soweit ihnen nicht besondere 
Erleichterungen zugestanden sind. Nur die wegen der Verletzungen der 
Vorschriften getroffenen strafrechtlichen Bestimmungen können auf das 
Personal fremder Kriegsschiffe wegen deren Exterritorialität nicht An- 
wendung finden. Die vielfach eingeräumten Vergünstigungen betreffen 
namentlich folgende Punkte: 

1. die Gewährung einer kürzeren Quarantänefrist; 

2. die Ersetzung des Gesundheitspasses durch eine Erklärung des 
Kommandanten über den Gesundheitszustand an Bord; 

3. die Zulassung zum Aufenthalt aufserhalb der eigentlichen 
Qnarantänestation, in angemessener Entfernung vom Laude, wobei dem 
Kommandanten die Verantwortlichkeit dafür obliegt, dafs keine Kom- 
munikation der Besatzung mit dem Lande stattfindet; 

4. die Freiheit von Quarantäneabgabeu. 

Es beruhen diese und andere Erleichterungen darauf, dafs ein 
Kriegsschiff infolge des offiziellen Charakters der Erklärungen seines 
Kommandanten, ferner mit Rücksicht darauf, dafs sich ein Arzt in 
amtlicher Eigenschaft an Bord befindet, und dafs es nicht dem Waren- 
transport dient, gröfsere Garantieen gegen die Verbreitung ansteckender 
Krankheiten bietet als andere Fahrzeuge.*) 

*) Für die kaiserlich deutsche Marine gelten folgende Vorschriften: Vor 
dem Abgang eines Kriegsschiffes nach einem ausländischen Hafen, sowie jedesmal 
vor dem Verlassen eines solchen Hafens hat auf Anordnung des Kommandanten 
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Kriegsschiffe, welche sich den Anordnimgen der Hafenbehörde be- 
ztl^ch der Quarantäne nicht unterwerfen su sollen glauben, müssen 
sich die Zurückweisung von dem betreffenden Platxe gefallen lassen, 
ohne dafs sie ans derselben einen Grund zur Beschwerde herleiten können. 

IL Rüvtilititllt Ftttsclniim |tgei dia EiiscMtpiNmi aütacktiitr 

Kmkktltta aaf im twMie. 

Die einheitliche Organisation eines internationalen Schutzsystems 
gegen die Yerbreitong ansteckender Krankheiten ist neueren Ursprungs. 
Eine eingreifende Regelung dnroh Einvernehmen der europäischen 
Staaten ist erfolgt nach einer Reihe von Konferenzen, deren erste auf 
Anregung der französischen Regierung in den Jahren 1851/52 zu Paris 
statt&nd. Gegenstand der Beratungen dieser Sanitätskonferenzen waren 
die Bekämpfung der Cholera und der Pest; zugleich ging das Bestreben 
auf eine Einschränkung der vielfach ttbertriebenen Vorsichtsmafsregeln 
und der zum Teil ebenso unnützen wie lästigen Eingriffe in die 
persönliche Freiheit und in die Verkehrsverhältnisse. 

Die einschlägigen Vereinbarungen sind folgende: 

a) Die Dresdener Internationale Übereinkunft, betreffend 
Mafsregeln gegen die Cholera, vom,. 15. April 1898,*) ab- 
geschlossen zwischen dem Deutschen Reich, Österreich-Ungarn, Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden und der 
Schweiz. 

Die Anlage I dieser Übereinkunft behandelt im Titel VIII den 

Seeverkehr und die Mafsnahmen in den Häfen. 

«« 

In der Folge sind dieser Übereinkunft beigetreten: Grofsbritannien 
unterm 18./15. Juli 1893 mit einem Vorbehalt bezüglich der Beobachtung 
nicht krank befundener Personen an Bord eines verseuchten Schiffes. 

b) Die Pariser Internationale Sanitätskonvention vom 
3. April 1894 nebst Zusatzerklärung vom 30. Oktober 1897,*) 
abgeschlossen zwischen dem Deutschen Reich, Österreich-Ungarn, 
Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, Grofsbritannien, Griechenland, 
Italien, den Niederlanden, Persien, Portugal, Rufsland, in der Absicht, 

der Schiffsarzt von der HafenbehOrdc einen Gesundheitspafs zu requirieren, der 
von dem Konsul desjenigen Landes, welches das Schiff demnftchst anlaufen wird, 
mit Visum versehen sein mufs. Gültig sind nur solche Gesundheitspässe welche 
innerhalb der letzten 48 Stunden vor der Abreise ausgestellt worden sind. Wenn 
in einem Hafen vorschriftsmftfsige Gesundheitspässe nicht erlangt werden können, 
entweder, weil eine Hafenbehörde, oder weil für dasjenige Land, welches von 
dem Schiff demnftchst angelaufen werden soll, ein Konsulat daselbst nicht be- 
steht, oder wenn bekannt ist, dafs für den demnächst anzulaufenden Hafen der 
Besitz eines Gesundheitspasses nicht vorgeschrieben ist, so darf von der Be- 
schaffung eines solchen Abstand genommen werden. Jedenfalls haben die 
Kommandanten die Pflicht, bei ihrer Ankunft in fremden Häfen die von den 
Beamten der Gksundheitsboote in Betreff der Gesundheitsverhältnisse an sie 
gerichteten Fragen zu beantworten. K. J. § 9, femer Anlage XIV § 94 das., 
ergänzt durch die Erlasse vom 24. Februar 1879 (M. V. Bl. S. 43) und vom 
15. August 1879 (M. V. Bl. S. 163). 

«) R.-G.-B1. 1894 S. 348 f. 

») R.-G.-B1. 1898 S. 973. 
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die bezüglich der Mekka-Pilgerfahrten zu ergreifenden Vorbengongs- 
mafsnafamen , nnd die in dem Persischen Golfe einzorichtende gesnndheits- 
polizeiliche Überwachung gemeinsam zu regeln. 

Die Anlagen der Übereinkunft und die Zusatzerklärnng betreffen: 
die Gesundheitspolizei in den Abgangshäfen der ans dem Indischen 
Ozean und aus Ozeanien kommenden Pilgerschifie, die gesundheitsr 
polizeiliche Überwachung der Pilgerfahrten im Roten Meere, die ge- 
sundheitspolizeiliche Behandlung von HerkUnften zur See im Persischen 
Golfe, die Überwachung und AusfUhrung der beschlossenen Mafsnahmen.^) 

c) Die Yenediger Internationale Sanitätskonvention, be- 
treffend Mafsregeln gegen die Binschleppang und Verbreitung 
der Pest, rom 19. März 1897 nebst der Deklaration vom 24. Januar 
1900,*) abgeschlossen zwischen dem Deutschen Reich, Österreich-Ungarn, 
Belgien, Spanien, Frankreich, Grofsbritannien, Griechenland, Italien, 
Luxemburg, Montenegro, der Türkei, den Niederlanden, Persien, Portugal, 
Rumänien, Rnfsland, Serbien und der Schweiz. 



VIL Abschnitt. 

Strandreclit und Beistandsleistung 

in Seenot. 

§ 24. 

RttckbUck/) 

In älteren Zeiten und noch allgemein im Mittelalter verstand man 
unter Strandrecht das Recht des Staates und der Uferbewohner auf 
Aneignung schiffbrtlchiger Güter, ein Recht, welches, obwohl schon 
die römische Gesetzgebung dagegen Stellung genommen hatte, fast all- 
gemein gettbt wurde.^) Die Befugnis, alle Gegenstände, die an den 
Strand getrieben waren, also Trümmer gescheiterter Schiffe, Wracks, 
Güter, sich ohne weiteres anzueignen, gerade wie Produkte des Meeres, 
wurde sogar auf Menschen ausgedehnt, und zwar sowohl auf Leichen, 
deren Kleider etc. als ein Gegenstand der freien Aneignung galten, 
wie auf Lebende, welche demgemäfs als Sklaven behandelt wurden, 
wenn man nicht die Tötung vorzog; dagegen gab es kein Mittel als 
die Auslösung. Vorzüglich wurde dieses „Recht^' geübt gegen Fremde, 
die ja überhaupt als rechtlos betrachtet wnrden, eine Anschauung, 
welche erst mit der neueren Entwickelung des Völkerrechts verdrängt 
worden ist. Hand in Hand damit ging die vorsätzliche Herbeiführung 

') Die Übereinkunft findet Anwendung auf die englischen Kolonieen und 
Besitzungen mit Ausnahme von Kanada, Neufundland, Kap der guten Hoffnung, 
Natal, Neu-Büd-Wales, Viktoria, Queensland, Tasmanien, Süd-Australien, West- 
Australien und Neu-Seehmd (U.-G.-61. 1^99 8. 266). Beigetreten ist femer 
Schweden-Norwegen unterm 6. April 1898 (E.-G.-Bl. 1898 S. 1016). 

») R.-G.-B1. Iö97 8. 43 f., 1900 8. 821 f. 

*) Literatur bei L. Perbls, Strandungsdelikte im Deutschen Recht, Breslau 1898. 

*) PiBRAHTONi, I. §§ 489, 913, 1265, 1266. 
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von Schiffbrtlohen seitens der Strandbewohner. In der mildesten Gestalt 
zeigte sich das Strandrecht, wenn der Grundherr seinen Ansprach auf 
die Erhebang einer Abgabe von dem gestrandeten Schiff beschränkte, 
gewissermafsen als ein Äquivalent ftlr die Kosten der Erhaltung des 
Strandes und den durch die-Strandung dem Ufer erwachsenen Schaden. 
Im übrigen waren sowohl die Kirche wie weltliche Machthaber, welche 
in zahlreichen Erlassen die Beraubung Schiffbrüchiger verboten und 
mit schweren Strafen bedrohten,^) gegen das Baubsystem, welches geübt 
wurde, „als wenn es zum Völkerrecht gehörte'',*) machtlos. Freilich 
verstand man es vielfach, den Kaub in eine legale Form zu kleiden. 
Man knüpfte das Recht der Aneignung an gewisse Voraussetzungen, 
im wesentlichen ging aber die alte Methode fort, und noch die pein- 
liche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. von 1532 konstatiert unter 
zahlreichen „mjsspreuchen vnd pösen vnvemunfifkigen gewonheiten" im 
Artikel 218, wie „an villen enden der myssprauch. So ein Schifiman 
mit seinem schif verferet, schiffbruchig wurde, das er alsdan der 
obrikeit desselben orts mit schiff, leib vnd guderen Verfallen seiqi 
soU^, herrscht, und verordnet, „das ein jede Obrigkeit abschaffen vnd 
daran sein soll, das sie hinfurther nit geübt, gepraucht oder gehalten 
werden," mit dem Zusatz, „Als wir dan auss kaiserlicher macht die- 
selben hiemit Uffheben, Vernichtigen vnnd abthuen, vnnd hynfurther 
nit eingefurt werdenn soUenn."*) 

Einzelne Staaten erwarben für ihre Angehörigen Freibriefe gegen 
das Strandrecht, unter anderen deutsche Hansestädte von Dänemark. 
Allgemeiner gewann ^erst im 18. Jahrhundert eine den Grundsätzen der 
Humanität und der Anerkennung einer internationalen Rechtsgemein- 
schaft mehr entsprechende Praxis, freilich nur sehr allmählich, Eingang. 



^) Das Lateranische Konzil von 1179 (cap. 3 X. de raptoribus 5, 17) ver- 
ordnete Exkommunikation. — Schwere weltliche Strafen sind angedroht in den 
Rolles d'Oldron, Art. 2& und 26, namentlich gegen Lotsen, welche vorafttslich 
in gewinnsüchtiger Absicht oder zu Gunsten des Strandherm Schiffe, die ihre 
Hfitfe in Ansprach ^nonumen haben, auf Strand setzen. «Wenn besagter Herr* 
(der Strandherr), heifst es, „so bübisch und grausam wftre, solche Leute zu dulden, 
zu beschützen und an ihren Bosheiten teilzunehmen, so soll er in Verhaft 
genommen, und alle seine Güter sollen konfisziert und verkauft werden, um 
aenen Ersatz zu tun, welchen er gebührt. Er selbst aber soll an einen Ffahl 
in der Mitte seines Hauses gebunden, und sodann das Haus von allen vier 
Seiten angezündet, und alles verbrannt, die Mauern der Erde gleich, und ein 
Öffentlicher Platz zum Schweinemarkt auf ewige Zeiten daraus gemacht werden '^ ; 
femer Art. 31: „Wenn ein Schiff an einer Küste strandet, und die Mannschaft 
sucht sieh zu retten, treibt halb ertranken an Land und hofft, man werde ihr 
zu Hülfe kommen, es begibt sich aber, wie sich denn dergleichen Menschen an 
manchen Orten finden, dals die Leute so unmenschlich, ja grausamer und bos- 
hafter als ein toller Hund sind, und die armen Unglücklichen umbringen, um 
ihres Geldes, ihrer ELleider und anderer Habseligkeiten sich zu bemächtigen, so 
soll der Herr des Ortes dergleichen Leute in Verhaft nehmen, sie an ihrem 
Leibe und Gütern strafen, sie in die See stürzen und da bleiben lassen, bis sie 
halb tot sind, alsdann sie wieder herausziehen und zu Tode steinigen, als 
Wölfe oder wütende Hunde. '^ 

J. A. i^aBLBBBCUT, Corpus juris nautici, Lübeck 1790, S. 66. 

Text nach der kritischen Ausgabe von J. KoHLBB und W. Sohebl^ 
Halle a. S. 1900. 



? 
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§ 25. 

Heutiger Rechtsznstand. 
I. 1« allftMiMi. 

Gegenwärtig sehen alle ciyilisierten Nationen das Strandrecht in 
dem Sinne, wie es vordem geübt wurde, als ein „Schandrecht^ an, 
nnd es wird nur als berechtigt allgemein anerkannt ein Anspruch als 
Äquivalent für Httlfsleistung und Bergung von Schiffen und Gtttem in 
Fällen der Strandung oder Seenot. Der Anteil des Fiskus an ge- 
borgenen Gütern oder an deren Erlös hat sich am längsten als zu 
Recht bestehend erhalten. Heut ist auch dieser Anspruch eingeschränkt; 
ein JRecht des Fiskus besteht jedoch noch auf herrenloses Strandgut. 
Schiffbrüchige Personen und Güter stehen unter dem Schutze des 
Staates. Leider ist aber die Staatsgewalt nicht unter allen Verhält- 
nissen mächtig genug, diesen Schutz so wirksam auszuüben, wie es 
wünschenswert wäre, imd auch jetzt sind in manchen Küstendistrikten 
Europas die Reminiscenzen des mittelalterlichen Strandrechts noch nicht 
ausgerottet. Die neueren Gesetzgebungen haben sich von ihnen nur 
schwer und nicht immer durchgreifend zu trennen vermocht.^) 

Gegen die willkürliche Behandlung Fremder ist durch zahlreiche 
Handels- und Schiffahrts-, sowie durch Konsularverträge, in welchen den 
Schiffbrüchigen der Vertragsteile wechselseitig Beistand, Schutz und in 
der Regel auch Gleichstellung mit den Staatsangehörigen bezüglich des 
Bergelohns zugesagt wird, Fürsorge getroffen. 

Die zur Beseitigung des mehr oder weniger 'legalen Raubsystems 
angestellten Straftatbestände, betreffend das vorsätzliche Herbeiführen 
von Strandnngen seitens der Küstenbewohner, namentlich durch Aus- 
löseben von Feuerzeichen und Aufteilung falscher Zeichen in böswilliger 
Absicht, sind zum Teil auch in die neueren Gesetzgebungen über« 
gegangen.«) 

II. BelttaRdsleiftttig rivrcli KrieitscMIt In besondtren. 

A. VerplSlehtang. 

Wenn als eine wesentliche Aufgabe der Kriegsschiffe in Friedens- 
zeiten der Schutz der nationalen Handelsschiffahrt anzusehen ist, so 



>) Für das Deutsche Reich ist die Materie einheitlich geregelt durch den 
8. Abschnitt 4. Buchs des Handelsgesetzbuchs ^Bergung und Hülfsleistung in 
Seenoth**, und durch die Strandungsordnung vom 17. l£u 1874. Das Handels- 

gesetzbuch enthält das materielle Recht vom Berge- und Hülfslohn, während die 
trandungsordnung regelt: Die Orsanisation der Strandbehörden, das Verfahren 
bei Bergung und Hfmsleistung, die Behandlung von Seeauswurf und strand- 
triftiffen sowie von versunkenen und seetriftigen Gegenständen, das Aufgebots- 
verfaLren in Bergungssachen, das Recht auf herrenlose geborgene Gegenstände 
und die Festsetzuuff der Bergungs- und Hülfskosten. 

') Das deutsche Strafgesetzbuch setzt in § 322 fest: «Wer vorsätzlich ein 
zur Sicherung der Schifffahrt bestimmtes Feuerzeichen oder ein anderes zu diesem 
Zwecke aufgestelltes Zeichen zerstört, wegschalFt oder unbrauchbar macht, oder 
ein solches Feuerzeichen auslöscht oder seiner Dienstpflicht zuwider nicht auf- 
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besteht daneben die Verpflichtang zarBeistandsleistnng in Fällen 
der Seenot den Sohiffen aller Nationen gegenüber. Diese internationale 
Pflicht liegt, anch wo sie nicht dnrch Dienstreglementa ausdrücklich fest- 
gesetzt ist, herkömmlich den Kriegsschiffen aller Staaten ob, soweit es 
sich handelt: am Rettung von Menschenleben, um Bewahrung eines 
Schiffes vor drohender und Errettung aus eingetretener Seegefiär, um 
Unterstützung bei Mangel an unentbehrlichen Gegenständen, wie Pro- 
viant,') Heizmaterial u. dgl. m., um Schutz gegen Seeräuber; dagegen 
kann eine Verpflichtung zur Bergung von Gütern nicht anerkannt 
werden. 

B. Belohnung. 

Im Anschlufs an die Verpflichtung der Kriegsschiffe zur Beistands- 
leistung in Fällen der Seenot entsteht die I^Vage : ob dem Staat, welchem 
das betreffende Kriegsschiff angehört, oder der Besatzung dieses Schiffes 
aus einer solchen Leistung ein Anspruch auf Berge- oder Httlfslohn oder 
auf anderweitige Elntschädigung erwächst? Selbstredend kann von einem 
derartigen Anspruch Überhaupt nur die Rede sein, wenn diejenigen Voraus- 
setzungen zutreffen, welche in jedem Falle, wo ein solcher Lohn in Frage 

»teilt oder ein falsches Zeiclieu, welchem geeignet ist, die Schifffahrt unsicher zu 
machen, aufstellt, insbesondere zur Nachtzeit auf der Strandhöhe Feuer anzündet, 
welches die SchilEfahrt zu gefährden geeignet ist, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. — Ist durch die Handlung die Strandung eines Schiffes 
verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe nicht unter fünf Jahren und, wenn 
der Tod eines Menschen verursacht worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter zehn 
Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein." Daneben kann auf Zulässigkeit 
von Polizeiaufsicht erkannt werden (j$ 325), und im Kriegszustand etc. greift 
§ 4 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch Platz. Ist die Handlung aus 
Fahrlässigkeit begangen worden, so ist, wenn dadurch ein Schaden verursacht 
ist, Gefängnis bis zu einem Jahre, und wenn der Tod eines Menschen verursacht 
worden, Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren verwirkt (§ 326). 

') § 33 des Schiffsverpfiegungsreglements für die kaiserlich deutsche Marine 
vom 27. März 1888 bestimmt: ^Wenn andere Schiffe sich in Noth befinden, 
darf — und zwar in erster Reihe an deutsche Handelsschiffe, in zweiter Reihe 
auch an fremde Kriegs- oder Handelsschiffe — aus den Proviantvorräthen mit 
Genehmigung des Kommandanten so viel abgelassen werden, dafs der Noth 
dadurch abgeholfen wird. Ueber die abgelassene Proviantmenge ist von dem 
Führer bezw. Kommandanten des unterstützten Schiffes Quittung zu leisten. — 
Bei Yerabfolgungen an deutsche oder andere Handelsschiffe ist von denselben 
der Werth des Proviants mit dem Einkaufspreise der letzten Beschaffung bezw. 
dem Herstellungspreise mit einem Aufschlage von 'iO^/o zu bezahlen. Sollte 
Baarzahlung nicht zu erlangen sein, so hat, wenn es die Umstände irgend ge- 
statten, der Schiffsführer über die ermittelten Beträge Wechsel in dreifacher 
Ausfertigung, auf die Rheder des Schiffes — zahlbar in üblicher Frist oder nach 
Sicht an den Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts — auszustellen. Diese 
Wechsel und die Quittung sind demnächst dem Staatssekretär des Reichs-Marine- 
Amts zur weiteren Veranlassung einzureichen. — Bei Abgaben an Kriegsschiffe 
fremder Nationen ist dasselbe Verfahren zu beobachten. Für den Fall jedoch, 
dafs die sofortige Bezahlung des Werthes und der 20% Aufschlag nicht zu 
erlangen ist, ist von einer Ausstellung von Wechseln abzusehen und nur die 
Quittung des Kommandanten an den Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts 
einzureichen, welcher die Einziehung auf diplomatischem Wege veranlaTst.*^ 
Unter Umständen wird aus Gesichtspunkten der internationalen Courtoisie auf 
eine Bezahlung verzichtet. 
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kommt, erfordert werden. Ohne Belang dagegen ist es, ob die Assistens 
mit Gefahr f)lr das eigene Schiff oder dessen Besatzung yerbnnden war 
oder nicht, da dieser Umstand nach dem Bergerecht aller Nationen nur 
eine Bedentang für die Bemessung der Höhe der Belohnung haben 
kann. 

Die britische und die nordamerikanische Gesetzgebung räumen 
grundsätzlich den Kommandanten und den Besatzungen der Kriegsschiffe 
den Anspruch auf Bergelohn M ebensoweit ein, als ein solcher anderen 
Bergem zustehen wtlrde. 

Ftlr die grofsbritannische Marine ist das Verhältnis in den Artikeln 
2090 bis 2095 der Q. B. und den Artikeln 557 bis 564 der Merchant 
Sfaipping Act, 1894, geregelt. Danach erhebt der Staat keinen Anspruch 
für Risikos, Verluste und Schäden, welche Kriegsschiffe oder deren 
Zubehör bei solchen Gelegenheiten betroffen haben. Im Falle freiwilliger 
Vereinbarung über den Bergelohu soll derselbe nicht höher als auf die 
Hälfte des Wertes der geretteten Guter und daneben ein Betrag ftir 
Unkosten festgesetzt werden. Ist ein solches Übereinkommen nicht 
erzielt worden, so wird der Ansprach, unter genauer Darstellung des 
Sachverhaltes, bei der nächsten zuständigen Behörde angemeldet; für 
die Erhebung der Klage ist die Genehmigung der Admiralität er- 
forderlich, die nur erteilt werden soU, wenn die geleisteten Dienste 
erheblich oder mit Gefahr verbunden waren. HinsichÜich der Verteilung 
des Bergelohnes kommen die Vorschriften des Prisenreglements in An- 
wendung, wenn nicht ftlr den Fall, dafs nur ein TeU der Besatzung 
tätig war, die Admiralität besondere Bestimmung trifft. Soweit die 
geretteten Güter der Krone gehören, erwächst der Besatzung des Kriegs- 
schiffes ein Anspruch auf Bergelohn nicht. 

Ftlr die nordamerikanischen Kriegsschiffe gelten ähnliche Regeln 
wie für die grofsbritannischen. Hervorzuheben ist indes die Mafsgabe, 
dafs der Präsident autorisiert ist, während der schlechten Jahreszeit 
eine entsprechende Zahl Kttstenkreuzer behufs Assistenz ftlr in Seenot 
befindliche Schiffe in Dienst stellen zu lassen, und dafs diesen während 
solchen Dienstes ein Anspruch anf Bergelohn nicht zusteht. 

Soweit die Gesetzgebungen den Gegenstand nicht besonders be- 
handeln, ist für die Beurteilung derartiger Fälle davon auszugehen, dafs 
Kriegsschiffe insofern einen eigenartigen Charakter tragen, als der Schutz 
der Seeschiffahrt in Fällen der Not mit zu ihren wesentlichen Aufgaben 
gehört. In Ermangelung von Sondervorschriften wird demgemäfs auch 
seitens der Kriegsschiffe der kaiserlich deutschen Marine für Dienste, 
welche sie deutschen oder fremden Schiffen leisten, eine Belohnung 
niemals in Anspruch genommen, und es entspricht dieser Standpunkt 
lediglich der Stellung, welche Kriegsschiffe im Staatsorganismus sowohl 
wie im internationalen Verkehr einnehmen. Wenn aber auch der Staat 
aus solchen Leistungen eine entsprechende Gegenleistung nicht be- 

') Der Ausdruck , Bergelohn "^ wird hier im Text als gleichbedeutend mit 
«salvage'* gebraucht; ^ysalvage** umfaCst nach enfflisch-amerikanischem Recht die 
Vergütung für Bergung sowohl wie für Hülfsleistung. 
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anspracht, so hindert ihn das nicht, die Entattong seiner Aufwendungen 
zn fordern.') 



VUL Abschnitt. 

Seecerexnoniell. *) 

§ 26. 






So lange das Prinzip von der Freiheit des Meeres noch nicht die 
allgemeine Anerkennung gefanden hatte, besonders aber im 17. Jahr- 
hundert, als die willkttrlichsten und zum Teil absurdesten Ansprüche 
anf Souveränetät über gewisse Meeresteile erhoben worden, war die 
Lehre vom Seeceremoniell in hohem Grade bedeutsam. Es handelte sich 
damals keineswegs blofs nm herkömmliche Höflichkeitsbezengangen, 
zn deren Forderung alle seefahrenden Nationen gleich berechtigt und 
zu deren Leistung sie gleich verpflichtet gewesen wären, sondern um die 
änüsere Bezeugung der Unterwerfung, welche einzelne Staaten, gestutzt 
auf die in Anspruch genommene Oberherrschaft über ganze Meere oder 
Meeresteile, noch mehr aber freilich auf überlegene Seestreitkräfte, von 
anderen Staaten forderten, und deren Darbringnng sie jederzeit bereit 
waren, mit Grewalt zu erzwingen. In erster Linie war es der Salut der 
Kriegsschiffe untereinander, der häufig Meinungsverschiedenheiten und 
gewaltsame Konflikte veranlafst und sogar den Vorwand zu Kriegen 
gegeben hat. Bezeichnend leitet daher auch Btnkershoek^j die Lehre 
vom Seeceremoniell mit den Worten ein: „Ut belli occado emietur, irac" 
tandum quoque, quando et quorum nambus praestanda sit revereniia,*^ 

Vorzüglich traten durch ihre Ansprüche, welche sie teils gegen- 
einander, teils anderen Nationen gegenüber erhoben, England und 
Frankreich hervor. Unter der Regierung Jakobs I. verlangte England 
in den britischen Meeren, über welche es das ausschliefsliche Hobeits- 
recht in Anspruch nahm, von allen fremden Schiffen den Salut für seine 
Kriegsschiffe durch Streichen der Segel und Flagge — ohne Bewilligung 
des Gegengrufses. Gröfsere Seemächte, wie Frankreich und Spanien, 

^) S. auch die zutreffende Kritik von Pappenheim in der Zeitschrift für 
Handelsrecht, Bd. 47, S. 156 f., mit Bezug aaf Bubchard, Bergung und Hülfeleistung 
in Beenoth, S. 74 f. — Berge- und Sülfslohn, welcher durch Fahrzeuge der 
deutschen Kriegsmarine, die nicht Kriegsschiffe sind (Fahrzeuge des Lotsen- und 
ßeezeichenwesens, WeHt-, Depot- und Safenf ahrzeuge), erworben bt, wird, nach 
Deckung der durch die Beistandsleistung der Beichskasse erwachsenen Unkosten, 
zu Belohnungen an das Personal dieser Fahrzeuge verwendet; vgl. Etat für die 
Verwaltung der Kaiserlichen Marine 1893/94, Erläuterung zu Kap. 10 Tit. 10 in 
Verbindung mit Kap. 63 Tit. 4. 

*) Qeschichtlicnes: CbEiRAC, im Anhang; F. 0. v. Moser, Abhandlung von 
dem Segel-Streichen und Schiffis-Grufs (Kleine Schriften Bd. 9 S. 287 f., Bd. 10 
S. 218 f^ Bd. 12 S. 1 f., Frankfurt a. M. J761 f.): J. F. vaw Bbeob van OüDTSi 
HOOHN, De salutatione maritima, diss., Traj. ad Bhen. 1830. 

*) Quaest. juris publ. L. 2. c. XXI. 
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unterwarfen sich dem nicht. Ludwig XIV. verordnete, dafs die fran- 
zösischen Kriegsschiffe sich den englischen gegenüber bezüglich des 
Salutes so verhalten sollten, dafs letztere keinen Vorzug hätten, und 
Philipp IL verbot auf das Entschiedenste das Niederholen der königlichen 
Flagge. Als Karl U. von England demungeachtet die Order Ja]kob8 L 
als mafsgebend allen Nationen gegenüber von neuem einschärfte, ent- 
spannen sich weitläufige Verhandlungen darüber zwischen England und 
Frankreich, und infolge der sehr energischen Sprache Ludwigs XIV. 
erging der Befebl an die englischen Admirale, die französischen Kriegs- 
schiffe sorgfältig zu vermeiden, im Fall einer unvermeidlichen Begegnung 
mit ihnen aber gleichzeitig oder gar nicht zu salutieren. Neue Konflikte 
konnten indessen nicht ausbleiben, als 1687 die englische Instruktion 
für die Kommandanten der Kriegsschiffe im Artikel 31 ihnen folgende 
Direktiven gab: „Wenn ihr in den Königlichen Meeren (zum besseren 
Verständnis sei es bemerkt, dafs diese Meere sich bis zum Gap Finisterre 
erstrecken) einem fremden Staatsschiffe begegnet, so habt ihr beim 
Passieren von demselben zu erwarten, dafs es das Marssegel streicht 
und die Flagge niederholt, um dadurch zu zeigen, dafs es die Souveränetät 
des Königs in diesen Meeren anerkennt, und wenn eines sich weigert 
oder widersetzt, so habt ihr die äufsersten Anstrengungen zu machen, 
es dazu zu zwingen, und nicht zu dulden, dals man Seine Migestät in 
irgend einer Weise beschimpft.^ In Erwiderung dieser Anmafsung ver- 
ordnete Ludwig XIV. in der von ihm unterm 15. April 1689 erlassenen 
Instruktion allgemein, dals französische Kriegsschiffe im Falle der Be- 
gegnung mit fremden Kriegsschiffen, gleichviel in welchen Meeren und 
an welchen Küsten, den ersten Grufs fordern und nötigenfalls mit Gewalt 
erzwingen sollten. 

Zwischen England und Holland, welches es abgelehnt hatte, seine 
Kommandanten zum Streichen der Flagge vor englischen Schiffen an- 
zuweisen, war es darüber im Jahre 1652 mitten im Frieden zu einem 
Seegefecht und in der Folge zum Kriege gekommen. In den Friedens- 
schlüssen von 1654 und 1674 wurde festgestellt, dafs die holländischen 
Kriegs- und anderen Schiffe in Zukunft bei der Begegnung mit englischen 
Kriegsschiffen in den britischen Meeren die Flagge und die Obersegel 
zu streichen hätten; als Grenzen der britischen Meere wurden bezeichnet 
das Kap Finisterre und Kap Staten in Norwegen. 

Im 18. Jahrhundeit kam der Gebrauch des Streichens der Flagge 
allmählich ab; man sah es als eine wirkliche Erniedrigung an. Dem- 
ungeachtet aber zwang noch im Jahre 1744, wenige Tage vor der 
Kriegserklärung Frankreichs an England, der Befehlshaber der fran- 
zösischen Seestreitkräfte auf einer Kreuzfahrt im Kanal alle ihm be- 
gegnenden englischen Kriegsschiffe, die Flagge niederzuholen. Auch in 
dem Vertrage zwischen England und Holland von 1784 fand die oben 
gedachte Bestimmung aus dem Friedensschlüsse des Jahres 1674 
wieder Aufiiahme. Zwischen verschiedenen Staaten wurden zur Ver- 
meidung von Streitigkeiten, die sich auch häufig wegen der Priorität 
des Salutes in Rücksicht auf den Rang der kommandierenden Ofiiziere 
entsponnen hatten, Übereinkommen über den auf hoher See und auf 
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den Reeden za leistenden Salut getroffen; zum Teil wurde auch der 
Saint konTentionell ganz abgeschalft. 

Die Grundlage der Segeln des heutigen Seeceremoniells 
ist die ToUkommene Gleichheit der souveränen Staaten. Die 
Bedeutung der Ehrenbezeugungen ist eine rein ceremonielle.^) 

§ 27. 

Arten der Ehrenbezeaj^ngen. 

Von den in frttheren Zeiten üblich gewesenen Ehrenbezeugungen 
sind viele aufser Gebrauch gekommen, namentlich solche^ welche den- 
jenigen, der sie erweist, erniedrigen, wie das Streichen der Flagge^), 
und solche, welche keine Gegenseitigkeit zulassen, wie das in Lee Vor- 
beipassieren.') 

Die heute üblichen internationalen Ehrenbezeugungen zerfallen in 
zwei Kategorieen : *) 

I. Der ScbMiinirt (Mit). 

1. Setzen der fremden Nationalflagge. 

2. Auf- und Niederholen (Dippen) der Flagge. 

8. Streichen der Segel, namentlich der Obersegel und der Bramstängen.*) 

4. Der Kanonengrufs bis zu 21 Schufs,*) je nach der Veranlassung 
des Saluts, verbunden mit Flaggenschmuck (Setzen der Flagge 
der fremden Nation im Vor- oder Grofstopp), Paradieren durch 
Bemannen der Kaaen und der Relings oder durch Antreten der 
Besatzung an Deck, Hurraruf, Honneurs der Sicherheitswaclie. 

5. Ehrenbezeugungen beim Begegnen von Booten. 

li. Aidere Ebrenbeieuganieii. 

1. Wechselseitige Besuche. 

2. Cercnionieller Emjrfang an Bord von Kriegsschiffen nach Mafs- 
gabe des Hanges des besuchenden Fremden. 

3. Beteiligung an nationalen Festlichkeiten in fremden Häfen. 

M Twiss (I. § 19>) erklärt mit Bezug auf jene Ansprüche, die sich auf eine 
Vorherrschaft auf dem offenen Meere gründeten: ^Aü Uiese pretcnnona nre noio 
matter of hiatori/f and an far as aalutes bettoeen the veaaela of different nationB 
on the high seoB nre concerned, tcether those acUutes conaists in strikiug the fiag^ 
or in lotoering the mils ar in firing a certain number of gun$f Hie Ceremonial ie 
essentifiüy a matter of couriesy''; und (§ 195): ^.the Ceremonial of the »alute i8 no 
larger connected toith Ute idea of the supremacy of one nation over anothtr^ 

*) v. Neuüann {§ 21a) führt irrtümlicherweise das Flaggenstreichen als 
Schiffsgrufs an. — Das Streichen der Flagge bezeichnet im Seegefecht die Absicht, 
da« SchiÄ dem Feinde zu übergeben; auf dem genommenen Schiff wird alsdann 
die Flagge des unterlegenen Teils unter derjenigen des Siegers gehifst. 

•) Clkirac, S. 75 des Anhangs: y^Prendre le denaous du vent, est In plu8 grande 
soumissioft qiii se puiase faire Bur mer,*^ 

*} Die Dienstre^lements enthalten hierüber detaillierte Vorschriften : so die 
Fl.- und S.-O. für die Kaiserliche Marine vom 17. Mai 1«95. 

^} Im internationalen Verkehr nicht mehr Üblich. 

^) Diese Zahl ist das Maximum für den internationalen Salut. S. jedoch 
in Betreff des Tranersaluts Kabinetts-Order vom 22. Oktober 1902 (M. V. BI. 
S. 331). 
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§ 28/ 

Grundsätze in Betreff der Erweisung der Ehren- 
bezeugungen. 

Im internatioDalen Verkehr setzen sich die Salnte in der fiegel 
zasammen aus Grafs nnd Gegengnifs. Die Erwiderung des Kanonen- 
grafses soll Schnfs für Schafs erfolgen, gleichTiel ob derselbe zwischen 
Kriegsschiffen untereinander oder zwischen Kriegsschiffen and Kttsten- 
batterieen gewechselt wird. 

Kein Gegengrufs erfolgt: 

1. regelmäfsig, soweit es sich am einen Salut für fremde Souveräne, 
deren Familienmitglieder, Präsidenten von Kepubliken, Diplomaten, 
höhere Offiziere etc. handelt; jedoch wird er unter Umständen auch in 
solchen Fällen geleistet; 

2. auf die bei Gelegenheit nationaler Festlichkeiten gefeuerten Salute; 

3. von Ejiegsschiffen an Kaper. 

In Betreff der Priorität gelten folgende Regeln und Gebräuche: 

1. Ein einzelnes Schiff begrttfst ein fremdes Geschwader zuerst; 
dasselbe gilt für mehrere Schiffe, welche sich mit einem fremden Gre- 
schwader vereinigen; die Httlfsflotte begrttfst die Flotte der leitenden 
Macht zuerst. 

2. Bei Begegnung einzelner Schiffe oder von Geschwadern gibt der 
Rang des Höchstkommandierenden den Ausschlag. Bei Ranggleichheit 
soll das in Lee befindliche Schiff zuerst salutieren. 

3. Kauffahrteischiffe grflfsen Kriegsschiffe zuerst Der Kanonengrufs 
von Kauffahrteischiffen wird nur beantwortet, wenn nicht weniger als 
5 Schufs als Salut gefeuert worden sind, und zwar wird auf 5 Schüfe 
mit 3 Schufs, auf mehr als 5 Schufs mit 5 Schufs, einer Mehrheit 
von salutierenden Kauffahrteischiffen mit 7 Schufs gedankt. 

4. In seinen Hpheitsgewässern kann jeder Staat für seine Flagge 
die Priorität des Salutes beanspruchen. 

Eine rechtliche Verpflichtung der Kauffahrteischiffe, 
Kriegsschiffe fremder Nationalität auf hoher See zu salu- 
tieren, kann für den heutigen Seeverkehr nicht mehr behauptet 
werden,^) und es ist schon darum ein Zwang wegen der Unterlassung 
unstatthaft. ..Der Flaggengrufs als ein Akt der Höflichkeit ist aber 
vielfach in Übung. ^ 

») G. Fr. V. Martehs, Pr^cis I. § 162. 

'} Verwirrend ist die Auseinandersetzung bei Puiluxorb (II. § 34). Er 
erkennt an, dafs grunds&tzlich auf offener See die Erweisung der Ehren- 
bezeugungen von der Courtoisie oder gegenseitigem Einvernehmen abhftngen 
müsse, fügt aber, unter Bezugnahme auf Klübbr und G. Fr. y. Martehs, hinzu: 
^According to usage howeüer. merchant vesarln are obliged to Baiute a veasel of vxir 
fentrcUly by cannon-ahot, and also hy lotorring flog and saüa; tke salute hy BtnU 
%B the mo8t tMiioZ.** Für den internationalen Verkehr besteht ein solcher Gebrauch 
gegenwärtig nicht mehr. - In den Ausfühningsbestimmungen zum italienischen 
uodice per la marina mercantile, vom 20. November Ibi9 (Art. 672) ist den 
italienischen Handelsschiffen die Pflicht auferlegt, während der Fahrt die National- 
flagge jedesmal zu hissen, wenn ein KriegsscMff des Staates oder einer be- 
freundeten Macht es dazu auffordert, indem es selbst seine Flagge hifst. 
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Allgemein erfordert wird dagegen der Salat beim Anlaufen eines 
fremden Hafens oder einer fremden Reede, beim Passieren unter den 
Forts oder Batterieen einer fremden Ktlste. In dieser Hinsicht steht es 
jedem Staate zu, für den Bereich seiner Hoheitsgewässer mafs- 
gebende Vorschriften zu erlassen und deren Beachtung nötigenfalls zu 
erzwingen.') 

Auch Kriegsschiffe haben sich in fremden Hoheits- 
gewässern den Anordnungen hinsichtlich der Salute zu unterwerten. 
Im übrigen haben sie während ihres Aufenthaltes daselbst alles zu yer- 
meiden, was als eine Kränkung der fremden Nation ausgelegt werden 
könnte, und wenn nach dieser Richtung hin ein Versehen vorgekommen 
ist, es zu entschuldigen.*) 



IX. Abschnitt. 

MitiBrirlLung 7on Seestreitkräften 
bei Erledigung irölkerreclitliclier 
Streitigkeiten auCserlialb des Kriegs- 
zustandes.') 

§ 29. 

Interventionen und Repressalien. 
I. laterveitioneii. 

Jeder unabhilngige Staat ist berechtigt, seine inneren Verhältnisse 
selbständig zu regeln, ohne einer auswärtigen Macht Sechenschaft 
darüber schuldig zu sein. Einmischungen eines Staates in die inneren 
Angelegenheiten eines anderen souveränen Staates sind demgemäfs 
grundsätzlich unzulässig. Das Prinzip der Nichtinteryention, 

*) In Betreff fremder Kauffahrteischiffe in deutschen Qewftssem bestimmt die 
V., betr. Zeigen der Nationalflagge durch Kauffahrteischiffe, yom 21. August 19()0 
(R.-G.-B1. 8. ^07): dafs diese beim Passieren einer deutschen Küstenbefestigung, 
auf welcher die Kriegsflagge weht, wenn das Passieren innerhalb 3 Seemeilen 
Tom Strande beim tiefsten Ebbestand ab gerechnet erfolgt, ferner beim Einlaufen 
in deutschen Hftfen, ingleichen beim Begegnen mit einem Schiffe der Kaiserlichen 
Marine, welches die Kriegsflagge gesetzt hat, innerhalb der vorbezeichneten 
Grenze ihre Nationalflagge zu setzen haben, und dafs die Kommandanten der 
Kriegsschiffe neben den Hafenpolizeibehörden das Zeigen der Flagge zu er- 
zwingen berechtigt sind. 

') Das Österr. B., III. bestimmt unter No. 100^: «Alles, was das berechtigte 
Eigengefühl der fremden Nation, mit welcher man in Berührung tritt, verletzen 
könnte, mufs strenge vermieden, deren Sitten und Gebräuche, deren Religion 
und Einrichtungen müssen geachtet werden/ 

*) A. V. BULMBRiMCQ, Die Staatsstreitigkeiten und ihre Entscheidung ohne 
Krieg, in F. v. HoLTzfiMDORPPs Handbuch des Völkerrechts, IV. Hamburg 
löb9; Separat- Vordruck lö«7. 
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welches hiernach die Regel bildet, erleidet aber eine Änsnahme, sobald 
ftlr einen Staat die Notwendigkeit eintritt, znr Erhaltung seiner In- 
tegrität und Würde oder zum Schutze seiner Untertanen einer fremden 
Macht gegenüber mit Forderungen aufzutreten. Die Grenzen des hierauf 
sich gründenden Interventionsrechts festzustellen, ist um so schwieriger, 
als gerade auf diesem Gebiet Politik und Recht in besonders starke 
Konkurrenz treten, die politischen Systeme und Erwägungen aber 
den Ausschlag zu gebeu pflegen; das Recht des Stärkeren fällt zudem 
hauptsächlich ins Gewicht, und ein Rückblick auf die Geschichte der 
Interventionen ergibt, ^vie hier besonders häufig Macht vor Recht zur 
Geltung kommt. Freilich haben stets, wenn eine Intervention zur Aus- 
führung kam, sowohl der Intervenient wie der Gegner es verstanden, 
deren rein politische oder diplomatische Begründung in die Form von 
Gesichtspunkten des internationalen Rechts zu kleiden.^) Auf ein näheres 
Eingehen in die Lehre von der völkerrechtlichen Zulässigkeit von Inter- 
ventionen kann an dieser Stelle um so eher verzichtet werden, als 
den hierbei in Aktion tretenden Seestreitkräften in der Regel nur die 
Exekutive zufällt. 

Die Hauptfälle solcher maritimen Aktionen betreffen: die Geltend- 
machung eines den Intervenienten zustehenden Rechts, die Erlangung 
von Genugtuung für die Verletzung eines solchen, die Ergreifung von 
Präventivmafsregeln gegen voraussichtliche Gefährdung der eigenen 
Sicherheit und Integrität oder des friedlichen Verkehrs auf See über- 
haupt, der Schutz von Staatsangehörigen und deren Interessen im Auslande 
bei erheblichen Rechtsverletzungen und hartnäckig verweigerter Genug- 
tuung oder bei Ohnmacht der fremden Staatsgewalt, solche zu schaffen. 

Interventionen sind nicht immer Zwangsaktionen; im Gegenteil 
pflegt die Einmischung zunächst in schonender Form von Ratschlägen 
und Vorstellungen und allenfalls mit in Aassicht gestelltem Zwang in 
Scene gesetzt zu werden; die Eröffnung der letzteren Perspektive pflegt 
aber erst dann zu erfolgen, wenn die freundschaftliche Interzession 
erfolglos war. Unter Umständen gewinnt freilich die Einmischung von 
vornherein den Charakter eines krießrerischen Vorgehens.* 

II. Repressalien. 

Repressalien sind Akte der Selbsthülfe; man versteht darunter 
die Reaktion gegen eine Ungerechtigkeit nach erfolglos ge- 



*) Zutreffend bezeichnet Gessner das iDterventionsrecht als ,ein Gebiet, 
wo für die Aufstellung fester Rechtsgrundsätze alle Karten und Sterne uns ver- 
lassen *", und fügt hinzu, dafs über die Anwendbarkeit desselben, ^vie die Gre- 
schichte zeige, ausschlieXslich die Politik entscheide. (Kriegführende und neu- 
trale Mächte, Berün 1877, 8. 105.) 

*) So stellte sich die Intervention der Vereinigten Staaten von Amerika 
aus Anlafs der Revolution in Kuba im Jahre IdQS dar. Die Ermächtigung 
hierzu und zugleich zur Verwendung der gesamten Land- und Seestreitkräfte 
unter Einberufung der Miliz wurde dem Präsidenten durch den Beschlufs 
des Kongresses vom 19. April erteilt, und bereits am 25. desselben Monats ge- 
nehmigte der Kongrefs einstimmig die Kriegserklärung an Spanien. 
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bliebenem Versach gOtlicher Beilegang der Differenz, mittels ent- 
Bprechender Zwangsmafsregeln, welche letztere einen positiven oder einen 
negativen Charakter tragen können. 

Völkerrechtlich begründet sind Repressalien bei jeder offenbaren 
Eechtsverletzang; es wird erfordert: 

1. ein klares Recht; 

2. Verletzung desselben; 

3. Forderung von Remedur oder Genugtaang; 

4. Ablehnung dieser Forderung. 

Ihre Erledigung finden Repressalien mit Erlangung der Remedur 
oder Genugtuung, durch anderweite gütliche Einigung oder mit Ausbruch 
des Krieges. 

Inwiefern Privatpersonen und Privateigentum als ein fbr die Aus- 
Hbnng von Repressalien geeignetes Objekt angesehen werden können, 
darüber herrscht Streit. Manche halten die Beschlagnahme von Privat- 
eigentum, z. B. von Handelsschiffen, wie sie besonders häufig vor- 
genommen wurde (s. § 30, I), für unzulässig, weil Privatpersonen nicht 
Terantwortlich zu machen seien für das von ihrer Regrierung begangene 
oder zu vertretende Unrecht, während die Gregner dieser Ansicht sich 
darauf stützen : dafs die Interessen der Staatsangehörigen mit denen des 
Staates Hand in Hand gingen und jeder einzelne ein vom Staate zu- 
gefügtes Unrecht mit zu vertreten habe; Sache des Staates sei es, 
diejenigen seiner Angehörigen, welche das Opfer solcher Repressalien 
geworden, zu entschädigen.^) 

III. Verwndiig voa Krleistchif n ti laterveatipin iid ar Vtraahm 

VM Repressallea. 

Für die Tätigkeit der Kriegsschiffe in solchen Fällen sind folgende 
Gesichtspunkte leitend: 

Ein Kriegsschiff repräsentiert im Auslande die bewaffnete Macht 
seines Heimatsstaates, dessen Interessen im Auslande in Friedenszeiten 
zunächst durch politische Vertreter wahrgenommen werden. Eine 
Intervention seitens der Kriegsschiffe ist daher nur zulässig: 

a) wenn sie von der zuständigen Staatsgewalt, sei es unbedingt, 
sei es für gewisse Eventualitäten, angeordnet ist; 

b) auf Ersuchen des zuständigen politischen Repräsentanten; 

c) um die Ehre der Flagge zu wahren; 

d) in dringenden Fällen, auf eigene Verantwortlichkeit des Kom- 
mandanten, sobald es ^sich um die Gle Währung von augen- 
blicklichem Schutz bei ernster Gefährdung von Angehörigen 
seiner Nation handelt. 

In dem letzteren Falle, der namentlich an solchen Plätzen vor- 
kommen kann, in denen ein nach europäischem Muster organisiertes 
Staatswesen nicht besteht, ist es unerläfslich, dafs dem aktuellen Ein- 
schreiten eine, wenn auch nur summarische, Prüfung der Sachlage 



») S. Ortolan, I. S. 350. 

P«r«li, latoruttoBalM SMFMlit. S. AMf. 10 
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Torausgeht; soweit aogängig, mnfs ein Einvernehmen mit dem diplo- 
matischen Vertreter hergestellt werden. Einseitige Angaben Ton Privat- 
personen, welche den Schutz einer Kriegsflagge in Ansprach nehmen^ 
fiind mit gröfBter Vorsicht an&nnehmen. Solche Leute pflegen nicht 
blofs stark zu tibertreiben, sondern sie behaupten sehr oft ein ihnen 
zugefügtes oder drohendes Unrecht, wo für sie nur Nachteile er- 
wachsen oder zu befürchten sind, die sie ihrem eigenen Verhalten zu- 
zuschreiben haben und die lediglich eine Folge ihres freiwillig gewähltea 
Aufenthaltes in dem fremden Lande sind.') 

Festzuhalten ist femer, dafs auf das blofse Ersuchen von Konsuln,, 
soweit denselben nicht etwa diplomatische Befugnisse beigelegt sind, 
aufser in dem Falle zu d, ein Einschreiten mittels militärischer Gewalt 
unzulässig ist. Denn der Konsul repräsentiert nicht den Staat, welcher 
ihn eingesetzt hat, in politischer Hinsicht; er wird auch in der Regel 
nicht in der Lage sein, die politischen Folgen in ihrem vollen Umfange 
und namentlich die mittelbaren Verwickelungen zu ermessen, welche 
aus derartigen gewaltsamen Einmischungen hervorgehen können. Die 
• Entschlief sung über eine Einmischung in auswärtige Angelegenheiten ist 
überhaupt grundsätzlich Sache der leitenden Staatsgewalt und ihrer 
hierzu berufenen Organe, 

Nicht minder schwierig wie die Prüfung der Notwendigkeit eine» 
solchen Vorgehens wird oft auch die Entschliefsung über die Art und 
die Grenzen des Einschreitens sein. Beide Schwierigkeiten fallea 
natürlich weg, wenn der Kommandant nach bestimmten Anweisungen 
zu handeln hat. Wird die Aktion auf Ansuchen eines politischen 
Bepräsentanten nnternommeu, so werden im allgemeinen die von dem- 
selben erteilten Weisungen, namentlich in Betreff der Grenzen der Aktion, 
als mafsgebend anzusehen sein; fUr die militärische Durchführung aber 
hat der Kommandant selbständig mit seiner eigenen Verantwortlichkeit 
einzutreten. Als Grandsatz gilt, dafs Gewalt nur im äufsersten Falle^ 
d. h. wenn und soweit andere Mittel nicht in Betracht kommen können, 
und dafs nicht mehr Gewalt angewendet werden soll, als zur Erreichung^ 
des gestellten Zieles erforderlich ist. Eine Zwangsaktion wird hiernach 
berechtigt erscheinen, wenn die fremde RegierungsgewaU zu Unrecht 
und hartnäckig die Remedur verweigert, oder wenn sie ohnmächtig ist, 
eine solche zu leisten. Die Erfahrung hat übrigens gelehrt, dafs häufig 
das blofse Erscheinen eines Kriegsschifies, verbunden mit einem be- 

*) ^Wer sich in einem fremden Lande uiederläfst, nimmt von vornherein 
freiwillig alle Gefahren auf sich, welchen dieses Land ausgesetzt sein kann, 
und gleichwie er an den Vorteilen der Landesbewohner teilnimmt, mufs er 
auch die Teilnahme an den Unfällen auf sich nehmen. Der äuXsere sowohl 
wie der innere Krieg gehören in die Kategorie dieser Chancen, deren Wirkungen, 
die ohne Zweifel bekhigenswert, aber oft unabhängig von dem menschlichen 
Willen sind, den Schuldigen wie den Unschuldigen treffen.* So heiXst es in 
der Note des russischen Reichskanzlers an den russischen Gesandten in London 
•vom 21. April 18C0, mit Bezug auf die Entsendung eines britischen Geschwaders 
nach Neapel und Livorno zur Unterstützung der Reklamationen britischer 
Untertanen, welche gelegentlich der Unterdrückung dort stattgehabter Unruhen 
Schäden erlitten hatten; Toscana hatte dagegen Rulslands Vermittelung in 
Anspruch genommen. S. de Cüssy, II. S. 509 f. 
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stimmten Auftreten, welches über die etwaigen Entschliefsnngen keinen 
Zweifel liefs, hinreichte, um Abhülfe zq bewirken.^) 



') Von den zahlreichen F&Uen von Interventionen mittels Kriegsschiffe 
maff der folgende, als besonders beachtenswert wegen der dabei hervorgetretenen 
völkerrechtlichen Komplikationen, hier Erwähnung finden: Nach Niederwerfung 
des ungarischen Auf Standes von 1648/49 flüchtete einer der Agenten Kossuths, 
Martin Koszta, nebst vielen anderen Teilnehmern an dem Aufstände nach der 
Türkei.^ Die Pforte lehnte die von Österreich geforderte Auslieferung der 
Flüchtlinge ab, internierte dieselben zunächst, bewillig^ ihnen jedoch später 

fegen das Versprechen, sich nicht mehr in der Türkei sehen zu lassen, die 
Einschiffung nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika. Koszta erschien 
aber im Juni \Sb3 Mrieder in Smyrna. Der Österreichische Generalkonsul ver- 
langte von dem türkischen Gouverneur die Ausweisung und lieXs ihn, nachdem 
dieser Forderung stattgegeben war, kraft seiner Jurisdiktionsgewalt am 22. Juni 
verhaften und an Bora der gerade im Hafen ankernden österreichischen Kriegs- 
brigg «Husar* bringen. Ein aus Veranlassung dieser Malsregel von den italie- 
nischen Flüchtlingen in Smyma gegen die Brigg und das österreichische Konsulat 
geplantes Komplott gelangte nicht zur Ausführung. Der Gouverneur berichtete 
nach Konstantinopel. Unvermutet traf am 2.<. Juni mittags die nordamerika- 
nische Korvette «Saint-Lewis" ein. Alsbald entsandte deren Kommandant, 
der Kapitän Ingraham, einen Offizier an Bord des „Husar* mit der Anfrage, 
ob ein Herr Martin Koszta, Bürger der Vereinigten Staaten, dort als Gefangener 
festgehalten werde? Da der Kommandant des «Husar*, Kapitän Schwarz, zur 
Zeit abwesend war, ersuchte man den amerikanischen Offizier, wieder zu kommen, 
wenn derselbe an Bord wäre. Bald darauf begab sich Kapitän Ingraham mit dem 
amerikanischen Konsul nach dem österreichischen Generalkonsulat und rekla- 
mierte den Koszta. Der Generalkonsul verweigerte die Auslieferung, da der Ge- 
fangene Ungar, mithin österreichischer und nicht amerikanischer Staatsangehöriger 
sei und durch kaum einjährigen Aufenthalt in den Vereinigten Staaten das 
dortige Bürgerrecht nicht habe erwerben können. Weitere direkte Erörterungen 
mit dem Kapitän Ingraham lehnte der Generalkonsul ab, da er in politischen 
Angelegenheiten nur mit dem Konsul zu verhandeln habe. Indessen wurde dem 
Kapitän Ingraham an Bord des , Husar" eine Unterredung mit Koszta be- 
willigt. Bei dieser Unterredung erklärte letzterer auf Befragen des Kapitäns 
Ingraham, ob er Bürger der Vereinigten Staaten sei? „nein, er sei Ungar*; 
wie lange er in Amerika gewesen? ,ein Jahr*; weshalb er von dort weggegangen 
sei? ,um sich in Smyrna niederzulassen*; ob er einen amerikanischen Pals habe? 
„nein* ; ob er in Amerika die Erklärung abgegeben habe, dafs er naturalisiert 
zu werden wünsche? „ja; aber es habe ihm dort nicht gefallen und so sei er 
abgereist*. Kapitän Ingraham erklärte hierauf in Gegenwart des österreichischen 
Generalkonsuls und des Kapitäns Schwarz dem amerikanischen Konsul: „Dieser 
Mann ist nicht Bürger der Vereinigten Staaten* und ging von Bord. — Ein in 
der Folge beabsichtigtes Attentat der Flüchtlinge auf die amerikanische Korvette 
blieb ohne Erfolg; dagegen wurden österreichische Offiziere in einem Caf^ an- 
gegriffen und einer derselben, durch einen Dolchstich verwundet, ertrank, als 
er sich durch Schwimmen an Bord flüchten wollte. 

Nachdem die Gesandten der Vereinigten Staaten und Österreichs bei der 
Pforte von den Vorgängen in Kenntnis gesetzt waren, entsandte die türkische 
Kegierung einen auXserordentlichen Kommissar zur Untersuchung der Angelegen- 
heit nach Smyrna. 

Am 28. Juni abend» um 10 LTir liefs plötzlich Kapitän Ingraham dem 
Kapitän Schwarz eine Erklärung dahin zugehen, dafs er die für den folgenden 
Tag in Aussicht genommene Wegführung des Koszta mittels eines Dampfers 
nicht dulden werde, und näherte sich mit seinem Schüfe^ die Geschütze scharf 
geladen, der Brigg. Am nächsten Tage reklamierte der amerikanische Konsul 
den Koszta bei dem österreichischen Generalkonsul; dieser lehnte ab; 4er 
amerikanische Konsul verlangte nun Aufschub des. Transports d.es Koszta, da 
die Verhandlungen in Konstantinopel schwebten;, dejr ösjlierreiohisGhe GenerÄl- 

10* 
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§ 30. 

Besondere Arten von Zwangsmafsregeln mit Bezng auf den 

Seeverkehr/) 

L Wegnahme von Handelssckifen. 

Die Wegnahme von Handelsschiflfen war in früheren Zeiten eine 
unter den europäischen Nationen gebräuchliche Art der Repressalien^ 
ja sogar vielfach als solche für den Fall eintretender Justizverweigerung 
vertragsmäfsig vereinbart. Es bedurfte alsdann zur Ausführung derselben 
nur der Ermächtigung von Kapern durch sog. lettres de reprösailles. 
Ursprünglich übten die angeblich in ihren Rechten verletzten Privatpersonen 
selbständig ohne staatliche Ermächtigung derartige Repressalien aus, 
und erst, als das Recht der Fehde und Selbsthilfe mit der Entwickelung 
des modernen Staates zurückgedrängt war, wurde diese Befugnis be- 
seitigt und die Zustimmung der Behörde, zunächst der Orts- oder 
Bezirksobrigkeit, später diejenige der obersten Regierungsgewalt, er- 
fordert. Die französische Marine-Ordonnanz von 1681 behandelt diesen 
Gegenstand unter dem Titel ,,Lettres de marque et de repr^sailles" 
(Livre III, Tit. X). Der Erteilung der Ermächtigung mufste eine Unter- 



konsul erwiderte: er werde Befehle abwarten. Kapit&n Ingraham liels die €re- 
Bchütze zurückziehen, blieb aber dicht bei der Brigg liegen. 

Am 2. JuU forderte Kapitän Ingraham die Überlieferung des Koszta bis 
4 Uhr p. m., mit der Drohung^ dafs er ihn im Weigerungsfalle mit Gewalt holen 
werde; Kapitän Schwarz erwiderte: bezüglich des Gefangenen stehe er zu Be- 
fehlen des Generalkonsuls; der Gewalt werde er Gewalt entgegensetzen. Beide 
Schiffe machten darauf gefechtsklar — mitten im Hafen, unter zahlreichen 
KAuffahrteischiffen, in einer Entfernung von etwa IQO Schritt von der Stadt! 

Der preulsische Konsul protestierte beim Gouverneur im Interesse seiner 
Landsleute und forderte, dafs ein im Hafen befindliches türkisches Kriegsschiff 
sich zwischen der Korvette und der Brigg postieren solle, und dafs die Kasten- 
batterien die Order erhielten, auf dasjenige Schiff, welches das Feuer eroffnen 
würde, zu schiefsen. Der türkische Gouverneur beschränkte sich aber darauf, 
durch einen Dragoman beim amerikanischen Konsul mündlich protestieren zu 
lassen. Der letztere achtete dessen nicht weiter, sondern forderte nochmals 
Ton dem österreichischen Generalkonsul die Überlieferung des Koszta mit dem 
Hinzufügen, dafs Kapitän Ingraham von dem Geschäftsträger der Vereinigten 
Staaten zu Konstantinopel angewiesen sei, im Ablehnungsfalle die österreichische 
Brigg in den Grund zu bohren. Die Erwiderung des österreichischen General- 
konsuls ^ng dahin: das sei ein Flibustierstreich, und der Geschäftsträger, der 
eine so niederträchtige Order erlasse und das Völkerrecht mit Füfsen trete, in 
einer Zeit, wo die Vereinigten Staaten mit Österreich im Frieden sind, müsse 
wahnsinnig geworden sein — das G^echt würde ^die Brigg annehmen. Nun 
verlangte der amerikanische Konsul, einlenkend, Überlieferung des Koszta an 
die türkische Behörde, bis die beiderseitigen Begierungen oder Gesandtschaften 
über das Weitere entschieden haben würden. Auch dies lehnte der österreichische 
Generalkonsul ab, erklärte sich aber bereit, den Q^angenen einer unparteiischen 
Behörde zu überUefem; hiemach erfolgte an demselben Tage die Übergabe 
desselben an den französischen GeneraUconsul. Später wurde er in Freiheit 

fesetzt. Die österreichische Regierung legte das völkerrechtswidrige Vorgehen 
er Organe der Vereinigten Staaten-Begierung in einem Memorandum den 
übrigen Mächten dar (de Cosst, H. S. 9d). 

^) BossB (Elements S. 106 f.) spricht sich prinzipiell gegen diese Zwangs- 
mafsregeln aufserhalb des Kriegszustandes aus. 
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Buchung, bezw. auch die diplomatische Vermittelung nach Mafsgabe der 
bestehenden Verträge vorausgehen. Noch gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts wird in Staatsveiträgen fttr den Fall der offenbaren Justiz- 
verweigerung die Ausstellung von Repressalienbriefen fttr zulässig 
erklärt, z, B. in dem Handelsvertrag zwischen England und Frankreich 
vom 26. September 1786. Später sind die Repressalienbriefe aufser 
Gebrauch gekommen; aber einen förmlichen Ausdruck, wie die Ab- 
schaffung der Kaperei im Kriege, hat das nie gefunden. Dagegen ist 
auch noch in neuerer Zeit an Kriegsschiffe die Ermächtigung zur Vor- 
nahme von Repressalien durch Wegnahme von Kauffahrteischiffen erteilt 
worden.^) Auch dies entspricht nicht den Anschauungen des Völkerrechts 
der Gegenwart. 

Die generelle Ermächtigung von Seestreitkräften zur Wegnahme 

^) Ein briÜBches Kauffahrteischiff, ,The Prince of Wales'', war im Juni 1861 
an der brasilianischen Küste gestrandet; die Küstenbewohner hatten das Strand- 
gilt geraubt. Die britische Regierung forderte von der brasilianischen eine 
&eldentsch&digung von 3200 Lstrl. Nach Ablehnung dieser Forderung nahmen, 
der ihnen erteilten Order gemäfs, in der Folge britische Kriegsschiffe auf hoher 
See in der Nähe von Rio de Janeiro fünf brasilianische Kauffahrteischiffe weg^ 
die letzteren wurden wenige Tage später wieder freigegeben, nachdem die brasi- 
lianische Regierung sich zur Leistung der Entschädigung bereit erklärt hatte. 
Die Zahlung erfolgte demnächst unter Protest gegen das Verfahren der britischen 
Regierung. In einer späteren Note forderte Brasilien Genugtuung für die Re- 

Sressalien, und da solche nicht geleistet wurde, wurden Ende Mai 1863 die 
iplomatischen Beziehungen mit England abgebrochen. (Obtolan, I. S. 359 f.) 

Als Beispiele aus früherer Zeit können folgende Fälle dienen: 

1. Unter der Regierung Cromwells wurde unter irgend einem Vorwand ein 
englisches Kauffahrteischiff an der französischen Küste angehalten und konfisziert. 
Frankreich lehnte den Ersatz des Wertes von Schiff und Ladung ab. Ohne sich 
auf weitere Verhandlungen einzulassen, erteilte Cromwell hierauf zwei Kriegs- 
schiffen Order, die französischen Fahrzeuge, welche sie im Kanal treffen würden, 
zu nehmen; dementsprechend wurden auch einige Schiffe aufgebracht und aus 
deren Erlös der geschädigte englische Schiffseigentümer schadlos gehalten, während 
man den Rest der französischen Regierung zur Verfügung stellte. DE Villeuain 
bezeichnet in seiner Geschichte Cromwells dessen Verfahren als ^insolente 
jwitice*; Ortolan (I. S. 357) bemerkt hierzu: ^C Statt justice, en effet, d^aprhs les 
mcBurs du tempt; maia justice insolente, parceque les formes diplomatiques prSalables, 
prescrites pour les riclamations avant d^en venir ä la mesure extrtme des reprS' 
saÜles, n^avaient pas iU suivves,"^ 

Z, Im Jahre 1 778 hatten englische Kreuzer eine Anzahl Bordeauxer Schiffe 
unter dem Verwände, dieselben hätten Kriegskon trebande für Amerika an Bord, 
weggenommen. Der König von Frankreich erteilte infolgedessen den Reedern 
iener Schiffe einen Repressalienbrief auf die Güter der englischen Untertanen 
bis zur Höhe des Wertes der genommenen Schiffe; die Ermächtigung lautete: 
«... Nous avons autorisS et autorisons par les prisentes signies de notre propre 
main les dits sietirs Reculi, de Basmarin et Raimbaux, ä faire saisir et arriter, 
toiis et chacun, les marckandises, effets et biens^ qu^ils trouveront en mer et sur 
terre, appartmants aux sujets du Moi d'Angleterre jutiqu^ä concurrence de la valeur 
des dits onze navires pris et chargements, dommages-intirits et frais d'exSaäionf et, 
en consiquence, avons permis et permettons aux dits exposants d^ armer des navires et 
de les employer pour recouvrer en mer, sur lesdits sujets, les pertes ci-dessus . , .* 

3. Im Jahre 17^3 beschlossen die Generalstaaten, den Admiral Reynst zu 
beauftragen, so viele venetianische Schiffe aufzubringen, als nötig sei, um ge- 
wisse Forderungen von zwei niederländischen Kaufleuten an den Residenten der 
Republik Venedig in Neapel zu decken. 
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Ton SchüFen und Gtttem des gegnerischen Staates und seiner Angehörigen 
stellt sich als unmittelbarer Yorlänfer des Krieges dar.^) Li dieser 
Form von Generalrepressalien leitete Grofsbritannien den Krim- 
krieg ein.') 

II. Wegnabiie voi Krleisschifea. 

Diese Art der yölkerrechtlichen Selbsthilfe kann za Bedenken keinen 
Anlafs geben. ^) 

III. Embargo.^) 

Man versteht unter Embargo die kraft des Rechts der Staats- 
gewalt erfolgende Zurflckhaltnng oder Beschlagnahme der in ihren 
nationalen Gewässern, namentlich in den Häfen, sich aufhaltenden fremden 
Kaoffahrteischiffe. 

Anfser als Repressalie wird eine vorübergehende Znrttckhaltang 
(arret du prince)*^) auch in Anwendung gebracht als Präventivmafsregel 
bei drohendem Kriege oder auch während eines Krieges. Der Regiemngs-^ 
gewalt, welche eine derartige Malsregel anordnet, liegt nötigenfalls die 
Fürsorge für die Besatzung der betreffenden SchiflFe ob/) 

Erfolgt in solchen Fällen die Zurückhaltung aller fremden Kauf- 
fahrteischiffe, das sog. Generalembargo, lediglich zu dem Zweck, 



*) G. Fr. V. Mabtens, Prdcis, II. § 262: ^Loraqu'on diceme des rqMrisaiües 
gSnerales et qu^on les exicute^ c'est passer de Vitat de paix ä celui de guerre^ 

') Der bezügliche Erlafs vom '29. März 18ö4 lautet: r^^ Majesty having 
determined to afford active assistatice to her allyt the Sultan of the Ottoman 
Empire^ for the p^'otection of his dominions against the encroachments and un^ 
provoked aggression of Eis Imperial Majesty ^e Emperor of all the Bussias, Her 
Majesty is therefore pleased^ by and with tfie advice of Her Privy Council, to order, 
and it is hereby ordered. that General Reprisais hegranted against tfie ships, 
vessels and goods of the Emperor of all the Russias, and of his snbjects or 
others inJhabUing within any of his countries, territories, or domtnions, so that Her 
Majestys fleets and ships shaü and may latofully seize all ships, vessels and goods 
etc.'* Das ist tatsächlich ein Kriegsmanifest. — S. auch Hazlitt und Bochb, 
S. ftl f. 

^) Hierher gehört die Beschlagnahme von zwei haitischen Korvetten durch 
die deutsche Korvette „Vineta* im Hafen von Port au Prince im Juni 1872, 
nach jahrelangen erfolglosen Verhandlungen seitens der Organe der deutschen 
Be^erung mit der haitischen Begierung, wegen verschiedener Ansprüche deutscher 
BeichsangehÖriger an die letztere. Die Besitzergreifung erfolgte ohne Wider- 
stand seitens der haitischen Besatzungen ; nach Ausführung derselben wurde an 
Bord beider Schiffe die haitische Flagge niedergeholt und die deutsche Flagge 
gesetzt. Nach einem Zwischenfall (Angriff gegen ein von der ^Vineta" ent- 
sendetes Boot durch haitische Truppen) erfolgte unmittelbar darauf die Zahlung 
der von dem Kommandanten der „yineta** für die betreffenden Beichsan^e- 
hörigen verlangten Entschädigungssumme von 3000 Lstrl. und demnächst die 
Freigabe der beiden Korvetten; ihre formelle Erledigung fand die Angelegenheit 
mit der Salutierung der haitischen Flagge bei sofortigem Gegensalut. 

*) V BüLMERiNCQ, Staatsstreitigkeiten, S. 98 f.; Peadibr-Fodärä, V. S. 723f. 
Grundsätzliche Bedenken gegen die Mafsregel erhebt Pi^deli^vbe, § 790. 

*) S. den Artikel darüber bei Caumont, S. 247 bis 265; namentlich ist die 
Behandlung der seehandelsrechtlichen Seite der Frage darin lehrreich. — Auch 
V. Steck, Versuch über Handels- und Schiffahrts- Verträge, Halle 1782, S. 3 f. 

•) Calvo, § 1277. S. ferner Pradibr-Fodbbä, V. S. 72ü; PiädeuIivee, § 793. 
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das Bekanntwerden gewisser Tatsachen, namentlich militärischer 
Operationen und Mafsnahmen, zu verhindern, weil aus diesem Bekannt- 
werden dem betreffenden Staate Nachteile erwachsen können, so hat die 
Malsregel nichts Verletzendes.') 

Über Hafensperrong im Kriege nnd über Verwendung neutraler 
Kauffahrteischiffe zu Kriegszwecken s. § 41. 

IV. Verbot des ElRlailMS von Scbiffon. 

Ein Verbot des Einlaufens von Schiffen in die sonst dem freien 
Verkehr geöffneten Häfen stellt sich als eine Zwangsmafsnahme dar, 
deren Verhängung einer besonderen Begründung bediuf.*) 

V. Friodoitblockaile. 

Die Verhängung einer Blockade aufserhaib des Kriegszustandes zur 
Oeltendmachung von Reklamationen oder zur Verhütung von Rechts- 
verletzungen ist neueren Urspnmgs.") Die erste Blockade dieser Art 
war die 1827 von England, Frankreich und Rufsland gegen Teile der 
griechischen Küste verhängte. Es folgte 1831 die Blockade der portu- 
giesischen Häfen durch Frankreich. Im Jahre 1833 blockierten England 
und Frankreich die niederländische Küste behufs Erzwingung der Ein- 
willigung in die Abtretung Belgiens. 1838 blockierte Frankreich 6 Monate 
lang die mexikanischen Häfen und von 1838 bis 1840 Buenos-Ayres 
und die argentinische Küste. Derselbe Küstenbereich wurde wiederum 
von 1845 an blockiert, und zwar bis 1847 von Frankreich und England 
gemeinschaftlich, sodann bis 1850 von Frankreich allein. Von 1842 
bis 1844 blockierten englische Schiffe Nicaragua; nach der Bekannt- 
machung des Blockadebefehlshabers sollten alle Schiffe, gleichviel welcher 
Flagge, angehalten und am Einlaufen in den Hafen von San Juan ver- 
bindert werden; gegen Zuwiderhandelnde sollte wegen Blockadebruchs 
verfahren werden. Weniger weit ging die Blockade Griechenlands durch 
England im Jahre 1850; nur griechische Schiffe wurden aufgegriffen 
und sequestriert; aber selbst diese durften einlaufen, wenn sie bona 
fide fremde Waren geladen hatten. Dann folgte 1860/61 die Blockade von 
Messina und GaSta durch Sardinien, 1862 die von Rio de Janeiro durch 
England, 1879 die der Küste von Bolivia durch Chile. 1884 erklärte 
Frankreich Forroosa in Blockadezustand; Schiffen befreundeter Staaten 

*) Kleen (Neutralit^, II. S. 64 f.) erkennt das nicht an. •— Das fran- 
zösische Dekret vom 20. Mai 1885, betreffend den Dienst in der Flotte, enthält 
im Art. 153 die allgemeine Bestimmung: y^Dans Üb coloniea frangaiseSf lorsquer 
lea intMtB du servicc de VEtat paraissent exiger que les mauvements des hätimenti 
restetU iecret$, il [le comfnandant en chef] peut requMr Vautoriti campitente d^or- 
donner Vembargo 8ur toiU bätiment frangais au etranger, en lui faisant connaitrt 
(mifidenHtUement ks mc/tyfs de aa demande et qwile devra itre la durte de Vem' 
hargo,*" — S. auch R. Ital. Art. 787, 788. 

') Im Jahre 1837 erliefs die sardinische Regierung ein solches generelles 
Verbot für alle spanischen Schiffe, weil die spaniscne Begierung den sardinischen 
Konsuln in Spanien, gleichfalls um Repressalien zu üben, das Exequatur ent- 
zogen hatte. Au^tQiruches darüber bei de Cdsst, II. 8. 326 f. 

') Sorgfältig zusammengestelltes Material enthält die Schrift: Falcke, Die 
Haup^eriode der sogenannten Friedensblockaden (1827 bis 1850), Leipzig 1891. 
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>p?iirde eine dreitägige Frist zum Auslaufen bewilligt. England lieüier 
damals durch seinen Admiral bei dem französischen Blockadebefehlshaber 
gegen die erfolgte Durchsuchung englischer Schiffe Verwahrung einlegen; 
der Zwischenfall wurde dadurch beigelegt, dals französischerseits erklärt 
wurde, man werde englischen Schiffen gegenttber von dem Dnrch- 
suchungsrecht auf hoher See, wie es im Kriegsfalle zulässig sei, keinen 
Gebrauch machen. Im Jahre 1886 verhängten Deutschland, England, 
Italien, Österreich-Ungarn und Bufsland gemeinschaftlich eine Blockade 
gegen Griechenland, um zu verhindern, dafs Griechenland sich in einen 
Krieg mit der Türkei verwickele. Die im Jahre 1888 von Deutsch- 
land, England, Italien und Portugal gegen Zanzibar erklärte Blockade 
bezweckte die Unterdrückung des Sklavenhandels; sie sollte nur die 
Einfuhr von Kriegsmaterial und die Ausfuhr von Sklaven verhindern* 
Die 1897 von den Grolsmächten über Kreta verhängte Blockade richtete 
sich wesentlich nur gegen Schiffe griechischer Flagge.*) 

Nach alledem mufs die Zulässigkeit einer Blockade 
aufserhalb des Kriegszustandes als sanktioniert durch die 
Staatenpraxis erachtet werden. Schwankend war man nur be- 
züglich der Behandlung der Blockadebrecher. 

In der Wissenschaft aber ist auch die Mafsregel an sich vielfach 
als eine völkerrechtswidrige Vergewaltigung angesehen worden. 

Zuerst trat Hautefeüille*) als ihr Gegner hervor, ohne jedoch 
überzeugende Gründe für seine Meinung beizubringen. Er leitet seinen 
Standpunkt aus der willkürlichen und verfehlten Unterstellung her, dafs 
die Blockade das Resultat der Eroberung feindlichen Gebietes sei; eine 
solche Eroberung, führt er aus, sei nur im Kriege denkbar, mithin 
auch eine Blockade nur nach ausgebrochenem Kriege zulässig. Den auf 
der Hand liegenden Einwand, dafs die mit der Ausführung einer 
Blockade beauftragten Kreuzer häufig aufserhalb des feindlichen Terri- 
torialmeeres, also in demjenigen Teile der See stationiert sind, der 
überhaupt einer Besitznahme nicht unterworfen ist, sucht er mit Gründen 
zu widerlegen, die in ihren letzten Konsequenzen gerade zu dem ent- 
gegengesetzten Ergebnis führen. Die Meinung Hautefeüilles wird 
indes vielfach geteilt. Namentlich hat sich Gessner^) stets gegen die 
Zulässigkeit von Friedensblockaden ausgesprochen. Ebenso sieht Oppen- 
heim^) die Blockade ausschliefslich als ein Kriegsmittel an und hebt 
dabei hervor: „Als das Cabinet von Washington beim Ausbruch des 
letzten grofsen nordamerikanisehen Bürgerkrieges den Fehler beging, 

Die Blockadeerklärusg yom 18. März 1897 setzte fest: „Le blocus sera 
gineral pour toua les navirea 80%i8 pavülan grec. — Le8 navirea des six Fuiasances 
(^Alkmagne, Autriche-Hongriey France, Grande' Bretagne^ Italie et Eiissie) ou des 
Etats neuires ptnMrrord venir dans les ports occupis par les forces des Puissances 
et pourront y dibarquer leurs marchandises ä la condition qu'dles ne soient desHnSes 
ni aux tr<yupes grecques, ni ä Vinteriettr de VUe. Les mouiüages pourront etre 
visit^s par les navires die la flotte internationale,^' 

«) Droits et devoirs, II. S 183, 259 f. 

>) Droit des neutres, 8. 236 f., 245, später auch in No. 307 der Augsburger 
Allgemeinen Zeitung von 1880. 

*) S. 255. 
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die Häfen der Sttdstaaten in Blockadeznstand zn erklären, statt sie ein- 
fach kraft Souveränetätsrechts zu schliefsen, da folgerten die earo- 
päischen Seemächte mit berechtigter Benutzung dieses Irrthnms, dafs sie 
die rebellischen Stldstaaten als kriegführende Partei anerkennen 
dürften.^ Es wird hier tibersehen, dals von einer Friedensblockade in 
diesem Falle keine Rede sein konnte; es bestand ein wirklicher Kriegs- 
zustand, hervorgegangen aus dem Aufstande der Stldstaaten, der den 
Charakter einer blolsen Rebellion sehr bald verloren hatte. Auch 
Bluntschli^) will die Verbindlichkeit neutralen Schiflfen gegenüber 
nicht einräumen; er verkennt, dafs die Bezeichnung „neutrale** Schiffe 
hier nicht zutrifft, insofern es sich eben nicht am den Kriegszustand 
handelt. F. v. Martens *) bezeichnet gleichfalls die Mafsregel als 
irrationell und den Neutralen gegenüber ungerecht. Femer sprechen 
sich dagegen aus: Pistoye und Duvebdy,*) v. Neumann*,) de Bürgh,*) 
DE Negrin,*) LiBBRECiiT,') H. B. Deane,*) Nys,*) Kleen,*®) Bonfils,**) 
Testa,") Glass, **) Carnazza-Amari. ^*) Rosse") verwirft zwar die 
Verhängung einer Blockade ohne voraut^gegangene Kriegserklärung, 
kommt aber anderweit") zn dem Ergebnis: die Friedensblockade sei 
allerdings, theoretisch betrachtet, rechtswidrig; bei gerechter Anwen- 
dung (?) sei sie jedoch nützlich, namentlich als Repressalie und als 
bestes Mittel, die Nachteile eines Krieges zu vermeiden. PiiDELifeVRE*') 
will ebenfalls die Blockade nur als Kriegsmittel gelten lassen, gibt aber 
zu,") dars dritte Mächte demungeachtet dieser Zwangsmafsregel im 
Frieden eine gewisse Anerkennung nicht versagt haben, und schlielst 
diese Auseinandersetzung damit: „Qyci qu^on ait ilit, ü y a certainement 
lä un usage international, ou meme^ si Von veut^ une instiiution du droit 
des gens.^ Fauchille") geht wohl am weitesten, wenn er in seinen 
Betrachtungen zu dem Ergebnis gelangt: „// ne peut paa y avoir de 
blo€U8 en iemps de paix; un hlocus etabli sans une dMaratUm de guerre 
ne dement meme pas tm blocus de guerre legitime; il constitue un acte de 
piraterie et de brigandage, qui doit faire rnettre son auteur au ban des 
nations,^ 

Den vorgedachten Anfechtungen gegenüber hat die Mafsnahme zahl- 
reiche Anhänger gefunden. 

Von älteren Publizisten trat Heffter*®) dafür ein; er bezeichnet 
deren Anwendung als vollkommen rechtmäfsig und für dritte Staaten 
verbindlich, wobei jedoch eine Konfiskation nicht stattfinde. Geffcken, 
der früher im Anscblufs an Hepfters Anschauung darlegte: wenn man 
überhaupt Repressalien anerkenne, könne die Zulässigkeit dieser Malsregel 
kaum bestritten werden, hat in der Folge diesen Standpunkt aufgegeben.**) 



1) § 507. — s) Völkerrecht» U. S. 472 f. - »j J. S. 376 f. — *) S. 26. — 
») S. 120 f. — •) S. 262. — 'J 8. 114 f. — ») S. 48. — •} 8. 69. — »<») Neutralit^, 
S. 644f. — ") §f 992, 1628, 1629. — *«) S. 228, 229. — *•) 8. 456—458. ^ 

**) Trait^ de droit international public en temps de paix; franz. Übers, 
von Montanari-Revbst, Paris 1882, II. 8. 623 f. 

»») j^l^mente, 8. 77 f. und 106 f. - »•) Guide, 8. 80 f. — *^ §§ 789 bis 80 J,. 
1057, H;63. — «•) § 797. — >•) 8. 47f. — ") § 1J2. 

■») Anm. 5 zu 8 112 bei Heffter (s. auch weiter unten). 
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Von einem anderen Gesichtspunkte ans verteidigt Gauchy ^) die Friedens- 
blockade, indem er sie als lokalisierten Krieg auffafst. Lentner ') be- 
zeichnet sie als eine Art der Bepressalien nnd beanstandet ihre Statt- 
haftigkeit nicht. Heilborn, ^) welcher die Tatsache ihrer ziemlich 
häufigen Anwendung konstatiert, will sie nicht als „schlechthin unzu- 
lässig" ansehen. Holland*) kommt gleichfalls zu dem Schlufs: „It 
would appear, that according both to practice and competent opinion^ a 
blockade in Urne of peace ü a hgitimate measure of coercion^ as agamst 
ihe StaUj or body of insurgents, which it is desired to bring to reasan.**^ 
Barclat^) sieht die Friedensblockade, wie sie neuerdings gehandhabt 
wird, als eine Flottendemonstration, nicht als eine eigentliche Blockade 
an, und hält die von Hautefeuille eingeführte Bezeichnung „blocus 
pacifique^ für nicht zutreffend; im übrigen kritisiert er es mit Bezug 
auf die Blockade von Kreta, 1897, als eine „lächerliche Prinzipien- 
reiterei", die Mafsnahme als verwerflich zu bezeichnen, da sie doch 
den Zweck verfolge, das viel gröbere Übel eines Krieges zu vermeiden. 
Seinen Austühningen sucht Baty') entgegenzutreten. Contüzzi') tritt 
für die Legitimität der Friedensblockade ein. Wenn man, so folgert 
er, den Krieg als das äulserste Mittel des völkerrechtlichen Zwanges 
anerkennt, dann sei es auch, sofern die Voraussetzung für Repressalien 
vorliege, ein Vorgehen, welches nicht so schwerwiegende und unheil- 
volle Folgen nach sich ziehe wie der Krieg. Wollte man die Priedens- 
blockade für unzulässig erklären, dann müsse man alle Gewaltakte 
aufserhalb des Kriegszustandes, also die Bepressalien allgemein, ver- 
urteilen. Allerdings könne nur die Zurückhaltung, nicht die Konfis- 
kation neutraler Schiffe für zulässig erachtet werden. Auch v. Bül- 
MERiNCQ*) lehrt, dafs die Friedensblockade, sofern für sie Rechtsregeln 
aufgestellt werden, als bedingt zulässig erachtet werden kann. Im 
Prinzip haben sich femer für die Zulässigkeit ausgesprochen Fiore',) 
RoNTiRis,^^) Pradier-Fod6rä,**) Ferguson,^*) Bivier,^*) Desjardins,**) 
Den Beer Poortügael,^*) F. J. Lawrence, *•) Pillet^') und Poinsard,'*) 
der darauf hinweist, dals die Mafsregel, welche die Praxis voll- 
kommen anerkannt habe, ihre Wirksamkeit im wesentlichen verlieren 
würde, wenn man sie ihrer Verbindlichkeit gegen Schiffe dritter Staaten 
entkleiden wollte. Abweichend nach dieser Bichtung führt Matzen**) 



>) n. S. 426 f. — •) S. 72. - «) S. 367. — *) Studies, S. 130. 
*) Th. Barclay, Les blocus pacifiques, in der Kev. de dr. i, 1897, S. 474f. 
•) M. T. Baty, Les blocus pacifiques, das. 1898, S. 606 f. 
') F. P. CONTUZZi, Diritto internationale pubblico, Milano 1889, § 148. 
•) Staatßstreitigkeiten, S. 127. — ») §§ 1324. 1325, 1735. 
*^) A. BoNTiRis, De r^volution de Tid^e de blocus pacifique, im Journ. de 
dr. i. pr. 1899, S. 225 bis 239. 

") V. §§ 75Üf. ~ ") n. S. 240f. — »•) Principes, II. S. 198 und Völkerrecht, 
§ 59 S. 375 f. 

") A. Desjaedins, Trait^ de droit commercial maritime, I., Paris 1878, S. 30. 
") S. 240 f. - ") Principles, § 159. — »') § 95. 

^') L. PoiNSARD, £tude8 de droit international conventionnel, Paris 1894, 
S. 82, 83. 

'•) S. 253, 259. 
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aos: wenn man die Wirkung einer solchen Blockade dahin einschränkt, 
dals in keiner Hinsicht der friedliche Verkehr mit dem Lande mittels 
anderer Schiffe als deijenigen des blockierten Staates gehindert wird, er- 
scheine sie insoweit vom völkerrechtlichen Standpimkte unanfechtbar. 
Aoch Olivi^) hält eine Wegnahme neutraler Schiffe f)ir unzulässig. 

Das Institut de droit international hat sich in seiner Sitzung vom 
7. September 1887 eingebend mit der Frage beschäftigt. Der Bericht- 
erstatter Perels sprach sich im Prinzip für, der Mitberichterstatter 
Geffcken gegen die Zulässigkeit der Verhängung einer Blockade in 
Friedenszeiten aus. Schliefslich nahm das Institut folgende Erklärung an: 

„L'kabliasement d'un blocus en dehors de tital de guerre ne dait etre 
coneidth'e comme permie par le droit dee gens que saue lea canditions sui- 
vantes: 

i** Lee naviree de j^avUlon etranger peuvent entrer libf*ement malgri le 
blocus; 

2^ J^e blocus doU etre cUclare et noüfii officiellement, et maintenu par 
une force süffisante; 

3^ Les navires de la puissance bloquie qui ne respectent pas un pareü 
blocus peuvent etre sequestres. Le blocus ayant cesse, ils doivent etre 
restituh avec leurs cargaisons ä leurs propri^taires, mais sans didommagement 
ä aucun titre."^) 

Die in der Verhandlung für die Zulässigkeit der Verhängnng von 
Blockaden aufserhalb des Kriegszustandes geltend gemachten Gründe 
müssen aufrecht erhalten werden. Die Gegner lassen aufser Acht, dafs 
selbst harte Repressalien und sonstige Zwangsmafsregeln, auch wenn 
sie die Interessen der Angehörigen dritter Staaten in Mitleidenschaft 
ziehen, ein geringeres Übel sind als der Krieg, das äufserste Mittel 
der völkerrechtlichen Selbsthülfe. Die Kriegseröfinung ist eben nicht 
der einzige Weg völkerrechtlicher Gewaltaktionen. Ein zwangsweises 
Eingreifen ohne den Charakter des kriegerischen Angriffes dient gerade 
zur Vermeidung des Krieges. Am wenigsten aber kann der Umstand, 
dafs die Friedensblockade eine Mafsregel neueren Ursprungs ist, gegen 
die Zulässigkeit ihrer Anwendung geltend gemacht werden. Auch 
schliefst der Umstand, dafs die Pariser Deklaration vom 16. April 1856, 
betreffend das Seekriegsrecht, die Blockade behandelt, ihre Anwend- 
barkeit aufserhalb des Kriegszustandes nicht aus; diese Deklaration setzt 
nur fest, was im Kj-iege die Voraussetzung einer rechtsverbindlichen 
Blockade ist. Eine Ungerechtigkeit gegenüber dritten Staaten oder 
deren Angehörigen kann füglich dann nicht behauptet werden, wenn 
man Schiffe und Güter der letzteren im Falle des Blockadebruchs nicht 
der Einziehung, sondern nur einer vorläufigen Festhaltung unterwirft. 

~) § 74, D. — 2) Annuaire 1887/1888, S. 275f. 



Z-sreiter Teil. 

Seekriegsrecht 



I. Abschnitt 

Das irerliältnis der Eriegsparteien. 

§ 31. 

Einleitung. 
I. Charakter des Krieges. 

Die vielfach erörterten Fragen, ob der Krieg überhaupt erlaubt 
und unter welchen Voraussetzungen ein Krieg als gerechtfertigt an- 
gesehen werden könne, gehören nicht in die Lehre des positiven Völker- 
rechts. Die Staatenpraxis hat zu allen Zeiten die Zulässigkeit anerkannt, 
und auch der moderne Kulturstaat hält denselben Standpunkt fest. Man 
kann demgemäfs nur mit der Tatsache rechnen, dafs der Krieg ebenso- 
wenig vermeidbar ist, wie es Streitigkeiten und Gewaltakte zwischen 
einzelnen Personen sind. Dem Völkerrecht aber fällt die Aufgabe zu, 
seine civilisatorische Macht auf diesem Gebiete zur Geltung zu bringen, 
darauf fufsend, dafs der Krieg ein Rechtsmittel, nämlich das äufserste 
Mittel der SelbsthUlfe, sei. Nur wenn man hiervon ausgeht, lassen sich 
Bechtsnormen für den Kriegszustand aufstellen, deren Ziel die möglichste 
Minderung und Milderung seiner Übel ist. Sieht man dagegen den 
Krieg als einen Zustand an, welchem die rechtliche Basis fehlt, so 
öfliiet man damit auch jeder Willkür in seinem Verlaufe die Pforten. 
Die Frage, ob ein Krieg ein gerechter sei, ist für das Völkerrecht ohne 
praktische Bedeutung, schon aus dem Grunde, weil es keinen Richter 
gibt, der darüber zu entscheiden zuständig wäre. Indessen ist die 
Frage, welcher Krieg als ein gerechter anzusehen sei, nicht nur 
von Philosophen und Politikern, sondern, nach Grotiüs' Vorgang,^) auch 
vielfach in der Rechtslehre mehr oder weniger eingehend behandelt 
worden.*) 

») De jure belU ac pacia, lib. H. c. XXII f. 
") So bei Bluntschli, §§515 bis 518. 
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II. Begriff tfet Kriigtreclito. 

Das Kriegsrecht ist der Inbegriff der Normen, welche 
im Falle eines Krieges vom Standpunkte des Völkerrechts 
aas für das Verhältnis der Kriegsparteien zueinander und 
zu dritten Mächten (Neutralen) gelten. Diese Nonnen bilden die 
Grundlage für den internationalen Rechtsschatz, auf welchen nicht nur 
der Private Anspruch hat, sondern der auch für die Streitkräfte selbst 
nach mannigfachen Richtungen hin erforderlich ist. Solche Regeln kannte 
das Altertum nur vereinzelt, z. B. hinsichtlich der Parlamentäre. Erst 
der Geist des neueren Kulturlebens und die allmählich eindringende 
Auffassung, dafs der Krieg nur ein notwendiges Übel sei, dafs sich auch 
die Kriegführung auf solche Aktionen zu beschränken habe, die zur 
Beseitigung dieses Übels erforderlich sind, dafs mithin jede zwecklose 
Grausamkeit verpönt ist, dafs der Krieg zwischen Staaten und deren Streit- 
kräften, nicht aber gegen Privatpersonen geführt werden soll, haben zu 
einem System von Grundsätzen geführt, welche das Streben nach mög- 
lichst humaner Kriegführung deutlich erkennen lassen, und deren Nicht- 
beachtung nur in dem Falle der äufsersten Not, als sogenannte Kriegs- 
raison, gerechtfertigt erscheinen kann. 

Das Kriegsrecht ist aber auch heute noch die schwankendste 
Materie des Völkerrechts, und in erhöhtem Mafse gilt dies für das 
Seekriegsrecht, d. h. denjenigen Teil der Materie, welcher sich auf 
die Verhältnisse der Kriegführenden zueinander und der Neutralen 
auf dem maritimen Gebiete bezieht. 

Wenn auch im allgemeinen für den Landkrieg und den Seekrieg 
dieselben Grundregeln gelten, so liegt es doch einerseits in der 
Natur der Sache und ist es andererseits durch eine jahrhundertealte 
Praxis begründet, dafs für den Seekrieg eine Reihe besonderer Maximen 
und Gebräuche, abweichend von der allgemeinen Kriegspraxis, bestehen, 
deren Eigentümlichkeiten sowohl in den Beziehungen zwischen den krieg- 
führenden Teilen selbst, als auch in deren Verhältnis zu den Neutralen 
hervortreten. In ersterer Hinsicht sei namentlich hervorgehoben, dafs 
der Seekrieg auch gegen das Eigentum von Privatpersonen geführt 
wird, in letzterer kommen die mannigfachen Einschränkungen des neu- 
tralen Seehandelsverkehrs in Betracht. Wenn der Seekrieg früher ledig- 
lich ein Raubkrieg war, so ist er es heute noch in gewissem Umfange. 
Die neuere Doktrin und zum Teil auch die Praxis sucht d.em entgegen- 
zuwirken (8. § 36). 

Vor dem Kriegsrecht stehen die kriegführenden Teile gleich. Wollte 
man das nicht anerkennen, so wtlrde damit überhaupt der Rechtsboden 
entfallen. Die früher bisweilen aufgestellte Ansicht, dafs der ungerecht 
angegriffene Staat in den Mitteln der Abwehr weniger beschränkt sei 
als sein Gegner, ist unhaltbar. Jeder Teil pflegt ja auch sich für den 
ungerechtfertigterweise herausgeforderten beziehungsweise angegriffenen 
zu halten oder doch auszugeben. 
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§ 32. 

KriegfOhrende Parteien. 
I. LeiitiMtiPi ar Krieffibnuf. 

Vermöge der Gleichheit der unabhängigen Staaten steht das Recht, 
Krieg zu erklären nnd zu ftlhren, einem jedem derselben zu. Aasgetlbt 
wird dieses Recht regelmäfsig durch die oberste Staatsgewalt nach 
Mafsgabe der staatsgrundgesetzlichen Bestimmungen; in zusammen- 
gesetzten Staaten ist es in der Regel der Zentralbundesgewalt vor- 
behalten. Im Deutschen Reich steht nach Artikel 11 der Verfassung 
das Recht, im Kamen des Reichs Krieg zu erklären, dem Kaiser zu; 
jedoch ist dazu die Zustimmung des Bundesrats erforderlich, es sei denn, 
dafs ein Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt. 

II. BIrgerkriei. 

Die bewaffiiete Aktion innerhalb eines Staates zwischen ver- 
schiedenen politischen Parteien hat bei ihrem Beginne niemals den 
Charakter des Krieges im völkerrechtlichen Sinne. Sie kann aber 
diesen Charakter gewinnen, sobald die Parteien einen getrennten terri- 
torialen Besitzstand gegeneinander erlangt haben und behaupten. Es 
hängt alsdann von dem politischen Ermessen der fremden Mächte ab, 
ob sie diejenige Partei, welche sich der legitimen Regierung gegenüber 
im Zustande der Feindseligkeit befindet, als wirkliche Kriegspartei an- 
erkennen wollen. In einer solchen stillschweigenden oder ausdrück- 
lichen Anerkennung liegt noch nicht die Anerkennung eines neuen 
Staates oder einer neuen Regierungsgewalt. So haben nach der In- 
surrektion der Südstaaten der nordamerikanischen Union England und 
Frankreich dieselben niemals als einen neuen Staat, wohl aber als 
kriegführende Macht anerkannt, und zwar bereits zu einer Zeit, als die 
Regierung von Washington mit Fug dieselbe Partei für Rebellen er- 
klärte. Die im Kampfe gegeneinander befindlichen politischen Parteien 
pflegen überhaupt in ihren Wechselbeziehungen die Grundsätze des 
internationalen Rechts erst dann zur Geltung zu bringen, wenn sie 
dazu, jede in ihrem eigenen Interesse, gezwungen sind. Es läfst sich 
allerdings nichts dagegen einwenden, wenn Au&tändischen gegenüber 
zunächst das Strafgesetz in Anwendung gebracht wird. Wird aber die 
aufständische Partei zu einer militärisch organisierten Macht und das 
Strafgesetz .ihr gegenüber ohnmächtig, so mufs sich die Regierungs- 
partei, wenn sie es dennoch femer walten läfst, auf Repressalien ge- 
fafst machen. Kann also nach Lage der Verhältnisse und namentlich 
in Berücksichtigung des Umfanges der Insurrektion und der Organisation 
der aufständischen Partei ein regelrechtes Strafverfahren nicht mehr in 
Anwendung gebracht werden, dann gebietet es das beiderseitige Inter- 
esse, die Regeln des internationalen Kriegsrechts gelten zu lassen; das 
kann um so unbedenklicher geschehen,' als darin keineswegs eine An- 
erkennung der Berechtigung des Aufstandes zu finden ist. So hatte 
auch seiner Zeit während des nordaraerikanischen Unabhängigkeife- 
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krieges England es sehr bald aufgeben müssen, die aufständischeo 
Amerikaner als Rebellen zu behandeln. Ebenso hat, 80 Jahre später^ 
nach Niederwerfung des Aufstandes der Südstaaten, die nordamerika- 
nische Unionsregienmg nicht umhin gekonnt, auf die Anwendung des 
Strafgesetzes gegen die Rebellen zu verzichten. Tatsächlich hatte aber 
auch schon im Verlauf des Krieges die Behandlung^ derselben als Feinde 
und nicht als Verbrecher die Regel gebildet. Übrigens war bereits 
durch die Verhängung des Blockadezustandes über die sUdstaatlichen 
Küsten durch den Erlafs des Präsidenten der Vereinigten Staaten vom 
19. April 1861 der wirkliche Kriegszustand anerkannt worden; denn 
diese Blockade trug nicht blofs den Charakter einer Sperrung der 
eigenen Häfen ; sie zog dritte Mächte in Mitleidenschaft wie jede wirk- 
liche Kriegsblo?kadeJ) 

§ 33. 

Kriegsgebiet. 
I. BtgreizMg. 

Das Gebiet des Krieges ist 

a) das Land- und Seegebiet der kriegführenden Mächte; 

b) das offene Meer.®) 

Auch diejenigen nicht zum Meere gehörigen Eigengewässer der 
kriegführenden Staaten, die dem Betriebe der Seefahrt dienen, gehören 
dem Seekriegsschauplatz an.^) 



') Wertvolle Betrachtungen über den Charakter dieser Blockade vom Stand- 
punkte des internationalen Uechts sowohl wie des amerikanischen Staatsrechts 
tei Upton, S. 44 f. und üSö f. — Nähere Erörterungen über die Rechtsverhält- 
nisse der Parteien im Bürgerkriege und die Anwendung der Regeln des inter- 
nationalen Kriegsrechts während eines solchen bei Vattel, III. a. 150. Femer 
in dem Vortrag SiB Williau Harcourt's in der Sitzung der Royal United 
Service Institution vom 9. Juni 1865 (übersetzt in der Rev. marit. et col., Bd. 1^ 
8. f)03f.); seine Ausführungen gipfeln in dem Satze: Der Kriegszustand ist eine 
quaestio facti, und zwar eine solche, welche die neutralen Mächte unter ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit zu entscheiden haben. — Schwierigkeiten über die 
Ansehung der für die Kongrefspartei tätigen Kriegsschiffe der chilenischen 
Flotte während des Bürgerkrieges 1890 entstanden mit Rücksicht darauf, dals 
nicht diese mächtige Partei, sondern der Präsident Balmaceda mit seinem Anhang 
formell die chilenische Regierungsgewalt dem Auslande gegenüber repräsentierte. 
S. den Aufsatz „Das Seekriegsrecht im chilenischen Kriege**, in den Mittheilungen 
aus dem Gebiete des Seewesens, Jahrg. 1091 S. 181 f. — Reiches Material bei 
Whabton, §§ 380, :J8l; s. auch dessen Abhandlung Jnsurgents as belligerents" 
in The Albany Law Journal, 1886, S. 1*^5 bis 131. - Ferner Marqü^ de Olivart, 
Del reconocimiento de beligerancia y sus efectos imediatos, Madrid 189n; die 
Ergebnisse dieser Arbeit teilt E. Lehr in der Rev. d. dr. i. 1«96 S. 100 f. mit. 
— S. auch Naval War College, International Law Situations, 1901, S. 108 bis 137. 

*; N. W. C. Art 2 : „ TAc area of maritime war/are compriaes the high aeas 
or otiter waters that are under no Jurisdiction, and the territorial loaters of hei- 
ligerents. Neither hosHlities nor any belligerent righty such as that of Visitation 
and search, shall be eocercised in the territorial waters of ^leutral States.* 

') Nicht einleuchtend erscheint die Auffassung bei v. LiszT (S. 317); ein 
Gefecht, das etwa in der unteren Elbe zwischen Kriegsschiffen ausgetragen 
wird, sei kein Seegefecht, sondern nach Landkriegsrecht zu beurteilen. Die 



160 Zweiter Teil. Seekriegsrecht. 

II. Neutralitit in objektiven Sinne. 

Man versteht unter Neutralität im objektiven Sinne die hergebrachte 
oder konventionelle Exemtion gewisser Objekte vom Kriegszustände. 
Solche Objekte sind Personen, wie z. B. das für die Krankenpflege 
bestimmte Personal, Sachen, Institute und Gebiete, und zwar sowohl 
ganze Staatsgebiete^) wie einzelne Plätze und Gewässer.*) 

In Betreff des Schwarzen Meeres s. § 5, II, in Betreff der Donau- 
mündungen Artikel 21 der Donauschiffahrtsakte vom 2. November 1865 
und Artikel 7 des Londoner Vertrages vom 13. März 1871. 

III. Nentralisiening der Ostsee. 

Die Frage der Zulässigkeit einer Neutralisierung der Ost- 
see im Fall eines Krieges, bei welchem externe Mächte beteiligt sind, 
ist seit der Mitte des 18. Jahrhunderts wiederholt der Gegenstand von 
Verhandlungen und Vereinbarungen gewesen. Im Roeskilder Frieden, 
1758, kamen Dänemark imd Schweden überein, kein Kriegsschiff fremder 

untere Elbe dient der Seefahrt; im Sinne des § 1 des Flaggengesetzes vom 
22. Juni 1899 ist dies für das äuXsere Bevier der Elbe aacn zum Ausdruck 

felangt durch § 1 der Ausführungsbestimmungen vom 10. November 1899. — 
rber die Frage „Landkrieg" oder „Seekrieg" s. auch H. Rettich, Prisenrecht 
und Flufsscbiffahrt, eine völkerrechüiche Studie, in der Sammlung gemein- 
verständlicher wissenschaftlicher Vorträge, Heft 141, Hamburg 1892, S. 7.i5f. 
^) Über die dauernde Neutralisierun^ solcher Gebiete s. E. Nys, Notes sur 
la neutralit^, in seinen Etudes de droit mternational et de politique, 2. s^rie, 
Bruxelles et Paris 190J, S. 47 bis 163. Ferner Sir Travkks Twiss, On inter- 
national Conventions for the neutralisation of territory and their application to 
the Suez Ganal, London 1887. 

-) Als im Jahre 1870 in Nagasaki die Privatnachricht vom Ausbruche des 
Krieges zwischen Deutschland und Frankreich eintraf, machte daselbst der 
Kommandant des französischen Kriegsschiffes ^Dupleiz** dem Kommandanten 
der deutschen Korvette ^Hertha* den Vorschlag, für den Fall des Krieges die 
Neutralisierung der japanischen und chinesischen Gewässer in Antrag zu bringen; 
•der deutsche Kommandant stimmte dem zu. Man ging dabei von der Auf- 
fassung aus, daTs auf jenen Stationen die europäischen Mächte gemeinschaftlich 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika civilisatorische Aufgaben zu er- 
füllen hätten und daXs mithin dort eine Solidarität ihrer Interessen bestehe, 
gegenüber welcher alle inneren Streitigkeiten zwischen ihnen in den Hintergrund 
treten müfsten. Die Vertreter Deutschlands und Frankreichs in Yokohama be- 
jichteten unterm 22. August an ihre Regierungen und befürworteten die Neutra- 
lisierung der ostasiatiscnen Gewässer. Der preulsische Marineminister erklärte 
durch ein Telegramm vom 20. November sein Einverständnis; die französische 
JKegierung verhielt sich aber ablehnend. Der Gesandte der Vereinigten Staaten 
in Paris hatte vergeblich die Herbeiführung der Neutralisierung zu erzielen ge- 
sucht. Jules Favre begründete die Ablehnung dahin: «Da PreuXsen nicht hin- 
reichende Seestreitkräfte besitzt, um in den Gewässern von China und Japan 
den dort durch eine grofse Zahl von S[auf fahrteischiffen repräsentierten deutschen 
Handel zu schützen, so ist es augenscheinlich, daXs ihm an der Neutralisierung 
dieser Meere alles liegen muXs, während Frankreich im Gegenteil nur dadurch 
verlieren kann. Wenn PreuXsen mit so äuXserster Hartnäckigkeit alle die Vor- 
teile benutzt, die ihm bis jetzt das Waffenglück in dem gegenwärtigen Kriege 
2U Land gegeben hat, so können wir keinen Augenblick auf diejenigen ver- 
nichten, welche unsere Überlegenheit auf dem Meere uns gibt." S. die Ab- 
handlung: Die norddeutschen Kriegsschiffe in Ostasien während des deutsch- 
französischen Krieges (anonym), Berlin 1872. 
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Staaten durch den Sand oder die Belte in die Ostsee einlaufen zu 
lassen. Demnächst werde in einem Abkommen von 1759 zwischen 
Bafsland und Schweden die Ostsee für ein allen Feindseligkeiten ver- 
schlossenes Meer erklärt. Dänemark trat im folgenden Jahre bei. — 
Gelegentlich der Yereinbarnng der bewaffneten Nentralität der nordischea 
Mächte von 1780 warde derselbe Orandsatz yerktlndet.^) Im folgenden 
Jahre schlofs sich Preafsen, im Hinblick auf die gemeinsamen Interessen 
aller neutralen Adjazenten, dem an. Als Ziel wurde bezeichnet die 
Garantie einer Freihaltung der Ostsee von allen Feindseligkeiten, see- 
räuberischen und sonstigen Gewaltakten.*) Von externen Staaten er- 
klärten Frankreich, England und die Niederlande ihre Zustimmung, 
wenigstens fdr die Kriegsverhältnisse jener Zeit.') Das Prinzip wurde 
auch aufrecht erhalten in späteren Konventionen der skandinavischen 
Mächte, zuletzt in dem Vertrage zwischen Dänemark und Schweden 
vom 27. März 1794.*) 

In der Folge hat man jedoch nicht daran festgehalten, wenngleich 
auch noch im Jahre 1806 der König von England seinen Kriegsschiffen 
und Kapern verbot, in der Ostsee Kauffahrteischiffe anzuhalten, auf- 
zubringen oder sonst der freien Fahrt derselben irgendwie hinderlich 
zu sein.^) 

^) Die Pablikation laatet: 

^Le>t jßtaU du Boi de Danemarc et de Norvhge sont aitiUs de mani^re^ qm 
Xe commerce de ses aujets entre les Provinces apparteninte» ä sa Couronne eeroit 
troublif $i 8. M. ne prenoit toutes les mesurea eapablea de garantir la Baltiqite et 
-9e$ coteg de toiUea hostÜitis et violences, et de la mdtre a Vahri des counea de$ 
armaiewn et UMMseava armie. 

Le Moi a donc riaolut po»r entretenir la lihre et tranquiUe communiGation 
■entre hs Frovinces, de diclarer qite la Mer Baltique itant une Mer fermee, in- 
canteatablement teile par aa aitnation locaUy oü toutea lea nationa doiüent et peuuent 
noüiguer en paix, et jouir de toua lea avantagei d^un calme parfait, 8. M, ne 
sgauroit admettre Ventrie des vaia^eaux armia dea Paiaaanoea en gaerre dana ceiU 
Mer, pour y commettre dea hoatilit^ eontre qui que ce aoit, 

Lea deux autrea Coura du Nord aioptent et profeaaent le mtme ayittmt^ qui 
■eat d^autant plua juate et naturel, que totUea lea Paiaaanoea, dont lea State entourent 
la B^ltique, jf>ui8aent de la plua profonde paix, et la regardent com/ne un dea plus 
granda biena que dea 8ouveraina puiaaent proeurer ä leura aujeta^ 

') Art. I der Vereinbarung zwischen PreuTaen und Bafsland yom 8. Mai 
1781 lautet: ^Comme 8a MajeatS le Boi de Prunae et 8a MajeatS Vlrnpiratrice de 
ioutea lea Ruaaiea aont tot^oura fgalement intSreaaiea ä vdller ä la süretl et ä la 
tranquiUite de la mer Mhgue, et ä la mettre ä Vabri dea troublea de la guerre et 
dea couraea dea armateura, ayat^me d'autant plua juate et plua naturel, que toutea 
lea Puiaaancea dont lea E^ata Venvironnent^ jouiaaent de la plua profonde paix, 
EUea aont mutueilement convenuea de aoutenir que c'eat une mer fermie, inconteatalde' 
ment tdle par la aituation localt, oü toutea lea natioM doivent et peuvent nauiguer 
-en paix, et jouir de toua lea avantagea d*un calme parfait et de prendre pour cet 
€ffet entre Ellea dea meaurea eapablea de garantir eette mer et aea cotea de toutea 
ÄoatUitia, piraieriea et vioUncea.'^ 

>) OBTOLiLN, II. S. 290; BsBaBOHif, S. 171. 

*) Art. X dieses Vertrages setzt fest: „La Biltique devant toujoura itre 
regardie comme une mer ferm^ et inacceaaible ä dea vaiaaeaux armia dea parties en 
£uerre Uoignlea, eat en'sore diclarie teile de nouveau par lea partiea eontraotantea, 
dicidiea ä en priaerver la tranquillitS la plua par/aite^ 

*) Erlafs vom 21. Mai 1{J06, bei G. Fr. v. MiBTENS, Nouveau Becueil, I. 
S. 438. 

Pareli, IntonuitioMlM SMrMhl. 2. Autf. 11 
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Die DarchfhbrDDg der Schliefsung der Ostsee würde, insofern e» 
hierbei nur auf die Sperrung enger Einfahrtspassagen ankommt| 
selbst Seemächten ersten Ranges gegenüber, kaum erhebliche Schwierig- 
keiten bieten. Hier aber handelt es sich nicht um die Darchfbhrbar- 
keit nnd die ohne Frage hohe strategische Bedentnng, sondern um die 
Berechtigung der Sperrung Ejiegsschiffen gegenüber für die Dauer 
des Krieges. Diese hat in der Doktrin vielfache Anerkennung gefunden. 

6. Fr. V. Marxens*) erklärt: „Z»e Danemarc tenant les ciefs de la 
BcUtique, a üirativement diclari aux puxssaneee qui tConi pcint de posses-- 
siana sur les bords de cette mer, qy!ü la rigarde eomme neutre en temps^ 
de guerre par rapport ä elles, et les puissances qui bordent la Balfique 
sant d^acc(yrd entre elles sur ce principe.*' Jacobsen^ stellt die Ansehung 
der Ostsee lür ein mare clausum in diesem Sinne als die Regel hin. 
Hautefeuille^) bemerkt: Wenn auch die Ostsee kein geschlossenes. 
Meer sei, so laufe doch deren Yerschliefsung gegen Eriegsoperationen^ 
das Einvemehmeq aller Ufermächte vorausgesetzt, den Grundsätzen des 
internationalen Rechts nicht zuwider. Ortolan:^) Die KoUektivmafs- 
regel der nordischen Mächte im 18. Jahrhundert sei angesichts der 
lokalen Verhältnisse, der Konfiguration und der geringen Ausdehnung 
der Ostsee vollkommen berechtigt gewesen; es habe sich keineswegs 
um die Inanspruchnahme eines Eigentumsrechts, um die Herstellung 
eines „mare clausum^^ im Sinne Seldens, im Gegensatz zu der Frei- 
heit des Meeres, gehandelt, sondern, unter Wahrung dieser Freiheit tür 
den friedlichen Verkehr, um Einschränkung der Übel des Krieges. 
Auch DE Ccssy'^) erkennt das Recht der Ostseemächte implicite an, 
ebenso Leroy.*) Wheaton'') weist darauf hin, dals England allerding» 
im Jahre 1807 erklärt hat, es habe niemals die Ansehung der Ostsee 
als mare clausum anerkannt, fügt aber hinzu, dafs eine solche An- 
erkennung doch wohl aus gewissen Umständen hätte entnommen werden 
können. In Verbindung hiermit mufs es von besonderem Gewicht er- 
scheinen, dafs Philli&iore^) unbedenklich die Ostsee den geschlossenen 
Meeren gleichstellt, indem er, anknüpfend an die Hoheitsrechte der 
einzelnen Staaten in ihren nationalen Gewässern, erklärt: ^^There i» 
another class of enclosed seas to wldch the same rules of law are applicable 
— seas which are landlocked, though not entirely surrounded by land. Of 
these, that great inUt which waslies the coasts of Denmark, Siceden, Russia 
and Prussia^ tlie Ostsee as the Germans call itj the Baltic Sea according 
io its usual appeUation, is the principleJ^ 

Andere Publizisten haben gegen diese Anschauungen Bedenken 
erhoben, namentlich: Den Beer Poortügael,*) Bivier,^®) Bonfils,^^) 
Matzen.^*) Ihre Bedenken erscheinen jedoch nicht durchgreifend gegen- 
über dem in älteren Vereinbarungen und Zugeständnissen enthaltenen 
Anerkenntnis des Rechts der Adjazenten, die Ostsee den Kriegs- 
operationen zu versehliefsen. 

Es wird also in künftigen Kriegen von dem politischen Ermessen 

>) Pr^cis, S. 415. — «) S. 581. — ») Histoire, S. 21, 22. — *) IL S. 200^ 
201. ~ 6) I. S. 135. ~ «) 8. 91. — 7) JÖldments, I. S. 175 f. — •)!.§ 206. — 
») S. 61 f. — »0) Prineipes, II. S. 218. — ") § 504. — »«) 8. 76, 77. 



§ 33. Kriegsgebiet. 163 

der neatralen Ostseemächte abhängen, ob sie von dieser Befugnis 
Gebrauch machen wollen. Anders freilich liegt der Fall, wenn die 
eine oder die andere dieser Mächte selbst Kriegspartei ist. Dann 
wttrde es eine unzulässige Beeinträchtigung der Kriegsoperationen des 
€tegners sein, wollte man ihn yerhindem, jener Kriegsmacht in der 
Ostsee entgegenzutreten, während es letzterer unbenommen wäre, ihre 
Seestreitkräfte nach aufsen zu entfalten. Während des Krimkrieges 
1854 bis 1856 und während des deutsch-französischen Krieges 1870/71 
war denn auch keine Rede davon, das Einlaufen der yerbttndeten 
englischen und französischen bezw. der französischen Flotte durch die 
Heerengen zu Terhindem oder auch nur dagegen Einspruch zu 
erheben. 

Bei dem drohenden Ausbruch eines Krieges zwischen Rufsland 
und England im Jahre 1885 kam die Frage in politischen Kreisen zur 
Erörterung aus Anlafs einer angeblich angeregten gemeinsamen Aktion 
der nordischen Mächte und des Deutschen Reichs zum Zweck der 
Neutralisierung der Ostsee. Das Gladstonesche Organ The Daily News 
brachte unterm 30. April einen scharfen Artikel gegen die Rechts- 
zulässigkeit einer solchen Koalition und führte aus: Das Völkerrecht 
biete keine Rechtfertigimg ftlr ein derartiges Vorgehen; die baltischen 
Mächte hätten ebensowenig die Befugnis, die Ostsee zu schliefsen, wie 
England und Frankreich gemeinschaftlich, die Durchfahrt durch den 
Ärmelkanal zu untersagen. Ganz anders liege die Sache hinsichtlich 
der Einfahrtsstrafsen zum Schwarzen Meer, die, durch türkisches Gebiet 
eingeschlossen, meist weniger als 6 Meilen breit seien; hier beruhe 
die Einschränkung der Durchfahrt von Kriegsschiffen auf den inter- 
nationalen Verträgen von 1840, 1841, 1856 und 1871. Hierbei wird 
ttbersehen, dafs die Strafse von Calais nicht, wie es die Meßrengen der 
Ostsee sind, Territorialmeer ist. 

In einem Artikel „En dansk-svensk Forsvarssag",*) betreflfend die 
Seebefestigung Kopenhagens und die Schließung des Sundes, legt Bajer 
des näheren dar, wie sehr die Neutralisierung des Sundes allen see- 
fahrenden Nationen zum Vorteil gereichen und wie der Seehandel ge- 
schädigt werden müsse, wenn der Sund zum Kriegsschauplatz würde, 
womit ein Auslöschen der Feuer und eine Aufiiahme der Seezeichen 
verbunden wäre. Er konmit schliefslich zu dem Ergebnis: „Vor allen 
Dingen ist es notwendig, eine grundsätzliche völkerrechtliche Verein- 
barung herbeizuführen, wonach die nordischen Reiche oder Dänemark allein 
berechtigt sein sollen, zum Schutz ihrer Neutralität in ICriegszeiten den 
Sund ft& die Kriegsschiffe der kriegftlhrenden Mächte zu schlielsen, 
mit der Mafsgabe, dafs dadurch nicht der Zugang der Ostsee gesperrt 
wird, sondern die freie Fahrt durch den grofsen Belt unbehmdert bleibt, 
und dafs auch die freie Fahrt der Handelsschiffe durch den Sund nicht 
weiter beeinträchtigt wird, als die Kriegsverhältnisse es unbedingt 
erheischen.^' 



') Tidskrift for Sev^sen, 1888, S. 125 f. und 253 f. 

• 11* 
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Bald nach ErOfliiimg: dieser Verbindmigsstrafse zwischen dem Mittel- 
ländiischen Meer und dem Indisehen Ozean kam die Frage ihrer Frei- 
haltoDg fllr den Verkehr auch in Kriegszeiten zur Erortening. Das 
Institut de droit international befaCste sich in den Sitzongen von 1878 
ond 1879 mit der Angelegenheit*; Politische und wirtschaftliche Er- 
wägungen führten alsdann, im Jahre 1883, zur o£Bziellen Anregung einer 
internationalen Vereinbarung seitens der englischen Regierung. Leitend 
fllr das Vorgehen Englands war die Besorgnis, dab in einem Kri^e, 
an welchem die Tttik^ei, und mithin mittelbar auch Ägypten, als deren 
Vasallenstaat, beteiligt wäre, die Offenhaltung des Kanals für die 
Schiffahrt in Frage gestellt werden könnte.*) Nach langen Verhandlungen, 
an denen die europäischen Grofsmächte, die Türkei, die Niederlande 
und Spanien beteiligt waren, kam eine Einigung zu stände.*) Der 
Vertragsabschluls erfolgte am 29. Oktober 1888 zu Konstantinopel, die 
Ratifikation am 22. Dezember 1888. [Anlage.] 

Der Hauptinhalt ist, soweit er hier in Betracht kommt, dieser: 
Der Kanal soll jederzeit, im Kriege wie im Frieden, für Handels- und 
Kriegsschiffe ohne Unterschied der Flagge firei und offen sein. Die 
Vertragsmächte verpflichten sich, die freie Benutzung in Kriegs- wie 
in Friedenszeiten nicht zu beeinträchtigen. Der Kanal soll niemals einer 
Blockade unterworfen werden. Mit Rücksicht darauf, dals der Kanal 
auch von Kriegsscbifien kriegführender Mächte frei durchfahren werden 
darf, verständigen sich die Vertragsteile dahin, dafs in dem Kanal und 
seinen Zufabrtshäfen sowie in einer Zone von drei Seemeilen von diesen 
Häfen ab gerechnet keine kriegerischen Handlungen noch Störungen 
der freien Schiffahrt vorgenommen werden dürfen, auch wenn das 

') Literatur: £. Carathvodort^ Das Stromgebietsrecht und die inter- 
nationale Flui sschiffahrt. Die internationalen Kanäle (§ 82). in v. Holtzbndobpfs 
Handbuch des Völkerrechts, II. S. 386 f.; SiR Travbbs Twiss, Le canal mari- 
time de Suez, in der Bev. de dr. i. Bd. 17 (1885) 8. 6151; Ed. Enoblhardt, Du 
principe de neutralit^ dans son application aux fleuves intemationaux et anx 
canaux maritimes, das. Bd. 18 (1886) 8. 1591; W. Bbnnbt MüNRO, The neutral!- 
zation of the Suez Canal, in den Annais of tiie American Academy of the political 
and social science, Mai 1901, 8. 13 bis 31; fernere Literatur bei Bonfils, § 512 
und in der Zeitschr. f. Intern. Pr. und öffentl. R., Bd. 12 (1902) 8. 365. 

•) Annuaire 1878, 8. 147 und 1879/1880, 8. 1111 und 3281 

') Über die Erörterung dieser Frage nach Ausbruch des russisch-türkischen 
Krieges, 1878, s. F. v. Martbns, Völkerrecht, IL 8. 253; ferner Holland, Studies, 
8. 2701 

^) Holland (a. a. O. 8. 293) weist auf den wichtigen vor Unterzeichnung 
der Äxte englischerseits Remachten und den übrigen Mächten mitgeteilten Vor» 
behalt hin, dahin lautend: ,Le8 DiUgu^ de la Örande- Bretagne, en prisentatU 
ce texte de TraiU eomme le rigime difiniiif deetini ä garatUir le libre ueage du 
Canal de Buee, penaent qu*ü ut de Imr deooir de formuUr wue rieerve ghUrale 
quant ä Vapplicatian de ces diepoeitiotiB en tant qu^dies ne aeraient paa compatUdea 
avec Vitat tranaitoire et exceptionnel oü ae trauve actueUemerU Vtigypte^ et q^^eüe» 
paurraient entraver la liberti d'actian de leur Oouvemement pendant la pMode de 
Voccupation de VEgypie par lea farcea de 8a Majeat6 Britawnique,'' — 8. femer 
T. M. 0. A88BR, La Convention de Constantinople pour le libre usage du canal 
de Suez, in der Rev. d. dr. i. Bd. 20 (1888) 8. 529 1 
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Ottomanische Reich eine der kriegführenden Mächte sein sollte. Kriegs- 
schiffe Kriegführender dürfen im Kanal und in seinen Znfahrtshäfen 
nicht mehr als den durchaus notwendigen Bedarf an Proviant and 
sonstigen Ausrüstungsgegenständen einnehmen; ihre Durchfahrt durch 
den Kanal soll mit tunlichst geringem Zeitaufwand erfolgen; ihr 
Aufenthalt in Port Said und auf der Beede von Suez soll, aufser im 
Notfall, nicht über 24 Stunden dauern. Zwischen dem Abgang eines 
Kriegsschiffes einer kriegführenden Macht aus einem der Zufahrtshäfen 
und dem Auslaufen eines Schiffes der gegnerischen Macht soll stets ein 
Zeitraum von 24 Stunden liegen.^) Im Kanal und in seinen Zufahrts- 
häfen sollen kriegführende Mächte regelmäfsig weder Truppen noch 
Munition noch Kriegsmaterial ausladen oder einnehmen lassen. Ftlr 
Prisen sollen in jeder Hinsicht dieselben Grundsätze gelten wie für 
Kriegsschiffe. Im Kanal sollen keine Kriegsschiffe stationiert werden; 
jedoch darf jede Macht in den Znfahrtshäfen von Port Said und Suez 
zwei Eü-iegsschiffe stationieren; Kriegführende dürfen aber dieses Recht 
nicht ausüben. Die vorgedachten Einschränkungen sollen die Befugnis 
des Sultans und des Khediven, mittels ihrer eigenen Streitkräfte den 
Schutz Ägyptens und die Aufirechthaltung der öffentlichen Ordnung 
wahrzunehmen, nicht beeinträchtigen; indessen soll dadurch die freie 
Benutzung des Kanals nicht gehindert werden. 

Gemäfs Artikel XVI des Vertrages sind demselben später bei- 
getreten: Griechenland, Norwegen und Schweden, Dänemark, Portugal, 
Japan und China. 

V. Neutralisieraii eiaei Kanals darch Centralanerlka.') 

Der Ausgangspunkt liegt in dem Vertrage vom 19. April 1850, 
betreffend die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Grofsbritannien für den Fall der Anlage eines Kanals 
zwischen dem Atlantischen und dem Stillen Ozean durch Nicaragua, 
bekannt unter der Bezeichnung (nach dem Namen der beiderseitigen 
Bevollmächtigten) „Clayton-Bulwer l'reaty".*) Nach diesem Abkommen 
sollte keiner der kontrahierenden Staaten eine ausschliefsliche Kontrolle 



') Vgl. § 39, III. 

') 8. die Abhandlung von A. J. de Büstamante, Le canal de Panama et 
le droit international, in der Rev. de dr. i. Bd. J? (1895), S. 112 bis 142 und 8. 223 
bis 25.S in folgenden Abschnitten: I. Historique. II. Des id^es et de la politique 
des Etats-Unis d'Am^rique concemant le canal. III. Attitüde des puissances 
europ^ennes. IV. De la conduite et des aspirations de la Colombie. V. Examen 
raisonn^ de la question. — Eine beachtenswerte Darstellung des Kanalprojekts 
vom geschichtlichen, politischen und wirtschaftlichen Standpunkt enthält die 
Arbeit von L. M. Kbasbet, Der Nicaragua-Kanal. Geschichte und Beurtheilung 
des Projekts^ Strafsburg 1893 (Heft Xl der Abhandlungen aus dem Staats- 
wiflsenschaftlichen Seminar zu Strafsburg i/E., herausg. von Knapp); von dem- 
selben Verfasser: The Nicaragua canal and the Monroe doctrine, London 1897. 
— 8. femer J. G. Whiteley, Les trait^s Clayton-Bulwer et Hay-Pauncefote, in 
der Kev. de dr. i., Bd. 23 (1901) 8. 5 bis 14, sowie die bei Bonwls, 8. 284 Anm. 1 
angegebene Literatur. 

») Mitgeteilt in der Zeitschr. f. Intern. Pr. u. öffentl. R., Bd. 12 (1902) 
S. 368 f. 
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über den künftigen Kanal ausliben, und es sollten Befestigungen oder 
sonstige Vornahmen zar Beherrsohong des Kanals oder der ihn um- 
gebenden Gebiete von Gentralamerika nicht ausgeführt werden; femer 
sollten Abmachungen des einen oder des anderen Teiles mit den an- 
liegenden Staaten (Nicaragua und Costa Rica) zur Erlangung besonderer 
Vergünstigungen fOr seine Untertanen in Bezug auf Handel und Schiff- 
fahrt nicht stattfinden, wenn solche nicht auch den Angehörigen des 
anderen Teiles zugestanden wurden. Hieran schlössen sich Festsetzungen 
über die Neutralität des Kanals, die unter gewissen Voraussetzungen 
von beiden Teilen garantiert wird. Diese Grundsätze sollten auch hin- 
sichtlich aller anderen Verkehrswege durch den Isthmus zwischen Nord- 
und Südamerika, Kanäle oder Eisenbahnen, insbesondere ftlr einen 
Kanal durch Panama, mittels künftiger Vereinbarung zur Geltung ge- 
bracht werden.^) 

Später entwickelte sich in Nordamerika eine starke Agitation gegen 
die durch den Clayton-Bulwer Vertrag den Vereinigten Staaten auf- 
erlegten Schranken. Dies führte zu weiteren Verhandlungen zwischen 
den beiden Vertragsmächten, „in dem gegenseitigen Wunsche, die Er- 
bauung eines Schiffahrtskanals zwischen dem Atlantischen und dem Stillen 
Ozean zu erleichtern, und zu dem Zweck alle Bedenken zu beseitigen, 
die aus jenem Vertrage entnommen werden können". Das Ergebnis der 
Verhandlungen war zunächst ein (nach den beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten benanntes) Abkommen, der Hay-Pauncefote Vertrag vom 
5. Februar 1900, durch den die Basis des alten Vertrages wesentlich 
verschoben wurde, insofern Grofsbritannien das Recht der Mitkontrolle 
preisgab. In Amerika stiefs das neue Abkommen auf lebhaften Wider- 
spruch, namentlich wegen des darin enthaltenen Verzichtes auf die 
Anlage von Befestigungen und wegen der Neutralitätsklausel. Die dem 
Kongrefs gemachte Vorlage wurde sowohl im Repräsentantenhause, wie 
im Senat wesentlichen Abänderungen unterzogen, welche die Über- 
tragung einer uneingeschränkten Herrschaft über das Kanalgebiet im 
Frieden wie im Kriege an die Regierung der Vereinigten Staaten ein- 
schlössen. Es entsprach dies dem seit langer Zeit von der Washingtoner 
Regierung vertretenen Standpunkte. Bereits in seiner Botschaft vom 
8. März 1880 hatte sich der Präsident Hayes dahin ausgesprochen: 
„ The policy of Uns country ü a canal under American controL Tlie United 
States cannot consent to tlie surrender of this control to any European power, 
or to any combination of European powers , . . tlie interoceanic canal across 

■ ■ ■ ■ ■ - — - 'I 

1) Ia der ic^•ls• wurde durch den zwischen den Vereinigten Staaten und 
Nicaragua abgeschlossenen Vertrag vom 21. Juni 1867 seitens der Vereinigten 
Staaten gleichfalls die Garantie für die Neutralität aller Verbindungsstraisen 
zu Lande und zu Wasser durch das Gebiet von Nicaragua zwischen den beiden 
Weltmeeren übernommen und zugleich die Verständigung mit anderen Staaten 
über den Beitritt zu dieser Garantieverpflichtung. Hieran knüpften sich ein 
Bündnisvertrag zwischen den Vereinigten Staaten und Nicaragua, der s. g. Fre- 
linghuysen-Zavala Vertrag, vom I.Dezember 18Ö4, und die in den Artikeln VI 
der Konzessionserteilungen yon Nicaragua vom 24. April 1887 und von Costa 
Eica vom 9. August 1888 getroffenen Festsetzungen über die Neutralität des 
zukünftigen Kanals. 
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tlie American hihmua will be the thorough/are between owr AÜaniic and 
cur Padfiö thores, and virtuaüy a pari of the eoaet line of the Unüed 
Statee.'* Für die britische Begierang erschien der Vertrag in seiner ver- 
änderten Gestalt onannehmbar, und es erfolgte deshalb keine Rati- 
fikation. 

Die Verhandlungen worden jedoch wieder aufgenommen und führten 
-am 18. NoTcmber 1901 zu einem Absehlufs seitens der bisherigen Bevoll- 
mächtigten unter dem Titel „Treaty to facilitate the Construction of a 
Ship Canal to connect the Atlantic and Pacific Oceans".^) Durch diesen 
Vertrag wurde zunächst derjenige von 1850 ausdrücklich beseitigt. 
Sodann wurde vereinbart, dafs der Kanal unter den Auspizien der 
Regierung der Vereinigten Staaten gebaut werden darf, und dals diese 
Regierung sowohl alle Rechte, die sich aus der Herstellung ergeben, 
als auch die ausschliefsliche Befugnis besitzen und ausüben soU, für 
die Organisation und Betriebsleitung des Kanals Bestimmungen zu treffen. 
Es wird ferner die Neutralisierung des Kanals auf der Basis der Kon- 
vention vom 29. Oktober 1888 über die freie Schiffahrt auf dem Suez- 
kanal ausgesprochen und festgesetzt, dafs ein Wechsel territorialer Sou- 
veränetät oder internationaler Beziehungen des Landes oder der Länder, 
durch welche der Kanal sich erstreckt, das allgemeine Prinzip der 
Neutralisierung oder die Verpflichtung der beiden Vertragsmächte nicht 
berühren soll. Bei der Beratung der Vorlage im Senat zu Washington 
am 10. Dezember 1901 wies der Senator Lodge darauf hin, dafs im 
Falle eines Krieges die Vereinigten Staaten freie Hand hätten; er 
begründete diese Auffassung damit, dafs in dem s. Zt. nicht ratifizierten 
Hay-Paunceiote Vertrag bestimmt worden ist: der Kanal soll im 
Frieden wie im Kriege den Handels- und Elriegsschiffen aller 
Nationen offen stehen, während in dem neuen Abkommen die Worte 
yjin Urne of war and in time of peace^' weggelassen sind. Diese Auf- 
fassung fand keinen Widerspruch. Die Ratifikation des neuen Vertrages 
ist am 21. Februar 1902 erfolgt.«) 

§ 34. 

Seestreitkräfte. 
I. Dia Kriegsncht !■ allgemeiiM. 

Nicht die gesamte Bevölkerung eines im Kriege befindlichen Staates 
ist aktiv und passiv an der Kriegführung beteiligt. Die rechtmäfsigen 
Bestandteile der Wehrkraft sind vielmehr bestimmte Kategorieen von 



') Der Vertrag ist abgedruckt in der Zeitschr. f. Intern. Pr. u. öffentl. R., 
Bd. 12 (1902) S. 366 f. 

*) Mittlerweile haben auch zwischen den Vereinigten Staaten und Nicaragua 
erneute Verhandlungen über die Anlage des Isthmuskanals stattgefunden. Da- 
neben findet aber eine lebhafte Agitation zu Gunsten der Ausführung des 
Kanals, anstatt durch Nicaragua, durch die Landenge von Panama, unter Ein- 
beziehung der bereits vorhandenen Anlagen des Panamakanals, statt. Die be- 
züglichen Erörterungen sind noch nicht zum Absehlufs gelangt. 
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militärischen Verbänden (Truppenkörpern, Behörden etc.). Sie zer* 
fallen in die reguläre und in die irreguläre Land- und Seemacht. 
Zu den Streitkräften gehören Kombattanten und Nichtkombattanten; 
letztere, in deren Beruf der Gebrauch der Waffe nicht liegt, sind dazu 
nur befugt im Falle der Not oder kraft einer besonderen Ermächtigung. 

Jeder Staat setzt selbständig die Organisation seiner Streitkräfte 
fest. Die Zugehörigkeit zur Kriegsmacht hat vor allem eine militärische 
Organisation unter staatlicher Autorität zur Voraussetzung; mindesten» 
ißt die Ermächtigung der Regierungsgewalt erforderlich. Ist diese erteilt, 
so werden unter gewissen Bedingungen auch Freikorps, die selbständig 
operieren, den regulären Truppenkörpem gleich erachtet.*) 

Die im Falle eines Krieges in die Kriegsflotte eingestellteu 
Hülfs schiffe sind ein Teil der irregulären Seemacht.*) 

II. Freiwillige Seewebr. 

Für die Zugehörigkeit zu den legitimen Seestreitkräften müssen 
im allgemeinen dieselben Normen gelten wie für die Zugehörigkeit zur 
Feld-Armee. Dies triffl; namentlich zu für eine beim Ausbruch oder im 
Laufe eines Krieges organisierte freiwillige Seewehr, gleichviel, ob 
deren Aktion lediglich auf See in Wirksamkeit treten oder sich vom 
Lande aus gegen die feindlichen Schiffe richten soll. Die Bildung- 
einer solchen freiwilligen Seewehr wurde nach Ausbruch des deutsch- 
französischen Krieges durch den Erlafs des Königs von Preufsen vom 
24. Juli 1870 genehmigt.«) 

*) Die auf der Haager Friedenskonferenz mittels Abkommens vom 29. Juli 
J899 getroffenen Bestimmungen, betr. die Gesetze und Gebräuche des Land- 
krieges, enthalten im Art. 1 Festsetzungen über Freiwilligen-Korps. — Über die 
Berechtigung des sog. Guerillakrieges s. den Brief Sir Williah Harcourt's an 
die Times vom 5. November 1901 (The Times vom 8. dess. Mts., S. 12). 

*) Näheres über den Charakter dieser Fahrzeuge s. bei Düpüis, S. 112 f. 
— Die N. P. A., 1902 definiert in s. 41, entsprechend der Festsetzung in 27 
und 28 Yict. c. 25 s. 2: „In this Act the expression 'any of Bis Majesty'a ahij^» 
of war' includea any of Eis Majesty'a vessels of warf and any hired armed ahip 
or V€88el in Eis Majesty'a Service.* 

») Der Erlafs lautet: 

Auf Ihren Vortrag genehmige Ich die Bildung einer freiwilligen Seewehr 
unter folgenden Modalitäten: 

1) Es ist ein öffentlicher Aufruf an alle deutschen Seeleute und Schiffs- 
eigner zu erlassen, sich dem Vaterlande mit ihren Kräften und geeigneten Schiffen 
zur Verfügung zu stellen, und zwar unter nachstehenden Bedingungen: 

a. Die zur Disposition zu stellenden Fahrzeuge werden von einer aus zwei 
Marin e-Offi eieren und einem Schiffsbau-Ingenieur bestehenden Commission, in 
Betreff ihrer Tauglichkeit zu dem beabsichtigten Zwecke, geprüft und eventuell 
taxirt. Im zutreffenden Falle erhält der Eigenthümer sogleicn Vio des Taxpreise» 
als Handgeld, worauf er sogleich die nöthige freiwillige Mannschaft zu heuern hat; 

b. die auf solche Weise angeworbenen Officiere und Mannschaften treten 
ftlr die Dauer des Krieges in die Bundesmarine und haben deren Uniform und 
Gradabzeichen anzulegen, deren Competenzen zu empfangen und sind auf die 
Kxiegsaxtikel zu vereidigen. Die Officiere erhalten Patente ihres Grades und 
die Zusicherung, daXs sie, für den Fall ausgezeichneter Dienste, auf ihren Wunsch 
auch definitiv in der Kriegsmarine angestellt werden können. Officiere und 
Mannschaften, welche im Dienste ohne eigenes Verschulden erwerbsunfähig ge« 
worden, erhalten Pension nach den für die Bundesmarine gültigen Sätzen. 
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Die geplante Organisation ist nicht ins Leben getreten. Die 
französische Begiemng erhob aber gegen die Zulässigkeit Bedenken 
ond wendete sich mit ihrem Einsprach an die englische Regierung; es 
wnrde namentlich hervorgehoben, dals es sich dabei mn eine Wieder- 
einfuhnmg der Kaperei za handeln scheine. Die englischen Krön-* 
Juristen gaben ihr Gutachten dahin ab, dafs eine Verletzung der Pariser 
Seerechtsdeklaration von 1856 nicht vorliege, da die betreffenden 
Schiffe einen Teil der Kriegsmarine des Korddeutschen Bandes bilden 
sollten. ^) 

In dem Einspruch der französischen Regierung war namentlich 
übersehen, dafs die Schiffe der freiwilligen Seewehr lediglich der 
Aktion gegen feindliche Kriegsschiffe dienen sollten, während Kaper 
in erster Linie zur Austlbung des Seebeaterechts ausgerüstet werden^ 
ein Recht, welches wegen des Verzichtes auf seine Ausübung durch den 
Erlafs vom 18. Juli 1870 (s. § 86, IV B) zunächst überhaupt nicht in 
Betracht kam. Ferner war die niarineseitige Ausrüstung und Armierung 
vorgesehen, während die Ausrüstung von Kapern stets für Rechnung 
der Unternehmer erfolgt, und endlich wurde die Einverleibung de» 
Personals in die Kriegsflotte des Norddeutschen Bundes zugesagt. 

In Aufserachtlassung dieser tatsächlichen und rechtlichen Verhält- 
nisse ist neuerdings ein französischer Publizist, 0. Guih^neuc,^) auf 
die Angelegenheit zurückgekommen und für den Standpunkt der fran- 
zösischen Regierung eingetreten, indem er u. a. geltend macht, dafs 
jene Hülfsschiffe nicht völlig von ihren Reedereien losgelöst werden 
sollten und keine marineseitige Anwerbung des Personals vorgesehen 

2) Die geheuerten Schiffe fahren unter der Kriegsflagge des Bandes. 

3) Dieselben werden seitens der Bundesmarine armirt und für den ihnen 
zugedachten Dienst eingerichtet. 

4) Die im Dienst des Vaterlandes etwa zu Grunde gegangenen Schiffe 
werden den Eigenthümern nach ihrem vollen Taxwerth bezsuilt. Können sie 
nach dem Kriege den letzteren unbeschädigt zurückgegeben werden, so gilt die 
beim Engagement gezahlte Prämie als Heuer. 

5) Demjenigen Schilfe, welchem es gelingt, feindliche Schiffe zu nehmen 
oder zu vernichten, wird eine entsprechende Prämie gezahlt und zwar für die 
Zerstörung einer Panzerfregatte 50000 Thlr., einer Panzercorvette oder Widder- 
schiffs 30000 Thlr. einer Panzerbatterie 20000 Thlr, eines Schraubenschiffs 
15000 Thlr., eines Schraubenfahrzeuges 10000 Thlr. Diese Prämien werden den 
betreffenden Schiffseignem ausgezahlt, denen anheimgestellt werden muXs, sich 
bei der Anwerbung der Bemannung mit dieser über die derselben etwa zu ge- 
währenden Antheile an der Prämie zu vertragen. 

6) Als Werbe- und Anmeldungsbehörden werden a) die Werften zu Wilhelms- 
haven, Kiel und Danzig, b) die Marinedepots zu Geestemünde und Stralsund, 
c) der Capitän zur See Weickhmann zu Hamburg zu bezeichnen sein. 

Sie haben hiemach das Weitere in geeigneter Weise zu veranlassen. 
Berlin, den 24. Juli 1870. 

gez. Wilhelm, 
gegengez. v. Bismarck. v. Boon. 
An 
den Bundeskanzler und den Marineminister. 

^) S. den Notenwechsel im Staatsarchiv, Bd. 20 No. 4345 und 4346. — Hall. 
(S. 548) geht bei der Bekämpfung des Standpunktes der englischen Kronjuristen 
von unzutreffenden Voraussetzungen aus. 

*) La marine auxiUaire, son avenir. Paris 1900. 
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gewesen sei. Er kommt zu dem Ergebnis, dafs die Organisation der 
Pariser Seereohtsdeklaration zuwiderlaufe und die französische Regierung 
die Seeleute der freiwilligen Seewehr als Piraten hätte behandeln 
können und müssen, nachdem die deutsche Regierung den Verzicht auf 
das Beuterecht gegen französische Schiffe zurückgezogen hatte. Rosse ^) 
geht nicht so weit, will aber in der geplanten Organisation eine ver- 
steckte Wiederholung der Kaperei sehen. Dagegen spricht sich Gairal') 
dahin aus : „ CPestainsi, suivant nou8, que la Seewehr ou Flotte üolontcdre aüemande, 
en 1870j laqueüe, du reste, n'eaista qu'ä Vetat de projet, eut iti en r^gU 
avec la Diclavation de Parisj puisque eette flotte devaü etre placie sous le 
commandement et la disdpUne de la marine miUtaire^ d'autant plus qu^eUe 
n'itait destinie ä combattre les navires de guerre/' Diese Auffassung 
teilen auch Leroy,*) Twiss,*) Paülsen,*) und Kleen*) stellt den Satz 
auf: „2Ve sont point rSputh corsairesj et ne peuvent etre traitie en pirates 
des navires particuliers qui, ä titre de ligitime difense^ opposent une 
risistance armie^ ä une puissance militaire Strangere," 

De Boeck^) stellt sich durchaus auf den Standpunkt der Beurteilung 
der englischen Regierung, indem er erklärt: „11 nous semble que le conUe 
de Granviüe etait dans le vrai, itant donni surtout que la proprio 
privee ennemie sur mer devait etre respectee par cette marine volontaire comme 
par les bdtiments de guerre de FEtat. Nous croyons meme que cette idie 
d'une marine volontaire sivhremerd disdplinie et miHtairement organisie 
contient en germe la Solution du probüme de la course . . . En tous cas, Pappel 
ä la Seewehr volontaire, combinie avec le respect de la proprUti ennemie 
ä la mer^ nous paratt, en principe, inattaquable. Nous y voyons meme la 
Solution de Vaveniri des flotiUes ä c6ti de la grande flotte, des steamers 
<irmis en guerre ä cöte des gigantesques cuirasses.'* Er wendet sich 
sodann gegen die entgegengesetzte Anschauung von Calvo im § 2086 
der 3. Auflage des Werkes „Le droit international". Calvo hat 
demgegenüber auch später^) seine Meinung aufrecht erhalten, welche 
darin gipfelt: „Les navires armis dans les conditions de t ordonnance alle- 
mande du 24 juillet pouvaient donc etre considMs comme de vMtablss 
corsaires, avec cette aggravation qu^on ne leur avait imposi aucune des 
garanües que tous les Etats admettant la course eadgeaient de leurs oorsaires^ 
notamment le cautionnement et la durie limitie des lettres de marque/'^) 
BoNFiLS^^) schliefst sich Calvo an; und gleichfalls spricht sich 
A. Salmon") gegen die Auffassung De Boeck'S aus. 

Ohne nähere Begründung stellt ferner E. Bollati di Saint Pierre^*) 



1) Guide, 8. 2 und S. 144. — «) 8. 63. - ») 8. 70. 

*) In der Schrift Belligerent Bight on the High Seas since the declaration 
of Paris (1856), London 1884, 8. 12 f. und in der Rev. de dr. i., Bd. 26 (1894) 
a 119 f. 

ft) Pariserdeciarationen af 1856, Tidskrift for Sevsesen, Bd. 21 (1887) 8. 72. 

•) Neutralit^, H. 8. 441. - ') § 135. 

») Droit intern. *, § 2394. 

») 8. auch DB BOECK, § 211. — *») §§ 1385, 1386. 
**) La course depuis la declaration de Paris, Paris 1901, 8. 120 f. 
") La guerra in mare, Torino 1900, 8. 176. 
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bei seinen Betrachtungen ttber den Eaperkrieg die Behauptung auf: 
t^Nd 1870 la Germaniay deboU ml mare^ cfnusa la flotta nei teuoi partt (/) 
invitb i privaH ad affidart al Govemo tutte le navi mercantUi atte alla 
guerrOj coi loro equipaggi e capitani, col Vintemione di trasformarle in 
carsare" (/). 

Dupuis ') erhebt zwar gewisse Bedenken, ohne indes die Organisation 
als völkerrechtswidrig zu charakterisieren. Seiner Bemerkung gegenüber: 
es würde zu weit gegangen sein, die auf Grund des Erlasses ausgerüsteten 
Schiffe als Piraten zu behandeln, sei betont^ dafs eine solche Be- 
handlung bei der Prüfung vom Standpunkte des internationalen Rechts 
nicht in Frage kommen konnte; vielmehr stand nur zur Erörterung, ob 
die Schiffe als Kaper anzusehen gewesen wären, also ihre Zulassung 
zur kriegerischen Aktion dem Satz 1 der Pariser Seerechtsdeklaration 
zuwiderlief. 

T. J. Lawrence^ nennt, ohne sich auf eine Kritik einzulassen, die 
beabsichtigte Organisation „a new product of creative ingenuity/' 

III. Kaper.') 

Man versteht unter Kaperei ein Unternehmen von Privat- 
personen unter der Autorität einer kriegführenden Macht, 
welches darauf gerichtet ist, mittels besonders dazu aus- 
gerüsteter Schiffe den feindlichen Seehandel zu schädigen 
und dem unerlaubten Seehandelsbetrieb Neutraler entgegen- 
zutreten. Die Schiffe heifsen Kaper (corsaires, privateers); sie werden 
als ein Teil der Seestreitkräfte angesehen und sind demgemäfs der 
obersten Marinebehörde unterstellt. 

Kaperei und Kreuzerkrieg sind häufig verwechselt worden. 
So ist es ein weitverbreiteter Irrtum, dafs die während des nordameri- 
kanischen Sezessionskrieges von den Südstaaten organisierte maritime 
Aktion in den Jahren 1862 bis 1864 sich als Kaperkrieg dargestellt habe. 

Während in früheren Zeiten die Kaperei sowohl im Kriege wie im 
Frieden üblich war, im Frieden behufs Vornahme von Repressalien, 
kennt sie das neuere Völkerrecht nur für den Kriegsfall. 

Für die staatliche Ermächtigung wird die schriftliche Form er- 
fordert; die Urkunde heifst Kaperbrief (franz. lettre de marque, 
commission de guerre, engl, commission). Ein Kaperbrief kann nur er- 
teilt werden von der obersten Kriegsgewalt oder von der durch diese 
dazu ermächtigten Behörde an eine bestimmte Person. Kaper haben sich 
nach den Kriegsgesetzen und -gebrauchen sowie nach den in dem Kaper- 



>) §§ 81 bis 83. — ") Principles, § 224. 

*) Historisches über die Kaperei bis zum Ende des 18. Jahrhunderts s. bei 
G. Fr. V. Härtens, Versuch über Caper, §§ 2 bis 9 ; über die englische Kaperei 
im 18. Jahrhundert bis 1762 M. Lekdbb, Die englische Elaperei und die Thätigkeit 
der Admiralitäts-Gerichte, Berlin 1882; femer: C. y. Kaltenbobn, Geschichte der 
Kaperei im Seekriege, in den Neuen Jahrbüchern der Geschichte und Politik, 
Bd. 2 (Leipzig 1819) S. 97 bis 136 und 193 bis 228; Bonpils, §§ 13621; Gairal, 
8. 14 f. ; Gh. La Mache, La guerre de course dans le pass^, dans le pr^ent et 
dans Tayenir, Paris 1901. 
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brief enthaltenen Weisungen zu richten ; sie geniefsen alsdann die Vor- 
teile des Kriegsrechts. 

Insofern Kaper einen Teil der Kriegsmacht bilden, ebenso wie 
autorisierte Freikorps, steht ihrer Verwendung zum Seekrieg an sich 
nichts entgegen.*) Ortolan*) hebt in dieser Beziehung hervor, dafs die 
mit der Souveränetät verbundene Befugnis rechtmäfsiger Verteidigung 
für einen kriegführenden Staat notwendigerweise das Recht einschliefse^ 
alle seine Bürger zu den Waffen zu rufen und zur See ebenso wie zu 
Lande eine bewafliiete Macht zu organisieren. Diese Begründung^ 
wenngleich in ihrem Ausgang nicht anfechtbar, wirft mit Unrecht eine 
freiwillige Seewehr, deren Hauptaufgabe der Schutz des Vaterlandes ist, 
mit einer Kategorie von Personen zusammen, deren Tätigkeit in erster 
Linie, in der Regel sogar ausschliefslich, auf den Erwerb abzielt.^) 

Schon in der Natur der Kaperei liegt es begründet, dafs dieses 
Gewerbe nicht selten in wirklichen Seeraub ausartet. Widerrechtliche 
Gewaltakte sind stets an der Tagesordnung gewesen. Zur Deckung^ 
hieraus entstehender Reklamationsansprüche wird daher von Kapern die 
Stellung einer Kaution verlangt.*) 

Die Befugnis zum Kapereibetrieb wurde ehedem Staatsangehörigen 
und Fremden erteilt.*) Die Erteilung von Kaperbriefen an Fremde 
entspricht aber nicht mehr den Anschauungen des modernen Völker- 
rechts. •) Denn man ist längst zu der Einsicht gekommen, dafs der 
Betrieb der Kaperei seitens Angehöriger neutraler Staaten ein infamie- 
rendes Gewerbe ist. Es stellt sich lediglich als privilegierter See- 
raub dar, während die vom eigenen kriegführenden Staat autorisierten 
Kaper immer noch neben dem Zwecke des Gewinnes Schädigung des 
Feindes ihrer Nation als Ziel ihrer Tätigkeit bezeichnen können. Der 
neutrale Staat aber, welcher seinen Untertanen den Betrieb der Kaperei 
mit Ermächtigung einer kriegführenden Macht erlaubt, fördert die Inter- 
essen dieser Partei und tritt damit aus der Neutralität heraus.') 



') N. W. C. Art. 9. — ^) IL S. 58 f. 

^) Diesen Unterschied betont auch Bluntschli (Beuterecht S. 87, 88); ferner 
den Gegensatz zwischen Kriegsschiffen und Kapern Caumont, S. 703 No. 7: ,0» 
ne pourrait assimiler, quant a ses principes et ä sea rimdtatSi Vaction irrfgulihre 
des corsairea dana lea guerrea entre lea peupha, ä Vinterveniion r^ditre dea forcea 
fnaritimea d^une natUm. Lea vaiaaeaux d^Etat et lea forcea regtdikres qui lea cofi' 
duiaent prSsentent ividemment dea garantiea de modiraHonj de diaciplinej d'humaniti 
que n'offrent paa lea coraairea. Dana lea officiera qui lea commandenty la dignitif 
la reaponaabiliti et la pridominance du point d'honneur aur lea motifa baa et cupides 
qui animent lea coraairea^ enfin^ leur autorite aur Viquipage aoumia ä kura ordrea, 
garantiaaent de leur part le reapect aivhre dea loia de la guerre, tandia que Varmateur 
parcourant la mer ä aor^ profit particulier^ et dana le aeul hui de a^enrichir, aans 
controle efficace au müieu dea aolitudea de VOclan, oUt, aea paaaiona n^avaient d'autre 
freist que le vague aouvenir d^une IMalation lointaine et impuiaaantey etait ä juate 
türe la terreur dea neutrea comme dea ennemia.* Auch Marco, S. 6. 

*) S. über die Kautionen Gaibal, S. 20 f. 

*) G. Fr. V. Härtens, a. a. O. § 13. 

•) Lerot, S. 32 f.; Glass, S. 554, 555. 

'') Der französische Vize-Admiral Baudin ist sich dessen wohl bewuXat ge- 
wesen, als er unterm 8. Januar 1839 folgendes Schreiben an den mexikanischen 
Kriegs- und Marineminister richtete: ,ExcellenzI Ich lese heute in Nr. 1341 des 
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Dieser Einsicht entsprechend ist aach in zahlreichen Neutralitäts- 
«rklärnngen den betreffenden Staatsangehörigen die Ausrlistong von 
Kapern sowie die Annahme von Raperbriefen Ton dem einen oder anderen 
der kriegführenden Teile verboten and jedes Zuwiderhandeln, unter 
entsprechender Strafandrohung, als Piraterie erklärt. So geschah dies 
bei Ausbruch des Krimkrieges von Belgien, Brasilien, Dänemark, Neapel, 
Osterreich, Schweden, Spanien. Auch während des nordamerikanischen 
Sezessionskrieges verboten Frankreich, England und Spanien ihren 
Staatsangehörigen die Annahme von Kaperbriefen, ebenso während des 
deutsch-französischen Krieges 1870/71 Spanien und die Vereinigten 
Staaten von Kordamerika, und aus Anlafs des spanisch-amerikanischen 
Krieges, 1898, ergingen in Neutralitätserklärungen gleiche Verbote. 

Übrigens ist in Staatsverträgen nicht selten die Bestimmung ent- 
halten, dafs für den Fall, dafs sich einer der Vertragsteile mit einer dritten 
Macht im Kriege befinden sollte, die Angehörigen des anderen Teiles 
von dieser dritten Macht Kaperbriefe gegen ihn nicht annehmen dürfen. 

Die materielle Ähnlichkeit, welche die Kaperei, weil sie in erster 
Linie auf Erwerb zur See mittels bewaffiieter Aktion gerichtet ist, mit 
der Piraterie trägt, hat dazu geführt, auch anderweit unter gewissen 
Voraussetzungen Kaper als Piraten zu behandeln; die Hauptfälle sind 
folgende : 

1. wenn Schiffe die Kaperei ohne Kaperbrief betreiben;^) 

2. wenn die Kaperei über die Zeit hinaus, f ttr welche der Kaper- 
brief etwa erteilt ist, oder nach Beendigung des Krieges oder nachdem 
der Kaperbrief zurückgenommen ist,^) fortbetrieben wird; 

Diario del gobemo von Mexiko einen am 28. Dezember v. J. von dem Kriegs- 
und Marineminister an die Sekretäre der Repräsentantenkammer gerichteten 
Brief, betreffend die Vorlage eines Kapereireglements seitens der mexikanischen 
Begierung an den Kongreis. In Bezu^ hierauf teile ich Ew. pp. mit, wie ich, 
um im Interesse des Handels aller Nationen zu verhindem, dais ein System der 
Piraterie und Brigandage sich unter mexikanischer Flagge organisiere, am 
15. Dezember y. J. den Kommandanten der unter meinem Befehl stehenden 
Kriegsschiffe Instruktionen eegeben habe, die im Auszug so lauten: 

»Als mexikanisch werden nur angesehen Fahrzeuge, die in einem 
mexikanischen Hafen armiert, mit einem regulären Kaperbrief versehen 
sind, der direkt von der Bundesregierung ausgestellt ist, und deren Kapitän 
mit wenigstens '/s der Besatzung geborene Mexikaner sind. Jeder Kaper 
unter mexikanischer Flagge, der diesen Bedingungen nicht entspricht, wird 
als Pirat angesehen und als solcher mit aller Strenge der Kriegsgesetze 
behandelt werden.»* 

Das Recht der Kauffahrteischiffe, die mexikanische Flagge zu führen, war 
nämlich bedingt durch die Staatsangehörigkeit des Kapitäns und von wenigstens 
zwei Dritteln der Besatzung. 

In demselben Sinne bestimmt das spanische Dekret yom 24. April 1898 
(Art. 7): „Als Piraten werden angesehen und nach aller Strenge der Gesetze 
abgeurteilt werden die ICapitäne, Patrone und Offiziere der Schiffe, die, ohne 
Nordamerikaner zu sein und ohne mit einer Besatzung von zu */s Amerikanern 
zu fahren, bei der Ausübung kriegerischer Akte gegen Spanien gefangen werden, 
selbst wenn sie mit Kaperbriefen der Vereinigten Staaten versehen sind." 
S. auch Hbfvtbb, § 148; Sublaho, § 664; Gaibal, S. 17. 

*) G. Fr. V. Mabtbhs, a. a. O. § 10. — Pr. Allg. Landrecht. Th. I Tit. 9 
§ 206; Codice per la marina mercantüe del regno d'Italia, Art. 322. 
•) S. über diesen Fall G. Fr. v. MiBTBNS, a. a. O. § 38. 
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3. wenn die Kaper Schiffe oder Gtlter in der Absicht rechtswidriger 
Zueignung wegnehmen, oder es unterlassen, sich mit ihrer Beute vor 
einem Prisengericht zu stellen.^) 

4. Als Piraten werden femer diejenigen angesehen und behandele 
welche yon beiden kriegführenden Teilen Kaperbriefe annehmen.*) 

5. Ob auch diejenigen für Piraten zu erachten, welche von mehreren 
Verbündeten Kaperbriefe annehmen, ist streitig. Die französische Praxis 
hat sich dafür entschieden, und es verordnet in diesem Sinne das 
Kapereigesetz yom 22. Mai 1803, entsprechend den Bestimmungen der 
Marine-Ordonnanz yon 1681, ganz allgemein: „Taut capttcdne convamcu 
(tavoir faü la eourse wus pbisieurs pavülons sera, ainsi que ses fautewrs 
et $68 complices, poursuivi etjugi comme piraie.* Ahnlich das französische 
Gesetz vom 10. April 1825: y^Sera poursuivi et jugi comme pirate tout 
commandant (Tun navire ou haÜment de mer armi et porteur de commissions 
dilivriea par deux ou phmeurs puiasances ou Etats diff^ents.^^ 

Den allgemeinen Prinzipien des internationalen Seerechts erscheint 
die französische Anschauung insofern entsprechend, als ein Schi£f nur 
eine Nationalität haben kann,^) und der Schutz verschiedener Flaggen, 
welche der Kapitän je nach den Umständen wechseln darf^ den Grund- 
regeln über die Legitimation der Seeschiffe völlig zuwiderläuft. Dem- 
ungeachtet kann nicht behauptet werden, dafs die Ansehung solcher 
Fahrzeuge als Piraten ein feststehender Satz des Völkerrechts sei. 

6. Personen, welche einem Verbot ihres eigenen Staates zuwider 
auf fremde Autorisation Kaperei betreiben, können von allen Staaten, 
aulser von demjenigen, welcher den Kaperbrief erteilt hat, als Piraten 
behandelt werden.*) Mit Bezug auf diesen Fall bestimmt schon die 
französische Marine-Ordonnanz von 1681 (III. 9 Art. 3): „Difendons ä 
Ums nos sujets de prendre commissions d^aucuns rois, princes ou kats 
etrangerSy pour armer des vaisseaux en guerre et eourir la m£r sous leur 
harwüre, si ce ri'est par notre permission, ä peine d'etre trailh comme 
pirates.^ Die neuere Anschauung entspricht vollkommen dieser Regel, 
wie sie denn auch in verschiedenen Staatsverträgen zum Ausdruck ge- 
kommen ist.^) 

1) S. V. Cancrin, 14. Abhandl., § 53. 

•) G. Fr. V. Martenq, a. a. 0. § 14; Rosse, Guide ß. 13. 

*) Philldcobe (I. § 361) bemerkt dem entgegen: ^^The httter opinvm seem» 
to be, that such practice is irregulär and inescpedient^ ütt does not carry with U 
suhstance er the natne of Piracy." Auch Ortolan {I. S. 2 19 f.) gelangt bei Be- 
leuchtung der französischen Vorschriften zu diesem Ergebnis. — Übrigens be- 
zeichnete schon G. Fr. v. Martens (a. a. 0. § 14) die Annahme doppelter Marke- 
briefe als einen unter allen Umständen nicht zu duldenden Milsbrauch, ohne 
jedoch solche Kaper den Piraten gleichzustellen. — S. ferner Bosse, Ele- 
ments, S. 2(5, PiLLBT, § 24. 

*) S. auch Rivier, Principes, I. S. 240. 

^) Phillimore das. 

*j Art. 22 des Vertrages zwischen PreuXsen und den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika vom 10. September 1785 enthielt die Festsetzung: „Äucun 
cUoyen ou sujet de Vune des deux parties contractantes rCacceptera d^une pinissance 
avec laqudle Vautre pourrait etre en guerre ni commission ni lettre de marque pour 
armer en eourse contre cette demi^, sous peine d^itre puni comme pirate." — S. 
auch Rosse, Guide, 8. 11, 12; J^l^ments, S. 257. 
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7. Personen, welche anf Antorisation eines Prätendenten Kaperei 
betreiben, sind gleichfaUs als Piraten zn erachten.^) Philumore,*) 
welcher diesen Punkt sehr eingehend behandelt, kommt auch hier zum 
entgegengesetzten Schlols. 

8. Kaper, welche sich ttber die Kriegsgebritnche hinwegsetzen, ins- 
besondere solche, die unter falscher Flagge in Aktion treten. 

9. Berechtigt erscheint endlich die Meinung, dals der Betrieb der 
Kaperei nur auf dem offenen Meer und in den Territorialseegebieten 
der Kriegführenden statthaft ist, und dals Kaper, die ihre Unter- 
nehmungen auf das Flufsgebiet des feindlichen Landes ausdehnen, wie 
Piraten zu behandeln sind. Denn nur auf dem Meere ist Privateigentum 
Gegenstand der Kriegsbeute.^ 

Wenn es einem Kauffahrteischiff bei der Verteidigung gegen einen 
feindlichen Kreuzer oder Kaper glückt, das feindliche Schiff zu nehmen^ 
so kann hierin ein Akt der Kaperei nicht gefunden w^erden.^) Das ge- 
nommene Schiff verfällt dem Nehmestaat, welchem es überlassen 
bleibt, ob er der Reederei und der Besatzung des Nehmers eine Be- 
lohnung zuwenden will.^) 

Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ist die Abschaffung 
der Kaperei ernstlich angestrebt worden.*) Die Frage steht in Zu- 
sammenhang mit den Bestrebungen, die auf Anerkennung der Un- 
yerletzlichkeit des Privateigentums auf See überhaupt abzielen und 
zuerst einen klaren Ausdruck fanden in den Memoiren Benjamin 
Franklins, welcher die UnWirtschaftlichkeit des Seebeuterechts dar- 
zulegen unternahm und seine Meinung dahin zusammenfatste: „TA« prac- 
tiee of robbing merchantB on the high sea — a remnant of the ancient 
firacy — though ü may be acddenUily benefidal to pariicular persans, is 
far from being proßable to all engaged in it, or to the naiion that autho- 
rises it." ') 

In der Tat wurde auch schon zu jener Zeit teils auf die Befugnis,. 
Kaperbriefe auszustellen, verzichtet, wie z. B. während des russisch- 
türkischen Krieges in den Jahren 1767 bis 1774; teils wurde diese 
Befugnis konventionell ausgeschlossen oder doch Beschränkungen unter- 
worfen; ausgeschlossen namentlich in Artikel 23 des Freundschafts- und 
Handelsvertrages zwischen Preufsen und den Vereinigten Staaten vom 



>) S. auch Wharton, § 380 (1). 

«) I. § 362. 

») Ortolan (I. S. 62) citiert ein französisches Edikt von 1601, in welchem 
verordnet wird, dafs die feindlichen Kaper, wenn sie in französische Flüßse ein- 
laufen, nicht als Elriegsffefangene, sondern als Piraten behandelt und auf die 
Galeeren geschickt werden sollen, gleichviel ob sie einen Kaperbrief haben 
oder nicht. 

*) S. auch V. BuLVBRiNCQ, Prises maritimes, S. 323, 324. 

*) Marco, S. 20; Lerot, S. 38. 

*) Über vereinzelte Schritte aus älterer Zeit s. Marco, S. 8; auch Lerot, 
S. 56. 

^ Franklin bekämpfte speziell die britischen Tendenzen; s. seine Private 
Correspondence, I. S. 87; vgl. auch Whraton, Histoire, I. S. 372, 373. 
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10. September 1785.*) Es waren diese vereinzelten Akte der inter- 
nationalen Praxis die Vorlänfer späterer darchgreifender Reformen, 
wenn sie aaeh selbst anf die Daner keinen Bestand hatten.*) 

Die im Jahre 1792 von der Pariser Constituante angeregte Idee, 
nicht nur die Kaperei abzuschaffen, sondern überhaupt die Freiheit des 
Privateigentums auf See in demselben Umfange anzuerkennen, wie die 
prinzipielle Unverletzlichkeit des Privateigentums auf dem Lande bereits 
ein feststehender völkerrechtlicher Satz war, eine Anregung, welche 
damals bei den Vereinigten Staaten von Amerika, bei der nieder- 
ländischen Regierung und bei den deutschen Hansestädten Anklang fand, 
von England aber zurückgewiesen wurde, ist auch heute noch nicht zur 
Verwirklichung gelangt, obwohl die Kritik des Völkerrechts längst 
gegen das ganze System den Kampf aufgenommen hat 

Von eingreifender Bedeutung für die reformatorischen Bestrebungen 
waren erst die milderen Prinzipien, welche beim Ausbruche des Krim- 
krieges unter den beteiligten Mächten sowohl wie bei den neutralen 
Seestaaten zur Geltung kamen. Frankreich und England erklärten 
unterm 29. März 1854: es bestehe zur Zeit nicht die Absicht, Kaper- 
briefe auszugeben ; ferner enthielten die meisten aus Anlafs des Krieges 
ergangene Neutralitätserklärungen ausdrückliche Verbote der Aus- 
rüstung, Bemannung und Führung von Kapern für die Angehörigen des 
betreffenden Staates, unter Androhung der Strafe des Raubes bei Zu- 
widerhandlungen, sowie Verbote der Zulassung von Kapern, aufser im 
Falle dringender Seeg^fahr.^) 

Der bedeutsamste Schritt war aber dem Friedenskongrefs von 1856 
vorbehalten. Die im Anschlufs an denselben von den Bevollmächtigten 
4er Kongrefsmächte^) niedergelegte Deklaration d. d. Paris, den 16. April 
1856, betreffend das Seekriegsrecht, spricht unter Nummer 1 die Be- 
seitigung der Kaperei aus, indem sie den Satz aufstellt: die Kaperei 
ist und bleibt abgeschafft. Die Deklaration schliefst mit dem Hinweis, 



^) Marco (S. 9) bemerkt über diesen Vertrag: „ilquesto ilprimo atto Bolame 
in cui fu scolpito ü principio dd riapetto deUa proprietä prioata nd mcire e 
Vabolüionc della coraa. Ma sventuratamente ogni generoaa novitä aoÜeva aempre 
oppoaiziani, ed ha hiaogno di un tempo piü o meno lungo per penetrare nei fatti.'^ 

') Auf eine Vorlage der Geaetzesrevisoren, betr. eine Erläuterung des § 210 
Th. I. Tit. 9 des Pr. AUg. Landrechts, erliefs König Friedrich Wilhelm UI. 
folgende ablehnende Kabinetts-Order vom 28. April 1803: «Ich will Euch hiermit 
eröffnen, ad Thl. I Tit. 9 Abschn. 5 des A. L. K., dafs Ich ^ar nicht Willens bin, 
je in einem Kriege das von den Seemächten in neuerer Zeit fiber alle Schranken 
ausgedehnte Kapersystem nachzuahmen, weshalb mir der fragliche Zusatz ganz 
tiberflüssig und in jedem Falle es nicht gerathen zu sein scheint, ihn dem A. L. £. 
•einzuyerleiben, sondern nöthig, diese Bestimmung für den Fall vorzubehalten, 
wo die eiserne Nothwendigkeit den Staat zu solchen Mafsregeln, die die (Ge- 
rechtigkeit sonst nie billigen kann, zwingen möchte.*^ Demzufolge wurde nur 
§ 7 des Anhangs eingeschaltet, dahin lautend: «Die Bechte und Befugnisse der 
PreuXsischen Kaperschiffe sollen, nach den jedesmal concurrirenden Verhältnissen, 
zu seiner Zeit bestimmt werden/ 

') Das Material ist vollständig zusammengestellt bei A. Sobibbbr, Sammlung 
•officieÜer Actenstücke in Bezug auf Schiffahrt und Handel in Kriegszeiten^ 
Hamburg 1855 bis 1857. 

*) S. oben S. 7. 
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dafs sie nor verbindlich sei and sein werde für diejenigen Mächte unter- 
einander, welche ihr beigetreten sind oder beitreten werden.^) Es sind 
in der Folge beigetreten, aolser dem ehemaligen Deutschen Bunde und 
den im Deutschen Reiche vereinigten Bundesstaateu sowie den in das 
Königreich Italien aufgegangenen vormaligen italienischen Staaten, 
folgende Mächte: Argentinien, Belgien, Brasilien, Dänemark, Ecuador, 
Oriechenland, Guatemala, Haiti, Japan, die Niederlande, Peru, Portugal, 
Schweden und Norwegen, die Schweiz, Uruguay. 

Der Beitritt der Vereinigten Staaten von Amerika ist daran ge- 
scheitert, dafs die Vertragsregierungen sich nicht entschliefsen wollten, 
der Bestimmung über die Abschaffung der Kaperei noch hinzuzufügen, 
dafs Privateigentum von Angehörigen eines kriegführenden Staates (mit 
Ausnahme der Kriegskontrebande) gegen Wegnahme durch Kriegsschiffe 
geschützt sein solle.*) 

Während des Krieges zwischen den Vereinigten Staaten und Spanien, 
1898, wurden jedoch von keiner der beiden Parteien Kaperbriefe aus- 
gegeben. 

Die Pariser Deklaration ist sehr bald nach ihrer Verkündung der 
Oegenstand scharfer Anfechtung geworden. Bis in die neueste Zeit hat 
«ine lebhafte Agitation zu ihrer Beseitigung, und zwar besonders zur 
Aufhebung des Satzes von der Abschaffung der Kaperei stattgefunden. 
Schon in der Sitzung des Oberhauses vom 22. Mai 1856 erhob der Earl 
of Derby gegen die Regierung den Vorwurf: „/ look upon this act of 
the Governement as ctUting off the riglit arm, a» it were, of the countty, 
I look upon ii aa deprimng her of those natural advantages which lier great 
maritime power has in loar . . . you have sacrißed t/ie maritime greatnesa of 
England on tlie shrine of Rusda,'^ In der Sitzung des Unterhauses vom 
14. Juli 1857 wurde über die Aufhebung der Deklaration verhandelt.*) 
In der Sitzung vom 17. März 1867 hielt Disraeli der Regierung vor: 
y^By tlie Declaraiion of Paris we have given np t/ie cardinal principles of 
our maritime, power,^ und in derselben Verhandlung Cavendish Bentinck: 
„The carrying out of tiuit Declaration woidd be an act of national suicide,^ *) 
Die in gleichem Sinne eingebrachte Resolution Windham fand in der 
Sitzung vom 2. März 1877 ihre Erledigung durch ein Fiasko der Antrag- 
steller.*) 



>) S. die zutreffenden Ausführungen Pillbt's (§ 27) über den Fall, dafs 
YOn den Kriegsparteien die eine der Deklaration beigetreten war, die andere nicht. 

') Eine scharfe Kritik dieses Standpunktes der Regierung der Vereinigten 
Staaten übt Fr. Kapp in dem Anhang «Die Vereinigten Staaten und das See- 
kriegsrechf* zu der Abhandlung , Friedrich der Grofse und die Vereinigten 
Staaten von Amerika", Leipzig 187J. 

*) Näheres darüber bei L. GsssNBä, Kriegführende und neutrale Mächte, 
ein Beitrag zur Beform des internationalen Rechts in Kriegszeiten, Berlin 1877, 
a 5 f. 

*) Über diese und weitere Erklärungen und Betrachtungen s. Th. Warakbr, 
Naval warfare of the future, a consideration of the declaration of Paris, 1856, 
its Obligation and its Operation upon maritime belligeren ts, London 1.^9'2. 

*) Die Resolution ging dahin: „Tkat the object of tke Declaration of Paria 
respecting maritime law, signed at Paris on the 16 th of April 1856, wM, as wob 
-expressed in the preamble, to endeavour to attein uniformity of doctrine and practice 

Perals, Internationales Seerecht. 2. Aasg. J2 
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Graf BiBmarck änfserte sich gelegentlich einer Unterhaltung am 
13. Dezember 1870 über die in der Deklaration niedergelegten Sätze: 
^Ja, wir müssen sehen, wie wir von dem Unsinn wieder loskommen.'") 

Auch anderweit wurde die Wirkung der Deklaration einer scharfen 
Sjitik unterzogen,^) in Frankreich, England und den Vereinigten Staaten 

in respect to maritime law in time of war; tkat it is, moreover, ohvious that tke 
whoU value ihat might be 8uppo$ed to attach to any such declaration, as chnnying^ 
the ancient and immemorial practice of the law of nations on tke subject, muA 
necessarily dopend on the general a Stent of all the fnaritime States to the new doc^ 
trines; tnat the fact of important maritime Powers^ such as Spain and the United 
States, having declincd to accede to the Declaration of Paris dcprives tliat document 
of any value as between the Qovemments who have signed it; that the consequence 
of some Powern adhering to the new rtdes, white others retained intact their natural 
rights in time of war, would be to place the former at a great and obvious disad" 
vantage in the event of hostilities with the latter; that Chreat Britain being an^ 
essentiaüy Naval Power, this House cannot contemplate such an anomalous and 
unaatitfactory condition of international obligations without grave misgivings; that 
independently of all other considerations, the faüure after 20 vears" negotiations to 
bring about general adhesion to its terms necessitates the witharawal of this country 
from what was neceasarily and on the face ofit a conditional and provisional assent 
to the new rule»; that this House, white desiring to leave the question of opportu" 
neness to the discretion of Her Majesty's Qovemment, and having confidence in the 
repeated declarations on the subject of individual members of the present Admini- 
stration^ thinks it desirable to record an opinion tfuit no unnecessary delay ought 
to take place in withdrawing from the dedarntion signed at Paris on the 16 th of 
April, 1866, on the subject of maritime bdligerent rights.^ 

Dagegen wurde geltend gemacht, dafs ein Rücktritt von der Pariser Dekla- 
ration der Ehre und den Interessen Englands zuwiderlaufen würde, wenn auch 
anerkannt werden müsse, daXs der Zustand des internationalen Beerechts ein 
höchst unbefriedigender sei. Von anderer Seite wurde die Unverletzlichkeit dea 
Privateigentums zur See mit Ausnahme der Kriegskon trebande befürwortet. Von 
Seiten der Regierung wurde der Resolution gleichfalls widersprochen und hervor- 
gehoben: Die Pariser Deklaration sei bei jeder Gelegenheit vom Parlament 
sanktioniert worden; ein Rücktritt seitens Englands könne ehrenhafterweise 
nicht erfolgen. Die Resolution wurde schlieXslich mit 170 gegen 5i> Stimmen 
verworfen. 

') M. Busch, Graf Bismarck und seine Leute während des Krieges mit 
Frankreich, Leipzig 1878, IL S. 120. 

') Unzweiaeutig legte A. E. Wollheim j>a Fonsbca in der Schrift «Der 
deutsche Seehandel und die Prisen-Gerichte, ein Beitrag zur Kriegsgeschichte 
von 1870/71," Berlin 1873, seinen Standpunkt dahin dar: die Deklaration sei 
nicht nur indiskutabel, sondern habe geradezu gar keinen Wert mehr, ja nicht 
einmal einen Anspruch darauf, als Norm für ein modernes Seerecht zu gelten 
oder die Machtgeber der Unterzeichner jenes Aktenstückes moralisch und völker- 
rechtlich zu binden ; insbesondere sei der Satz 1 , betreffend die Abschaffung der 
Kaperei, für PreuXsen, im Falle des Krieges mit einer Seemacht, durchaua 
schädlich und daher — nicht verbindlich. Schon vorher war C. v. Kaltenborn 
in der Abhandlung „Praxis und Reform der Kaperei im Seekriege*', in den 
Neuen Jahrbüchern der Geschichte und Politik Bd. 2 (Leipzig 1849), S. 1231 
für die Beibehaltung der Kaperei im deutschen Interesse eingetreten. 

Sp&ter wurden namentlich von französischen Publizisten Bedenken er- 
hoben, zuerst von E. Carson in der Schrift „La course maritime* (Paris 1875), 
in welcher er den Nachweis zu führen sucht, dafs die Abschaffung der Kaperei 
(und der Seebeute) weder im allgemeinen civilisatorischen oder humanitären 
Interesse, noch in dem besonderen Interesse Frankreichs liege, dem letzteren 
sogar widerstreite. 

Eingehend und scharf ist in England neuerdings GiBSOK Bowlks für die 
Beseitigung der Deklaration eingetreten. Sein Standpunkt wird schon durch 
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Yon Amerika, namentlich in Marinekreisen, im Zusammenhange mit 
den Bestrebungen auf eine starke Organisation des Rreuzerkrieges 
(s. unten § 36, III) und nicht immer mit scharfer Unterscheidung von 
Kaperkrieg und Kreuzerkrieg. 

Es Iftfst sich allerdings nicht verkennen, dafs, solange das See- 
beuterecht besteht, die Zulassung von Kapern einem Staat«, dessen 
Kriegsflotte relativ nicht bedeutend ist, ein erhebliches Gegengewicht 
gegen die Überlegenheit des Feindes zur See gewähren kann. Bei 
einem Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
England würde dieses Moment voraussichtlich ganz besonders in den 
Vordergrund treten; so ist es denn begreiflich, wie jene bei der 
Stellung, welche England konsequent der Frage wegen Abschaffung des 
Seebeuterechts gegenüber einzunehmen für angemessen befunden hat, 
auf die Befugnis zur Erteilung von Kaperbriefen nicht haben verzichten 
wollen. 

§ 35. 

Mittel und Mafsregeln der Eriegftthrnng. 

I. Im aligeaeinen. 

Von alters her bis in die neuere Zeit war die Art der Krieg- 
führung eine in jeder Hinsicht barbarische. Jedes zur Erreichung des 
Kriegszweckes dienliche Mittel galt auch fllr zulässig. Auch die alte 
Satzung „etiatn hosti, fides servanda" wurde keineswegs immer geachtet. 
Wenn gleich die Disziplin in der Regel aufserordentlich streng gehand- 
habt wurde, so waren doch in Feindesland, vielfach, wie z. B. im 
dreifsigjährigen Kriege, auch im eigenen Lande Mord, Brand, Raub, 
Schändung, verbunden mit Grausamkeiten aller Art, an der Tages- 
ordnung. 

Seitdem das Völkerrecht den Kriegszustand als einen Rechts- 
znstand anerkannt hat, ist das Bestreben hervorgetreten, diejenigen 
Schranken festzusetzen, welche Humanität und Ehre gebieten, und 
dadurch die Schrecken des Krieges auf das Mafs des Notwendigen 
zurückzufahren, eine Überschreitung dieses Mafses aber nur einzuräumen 
als Repressalien. Aber auch solche Mafsregeln, welche zur Durch- 
führung und Sicherung der ICriegszwecke notwendig sind, müssen den 



den Titel seiner 1900 in London erschienenen Tendenzschrift gekennzeichnet: 
«The declaration of Paris of 1856: being an account of the maritime rights of 
Great Britain ; a consideration of their importance ; a history of their surrender 
by the signature of the declaration of Paris; and an argument for their resumpüon 
by the denunciation and repudiation of that declaration/ 

In einer Betrachtung «La guerrasul mare secondo alcune recenti pubblicazione 
francesi'^ (Estratto dalla Bivista Internazionale di scienze. sociali e discipline 
ausiliare, Roma 1902) zieht C. Bruno das Ergebnis der Bestrebungen fran- 
zösischer Publizisten; er stellt den Satz auf (8. 7): „& la guerra ai corsa 
non fosUi giä esistita, sarebbe necessario d^istituirla* , führt dann aber des näheren 
aus, wie es im wesentlichen auf eine anderweite Organisation des Kreuzerkrie^es 
durch Auxiliarschiffe mit militärisdxer Besatzung ankomme. Ln übrigen wird 
auf die dort angegebene Literatur yerwiesen. 

12* 
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•Gebräuchen des Krieges, wie sie sich in den letzten Jahrhunderten 
gebildet haben, entsprechen, und nur mit dieser Einschränkung steht 
einem Truppenbefehlshaber die Anwendung derjenigen Mittel zu, welche 
durch die ihm obliegenden Verpflichtungen, seine Aufgabe und seine 
Anordnungen möglichst schnell und yollständig durcli^uftahren, sowie 
für die Sicherheit und den Unterhalt seiner Truppen Fttrsoi^e zu tragen, 
geboten sind. 

In Betreff der Gesetze und Gebräuche des Landkrieges enthält 
das auf der Haager Friedenskonferenz am 29. Juli 1899 getroffene 
Abkommen^) eine Reihe von Bestimmungen, welche, soweit nicht die 
besonderen Verhältnisse des Seekrieges Abweichungen bedingen, sinn- 
entsprechend auch bei den Feindseligkeiten zwischen Seestreitkräften 
zu beobachten sein werden, weil sie die allgemeinen Normen der 
Kriegführung darstellen, wie sie sich aus den Anschauungen des 
modernen Völkerrechts entwickelt haben, und weil eine strenge Scheidung 
Yon Landkrieg und Seekrieg nicht flir alle Kriegslagen durchführbar ist. 

Zu dem Abkommen sind drei Erklärungen ergangen. Sie betreffen: 

1. das Verbot des Werfens von Geschossen und Sprengstoffen aus 
Luftschiffen oder auf anderen ähnlichen neuen Wegen; 

2. das Verbot der Verwendung von Geschossen mit erstickenden 
oder giftigen Gasen; 

3. das Verbot der Verwendung von Geschossen, welche sich leicht 
im menschlichen Körper ausdehnen oder platt drücken. 

Über die Zulässigkeit der Ausübung von Repressalien gehen die 
Auffassungen auseiifander. Wenn Mifsachtung der Kriegsgebräuche auf 
der einen Seite auch eine Überschreitung der Kriegssitte seitens des 
Gegners rechtfertigen kann, ja unter Umständen aufserordenltiche Mafs- 
nahmen erheischt, so sollen doch stets die allgemeinen Grundsätze der 
Menschlichkeit beobachtet werden. Auf die Erlangung von Genugtuung 
und auf Vergeltung unter harten Modalitäten wird nicht immer verzichtet 
werden können. Aber auch in solchen Fällen mufs Barbarei und zügel- 
lose, die Grenzen des Notwendigen überschreitende Willkür verworfen 
werden. Der N. W. C. verordnet in diesem Sinne im Artikel 8: „In tlie 
event of an enemy faüing to observe the laws and usages of war, if tke of ender 
18 beyond reach, resort may be had to reprisals, if such action sJiould be 
considered a necesaity; but due regard rmist always be had to the duties of 
humanity. Reprisals should not exceed in severity tlie offence commiUedj 
and must not be resorted to w/ien the injury complained of has been 
repaired." 

II. In Seekriege. 

1. Noch in der neueren Doktrin des Völkerrechts wird in der 
Regel als der Kriegssitte zuwider erklärt: der Gebrauch von glühenden 
Kugeln oder Pechkränzen, femer die Verwendung von Brandem gegen 

^] S. hierüber A. Zorn, Kriegsmittel und Eriegfühning im Landkriege, 
nach den Bestimmungen der Haager Gonferenz 1899. Dissert. Königsberg 1902. 
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feindliche Schiffe.*) Dieser Standpunkt kann in dem Zeitalter der 
artilleristischen Sprenggeschosse, der Torpedos nnd Seeminen nicht 
aufrecht erbalten werden. Es ist aber auch schwer abzusehen, weshalb 
fiüher derartige Mittel vielfach verpönt wurden, da doch die möglichst 
gründliche Vernichtung der feindlichen Seemacht als das Hauptziel des 
Seekrieges gelten mufs und die Vernichtung von Schiffen im Grefecht 
nicht austtthrbar ist, ohne die gesamte Besatzung in Mitleidenschaft zu 
ziehen.^) Man war auch in der Tat bezüglich solcher Grundsätze nie 
konsequent. ') 

2. In Betreff der Bombardements offener Ortschaften, 
namentlich von Hafenplätzen durch Seestreitkräfte, können die Artikel 
25 f. des Haager Abkommens einen Anhalt bieten; eine allgemein ver- 
bindliche Norm für den Seekrieg geben sie aber nicht. ^) 

Der N. W. C. (Artikel 4) setzt hierüber fest: „7%« bombardment, 
by a naval force^ of iinfortified and undefended towns, vülages, or buüdings 
is forbidden, except when such bombardment is inddental to Ute deatruction 
of müUary or naoal esiabUshmentSy public depota of munüions of war, or 
vessels of war in port^ or unless reasonable requisitions for promsions and 
supplies essential, at t/ie time, to such naval vessel or vessels are forcibly 
withheldy in which case due noüce of bombardment sliall be ffiven. — 7^e 



*) Interessante Daten über die Anwendung von Brandern und Spreng- 
körpern im Seekriege gibt v. Ehrenkrook, Geschichte der Seeminen und Torpedos, 
im Beiheft 24 zum M. V. Bl. 1878, S. 13 f. 

') Zutreffend bemerkt Glas» (8. ^76): ^It may almost be aaid that the 
modern tendency is to make war so destructive that no nation wül engage in ü . . 
The use of mines and torpedoes, both on land and at sta, is increasing, and nothing 
is Said against the toholesale loss of life they are intended to cause.* S. femer 

PiLLET, § 68. 

*) Charakteristisch ist eine Order des französischen Vizeadmirals Marschalls 
Ck>nflans aus dem Jahre 1759, in welcher derselbe die Benutzung von Hohl- 
kugeln, die mit brennenden Substanzen gefüllt sind, als absolut völker- 
rechtswidrig und nicht den Regeln der Ehre entsprechend bezeichnet, weiter 
aber erklärt: man habe sich daher nur mit Widerstreben entschlieXsen können, 
den Linienschiffen solche Geschosse an Bord zu geben; jedoch sei dies nur ge- 
schehen, um sie zu gebrauchen, falls die Engländer es tun würden. Thiers 
(Geschichte des Consulats und des Kaiserthums, übers, y. Bülau, 9. Bd., 
Leipzig 18ftJ, S. 157 f.) kritisiert es als barbarisch, dafs im Jahre 1809 an den 
englischen Admiral Gambier der Auftrag erging, die französische Flotte bei 
Eochefort zu yemichten, zu dem Zweck 30 Fahrzeuge in Brander mit Explosions- 
ladung umzuwandeln und zu opfern, und dieser Auftrag auch zum Teil zur 
Ausfimrung gebracht wurde. 

Lektner (S. 81) erkennt die Torpedos und Seeminen als legitime Kriegs- 
mittel an, hebt aber, ohne Begründung, hervor, dafs sie nicht zur Blockierung 
verwendet werden dürften. ItossB (Guide S. 118) bemerkt mit Bezug auf die 
Verwerfung jener Geschosse und anderweiten Zerstörungsmittel einer früheren 
Periode: ^Toiis ces moyens de destruction notis semblent bien inoffensifs auprhs 
des terribles engins que produit ai^ourd'hui Vart de la guerre, et contre Vusage desquels 
le publiciste ne saurait, sans craindre d^etre toxi d^utopie, etre admis ä protester ^ 
— Über die Unzulässiffkeit der Verwendung von Torpedos gegen Kauffahrtei- 
schiffe 8. Dbsjardins, Les torpilles et le droit des gens, in der Bev. i. de dr. 
m., Bd. 2 (1886/1^87) S. 85 f. 

*) Vgl. Ph. Zorn, Die völkerrechtlichen Ergebnisse der Haager Konferenz^ 
in der Deutschen Rundschau, Bd. 102 (1900) S. 125. 
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bombardment of unfortified and undefeuded toums and plaees far ihe 
nonpayment of ransom ü farbidden/' *) 

3. Die Normen des Artikels 24 der Haager Bestimmungen, be- 
treffend die Gresetze and Gebräuche des Landkriegs, wonach Kriegslisten 
und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten ttber 
den Gegner zu verschaffen, erlaubt sind, einerseits, und andererseits der 
Grundsatz, dafs die Täuschung nicht dem militärischen Ehrgeflihl wider- 
streiten darf, sind auch fttr den Seekrieg leitend. 

Der Gebrauch einer falschen Nationalflagge im Seekriege 
gilt nicht unter allen Umständen als unzulässig. Spätestens 
mit der Eröffnung der kriegerischen Aktion im engeren Sinne, d. h. 
bei dem Engagement eines Gefechts oder der Ausübung des Visitations- 
rechts (s. § 53, I) soll die zustehende Nationalflagge gesetzt, und bei 
der nächtlichen Aktion soll sie zugleich durch eine darüber gesetzte 
Laterne erkennbar gemacht werden.*) 

Bereits die älteren französischen Marineerlasse enthielten bezügliche 
Bestimmungen, und die neueren Reglements verfügen in demselben Sinne.*) 

In der Doktrin gehen die Meinungen über die Grenzen der Ver- 
wendung einer falschen Nationalflagge auseinander, namentlich darüber, 
ob es als statthaft erachtet werden kann, eine fremde Nationalflagge 
zu dem Zweck zu setzen, dem Feinde zu entgehen oder dessen An- 
näherung herbeizuführen. Ortolan*) hält beides für eine zulässige 
Kriegslist, während de Cussy*) erklärt: Die Absicht, den Feind an- 
zugreifen, unter einer befreundeten Flagge maskieren, um dessen Arg- 
wohn bei der Annäherung zu beseitigen, sei eine Handlung, die in der 
Neuzeit kein Kommandant eines Kriegsschiffes sich erlauben würde; 
seine persönliche Würde, die Würde seines Landes und die militärische 
Ehre würden sich nicht nur der Anwendung eines solchen Mittels, 
sondern selbst dem Gedanken, es zu gebrauchen, entgegenstellen.®) 

^) S. auch ßfegles sur le bombardement des villes ouvertes par des forcea 
navales, adopt^es par Tlnstitut de droit international le 'J9 Septembre 1696 
(Annuaire 1896, S. 309 f.). — Über das Bombardement von Tung-Cnow während 
des chinesisch-japanischen Krieges, 1895, s. Takahasui, Gases on international 
law etc., S. 149 bis 154, und in den von demselben Verfasser gesammelten 
ÄuXserungen über völkerrechtlich bedeutsame Vorkommnisse aus dem chinesisch- 
japanischen Seekrieg, München 1900, S. 34 bis 38. Ferner: Die Betrachtungen 
bei DüPüls, § 67 f.; Naval War College, International law Situation», 
Whashington 1901, S. 5 f., unter Erläuterung durch einzelne Fälle; Pillet, § 71. 

*) Zu weit geht offenbar Bosse (Guide, S. 113), wenn er meint: „Le faU 
de combattre soua paviUon Oranger est une violation du droit des geus qui faxt 
considirer et trait^ comme pirates ceux qui s'en rendent coupables.' 

^) Das D^cr. fran9. vom 20. Mai 1885 bestimmt im Art. 158: ^ Avant de 
commenccr le combat, il [le Commandant en chef] fait hisser le paviUon franfais 
sur tous lis lätiments et arborer les marques distinctives de commandement Dans 
aucun cas il ne doit combattre sans paviUon ou sous un autre pavillon que le 
paviUon national.^' S. auch Art. ISi und 297. Ebenso das österr. R. (in. 
No. 1476; und das R. ital. (Art. 895). — Der N. W. C. (Art. 7) schreibt vor: 
y,The use of false colors in war is forbidden, and when summaring a vessel to lie 
tOf or brfore firinq a gun in Option tJie national color should be displaied.*' Ent- 
sprechend ü. S. N. R. Art. 293. 

*) II. S. 29. — '') I. S. 257 f. 

*) In diesem Sinne auch Pi£deli6vbe^ § 1048. 
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F. T. Martems') bemerkt mit Bezag auf das Verhalten der russi- 
schen Schiffe im Schwarzen Meere während des Krieges mit der Ttlrkei 
im Jahre 1877: „Si Von aceusait lea navires ruases d'avair fasse au com- 
mencement de la guerre U paviUon italten en vtte de la flotte turque^ c^est 
une rase de guerre parfaüement admise de nos jaurSj sous la riserve gü'au 
tnoment de s*engager dans la bitte^ le bdtiment aü sein de hisser son pavillon 
national et de ne pas abortier le combat sous paviUon kranger.^ 

Neuerdings hat Pillet') zu der Frage Stellung genommen. Er 
geht davon aus, dafs das Verlangen, ein Kriegsschiff müsse stets und 
ttberall unter seiner eigenen Flagge fahren, unberechtigt sei; denn 
damit setze es sich einer andauernden Kontrolle seiner Fahrt durch 
begegnende Schiffe oder von den Küsten her aus. Soweit kann ihm 
unbedingt beigepflichtet werden, nicht aber seiner weiteren Anregimg. 
In Anknüpfung an die (längst als verkehrt erkannte) Annahme einer 
vorübergehenden Gebietshoheit der Kriegsschiffe in dem sie umgebenden 
Meeresgebiet') will er es für angezeigt erachten, dafs innerhalb jener 
Zone (zone de protection et de s^curit^) kein Schiff anders als unter 
seiner Nationalflagge sich einem Kriegsschiffe nähern dürfe, wenn es 
sich nicht der Behandlung als ein feindliches aussetzen wolle; es ge- 
nüge aber, diese Zone bei Tage auf drei Seemeilen, bei Nacht auf eine 
Seemeile anzunehmen. Dieser Vorschlag erscheint weder im positiven 
fiecht begründet noch praktisch durchführbar, und auf eine entsprechende 
internationale Vereinbarung, wie sie Pillet wünscht, ist wohl nicht zu 
rechnen. 

Während des spanisch-amerikanischen Krieges 1898 erregte es in 
Spanien lebhafte Anfechtung, dafs am 22. Mai zwei amerikanische 
Kriegsschiffe unter spanischer Flagge in die Bai von Guantanamo an 
der Nordküste Kubas eingelaufen waren. Nach einer Erörterung im 
Senat zu Madrid erliefs das spanische Kabinett an die neutralen Mächte 
eine Cirkularnote, in welcher gegen den Gebrauch falscher Flaggen 
und zugleich gegen stattgehabte Bombardements ohne vorangegangene 
Ankündigung sowie gegen die Zerstörung internationaler Seetelegrapheu- 
kabel Verwahrung eingelegt wurde.*) 

Wenn Ferguson*) den neutralen Staat, dessen Flagge von einem 
fremden Kriegsschiffe mifsbräuchlich gesetzt ist, um den Feind zu über- 
raschen und besonders, um ein feindliches Schiff zu nehmen, für ver- 
pflichtet erklärt, nicht nur dagegen Protest zu erheben, sondern auch 
die Herausgabe der Beute zu fordern, so entbehrt diese Auffassung der 
juristischen Begründung. 

Der Mifsbrauch einer privilegierten Flagge, besonders 
der Parlamentärflagge und der Flagge der Genfer Konven- 



*) La paiz et la guerre, S. 509; s. auch dessen Völkerrecht, U. S. 566. 

') Le übre usage du pavillon en temps de guerre maritime, in der Bev. g. 
de dr. i. pubL, Bd. 5 (IhG-^j S. 444 bis 451. — S. auch Pillbt, Lois actuelles 
de la guerre, § 70^^* und S. 144 Anhang. 

•) 8. oben 8. 37 bis 39. 

*) Lb Für, 8. 59. — ^) II. 8. 235. 



184 Zweiter Teil. Seekriegsrecht. 

tion,') sowie von Notzeichen zur AnlockuDg des Feindes') ist 
völkerreehtswidrig. 

4. Das Feuern gegen ein feindliches Schiff, das die 
Flagge gestrichen hat, ist unznlässig. Denn das Niederholen der 
Flagge zeigt die Absicht der Übergabe an.') 

5. Auch die Frage, ob auf ein in Seenot befindliches feindliche» 
Kriegsschiff besondere Rttcksicht zu nehmen ist, hat zu Erörterungen 
Anlafs gegeben. Wenn in derartigen Fällen der Beistand zur Rettung der 
Besatzung nicht versagt werden wird, so erscheint doch das Zugeständnis 
weiterer Yergtlnstigungen weder praktisch geboten noch rechtlich 
begründet. In der Session von 1898 wurde im Institut de droit inter- 
national bei der Beratung des Reglement sur le regime 16gal de nayires 
et de leurs ^quipages dans les ports ötrangers die Anregung gegeben, 
solchen Kriegsschiffen, welche durch höhere Gewalt genötigt sind, einen 
feindlichen Hafen anzulaufen, von dem Beuterecht zu eximieren.^) Es 
sei nicht vornehm, wurde hervorgehoben, aus einem Unfall Vorteile zu 
ziehen; nach den Regeln der Ehre würde der Kommandant eines Kriegs- 
schiffes, den die Seenot in einen feindlichen Hafen getrieben hat, lieber 
sein Schiff versenken, als es dem Feinde überliefern; dieses zu verhüten, 
sei human. Demgegenüber wurde geltend gemacht, dafs die Regle- 
mentierung einer solchen Humanitätspflicht um so weniger angängig 
erscheine, als Seenot leicht einen Vorwand bieten könne, um sich in dem 
feindlichen Hafen Assistenz leisten zu lassen und dann die kriegerische 
Tätigkeit wieder aufzunehmen; das Kriegsschiff sei und bleibe ein 
Kriegsmittel, und es sei ebenso überflüssig, die Zulässigkeit seiner Weg- 
nahme ausdrücklich festzustellen, wie absurd, ihm in einem feindlichen 
Hafen die Mittel zu Reparaturen zu gewähren. Das Ergebnis der Ver- 

') S. Art. 23 lit. f. der Haager Bestimmungen, betr. die Gesetze und Ge- 
bräuche des Landkriegs, und Art. 5 Abs. 4 des Haager Abkommens, betr. die 
Anwendung der Grundsätze der Genfer Konvention auf den Seekrieg. 

*) Glass (S. 392) bezeichnet es mit Recht als eine Perfidie, dfSs während 
des englisch-französischen Krieges, 1756, eine englische Fregatte vor Calais 
durch iNottti^ale französische Fahrzeuge anlockte und sich einer Schaluppe, 
die, einen wirklichen Notstand annehmend, zu Hülfe kam, nebst deren Besatzung 
bemächtigte. — S. auch Pillet, a. a. O. § 70W». 

•) § 96 der K. J. bestimmt: „Sobald ein feindliches Schilf die Flagge ge- 
strichen hat. ist das Feuern gegen dasselbe einzustellen und letzteres sofort in 
Besitz zu nenmen. Der Commandant sendet einen Offizier mit einer provisorischen 
Besatzung zur Beschlagnfdime an Bord . . .'^ Ebenso das österr. B. HI No. 1488: 
„Hat ein feindliches Bchiff die Flagge gestrichen, und liegt die Ueberzeugung 
vor, dafs sie wirklich gestrichen und nicht herabgeschossen wurde, so ist das 
Feuer auf dasselbe allsogleich einzustellen." Ferner das Däcr. fran^.: „Tout 
commandant cesse de tirer sur un bätiment ennemi qui a amen^ son payillon.*' 

In der Besprechung der ersten Ausgabe dieses Werkes im Beiheft No. 34 
zum M. V. Bl. 1Ö«2 wird, unter Anführung von Beispielen aus der Seekriegs- 
geschichte, darauf hingewiesen, dafs es oft schwierig ist, die Überzeugung zu 
gewinnen, dafs die Flagge wirklich zur Kennzeichnung der Absicht, das Schiff 
zu übergeben oder wenigstens, das Gefecht einzustellen, niedergeholt wurde; und 
es wird angeregt, das Setzen einer besonderen Flagge neben dem Streichen der 
Kriegsflagge zur Bekundung der Absicht der Ergebung international zu ver- 
einbaren. 

*) Annuaire 1898, S. 260 f. 
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handlungen war der wenig sagende Satz (Art. 41 Absatz 2): j,Si c'est 
un navire de guerre qui a ke otw« [par un accident de foree majeure] 
contraint de chercher nn refuge dann un port ennemi, il peut etre gifih'eux 
de VaccueilUr en lui donnant les moyene de reprendre la iner; sinon^ ü sera 
regulürement captur^.^^^) 

6. Zerstörung unterseeischer Telegraphenkabel. Bereits 
im Jahre 1858 nach Fertigstellung des Kabels zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika hatte Präsident Buchanan 
in seiner Erwiderung des ersten Kabelgrulses der Königin Viktoria die 
Frage aufgeworfen: „Werden nicht alle Nationen der Christenheit von 
selbst sich in der Erklärung vereinigen, dafs das Kabel für immer 
neutral sein soll und dafs seine Mitteilungen auf dem Wege nach ihrem 
Bestimmungsort heilig gehalten werden sollen, selbst im Laufe der 
Feindseligkeiten?" Eine solche Vereinigung ist bisher nicht erfolgt. 
Ja der internationale Vertrag zum Schutz der unterseeischen Kabel 
vom 14. März 1884 (oben S. 127) erklärt es un Artikel 15 als „selbst- 
verständlich, dafs die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages die 
Freiheit des Handelns der kriegführenden Mächte in keiner Weise be- 
schränken". Der britische Bevollmächtigte hatte auf der Konferenz zur 
Beratung des Vertrages folgende Erklärung formuliert: „Le gouver- 
nement de Sa Majeeti entend tarticle 15 dans ce sens qü'en temps de guerre 
un belliger ant signataire de la Convention sera Ubre d'agir ä üigard des 
cäbles sous-marins comme ei la Convention n^existait paaj* 

Beachtenswerte Hinweise bieten die Beleuchtung der Frage über 
die Neutralisierung der unterseeischen Telegraphenleitungen bei Fischer 
„Die Telegraphie und das Völkerrecht" und Renaults Abhandlung „De 
la protection internationale des cäbles t^lögraphiqnes sous-marins" (oben 
S. 126). Renault stellt folgende Sätze auf: 

a) Das Kabel verbindet zwei Teile des Landgebietes einer und 
derselben Kriegsmacht. In diesem Falle soll jeder Kriegspartei da» 
Recht zustehen, den telegraphischen Verkehr zu inhibieren und das 
Kabel zu zerstören. 

b) Dasselbe verbindet die Landgebiete der beiden kriegführenden 
Teile. Auch in diesem Falle steht den letzteren die volle Freiheit der 
Aktion zu. 

c) Das Kabel verbindet das Landgebiet eines kriegführenden Teiles 
mit neutralem Gebiet. Dann kann der betreffende Kriegführende von 
seinem Gebiet aus den Verkehr einstellen, und der andere Teil kann^ 
wenn es ihm gelungen ist, sich in den Besitz des feindlichen Gebietes 
zu setzen, daselbst, falls sein Interesse es erheischt, das Kabel zerstören» 
Dieselbe Befugnis steht seinen Kreuzern zu, welche einen feindlichen 
Hafen^ blockieren. 

Über die Frage, ob aus sonstiger Veranlassung eine Zerstörung 
zulässig sei, also namentlich, um einen Depeschenverkehr vom neutralen 
Gebiete aus oder nach dem neutralen Gebiete, zu Gunsten des Gegners, 
zu verhindern, enthält sich Renault eines positiven Urteils. In Er- 



^) In Betreff der in Seenot geratenen feindlichen Handelsschiffe s. S. 204, e.. 
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kenntnis der Bedürfnisse der Kriegftahmng bezweifelt er aber nicht, 
dafs ein Kriegführender, wenn er eine Benutzung des vorhandenen 
Kommunikationsmittels zur Förderung der militärischen Operationen des 
Gegners zu besorgen Anlafs hat, kein Bedenken tragen wird, diese Ver- 
bindung zu unterbrechen. 

d) Das Kabel yerbindet zwei neutrale Oebiete. In diesem Falle 
steht den Kriegführenden eine Befugnis zur Inhibierung der Kom- 
munikation oder gar zur Zerstörung des Kabels unter keinen Um- 
ständen zu. 

Holland ^) kommt in einer Betrachtung der Frage zu folgendem 
Ergebnis: Ein Kriegführender sei befugt, in den Territorialgewässem 
seines Gegners ein Kabel, dessen terminus ad quem das feindliche 
Gebiet ist, zu durchschneiden, auch wenn es neutrales Eigentum ist, 
vorbehaltlich jedoch der Verpflichtung, den neutralen Eigentümer zu 
entschädigen. Die Durchschneidung eines Kabels, welches das feindliche 
Gebiet mit neutralem Gebiet verbindet, aulserhalb der feindlichen Ge- 
wässer, finde im Völkerrecht keine Begründung. Noch weniger sei es 
erlaubt, ein Kabel zu zerstören, das zwei neutrale Häfen verbindet. 

Eine förmliche Regelung enthält der N. W. C, dahin lautend 
(Artikel 5): 

jjThe fcllowing rules are to he foUowed ttnüi regard to submarine tele- 
graphic cables in üme of war, irrespective of tiieir ownerahip: 

(a) Submarine telegraphic cables between points in ilie territory of an 
^nemy, or between t/ie territory of the United States and that of an eneniy^ 
are subject to such treatment as the necessities of war may require, 

(i) Submarine telegraphic cables between t/ie territory of an enemy and 
tieutrcd territory may he interrupted within the territorial Jurisdiction of the 
enemy. 

{c) Submarine telegraphic cables between ttvo neutral territories sliall be 
lield inviolable and free from inteiruption,^^ 

Auf eine konventionelle internationale Regelung der Frage wird 
voraussichtlich fttr absehbare Zeit verzichtet werden müssen. Nach dem 
Wesen der Sache bieten aber die Renault sehen Vorschläge den besten 
Anhalt für die Behandlung in der Praxis, weil die ihnen zu Grunde 
liegenden Gesichtspunkte aus einer rationellen Abwägung der ver- 
schiedenen dabei in Betracht kommenden Interessen entnommen sind. 
Im übrigen legt es die Bedeutung der Integrität der Kabel fttr den 
gesamten internationalen Verkehr nahe, eine Zerstörung von solchen 
und die Unterbrechung der telegraphischen Kommunikation nur soweit 
anzuordnen, als die militärische Lage es erheischt.^) 

^) Des cables sous-marins eii temps de guerre, im Journ. de dr. i. pr., 
Bd. 28 ll«98) S. 648 f. — Ferner: Goffin, Submarine Cables in Time of War, 
in The Law Quarterly Review, Bd 15 (1899) 8. 145 bis 154; v. Bab, Das Recht 
der unterseeischen Kabel in Kriegszeiten, im Archiv für öffentliches Recht, 
Bd. 15 (1900) S. 4Mf.; G. G. Wilson, Submarine telegraphic cables in their 
international relations, lectures delivered at the Xaval War College, August 
1901, Washington 1901. 

*) Aus AnlaTs der Durchschneidung des Kabels der British Eastem Extension 
Australasia & China Telegraph Compagnie bei Manila auf Befehl des amerika- 
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7) Die sog. Steinblockade, d. b. die Sperrung eines feindlichen 
Hafens durch Versenkung von Steinen oder anderen Materialien zu dem 
Zweck, ihn unzugänglich zu machen, ist eine zulässige Kriegsmalsregel, 
ebenso wie die Sperrung eigener Häfen (§ 40, 1). Nur, ist es geboten, 
eine solche Anordnang bekannt zu machen, um zu verhüten, dafs Schiffe 
in Unkenntnis der Sperre auflaufen. Juristisch hat diese Mafsregel mit 
einer Blockade nichts gemein.^) 

§ 36. 

Seebente. 
I. Wut! das SeebeMterecbts.*) 

Der Zweck des Seekrieges ist nicht allein die Vernichtung der 
feindlichen Kriegsflotte, die Zerstörung von Küstenbefestigungen, von 
maritimen und militärischen Etablissements an der feindlichen Küste, 

niflchen Admirals Dewey im Jahre 1898 erhob diese Gesellschaft gegen die 
Regierung der Vereinigten Staaten einen Anspruch auf Entschädigung für die 
Reparaturkosten ; die Durcbschneidung des Kaoels wurde nicht beanstandet und 
Bchadloshaltung für die dadurch herbeigeführte Verkehrsstockung nicht verlangt. 
Es \tnirde hierbei ausgeführt: nach allgemeinen Grundsätzen unterliege freilieb 
neutrales Gut im feindlichen Gebiet den Gefahren des Krieges, und Schädigungen, 
soweit sie aus gesetzlicben Mafsnahmen herrühren, begründeten keinen Anspruch 
auf Ersatz; da« Kabel werde indessen nicht allein in dem in den feindlichen 
Territorialgewässem belegenen Teil, sondern in seiner gesamten über die hohe 
See sich erstreckenden Ausdehnung unbrauchbar gemacht; ein Durchschneiden 
auf hoher See würde aber zweifellos das Recht auf Schadensersatz gewähren; 
übrigens habe Admiral Dewey bei der Durchschneidung des Kabels dessen Be- 
nutzung nicht allein den Spaniern verwehren, sondern zugleich für sich selbst 
sichern wollen. In einem von dem Attorney General erstatteten Gutachten vom 
J. Februar 1899 wird der Anspruch für begründet erachtet und u. a. hervor- 
gehoben : die Tendenz des Leiters der militärischen Mafsnahmen komme für die 
Schadensersatzfrage nicht in Betracht; dagegen sei von Erheblichkeit, wo das 
Kabel durchschnitten wird, ob innerhalb oder aufserhalb der Territorialgewässer, 
da die Zerstörung von Privateigentum innerhalb des feindlichen Geoiets als 
zulässig anerkannt sei; dafs in beiden Fällen der Eigentümer geschädigt werde, 
sei ohne entscheidende Bedeutung. — Beachtenswerte Angaben über die mili- 
tärischen Eingriffe in den Betrieb der unterseeischen Kabelleitungen während 
des spanisch-amerikanischen Krieges, ]S2^y enthält auch die Abhandlung von 
Owen Squibb, „Der Einflufs der Seekabel auf die Oberherrschaft zu Lande und 
zur See", autor. Übersetzung aus dem Dezemberheft der Proceedings of the 
United States Naval Institute, in der Marine-Rundschau, 1901 S. 917 f. — 
S. femer DüBOc, S. 238 f. und 258 f., und Rev. g. de dr. i. publ., 1900 S. 270 f. 

>) Es ist ohnedies nicht erfindlich, weshalb Fauchille (S. 143 f.) vom 
Rechtsstandpunkt dagegen Bedenken erhebt, indem er in der MaXsregel die 
Ersetzung eines blocus effectif durch einen blocus par pierres sieht, und wie 
RiVlER (Völkerrecht 8 62 S. 142) eine solche Sperrung, sofern nicht unmittel- 
bare und absolute Kriegsnotwendigkeit vorliegt, als eine Versündigung gegen 
aUe Völker bezeichnet, wenn dadurch ein Hafen dauernd unzugänglich gemacht 
wird; davon kann deshalb keine Rede sein, weil die Sperre durch Sprengung 
oder Auffischen der Sperrmittel wieder zu beseitigen ist. 

'j Die Materie ist eingehend bearbeitet von Ch. DB Boeck in dem Werke 
„De la propri^t^ priv^e ennemie sous pavilion ennemi", Paris 1882. Der Ver- 
fasser behandelt im ersten Teil die geschichtliche Entwickelung, im zweiten 
das geltende Recht, im dritten die Reformprojekte. 
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die Bewerkstelligung der Landung von Truppenkörpem, kurz die Vor- 
nahme und Unterstützung von militärischen Operationen aller Art ein- 
schliefslich des Schutzes der heimatlichen Ktlsten; er umfafst vielmehr 
die Niederlegung der feindlichen Seemacht in weitestem Sinne. Der 
Seekrieg begreift daher auch die Aktion gegen den Seehandel der 
feindlichen Nation, und eines seiner Hauptziele ist es, diesen nach 
Möglichkeit lahm zu legen. 

Während im Landkriege die Unverletzlichkeit des Privateigentums 
nach dem Eriegsrecht der modernen Kulturstaaten grundsätzlich an- 
erkannt ist und hier Eingriffe nur unter besonderen Umständen als 
gerechtfertigt erachtet werden,') gilt ftlr die maritime Aktion die Regel: 
Privateigentum auf See ist der Wegnahme durch die feindliche 
Kriegsmacht unterworfen. Dieses Kecht der Wegnahme feindlichen 
Privateigentums auf See wird Seebeuterecht genannt. Der Begriff 
Prisen recht ist ein weiterer; er umfafst mit die unter bestimmten 
Voraussetzungen zulässige Wegnahme von Privateigentum Neutraler. 
Beide Begriffe werden aber nicht immer genügend unterschieden. 

Gegenstand des Seebeuterechts sind die Kauffahrteischiffe der An- 
gehörigen des feindlichen Staates und die an Bord derselben befindlichen 
Güter, sofern sie Eigentum feindlicher Staatsangehöriger sind. Hin- 
sichtlich der Schiffe kommt lediglich ihre Nationalität zu der Zeit der 
Aufbringung in Betracht.^) Die später erfolgte Übertragung des Eigen- 
tums an einen Neutralen ist völkerrechtlich wirkungslos; durch die Auf- 
bringung wird dem Eigentümer die fernere Disposition entzogen. 
Vorangegangene Veräufserungen dagegen müssen, auch wenn sie erst 
nach Ausbruch des Krieges erfolgt sind, von den Kriegführenden re- 
spektiert werden. Dasselbe gilt hinsichtlich der Güter. jjAcconiing to 
the law of nations, neutrals have ihe rigid to purchase during war Ute 
property of belligerents, whether ships or anyüiing ehe; and any regulation 
of a particular State, which contravenes Ulis doctrine is againM public law^ 
and in mere derogation of Hie sovereign authority of all independerd States}^ *) 
Auf nur fingierte oder simulierte Eigentumsübertragungen ist jedoch 
keine Rücksicht zu nehmen. Namentlich wird ein Verkauf an einen 
Neutralen in transitu leicht verdächtig und geeignet sein, den Charakter 
des Geschäfts in Frage zu stellen.*) 



*) Solche Umstände treten jedoch häufig ein. Denn die Beschädigung oder 
Zeretörung von Feldern, Gebäuden und sonstigen Anlagen und von beweglichem 
Privateigentum wird sich oft nicht vermeiden lassen, und zwar ist nicht blofs 
Eigentum der feindlichen Staatsangehörigen, sondern auch neutrales Eigentum 
den Schädigungen durch die kriegerische Aktion ausgesetzt. 

'J Über die Frage, ob zur Aufbringung eine förmliche Besitzergreifung 
erforderlich sei, s. Upton, 8. 190 f.; ferner Gefpcken bei Hefftbb, Anm. 2 zu 

§ 1.^«. 

•) Gutachten des Attorney General der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika vom Mai 1855 in Soetbbisks Sammlung, neue Folge 1. No. 169, und 
vom 7. August 1854 daa. IL No. 182, in welchen der Gegenstand ausführlich 
behandelt wird. 

*) DuPüis (§ 118) führt aus, dafs ein Verkauf während der Reise keinen 
Anspruch auf Berücksichtigung gewähre; s. ferner das. §§117 bis 129; Eivibb, 
Völkerrecht, § 68 S. 451; Marco, S. 33 f.; Phillimorb, III. § 486; Hall, S. 525; 
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Ausschlaggebend für die Nationalität sind die Flagge und das 
Schiffs-Certifikat oder die sonstige die Nationalität bezeugende Ur- 
kunde (§§ 8, I and 53, U). Auch wenn ein Schiff, das nach seinen 
Papieren die feindliche Nationalität trägt, zum Teil Eigentum Neutraler 
ist, unterliegt es dem Seebeuterecht. Diesen Standpunkt hat stets die 
englische und amerikanische Rechtsprechung yertreten, und zwar mit der 
Begrilndung, dafs Flagge und Seepafs eine praesumtio juris für den 
nationalen Charakter eines Schiffes gäben J) 

Die Befugnis zur Ausübung des Seebeuterechts steht Kriegsschiffen, 
Kapern und Landstreitkräften, letzteren durch Aktion vom Ufer aus, zu.*) 

Für den territorialen Umfang der Befugnis sind die Grenzen des 
Kriegsgebiets (s. § 33) mafsgebend. Danach ist in den Hoheits- 
gewässern der Neutralen die Wegnahme feindlicher Schiffe ebenso 
unstatthaft wie die Vornahme anderer Akte der Kriegführung. Näheres 
8. §§ 39, 40. 

Das Seebeuterecht erleidet nach der Praxis noch eine eigenartige 
Ausdehnung, insofern es nämlich die Festhaltung der an Bord der 
genommenen Schiffe befindlichen Personen der Schiffs- 
besatzung, soweit sie feindliche Staatsangehörige sind, und deren 
Behandlung als Kriegsgefangene einschliefst.') Es ist dies eine weitere 

DuBOC, S. 89 f. Nbveu und Jouan heben hervor (8. 434): „Dans la ptnsU dt 
mettre leur propriSti ä Vabri des consiquefices du droit de prise^ ü arrwe qu*au 
dibut d'une guerre, certains armateurs fönt neutraliser leurs hätiments ou ohtien- 
nent pour eux la garantie du paviüon d^une nation neutre^ en les vendant fictive' 
ment ä des itrangers. Ce ccUciU est dijoui par notre ligislationf qui declare ennemi 
le bätiment ayant appartenu ä des ennemts depuis que la guerre est commencU 
(declaration du 26 juüUt 1778).'' 

Ausführliches über die Merkmale des feindlichen Charakters yon Schiff 
und Gut nach englischer und amerikanischer Bechtsprechung hei UrroN, 8. 108 f. 
und 138 f., und bei Hazlitt und Roche, S. 44 bis ^2. Das Erk. des Supreme 
Court of the United States vom 5. März 1900, betr. die Legalität der Auf- 
bringung des Schiffes ,3^nito Estenger", welches durch Vertrag vom 9. Juni 1898 
von dem spanischen Eigentümer auf einen englischen Staatsangehörigen über- 
tragen worden war, enthält beachtenswerte Ausführungen über die Wirkungen 
von Scheinverkäufen in solchen Fällen für die Beurteilung nach Prisenrecht. 
Einen Auszug aus dem Urteil enthält die Zeitachr. für Intern. Pr. u. Str.-R. 
Bd. 1 1 S. 305 f. 

') „Tf a ship, of tohatever natiofi as to her owner*s residence, is navigating 
the seas under a pass of a foreign nation^ she is regarded to aÜ intentSt so far as 
liabHUy to capture is concemed, as a ship of that nation *' Upton, S. 130; s. auch 
das. S- 135 f.: „a vessel saüing under the colors and pass of a nation^ is to he 
considered clothed with the national character of that countrif*; ferner S. 410: 
,^The flog or pass under which a ship in sailed is deemed conclusion evidence of 
its national character^ though in generale the national character of a vessel depends 
of the domicü of the oumer; but the owner is bound by the flag or pass wh%ch he 
sees fit to mähe use of and tohen it happens to operate against him, he is not at 
liberty to deny the cluiracter which he assumed for his benefit" 

*) Ausführlich behandelt auch diesen Gegenstand de Boeck in den §§214 
bis 230. — Über Verwendung von Zollkuttern und sonstigen Fahrzeugen, die 
nicht zur Kategorie der Kriegsschiffe gehören, für die Ausübung des Seebeute- 
rechts B. Upto», 8. 194 f. und 213 f. 

*) P. P. R. § 18: „Die Mannschaft des aufgebrachten Schiffs wird bis zur 
Entscheidung der Sache auf Staatskosten unterhalten und verpflegt. Wird die 
Prise verurtheilt, so sind die unter der Mannschaft befindlichen feindlichen 
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Abweichung von dem fhr den Landkrieg geltenden Gnmdsatz, dafs 
PriTatpersonen bei friedlicbem Verhalten nicht in die Kriegführnng 
einbezogen werden sollen und der Ejieg von Staat zu Staat, nicht von 
Volk zu Volk, geführt wird.*) 

Nicht zur Schiffsbesatzung gehörige Personen, also namentlich 
Passagiere, gleichviel welcher Nationalität, sind diesen Mafsregeln 
nicht unterworfen, es sei denn, dafs sie Angehörige der feindlichen 
Armee oder Flotte sind oder im Begriff stehen, bei dem Feind in 
militärischen Dienst zu treten; in diesen Fällen ist ihre Gefangennahme 
oder Internierung, unabhängig von der Verurteilung der Prise, gerecht- 
fertigt.«) 

Die Berechtigung der Ausdehnung des Seebeuterechts auf die Fest- 
haltung bezw. Gefangennahme der Besatzungen der genommenen Schiffe 
ist angefochten, weil sie mit den modernen Anschauungen über die 
Wirkungen des Kriegszustandes auf Privatpersonen nicht vereinbar er- 
scheine.^) Englische und französische Staatsmänner und Publizisten 
sind jedoch flir die Aufrechthaltung des Bestehenden eingetreten. 

Im Jahre 1860 erklärte Lord Palmerston einer Deputation von 
Vertretern des britischen Handelsstandes: Die Existenz Englands hänge 
davon ab, dafs es die Herrschaft über das Meer besitze; deshalb sei 
die Gewalt, die Schiffe fremder Mächte wegzunehmen und die auf diesen 
Schiffen dienenden Mannschaften gefangen zu halten, nicht aus Händen 
zu geben. Der Krieg sei ein furchtbares Übel; dennoch sei es zuweilen 
notwendig, ihn um der Selbsterhaltung willen zu üben; eine Seemacht 
wie England dürfe sich keines Mittels entäufsern, um ihren Feind zur 
See zu schwächen. Wenn England nicht die Matrosen des feindlichen 
Staates an Bord der Handelsschiffe gefangen nehme, so würde es diese 
Matrosen bald an Bord der Kriegsschiffe zu bekämpfen haben.^) 

Durchans verwerflich ist es jedenfalls, wenn gegen solche Schifis- 



Unterthanen als Kriegsgefangene zu behandeln. Die Unterthanen befreundeter 
oder neutraler Mächte werden dagegen an die Consuln der betreffenden Staaten 
zur weiteren Veranlassung übergeben.'' 

') Dieses moderne Rechtsprinzip hat einen klaren Ausdruck gefunden in 
der Proklamation des Königs von PreuXsen, als Oberfeldherm der deutschen 
Armeeen gegen Frankreich, vom 11. August 1870: ,Jch führe Krieg mit den 
französischen Soldaten und nicht mit den französischen Bürgern. Diese werden 
deshalb fortfahren, die Sicherheit für ihre Personen und Güter zu feniefsen, 
so lange sie nicht selbst durch feindselige Unternehmungen gegen die deutschen 
Truppen Mir das Kecht nehmen, ihnen Meinen Schutz zu gewähren." 

*) Die französische Instruktion von 1854 bestimmte im Art. 20: „Vous nt 
devrez diatraire du hord aucun des inditfidua gut mantent le bätiment capturi, s'ü 
B'agit d'un corsaire ou d^un bätiment marchand; tnai8 lea femmes, lea enfant» et 
tautet left peraonnes HranghreB au mHier des armes ou ä la marine ne devrant^ en 
aucun cas, itre traitSs comme prisonniera de guerre, et aeront liJbrea de dSbarquer 
dana le premier port oü le bätiment abordera," 

') S. auch Gessneb, Kriegführende und neutrale Mächte, S. 90, 91, und 
Droit des neutres, S. 436; femer Geffcken bei Heffteb in Anm. 8 zu § 126. 

*) In diesem Sinne auch: Obtolam, II. S. 35 f.; Haütefeuillb, Droits et 
devoirs, IL S. 4; Bonfils, §§ 1339 bis 1342; Neyeu und JoüaN, S. 434. 
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mannschaften Malsregelen angewendet werden, die ttber die einfache 
Festhaltang bezw. Intemierang hinausgehen. ^) 

Die neueren Bestrebungen haben einen formulierten Ausdruck 
gefunden in dem vom Institut de droit international aufgestellten Ent- 
wurf eines Internationalen Prisenreglements. Danach sollen nur solche 
Personen als Kriegsgefangene behandelt werden, die zur bewaflneteD 
Macht des Feindes gehören oder dem Feinde HtUfe geleistet haben. 
Gegen das Personal der Schiffsbesatzung soll im übrigen eine vorläufige 
Zurückhaltung an Bord soweit zulässig sein, als dessen Vernehmung 
fbr die Feststellung des Tatbestandes erforderlich erscheint, und es soll 
diesen Leuten eine anständige Behandlung zu teil werden.*) 

Dem entsprechen auch die folgenden Festsetzungen in den Artikeln 
10 und 11 des N.W. C: „Tä« personal of merchant vessels of an enemy 
who in 9elf'defence and in protection of Üie vessel placed in tlieir charge^ 
redet in attaclc, äre entitledj if captured, to tJie etatuii of prisonere of war 
— Tlie personal of a merchant vessel of an enemy captured as a prize 
can he fteld, at the discretion of the captor^ as witnesses^ or as y/ri- 
sonners of war when by training oi* enrollment they are immediately avai- 
table for tlie naval service of the enemy, or they may be releoMd from 
detenüon or confinement. They are entitkd to their personal effects and to 
such individual property^ not eontraband of war, as it is not held as part 
of Hie vessel^ its equipment, or as money, plate, or cargo contained theirein. — 
AU passengers not in the service of the enemy, and all women and children 
on board such vessels should be released and landed at a convenient port,, 
at tfie first opportunity, — Any person in the naval service of tfie United 
States who pülages or maltreats, in any manner, any person found on 
board a merchant vessel captured as a prize, shall he severdy punished,^^ 

Das Seebeuterecht tritt in Wirksamkeit mit Ausbruch des 
Krieges, selbst gegen solche Schiffe, welche von dem Kriegszustande 
nicht unterrichtet sind; es endigt mit dem Friedensschlüsse; es ruht 
während eines allgemeinen und eines jeden Waffenstillstandes, der sieb 
auf die Aktion der Seestreitkräfte erstreckt.') 

Die sofortige Ausübung des Seebeuterechts nach erfolgter Kriegs- 
erklärung, welche ehedem konstante Praxis war, ist aber seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts nicht mehr üblich. Man erachtete es der Billigkeit 
entsprechend, den feindlichen Kauffahrteischiffen einen je nach Lage 
der Verhältnisse bemessenen Aufschub zu gewähren. Bahnbrechend 
waren in dieser Hinsicht die bei Ausbruch des Krimkrieges ergangenea 
englischen und französischen Verordnungen.^) Auch nach Ausbruch des^ 



^) Über die völkerrechtswidrige Behandlung deutscher Schiffsmannschaften 
während des deutsch-frauzösischen Krieges, 1»70/1H71, s. Cirkulardepesche des^ 
Grafen Bismarck d. d. Versailles den 9. Januar 1871, in Hirths Tagebuch^ 
III. No. 1422; s. auch das. n. No. 603. 

•) B. i. P. M. §§ 52 bis 57 (Annuaire 1882/1883 S. 213 f.). 

■) 8. Gbssner, Droit des neutres, 8. 346. — Auch die WaffenstiUstands- 
konvention zwischen Deutschland und Frankreich vom 28. Januar 1871 enthielt 
eine bezügliche Festsetzung. 

*■) Die französische Deklaration vom 27. März 1854 (s. auch die Instruktion 
vom 31. März 1854) bestimmte im Art. 1: ^ün däai de sisc semaines, ä partir 
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deutsch-französischen Krieges, 1870, ordnete der französische Marine- 
minister unterm 25. Juli 1870 an: dafs deutsche Kauffahrteischiffe, 
welche vor der Kriegserklärung Fracht für Frankreich oder fUr fran- 
zösische Rechnung geladen hatten, keine Prisen seien, sondern dafs sie 
ihre Ladung löschen und mit Geleitschein nach der Heimat entlassen 
werden sollten; ferner, dafs auch späterhin deutschen Schiffen, welche 
in Unkenntnis des Kriegszustandes in französische Häfen einlaufen 
wtlrden, eine dreilsigtägige Frist zum Auslaufen und sodann ein Geleit- 
schein zur freien Rückkehr erteilt werden sollte. Ebenso setzte die deutsche 
Verordnung vom 19. Januar 1871, betreffend die Aufbringung und Weg- 
nahme französischer Handelsschiffe, namentlich mit Rücksicht daraid, 
dafs im Vertrauen auf den früheren Verzicht (s. IV, B. b) neutrales Gut 
auf französischen Schiffen verladen sein konnte, einen Aufschub bis zum 
10. Februar fest. 

Das Institut de droit international hat in dem Reglement sur le 
regime des navires dans les ports ötrangers (Art. 40) den Satz auf- 
gestellt: ,,/^6« uavires de commerce qui^ an debut des hostilüt's ou lorg de 
la declaration de gnerre^ se trouvent dans un port ennemi, ne sont pas 
sujets ä saisie dans le dt^lai determine par les aulorith, Pendant ce delai^ 
äs peuvent y decharger leur cargaison et en prendre une autre,^^ ') Eine 
entsprechende Vorschrift enthält auch der N. W. C. im Artikel 15. 

In Betreff des Zeitpunktes, mit dem die Prise in die freie Ver- 
fügung des Nehmestaates übergeht, ist die Beurteilung nicht immer eine 
gleichmälsige gewesen. Die moderne Praxis knüpfte den endgültigen 
Erwerb der Prise an zwei Voraussetzungen: 

1. das genommene Schiff oder Gut mufs in Sicherheit gebracht, 

2. die Rechtmäfsigkeit der Nehmung mufs durch Urteil des zu- 
ständigen Prisengerichts anerkannt sein.-) 



de ce jour, est accordi aux navires de commerce russes pour sortir des ports frangais. 
En consSquencCf les navires de commerce russes qui se trouvent actuellement dans 
nos ports, ou ceux qui, itant sortis des ports russes antMeurement ä la declaration 
4e guerrCf entreront dans les ports frangais^ pourront y sejoumer et compUter leur 
chargement jusqu^au 9 mai inclusivement. Art. 2: Ceux de ces navires qui vien- 
draient a etre capturis par les croiseurs frangais, aprh leur sortie des ports de 
V Empire, seront reläches, s'ils itablissent par leurs papiers de hord quHls se rendent 
directement ä Uur port de destinalion, et qu^üs n^ont pu encore y parvenir.** 

») Annuaire 1898, S. 284. 

^ Schon G. Fr. v. Marxens (Pr^cis, II. § 322) konstatiert, dafs dies die 
Praxis der europäischen Staaten sei; ebenso Lampbrdi (S. 139). Der Grundsatz 
hat auch Ausdruck gefunden in dem durch Kabinetts-Order vom 4. Januar 1866 
genehmigten preuXsischen Reglement, betreffend den Anspruch auf Prisengelder 
und Prämien und die Vertheilung derselben, vom 31. Dezember 1865 (Beilage 
Äum A. M. B. No. 122), dessen § 1 besagt: „Der Anspruch auf Prisengelder wird 
begründet durch die Aufbringung feindlicher oder, wo es gesetzlich zulässig ist, 
Auch neutraler Schiffe und die rechtskräftige Verurtheilung derselben durch den 
Prisenrath.*! Dafs erst mit der Rechtskraft des Prisenurteils das Eigentum ver- 
loren geht, ist jetzt die herrschende Ansicht; vgl. v. Bulmbbincq, Prise» maritimes, 
ß. 311; F. V. Martbns, Völkerrecht, II. S. f)34; Gbfpckkn bei Hbpptbb, Anm.2, 4 
zu § 138, Anm. 3, 4 zu § 192; H. Dbrnbübq, Das Sachenrecht des Deutschen 
Reichs und PreuXsens «, Halle 1901, 8. '6:iS. A. M. sind Heppteb, §§ 138, 139, 
i92 und Waonbr, a. a. O. (oben S. 6) S. 193 Anm. 13. 



% 36. Seebeute. 193 

II. Reprisen. 

Im eDgen Zusammenhange mit der Frage Aber den Zeitpunkt 
des Eigentnmsttberganges steht das Recht der Reprise, d. i. das 
unmittelbare Wiederaufleben des ursprünglichen Rechtsverhältnisses 
nach Wiederwegnahme eines genommenen Schiffes oder genommener 
Oüter.i) 

Voraussetzung des Rechts der Reprise war in früherer Zeit in 
4er Regel, dals das genommene feindliche Schiff oder Gut noch nicht 
derartig in Sicherheit gebracht war, dafs es nicht unmittelbar, d. h. 
bei Gelegenheit derselben Aktion oder im Anschlufs an diese, wieder- 
genommen werden konnte, namentlich auch, dafs es noch nicht in einen 
feindlichen oder neutralen Hafen aufgebracht war. In der Folge 
wurde vielfach mit einem viernndzwanzigsttlndigen oder anderweit zeitlich 
begrenzten Besitzstand auf Seiten des Nehmers das Recht der Reprise 
für ausgeschlossen erachtet. Die neuere Praxis läfst aber, unabhängig 
von der Besitzdauer, das Recht der Reprise in Wirksamkeit treten bis 
•zor rechtskräftigen Verurteilung durch ein Prisengericht. Dieser Stand- 
punkt erscheint berechtigt, weil vordem ein Eigentumsttbergang 
nicht erfolgt, vielmehr die Prise nur im Gewahrsam des Nehmers ge- 
wesen ist. 

Die Wiederwegnahme nach dem für das Recht der Reprise mals- 
gebenden Zeitpunkt begründet eine neue Prise. Diese kommt dem 
Staate des neuen Nehmers zu, während die Reprise dem bisherigen 
Eigentümer verbleibt. Die neue Prise bedarf einer Adjudikation, die 
Reprise nicht. Die Wiederherausgabe der Reprise an den Eigentümer 
ist aber vielfach mit einem Anspruch auf Zahlung einer Prämie und 
Kostenerstattung verknüpft worden; die Prämie ist ^ in der Regel auf 
«inen Bruchteil des Wertes der Reprise fixiert.*) 

Zuweilen wird auch unterschieden, ob die Prise Staatsangehörigen, 
Untertanen von Verbündeten oder von Neutralen gehört, sowie ferner, 
durch wen die Wiedernehmung erfolgt ist und danach die Behandlung 
der Fälle geregelt; auch wird die Anwendung gewisser Normen an die 
Voraussetzung der Reziprozität geknüpft. 

Einheitliche Grundsätze sind weder aus den Quellen noch aus dem 
reichen dogmatischen Material zu entnehmen.^) 

') Sehr ausführlich ist die Materie bereits behandelt im 287. Kapitel des 
Oonsolato del mare „Von einem genommenen und wiedereroberten Schin". Eine 
eingehende Erörterung des Gegenstandes unter Darlegung der Grandsätze des 
positiven Völkerrechts seiner Zeit gibt G. Fr. v. M\rtbns, Versuch über Caper, 
|§ 40 bis 75; s. femer DB Bobck, §S 286 bis 318; Klbbn, Neütralit^, II. S 549 f.; 
A. Patbenostro, Delle prede, delle riprede e dei giudizii relative, Napoli 1871. 

«) Die Bestimmungen im Pr. AlW. Landrecht Th. l Tit. 9 §§ 208 bis 210 
nebst der Deklaration vom 24. September 1798 No. II und dem Anh. § 7 über 
den Gegenstand sind zum Teil noch aufrechterhalten; s. Art. 89 des Pr. Au»- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. § 208 bestimmt: „Güter und 
Schiffe, welche von Capem weggenommen werden, sind erst für verloren an- 
zusehen, wenn dieselben in einen feindlichen oder neutralen Hafen aufgebracht 
worden." 

») 8. auch HBFfTBR, §§ 191, 192. 

Per eil, Internationttles Seerecht. 2. Aaig. 13 
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III. BestrebuRgen zar Bestiti|iii| des SeebevterecliU. 

Seebenterecht und Kaperei decken sich im allgemeinen in ihren 
Wirkungen. Gegenstand beider ist das feindliche Privateigentum auf 
dem Meere; beider Ziel dessen Wegnahme und überhaupt der Ruin 
des feindlichen Seehandels, wobei jedoch häufig, bei der Kaperei stets^ 
die Erzielung eines Gewinnes auf Seiten der Kaptoren (Nehmeschiffe) 
in dem Malse in den Vordergrund tritt, dafs beides, Ausübung der 
Kaperei und Ausübung des Seebeuterechts durch Kriegsschiffe, vielfach 
als ein System privilegierten Raubes bezeichnet worden ist In früheren 
Zeiten, und zwar fast durchweg bis zum Jahre 1854, wurden auch die 
Lehren von der Kaperei und vom Beuterecht auf See durcheinander ge- 
worfen, und auch noch später hat man sich von dieser Art der Be- 
handlung nicht immer freigehalten. Hieraus erklärt es sich, dafs man, als 
sich in der Mitte des 19. Jahrhunderts gewichtige Stimmen für die Be- 
seitigung der Kaperei erhoben, sehr bald daran Anregungen knüpfte, die 
auf Beseitigung der Schutzlosigkeit des Privateigentums auf See über-^ 
haupt abzielten.^) Den Anstols gaben die Beschlüsse einer Versammlung 
Bremer Kaufleute vom 2. Dezember 1859, in welcher die Unverletzlichkeit 
der Person und des Eigentums in Kriegszeiten zur See, soweit die Zwecke 
des Krieges sie nicht notwendig beschränken, als eine unabweisbare 
Forderung des modernen Rechtsbewulstseins hingestellt wurde, und im 
Anschlufs daran zahlreiche zustimmende Erklärungen in allen Teilen 
der Welt, namentlich in England.') Eine gleichartige Kundgebung 
erfolgte auf dem internationalen maritimen Kongreis in Neapel, 187 1.") 
Beachtenswert sind femer die wiederholt im Deutschen Reichstage statt« 
gehabten Verhandlungen über den Gegenstand. In der Sitzung des 
Reichstages des Ij[orddeutschen Bundes vom 18. August 1868 wurde ein 
Antrag des Abgeordneten Aegidi fast einstimmig angenommen, welcher 
dahin ging: „den Bundeskanzler aufzufordern, zu veranlassen, dafs bei 
dem gegenwärtigen friedliehen Einvernehmen mit den auswärtigen 
Mächten Verhandlungen eingeleitet werden, welche zum Zweck haben, 
durch Übereinkunft von Staat zu Staat die Freiheit des Privateigenthnma 
zur See in Kriegszeiten zu einem vertragsmäfsig anerkannten Grundsätze 
des Völkerrechts zu erheben.'' Der Vertreter der verbündeten Re- 
gierungen hat sich zwar sympathisch zu dem Antrage ausgesprochen^ 
zumal dessen Tendenz den Traditionen der preufsischen Regierung ent- 



') Besondere Beachtung verdient die ausführliche Darstellung bei db BofiCK^ 
im 3. Teil seines Werkes, namentlich die Kritik vom wirtschaftlichen and 
iiiristischen Standpunkt in den §§ 572 bis 602. Gute Übersichten geben femer 
BONFILS (§8 1299 bis 1338) und Klbev (Neutralit^, IL 8. 6661). 

^Urkundliches Material bei L. K. Aboidi und A. ELAVROLn, Frei-Schiff 
unter Feindes Flagge, Hamburg 1866; s. auch die Denkschrift: Das internationaie 
Seerecht in KriegsEeiten, Bremen 1860. 

') Sie lautet: „Xe congrh emet le V€su que les bätimenU de commerce d» 
heUigiranta et leur$ cargaimms soient exemptn dt capture et de canfi$cation cofnme 
le mmt cenx dee J^tate neutres, ä VexceptUm de la contr^xmde de guerre, et pemnm 

re cette exception ne a'itende pas anx natfirea et aux cargaisane qui chetcheraient 
phUtrtr dana un port bloqui par lee forces navales d^une des natione beUigSrantee*^ 
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sprach, aber darauf hmgewiesen, dafs die Erledigung der Angelegenheit 
auf einem internationalen Kongrefs nach Lage der Verhältnisse aus- 
geschlossen sei. Gelegentlich der Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
Ober die Prisengerichtsbarkeit in der Reichstagssitznng vom 27. März 1884 
wurde die Anregung, jedoch ohne die Einbringung eines förmlichen 
Antrages, erneuert. In der Sitzung vom 4. März 1892 sodann wurde 
aus Anlafs eines dem Aegidischen Antrage von 1868 gleichlautenden 
Antrages des Abgeordneten Barth die Frage von neuem verhandelt; 
hierbei erklärte der Reichskanzler: er würde gern der Aufforderung Folge 
geben, wenn er sich davon EIrfolg verspräche; das sei aber zur Zeit 
nicht der Fall; ttbrigens könne die Vernichtung des feindlichen Handels 
im Seekriege die ultima ratio bleiben. Danach wurde der Antrag als 
zur Zeit unopportun und aussichtslos zurückgezogen. Ein späterer An- 
trag vom 30. November 1892 „dem Grundsatz der Unverletzlichkeit des 
Privateigentums zur See in Kriegszeiten auf einer internationalen Kon- 
ferenz die völkerrechtliche Anerkennung zu verschaffen", ist unerledigt 
geblieben. Man erkennt daraus, wie die Erwartungen zurückgegangen 
waren. 

Während des spanisch-amerikanischen Krieges, 1898, hat die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten, entgegen den von ihr sonst mit grofsem 
Eifer vertretenen Anschauungen Ober die Ungerechtigkeit der Einbeziehung 
feindlichen Privateigentums in die Seekriegsaktion, auf die Ausübung 
des Seebeuterechts nicht verziehtet Im Gegenteil wurden gerade damit 
die Feindseligkeiten gegen Spanien eingeleitet.^) 

Das Institut de droit international hat sich des öfteren mit der Frage 
befalst und sich zunächst im Jahre 1877 im Prinzip für die Beseitigung 
des Seebeuterechts ausgesprochen, ebenso in der Sitzung von 1882, hier 
aber mit dem Ausdrucke des Vorbehaltes der Gegenseitigkeit.*) Das 
Vertrauen auf eine allgemeine Anerkennung der Unverletzlichkeit des 
Privateigentums auf See war also auch hier gering. 

Während die Gegner des Seebeuterechts für ihre Bestrebungen 
das widerstreitende Rechtsbewufstsein, die gute Sitte und femer kul- 
turelle und wirtschaftliche Gesichtspunkte geltend machen, lassen sich 
die Gründe seiner Verteidiger dahin zusammenfassen: Das Seebeuterecht 
sei ein ebenso notwendiges Übel wie der Krieg selbst; ein Staat, dessen 



^) Anf gegebenen Anlafs sprach sich Captain Mahan in einem Schreiben 
vom If». Novemoer 1898 (The New York Times vom 17. dess. Mts.) dahin aus: 
„üp to forty yeatB ago whm the maiUr w<u last agitaied ai the time of the treaty 
of Fari$, Ämmcan diplomacy wa$ from tke nati&nal paint of mew^ ^ferfectly »a- 
gaeiauB m $eekinf tkis immunity for commerce. It ufa$ muoA to owr intereit, for 
then we kad an tmmense merchant shipping and ahno$t no navy. Now, that owr 
Umg-voyage merchani shipping i« almo9t naught, (thoufh we have a great coasting 
trade), ond that ow na» tran9mariint rttponBoMliha tot« eniaü necenarily o 
ewmdtrMe naty, foe are rather interested to hold over the heade of a pouibk 
enemy the charnx of $eriou$ injury befaUing him by atopping hie maritime com' 
merce . . . The tendency of the prieent mle, therefore, i$ to defer from war; while^ 
if war unhappUjf eomee, and commerce i$ immune, the effbrt must be to deetroy 
men$ livee, to ktU and wonnd (ton, irntead ofthe more hnman and icientific proceee 
of aekanuHng the resowrcee of the natüm, and so eompeUing peaes.** 

*) Annuaire 1878, S. 58 f. und 1882/1883, S. 213. 

13* 
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Wehrkraft hauptsächlich in der Macht seiner Flotte beruht, könne dieses 
Recht nicht aufgeben, ohne sich wehrlos zu machen. Dadurch, dafs 
die ICriegfÜhrnng zur See sich nicht auf blutige Aktionen allein, sondern 
gleichzeitig auf die Wegnahme feindlicher Schiffe und Güter erstreckt, 
gewinne der Seekrieg einen weniger schlimmen Charakter und erfülle 
doch den Zweck des Krieges im allgemeinen, welcher dahin geht, den 
Feind zur Unterwerfung zu zwingen; die Freiheit der feindlichen Handels- 
schiffe zulassen, heifse: dem Feinde Vorschub leisten; denn diese Schiffe 
beschränkten sich keineswegs immer auf eine harmlose kommerzielle 
Tätigkeit. Seehandel und Landhandel seien ganz verschiedenartige 
Dinge; denn die Kriegsflotte eines Staates und seine Handelsmarine 
ständen in enger Beziehung zueinander; Handelsschiffe seien vielfach 
geeignet, fOr Kriegszwecke Verwendung zu finden, und ihre Besatzungen 
nicht minder.*) 

Nach Lage der Verhältnisse ist auf eine Beseitigung des Seebeute- 
rechts in absehbarer Zeit nicht zu rechnen. Es kommt hierbei namentlich 
in Betracht, dafs die grolsbritannische Regierung seit der Pariser 
Deklaration von 1856 sich stets und entschieden ablehnend gegen alle 
Reformbestrebungen auf dem Gebiete des Seekriegsrechts verhalten hat. 
Gelegentlich der Brüsseler Konferenz von 1874 verständigte Lord Derby 
den englischen Bevollmächtigten dahin: Ihrer Majestät Regierung habe, 
bevor sie sich zur Entsendung eines Vertreters bereit erklärte, 
von der russischen Regierung und allen zur Teilnahme an der Konferenz 
eingeladenen Mächten die bestimmte (most positive and distinct) Er- 
klärung verlangt, dafs ihre Bevollmächtigten angewiesen werden sollten, 
sich auf die Erörterung der Details derjenigen militärischen Operationen 
zu beschränken, von denen der Entwurf der russischen Regierung handelte, 
und weder direkt noch indirekt irgend einen Gegenstand, der auf 
maritime Operationen oder Seetransporte Bezug hat, zu erörtern. Auf 
dem Haager Friedenskongrefs von 1899 waren die englischen Delegierten 
beauftragt, denselben Standpunkt einzunehmen.^) 

Hierzu kommt eine lebhafte Agitation in Frankreich, deren Ziel 
die Beseitigung der seit dem Ende des 18. Jahrhunderts erreichten 



') Eine beachtenswerte Beleuchtung der Frage gibt J. Westlake, Chapters 
on the principles of international law, Cambridge, lhbf4, S. 246 bis 253; s. ferner 
FiORE, §§ 1503 bis 1518; Hazutt und Boche, S. 276 f.; KossB, i^I^ments, S. 42 f.; 
Olivi, .§ 92. — In seinen Questions de droit maritime international hat sich 
«uch Hautepbuille gegen die Beseitigung des Seebeuterechts ausgesprochen 
(6. 61 bis 107^ und 169 f.); er geht so Aveit, zu sagen: ^yVirnmunite riclamSe pour 
la proprüte ennemie ä la mer, n'est pas con formt aux lois de Vhütnaniti ... die 
est meme nbsolument cantraire ä ces lois.^^ ' 

") Zutreffend, hebt Düpuis in seiner Vorrede (ß. IX) hervor, dafs die Ver- 
wirklichung aller Eeformen auf dem Gebiete des Seekriegsrechte ebenso wie 
aller Bestrebungen auf eine einheitliche Regelung nicht ohne die Mitwirkung 
Orofsbritanniens, als der gröfsten Seemacht der Welt, und der Vereinigten 
Staaten, die sich den britischen Rechtsanschauungen anschlieXsen, denkbar sei; 
fjVunißcation du droits en la matüre, ne saurait ae faire aane ellea et contre elM^; 
und er weist ferner darauf hin, wie man in jenen Ländern es vermeide,, .den 
realen Standpunkt in den Hintergrund zu stellen und sich durch chimärische 
Anregungen hinreifsen zu lassen. 
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Reformen, besonders aber der Pariser Seerechtsdeklaration, ist. Die 
Initiative dieser Bewegong im gröfseren Stile fällt dem Admiral Aube 
KU, der zoerst im Jabre 1884 in einer Schrift „A terre et k bord^ auf 
die Notwendigkeit eines gänzlichen Bruches mit den Normen des mo- 
dernen Seekriegsrechts im Interesse der Machtstellung Frankreichs,, 
welches durch seine humanitären Bestrebungen auf diesem Gebiet seine 
nationalen Interessen schwer geschädigt habe, hinwies und des näheren 
ausführte : Frankreich habe durch den Verzicht auf die Kaperei in einer 
Anwandlung von „folie h^rotque" England gegenüber einen positiven 
Vorteil aufgegeben; Zweck des Krieges sei, mit allen Mitteln den Gegner 
zu schwächen, und die Wahl der Mittel müsse von ganz anderen Er- 
wägungen abhängig sein, als von denen des Rechts und der Mensch- 
lichkeit, deren Negierung der Krieg sei; vor den Kriegsereignissen und 
der Kriegsraison könnten die internationalen Vereinbarungen nicht stand- 
halten ; die Abschaffimg des Seebeuterechts laufe ebenso der Kriegsraisoni 
zuwider wie die Beseitigung der Kaperei, die für eine schwächere See» 
macht das wirksamste Mittel der nationalen Verteidigung und gegen 
die Übermacht des Gegners sei. — Auch anderweit haben französische 
Seeoffiziere die Nützlichkeit und Berechtigung des Kreuzerkrieges gegen 
Privateigentum und zugleich die Notwendigkeit der Lahmlegung auch 
des an steh legalen Seehandels der Neutralen mit dem feindlichen Lande 
nachzuweisen gesucht.') 

Selbst die urteilsfähigsten Publizisten haben sich über die Erfolge 
der Propaganda zur Beseitigung des Seebeuterechts getäuscht, de Boeck*) 
glaubte (im Jahre 1882) voraussehen zu dürfen: „Les jours du rhgne 
de la capture rnarüime sont comptes: le principe de CinviolabilitS de la 
pnypriitf privie ennemie sous pavillon ennemi l*emporte, comme Cexige la 
justice et comme le conseille tinterei bien entendu de Urne les peupUe,^^ 

Die Behandlung der Frage auf der Haager Friedenskonferenz ist 
nur geeignet, die Aussichtslosigkeit ihrer Lösung zu bestätigen. Die 
ameräanische Regierung hatte, wie Zorn hervorhebt, „in einem Stadium, 
als schon der Zeit nach eine wirkliche Berathung und Beschlufsfassung 
darüber ausgeschlossen war", den Antrag eingebracht: „Das Privat- 

') So M. E. Jkam in seiner ,,^tude sur le droit maritime international 
(Convention de 1856)" in der Revue maritime et coloniale, 1899, S. 264 bis L'91; 
er führt u. a. aus, wie jeder Seehandelsverkehr der Neutralen mit dem feind- 
lichen Lande unterdrückt werden müsse, und schlägt zu dem Zwecke vor: die 
Sequestration aller nach einem feindlichen Hafen bestimmten oder aus einem 
solchen kommenden Schiffe, die in den Territorialge wässern des Feindes be- 
troffen werden, bis zur Beendigung des Krieges. 

■) § 603, — Noch weniger erscheint diese Erwartung in neuerer Zeit be- 
rechtigt. Wenn J. Brie in seiner Bektoratsrede über die Fortschritte des Völker- 
rechts seit dem Wiener EongreXs (Breslau 1890) mit Rücksicht auf „die Ver- 
änderungen der nautischen Technik, welche raschen Kreuzern schwere Schädigung 
auch der durch die stärkste Seemacht geschützten Handelsflotte ermöglichen , 
den Zeitpunkt für die Anerkennung der Unverletzlichkeit des Privateigentums 
zur See für nähergerückt hält (S. 24), so dürfte eher der gegenteilige Schlufs 
zutreffend sein. Gerade die Vervollkommnung der Kreuzer, besonders die 
Steigerung ihrer Fahrgeschwindigkeit und ihres Aktionsradius, wird voraus- 
sichtlich ein wesentlicher Faktor für die energische Führung des Kreuzerkrieges^ 
für die weitere Geltendmachung des Seebeuterechts sein. 
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eigenthnm aller Bürger oder Unterthanen der Signatannächte mit Aus- 
nahme der EriegskontrebaDde, ist zur See frei von der Wegnahme dmrch 
die Kriegsflotten oder Streitkräfte der genannten Mächte. Diese Vor- 
schrift schliefst nicht ein die Unverletzlichkeit der Schiffe, die den Ver- 
such machen, eine Blockade zu brechen, oder ihrer Ladungen.'^ Dieser 
Anregung gegenüber zeigte sich fast allgemeine Abneigung, und sie 
klang schliefslich in dem Wunsche der Erörterung in einer späteren 
Konferenz aus. England, Frankreich und Rufsland hatten sich der 
Verhandlung widersetzt und der Abstimmung enthalten.^) Es ist daher 
nicht erfindlich, wie Leroy ^ im Hinblick auf dieses Ergebnis die 
Prognose stellen kann: „// n^est donc pus douteux que dans un jour trh 
proe/iain la prise de la propriitS privee ennemie sur mer 9tra rayh du 
code des nations,^ 

IV. EiischrlikM|M du Seebevterecktt. 

A. Konventionelle Ausschliefsungr. 

Vereinbarungen über die gegenseitige Ausschliefsung des Seebeute- 
rechts sind nur vereinzelt getroffen, so im Artikel 23 des Freundschafts- 
und Handelsvertrages zwischen Preufsen und den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika vom 10. September 1785, welcher festsetzt: „Tous le$ 
vaüseaux marchands et commerfantSj employia ä techange des prodiictians 
de differens endroits, et par consSqitent desHnh ä facilüer et ä repandre les 
necessüSs, les commodüis et les douceurs de la vie, passeront lihrement et 
Sans etre molestfs. Et les deux Puissances Contractantes s^engagent ä 
n^accorder aucune commission ä des vaisseaux armes en course^ qui les 
autorisät ä prendre ou ä d^tmire ces sortes de vaisseatix marchands^ ou ä 
interrompre le commerce,^ In dem Freundschafts- und Handels vertrage 
vom 11. Juli 1799 und in dem Handels- und Schiffahrtsvertrage vom 
1. Mai 1828 zwischen denselben Mächten ist eine entsprechende Be- 
stimmung nicht enthalten. Wiedeitmi aber ist in dem Vertrage zwischen 
den Vereinigten Staaten und Italien vom 26. Februar 1871 (Art. 12) der 
Grmidsatz der Freiheit des feindlichen Privateigentums auf See zur 
Anerkennung gelangt durch die Festsetzung: ^Les hautes parties oontrac- 
tantes stipulent que, en cas de guerre entre elles, la propriete privee de leurs 
dtoyens ou sujets respectiß, ä Vexception de la contrebande de guerre, ne 
pourra etre prise ni saisie, en pleine mer ou aÜleurs, par les bdtiments 
armes ou les forces militaires de Pautre partie^ etatit bien entendu que cette 
exemption ne s^etend pas aux bdtiments et ä leur cargaison qui tenteraient 
d^entrer dans nn port bloqu^ par les foras navales de Fautre partie.^ 

B. Elnseitisrer Verzicht. 

Ein solcher ist mehrfach erfolgt und zwar bald unter der Voraus- 
setzung der Gegenseitigkeit, bald abgesehen von dieser Voraussetzung. 

M Ph. Zorn, Die völkerrechtlichen Ergebnisse der Haager Conferenz, in 
der Deutschen Rundschau, Bd. 102 (1900) S. J25. 
«) S. 144. 
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a) Bei Gegenseitigkeit. 

Zur praktiusohen Geltnng kam dieser Standpunkt in dem preufsisch- 
Italieniseh-österreichiBchen Kriege von 1866. 

Fttr Österreich war nnterm 13. Mai 1866 eine kaiserliche Ver- 
ordnung ergangen, dahin lautend: 

„Mit Bezug auf die Declaration der am Friedenscongresse in Paris 
vertretenen Mächte vom 16. April 1856, womit über die Abschaflung 
der Gaperei und über die Rechte der Neutralen internationale Grund- 
sätze vereinbart wurden, welche zum Zwecke haben, die durch die 
Unsicherheit des öffentlichen Rechtes gesteigerten nachtheiligeq Ein- 
wiiiLungen eines Krieges auf den Handel zur See nach Thunlichkeit zu 
mildem, und in der Absicht, zur weiteren Verwirklichung dieses Zweckes, 
soweit dies von Oesterreich abhängig ist, unter Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit, beizutragen, finde Ich, nach Anhörung Meines Minister- 
rathes, zu verordnen: 

Art. L Handelsschiffe und ihre Ladungen können aus dem Grunde, 
dafs dieselben einem Lande angehören, mit welchem Oesterreich im 
Ejriege ist, von österreichischen Kriegsfahrzengen zur See nicht auf- 
gebracht, noch von österreichischen Prisengerichten als gute Prise erklärt 
werden, wenn die feindliche Macht den österreichischen Handelsschiffen 
gegenüber die Gegenseitigkeit beobachtet. 

Die Beobachtung der Gegenseitigkeit wird bis zum Nachweise des 
Gegentheiles angenommen, wenn eine gleich günstige Behandlung der 
österreichischen Handelsschiffe von Seite der feindliche.n Macht, durch 
die bekannten Grundsätze ihrer Qesetzgebung oder durch die vor dem 
Beginne der Feindseligkeiten von ihr verkündeten Erklärungen ver- 
bürgt ist. 

Art. U. Auf Handelsschiffe, welche Ejriegscontrebande führen oder 
rechtsverbindliche Blockaden brechen, findet die Bestimmung des Ar- 
tikel I. keine Anwendung. 

Art UL Meine Minister des Krieges und der Justiz sind mit dem 
Vollzuge der gegenwärtigen Verordnung beauftragt.^ 

Die Verordnung vom 9. Juli 1866, betreffend die Anhaltung, Auf- 
bringung und prisengerichtliche Behandlung von feindlichen und ver- 
dächtigen Schiffen nach Ausbruch des Krieges zur See, hielt diese 
Normen aufrecht. 

Im Anschlufs an die Verordnung vom 13. Mai erging für Preufsen 
der königliche Eriafs vom 19. Mai 1866, betreffend die Aufnahme 
feindlicher Handelsschiffe: „Auf den Antrag des Staatsministeriums 
bestimme Ich, dafs im Falle eines Krieges die den Unterthanen des 
feindlichen Staates gehörenden Handelsschiffe der Aufbringung und Weg- 
nahme durch Meine Kriegsfahrzenge nicht unterliegen sollen, sofern von 
dem feindlichen Staat die Gegenseitigkeit geübt wird. Die vorstehende 
Bestimmung findet keine Anwendung auf diejenigen Schiffe, welche der 
Aufbringung und Wegnahme auch dann unterliegen würden, wenn sie 
neutrale Schiffe wären. ^ 
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Fttr Italien war bereits durch Artikel 211 des Codice per la 
marina mercantile vom 21. Jnni 1865 die Wegnahme feindlicher Handels- 
schiffe dnrch italienische Kriegsschiffe nnter der Voraossetznng reziproker 
Behandlung grundsätzlich untersagt.') Nach Ausbruch des Krieges, 1866, 
verbot die italienische Regierung durch die Instruktion vom 20. Juni, 
unter Bezugnahme auf die österreichische Verordnung vom 13. Mai, die 
Wegnahme feindlicher Schiffe und deren Ladungen, aulser in dem Falle 
der Kriegskontrebande oder des versuchten Blockadebruchs. 

b) Ohne Voraussetzung der Gegenseitigkeit 

Die Verordnung des Präsidiums des Norddeutschen Bundes vom 
18. Juli 1870, betreffend die Aufbringung und Wegnahme französischer 
Handelsschiffe (B.-6.-B1. S. 485), setzte fest: „Französische Handelsschiffe 
sollen der Aufbringung und Wegnahme durch die Fahrzeuge der Bundes- 
Kriegsmarine nicht unterliegen. Diese Bestimmung findet keine An- 
wendung auf diejenigen Schiffe, welche der Aufbringung und Wegnahme 
auch dann unterliegen würden, wenn sie neutrale Schiffe wären." 

Dies ist, soweit bekannt, der einzige Fall eines solchen Verzichte«.^) 
Durch die Verordnung vom 19. Januar 1871 (B.-G.-Bl. S. 8) ist 
jedoch diejenige vom 18. Juli 1870 mit dem 10. Februar 1871 aufser 
Wirksamkeit gesetzt worden, nicht, weil die französische Regierung 
keine Gegenseitigkeit deutschen Schiffen gegentlber zugestanden hatte, 
sondern um Repressalien zu nehmen wegen Verletzungen des Völker- 
rechts, welche von dem französischen Kriegsdampfer „Desaix^' gegen 
deutsche Schiffe begangen worden waren.') 

C. Besondere Ausnahmen. 

Die Bewilligung besonderer Exemtionen von dem Seebeuterecht 
hängt von dem Ermessen der leitenden Kriegsgewalt ab.^) Ftlr folgende 

^) Der jetzt geltende Codice per la marina mercantile del RegDO d'Italia 
vom U4. Oktober 1(577 bestimmt im Art. 211 dasselbe; ebenso in Betreff der 
Ausnahmen Art. 212. 

') Der Staatt»8ekret&r der Vereinigten Staaten von Nordamerika gab in 
einem Schreiben Tom 22. Juli 1870 an den Gesandten des Norddeutschen Bundes 
zu Washington dem Beifall, welchen dieser Erlafs bei seiner Regierung gefunden 
hatte, unt€r Bezugnahme auf die gleichartigen Bestrebungen der früheren Leiter 
der Vereinigten Staaten, Ausdruck. S. in Hikth's Tagebuch, I, No. 145, und 
Wharton, § 342 (UI. S. 296 f.). 

') Die Cirkulardepesche des Kanzlers des Norddeutschen Bundes vom 
9. Januar 1871 hob in dieser Beziehung hervor: „Auch im Seekrieg setzen sich 
die Franzosen ebenso über das Völkerrecht hinweg. Der französische Kriegs- 
dampfer ,J)esaix" hat drei deutsche Kauffahrer, die er aufgebracht hatte, 
yjjudwig", „Vorwärts" und „Charlotte'', anstatt sie in einen französischen Hafen 
zu führen und den Spruch eines Prisengerichts herbeizuführen, auf hoher See 
durch Verbrennen beziehungsweise Versenken zerstört. Die deutschen Schiffe 
werden deshalb zu Bepressalien gegen französische angewiesen werden." — 
S. auch DE BoKCK, § 14b. — Die Veranlassung der V. vom 19. Januar 1871 ist 
vielfach verkannt, so von Mabco (S. 29), von Twiss, Des droits des bellig^rants 
Bur mer, in der Rev. de dr. i. Bd. |6 (l8jw) S. 115, von Pillbt (§ 75), auch in 
der Dissertation von S. Klobutowski, Die Seebeute oder das feindliche Privat- 
eigenthum zur See, Bonn 1877. 

*) G. Fr. V. MARTEN8, Caper § 19; Hazlitt und Roche, S. 366 bis 373. — 
Vorgesehen sind besondere sauf-conduits für russische Schiffe im Art. 3 der 
französischen Instruktion vom 31. M&rz 1854. 
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Kategorien von Schiffen hat aber die Beireinng entweder allgemeine 
oder doch vereinzelte Anerkennung gefunden: 

a) Schiffe, die für wissenschaftliche Expeditionen be- 
stimmt sind, vorausgesetzt, dafs sie sich nur mit den diesem Zwecke 
dienenden Aufgaben befassen.^) Die Befreiung solcher Schiffe erscheint 
begründet, weil einerseits ihre Tätigkeit dem allgemeinen Kulturinteresse 
dient und andererseits das eigentliche Ziel des Seebeuterechts die 
Schädigung des feindlichen Seehandels ist; Objekt dieses Rechts sind 
mithin nur solche Schiffe feindlicher Nationalität, die dem Elrwerbe durch 
die Seefahrt dienen, d. h. Kauffahrteischiffe. 

Die Befreiung ist auch vereinzelt reglementarisch ausgesprochen. 
So bestimmt das russische Reglement von 1869 (Artikel 16), dafs die 
für wissenschaftliche Expeditionen bestimmten feindlichen Schiffe, wenn 
sie die Gesetze der Neutralität beobachten, wie neutrale angesehen 
werden sollen. Gleichfalls eximiert das japanische P.R. von 1894 
(Artikel 3 Ziffer 2) Schiffe, die ausschlielslich eine wissenschaftliche,, 
philanthropische oder religiöse Mission haben. Femer der N. W. G. 
(Artikel 13): ^ÄU public vesseb of Hie enemy are subject io eapture, ex- 
eepted t/iose engaged in purely eharitable or sderUi/ic purguits, in voyages of 
ducovery . . .^ ; es darf angenommen werden, dafs diese Exemtion nicht 
blofs Staatsschiffen, sondern erst recht Privatschiffen zugestanden 
werden soll. 

b) Das Gewerbe der Seefischerei hat sich seit Jahrhunderten 
eines besonderen internationalen Schutzes zu erfreuen gehabt, welcher 
seine rechtliche Grundlage hat teils in Reglements einzelner Staaten, 
namentlich in französischen Marine-Ordonnanzen,*) teils in Verträgen 
(tröves pecheresses), durch welche der freie und ungestörte Betrieb auch 
während eines Krieges garantiert wurde. Solche Verträge finden wir 
schon im 16. Jahrhundert,^) und es hat den Anschein, als ob die be- 
züglichen Festsetzungen auf noch älterer Gewohnheit beruhen.*) Frank- 
reich trat auch später stets für die Exemtion des Seefischereibetriebes 
von dem Seebeuterecht ein.*) In einem Erlafs König Ludwigs XVL 
vom 5. Juni 1779 an den Admiral der französischen Flotte heilst esr 
„ie desir que fai toujours eu d^adoueir ha calamites de la gnerre, m^afait 
porter les yeux mr cette classe de mea sujets^ qui se conttacre au commerce 
de la peche^ et qui n^a pour auhsistafice que les seules ressources que ce 
commerce lui presefite; fai pense que Vexemple que je donnerois ä mes^ 

^) Calvo (Droit intern., § 2376) bemerkt dazu: „II va sana dire seulement 
qjuLe pour conserver intact le priviUge qui leur est octroyi, ces sortes de navires sont 
rigoureusement tenus de s^aMenir de tout acte hostüe, et que le gouvemement wüs- 
tes auspices duqutl üs remplisserU leur mission scientifique, est astreint ä notifier 
d'avance aux beUigSrants le caracüre du batiment exphrateur, soti nom, sa foree, 
son artnement, le but de son voyage, et les principaux points d^atterrage* — 
8. ferner Marco, S. 38, 39; de Büeck, § 199; Fiokb, § 1528; Kleen, Neutrallt^ 
II. S. 503 f.; RiviEB, Principes II. S. 338; DuPüls, § 171. 

«) Jedoch nicht in allen; s. Calvo, a. a. 0. §§ 2367 bis 2373. 

') So zwischen Deutschland und Frankreich, yom 2. Oktober 1521. 

*) Cleibac, S. 544, 5^5: „Fe/cheurs sur mer, qudqueguerre qui/ait en France^ 
et Angleterre^ jamais ne ß firent mal Vvn ä VautreJ* 

'>) Näheres bei DK Boeck, §§ 191 bis 196. 
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snnemü^ ei qui ne peut avair d^atäre principe que les eenäments cTkumanü^ 
qui m^anxmenty les ditermineroU ä acvcrder ä la pSche Us memes faeäUh 
auxquellea je conseniiroü ä me preter. En cone^quence^ je vova foä» cette 
lettre^ ponr vaus dire que j^ai donni ordre ä toue les commandanis de mes 
bäiimeniSj aux armateurs et capüaines des corsaires, de ne paint inquiitery 
jusqu^ä nouvel ordre, les pecheitrs anglois, et de ne pcint arrHer leurs 
bdtirnentSy nan plus ceux qui seroient charges de poissan firaisj quand meme 
ce poisson rCauroii pas ete peehi ä bord de ces bätiments; pourmi toutefois, 
qu^Ha ne soient armes d'aucune arme d^ensive, et qu^ils ne soient pas con- 
vaincus d^avoir donne quelques signaux qui annonceroient une inteüigence 
euspecte avec les bätiments de guerre ennemis.^ 

Die hier ausgesprochenen Grundsätze wurden jedoch nicht gegen- 
seitig beobachtet. So ermächtigte im Jahre 1798 die britische Re- 
gierung die Kommandanten ihrer Schiffe zur Gefangennahme der fran- 
-zösischen Fischer und zur Beschlagnahme ihrer Fahrzeuge und yerblieb 
hierbei trotz des energischen Protestes des Nationalkonvents, welcher 
das Verfahren als beispiellos und allen Gebräuchen oivilisierter Nationen 
zuwiderlaufend darstellte.^) Die französische Regierung hielt ttbrigens 
die bis dahin von ihr beobachtete Praxis, welche den Fischern feind- 
licher Nationalität die freie Ausübung ihres Gewerbes verstattete, auf- 
recht, wie es in einem Erlafs des comitö de salut public aus dem Jahre 
1796 heifst: „en faveur d*une classe d'liommes dont le travail pinible et 
peu lucratify ardinairement exerce par des mains faibles et agies^ est si 
4tranger aux Operations de la guerre,^ 

Die französische Instruktion vom 31. März 1854 setzte im Artikel 2 
fest: ^^Vous n^apporterez aucun obstacle ä la pecite cotüre, meme sur les 
cotes de l'ennemi; mais vous veiUerez ä ce que cette faveur, dictie par un 
intiret d^humaniti, n^entratne aucun abus pr^udiciable aux ophaOons mili- 
taires et maritimes, Si vous etes employes dans les eaux de la mer Blanche, 
vous laisserez aussi subsister sans interruption, et sauf ripression en cos dabus^ 
Vicliange de poisson frais^ de vivres^ d^ustensiles et d^agrks de peehe qui se 
Jaü tiabitueUefnent entre les paysans des cötes russes de la province d'Ar- 
changel et les pecheurs des cötes du Finnmarken norv^gien,^ Die fran- 
zösische Instruktion vom 25. Juli 1870 enthielt gleichfalls den ersten 
Satz des vorstehenden Artikels. 

Dem entsprechend heben auch Neveü und Jouan ') hervor: „P^r 
une Convention, parfois icrite dans les traitis, et le plus souvent tacite, mais 
ginSralement respectie^ les bateaux de peche y echappent [au droit de prisej, 
ä la condition quHls ne soient pas employis ä un autre usage que la piche 
cöti^e"". 



*) J. Wbstlake (Chapters on the principles of international law, S. 244) 
sucht das Verfahren aus den derzeitigen besonderen Verhältnissen zu recht* 
fertigen, nämlich aus der drohenden Gefahr einer französischen Invasion, weiche 
England genötigt habe, alle Mittel anzuwenden, um den Feind zur See lahm zu 
legen; in diesem Sinne sei auch die Wegnahme der französischen Küstenfischer- 
fahrzeuge und die Gefangennahme des Fischerpersonals erforderlich gewesen. 
Lord Stowell erkennt ein Becht der Fischerfahr^euge auf Exemtion über- 
haupt nicht an; s. Hazutt und Boche, S. 315, 316. 

•) 8. 434. 
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Von neueren Reglements enthalten das japanische P. K. (Artikel 3 
Ziff. 1) nnd der N. W. G. (Artikel 14) eine bezügliche Vorschrift hin- 
fdchtlich der Küstenfischerfahrzeuge. Bei Beurteilung der Wegnahme 
von zwei spanischen Fischerfahrzeugen während des spanisch-amerika- 
nischen Krieges, 1898, erklärte das Snpreme Court of the United States^ 
als höchste Instanz in Prisensachen, in dem Spruch vom 8. Januar 1900, 
entgegen der Entscheidung der Vorinstanz: „At the present day^ by the 
general consent of the civüized natione of the world and independantit/ of 
any exprees treaty or other public act^ ü ü an estabtiehed rule of international 
law that coast fishing veesele^ tcith their impkmenta and mpplies^ eargoes 
and crewe, unarmed and /loneetly persuing their peacefiM calling at catching 
and bringing in freah ßehj are exempt from capture as prize of toar* and 
this rtde ie one which prize courts, adtninietering the law of nations^ are 
bound to take judieial notiee of and to give ejfect to in the absence of any 
treaty or other public act of their own govemment in relation to the matter.^ ^) 

Die Exemtion des Seefischereibetriebes tou dem Seebeuterecht darf als 
ein Satz des positiven Völkerrechts hingestelit werden. Sie erstreckt sich auf: 

1. Fischereifahrzeuge, auf hoher See sowohl wie in den nationalen 
Gewässern, und zwar gleichviel, ob dieselben in der Fahrt oder im 
Betrieb ihres Gewerbes begriffen sind oder nicht, jedoch ausschlielslich 
der Grolsseefischereifahrzeuge; ') 

2. Fischereigerätschaften aller Art, dieselben mögen sich an Bord 
der Fahrzeuge bezw. in Verbindung mit denselben befinden oder nicht; 

3. den Fang; 

4. die mit dem Seefischereibetrieb befalsten feindlichen Untertanen. 
Stets ist aber die Exemtion au die Voraussetzung geknllpft, dafs 

die Fischer sich jeder Teilnahme an den Feindseligkeiten enthalten; 
sie hört daher auf, sobald der Verdacht einer solchen begrttndet er- 
scheint. Wenn etwa ein Verdacht der Kriegskontrebande oder irgend 
welcher Tätigkeit zu Gunsten der feindlichen Kriegftlhruug, namentlich 
zur Unterstützung der maritimen Operationen des Feindes obwaltet, so 
ist die Anhaltung und Durchsuchung gerechtfertigt und gegebenea Falles 
die Aufbringung. Liegt Spionage vor, so treten auch deren Konsequenzen 
gegen diejenigen ein, welche sich damit befafst haben. Schon die Aus- 
rtlstung der Besatzung mit Waffen, die zum Gefecht geeignet sind, ebenso 
das Vorhandensein von Signalflaggen an Bord, die nicht beim Fischerei- 
betriebe gebraucht zu werden pflegen, rechtfertigen die Aufbringung.') 

*) Amiual Report of the Attomey General of the United States for the 
year I90(), S. 26 f. und Bericht des Naval War College, 1901 8. 165 f. Eine Über- 
setzung des sehr eingehenden Urteils von L. Nibhbtbr bringt die Zeitschr. f. 
Intern. Pr. u. öffentl. B., Bd. 12 (1902) S. 51 f. — 8. auch Rev. g. de dr. i. publ. 
Bd. 8 (1901), 8. 153 f. 

•) Calvo (a. a. O. § 9.i2) bemerkt: „Ce» navirea eont en effet con$%dhris 
commt adonnie ä des opSrations ä la fois commerdalee et ind%atritUeB.^^ Ebenso 
FlOBB (§ 1526): ,,La grande peaca i una vera operazione commerdale ed im* indvr 
Mtria, ed h naturale che debha euere soggetta agli etesH principii che regolano ü 
commercio nemico." Ferner Marco, S. .<">, 36; de Bobck, § 196; Klebk, Neutralit^ 
IL 8. 489 f.; Düpuis, § 153. 

■) In der Besprechung der ersten Auflage dieses Werkes im Beiheft No. 34 
zum M. y. Bl. 1882 weist v. Ehrbnkrook auf die Notwendigkeit hin, mit Bücksicht 
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c) Eine Exemtion der Postschiffe von dem Seebenterecht kann 
nnr beanspracht werden auf Grand eines besonderen Rechtstitels, d. h. 
einer bezüglichen internationalen Vereinbarung oder besonderer Kon- 
zession.^) Aach hat der Grundsatz, dafs die Postfiagge, ebenso wie die 
neutrale Flagge, feindliches Privateigentum deckt, vereinzelt Anerkennung 
gefunden.^) 

d) Kartellschiife. Kartellschiff oder Parlamentärschiff ist ein 
Fahrzeug, welches im Laufe einer militärisch-maritimen Unternehmung 
mit einer auf Unterhandlungen oder Abgabe von Erklärungen abzielenden 
Sendung betraut ist.^) Ein solches Schiff hat grundsätzlich denselben 
Anspruch auf die Exemtion von feindseliger Behandlung wie der Par- 
lamentär im Landkriege,^) und es verliert diese Ausnahmestellung nur^ 
wenn damit Mifsbrauch getrieben wird, sei es zur Ausforschung, sei es 
zu anderen Zwecken. Die verwendeten Fahrzeuge können der Kriegs- 
oder der Handelsmarine entnommen sein ; auch der Verwendung neutraler 
Schiffe für die in Betracht kommenden Zwecke steht nichts entgegen. 

Die Befugnis zur Zurückweisung eines Kartellschiffes kann dem 
Gegner nicht versagt werden. 

Um seinen Charakter zu kennzeichnen, führt das Kartellschiff eine 
weifse Flagge im Grofstopp oder das Parlamentärsignal NGY des In- 
ternationalen Signalbuchs. 

e) Der Wegnahme in Seenot befindlicher oder an der feindlichen 
Küste gestrandeter sowie aus Not in feindliche Häfen eingelaufener 
Kauffahrteischiffe steht grundsätzlich nichts entgegen. Die Praxis aber, 

auf die Verwendbarkeit von Fischerfahrzeugen für Kriegszwecke ihnen gegen- 
über besondere Vorsicht walten zu lassen. 

») S. im übrigen Marco, S. 39^ 40; Klben, Neutralit^ II. S. 505 f. — Die 
Postverträge zwischen Grofsbritannien und Frankreich vom 14. Juni 1833 und 
zwischen Grofsbritannien und Dänemark vom !^6. Juni 1846 enthalten solche 
Festsetzungen; Art. 4 des Vertrages von 1846 lautet, entsprechend dem Art. 13 
des Vertrages von 1^33: „/n case of war bettoem the tico Nations, the Vessels 
employed in the conveyance of the Maus 8haü continue their navigation without 
impediment or molestatian untü notice m ^ven by either of the ttco GovemmenU 
that the aervice is to be discontinued, in tohich case they Bhaü be permitted to retum 
freely, and under special protection^ to their country" 

•) So im Pr. Allg. Landrecht Th. 1 Tit. 9 §§ 214, 215: ,Das Eigenthum 
feindlicher Unterthanen, welches sich auf neutralen Schiffen befindet, ist frei. 
— Ein Gleiches gilt von dem Eigenthume feindlicher Unterthanen, welches die- 
selben den Postschiffen und Packetbooten des gegen ihren Landesherm krieg- 
führenden Staats anvertraut haben." Aufrechterhalten gemäTs Art. 89 des Pr. 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. — S. auch de Boeck, § 207 
und Lerot, S. 88. 

■) Die Begriffsbestimmung bei DüPUls, §151, ebenso bei T. J. Lawbence^ 
a. a. 0. §§ 205 und 2:^3 ist zu eng. 

*) Phillimobe, m. §§111, 112; Heffter, § 143; Upton, S. 25; Calvo, Droit 
intern. § 2419 bis 2421, Dictionnaire, I. S. 1261; Fiobe, III. § 1528; F. Despagnet, 
Cours de droit international 2, Paria 1899, § 655 ; Diena, S. 98 f.; Kleen, Neutralit^, 
§ 210b; BoNniiS, § 1280 mit dem Hinzufügen, dafs diese Fahrzeuge weder 
Munition noch Waffen auXser einer kleinen Signalkanone an Bord haben dürften. 
Auch dürften sie, wenn sie feindlicher Nationalität sind, sich nicht mit Waren- 
transport befassen. Hazlitt und Roche, S. 64 bis 67. 

Beglementarische Vorschriften enthalten das B. Ital. Art. 912 und das Japan. 
P. R. Art. 3 Ziff. 3. 
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milderen Anschauungen huldigend, hat nicht immer den Rechtsstand- 
pnnkt streng festgehalten.') 

f) Die Effekten der Schiffsbesatzung unterliegen dem See- 
beuterecht nicht. ^) Auch fttr die Effekten der Reisenden darf die- 
selbe Freiheit in Anspruch genommen werden. 

g) Lazarettschiffe. S. § 37. 

D. Einschränkung gemäTs dem Grundsätze „Frei Sehiff — frei Gut''. 

Nach heutigem Völkerrecht deckt die neutrale Flagge die feindliche 
Ware mit Ausnahme der Kriegskontrebande (s. § 41). Dieser Grundsatz 
hat noch io vereinzelten Fällen eine Ausdehnung erfahren, insofern eine 
Ejiegspartei die Freiheit des feindlichen Gutes unter ihrer Flagge zu- 
gestanden hat; so in den englischen und französischen Erlassen, betreffend 
die Behandlung der Schiffahrt während des Krieges mit China, vom 7. 
bezw. 28. März 1860; in dem letzteren wird bestimmt (Artikel 3) „que 
les proprUfh chinoises jouiront d bord des bdtiments ßrangaü et anglaie des 
memes immunüSs qu^ä bord des bdtiments nentres*^. 

§ 37. 

Anwendung der Grundsätze der Genfer Konvention von 1864 

auf den Seekrieg. 

I. RBckbllck.») 

Im Anschlufs an die Genfer Konvention vom 22. August 1864, be- 
treffend die Linderung des Loses der im Felddienst verwundeten Militär- 
personen, wurde von den beteiligten Regierungen eine Ausdehnung der 
im Interesse der Feld-Armee getroffenen Festsetzungen auf die Seestreit- 
kräfte angestrebt. Das nächste Ergebnis der Verhandlungen waren die 
unterm 20. Oktober 1868 aufgestellten Zusatzartikel, welche in einem 
besonderen Teil die Regeln für die Marine enthalten.^) Diese Zusatz- 

*) Derartige Fälle werden erwähnt bei Jacobsbn, S. 786 und Ortolan, II. 
S. 322. — Im übriffen s. auch Caumont, S. 782 No. G und 7, wo gestrandete 
Schiffe einerseits und andererseits solche, die, um einem Schiffbruch zu entgehen, 
in einem feindlichen Hafen Asyl gesucht haben, unterschieden werden; letztere 
sollen frei sein. Femer Mabco, S. 36; y. Bulmbbincq, Prises maritimes, S. 527 f.; 
DB BOBCK, §§ 197, 198; Lerot, S. 89 f.; Fiobe, § 1527; PlfiDELifcVBE, § 1122*; 
Klkbn, Neutralit^, II. 8. 492 1; Testa, 8. 186, 187;. RiViBR, Principes, I. S. 338. — 
Das Institut de droit international will als Grundsatz zur Geltung bringen 
(Bögime des navires dans les ports ^trangers, Art. 41 Abs. 1): j^Les navires de 
commerce, contraints paar un accident de force majeure de se ri/ugier dans un port 
ennemiy ne peuvent y Ure capturis. Ils devront pendant leur sijour se conformer 
exactement aux prescriptions de Vautorite locäle, et reprendre la mer dans le dilai 
qui leur sera indiqui.* 

") Neveü und JouAN, S. 434. 

') Eine sehr eingehende Behandlung des Gegenstandes und derEntwickelungs- 

feschichte bis zum Jahre 1898 enthält die umfassende Arbeit von G. CaüwIs, 
/extension des principes de la Convention de Gen^ve aux guerres maritimes, 
Paris 1899. — S. femer J. H. Ferguson, The Red-Cross AlUance at sea, Hague 
1871; G. MOYNIER, La revision de la Convention de Genfeve, Genfeve 1898. 

*) Wie dringlich ein Vorgehen geboten war, ergab der Verlauf der See- 
schlacht bei Lissa im Jahre 1866, in welcher die italienische Flotte den An- 
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artikel sind zwar nicht, wie die EonTention selbst, ratifiziert; ihre An- 
wendung ist aber wiederholt als modus Tivendi vereinbart worden, und 
zwar nach Ausbruch des deutsch-französischen Krieges im Jahre 1870 ^) 
und nach Ausbruch des spanisch-amerikaniBchen Krieges, 1898, in beiden 
Fällen durch Vermittelung der Gesandten der Schweizer Eidgenossen- 
schaft.«) 

Die Zusatzartikel betrafen: die Neutralisierung von Fahrzeugen, 
welche sich mit der An&ahme und dem Transport von Schiffbrüchigen 
und Verwundeten während eines Seegefechts oder nachher befassen; die 
Behandlung der militärischen Lazarettschiffe, die Neutralisierung von 
Handelsschiffen, welche ausschliefslich Verwundete oder Kranke an Bord 
haben; die Behandlung und die Verpflichtungen der Verwundeten und 
Ejranken; die Neutralisierung des Personals der Seelsorge und des 
Medizinalwesens; die äulsere Kennzeichnung und Legitimierung, sowie 
das Verhalten der Fahrzeuge, welche die Wohltat der Neutralität be- 
anspruchen.^) 

II. Naager Abkonnei. 

Eine allgemein bindende Regelung erfolgte durch das auf der 
Haager Friedenskonferenz am 29. Juli 1899 unterzeichnete und inzwischen 
ratifizierte Abkommen, betreffend die Anwendung der Grundsätze der 
Genfer Konvention vom 22. August 1864 auf den Seekrieg.*) [Anlage.] 

riffen der ÖBterreichischen unterlag. Die Hauptepisoden waren die Vernichtung 
[es italienischen Panzerschiffes ,R^ d'Italia* aurch einen Kammstofs des Öster- 
reichischen Flaggschiffes ^Erzherzog Ferdinand Max* und die Zerstörung der 
italienischen Fregatte ,Palestro'^, welche infolge einer Explosion in die Luft 
flog. Nach dem Bericht des italienischen Oben>efehlshaber8, Admirals Persano, 
ertranken von der ,B^ dltalia*^ 400, yon der ^Palestro" 200 Mann, von denen, 
wenn geei^ete Htllfsmittel und Vorkehrungen vorhanden gewesen wfiren, ein 
grofser Teil hätte gerettet werden können, zumal die Österreicher nach An- 
ordnung des Admirals Tegetthoff sich zu dem Bettungswerke anschickten. Dieses 
scheiterte an völlig unzureichendem Bootsmaterial und anderen Umständen. 
Admiral Tegetthoff legte auf Grund seiner eigenen Wahrnehmungen die Not- 
wendigkeit einer Revision und Ergänzung der Bestimmungen der Crenfer Kon- 
yention dar. 

>) Historische und kritische Erläuterungen dazu s. bei G. Lubder, Die 
Genfer Konvention, Erlangen 1876, namentlich 8. 193 bis 225 und 8. 408 bis 420. 

*) Bekanntmachung des Staatssekretärs Hay vom 13. Mai 1898. Bed Gross. 
Gircular and papers relating to the adoption by the United States of the ad- 
ditional articles of the Geneya Gonvention as a modus yivendi during present 
hostilities with Spain. — Die Vereinbarung wurde aber insofern nicht praktisch, 
als bei den maritimen Aktionen Rettungsschiffe nicht zugegen waren. So kam 
es, daffl nach der Überwältigung der spanischen Flotte bei St. Jago die Hälfte 
der Besatzung des auf ein Riff geratenen Panzerschiffes «Vizcaya', etwa 250 Mann, 
die sich durch Schwimmen zu retten suchten, ertranken. 

') S. auch P. Fauchille, Les secours aux bless^, malades et naufragds 
dans les guerres maritimes, in der Bev. g. d. dr. i. publ. Bd. 2 (1899} S. 291 bis 302. 

*) Die vertraffschlielsenden Staaten sind: das Deutsche Reich, Österreich- 
Ungarn, Belgien, Gnina, Dänemark, Spanien, die Vereinifften Staaten von Amerika, 
die Vereinigten Staaten von Mexiko, Frankreich. Grolsbritannien, Griechenland, 
Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, die Niederlande, Persien, Portugal, 
Rumänien, Ruisland, Serbien, ^am, Schweden und Norwegen, die Schweiz, die 
Türkei und Bulgarien. Die Ratifikation ist bisher [1902] nicht erfolgt von Ghina, 
Luxemburg, Serbien und der Türkei. 
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Der weBentliche Inhalt ist: 

1. Pflicht zur Anmeldung der lediglich vom Staate erbauten oder 
eingerichteten militärischen Lazarettschiffe vor ihrer Verwendung an die 
kriegführenden Mächte. Solche Schiffe sind zu achten und der Weg* 
nähme sowie der Behandlung nach den fttr Kriegsschiffe geltenden 
Regeln in neutralen Häfen nicht unterworfen (Artikel 1). 

2. Auch die ganz oder zum Teil aus Privatmitteln oder von amtlich 
aneriiannten Hülfsgesellschaiten ausgerüsteten Lazarettschiffe sind zu 
achten und von der Wegnahme ausgeschlossen, sofern die kriegführende 
Macht, der sie angehören, eine amtliche Bescheinigung fttr sie aus- 
gestellt und vor der Verwendung ihre Namen den Gegnern mitgeteilt 
hat, bezw. sofern der neutrale Staat, dem sie angehören, einen amt- 
lichen Auftrag fttr sie ausgestellt und den kriegttthrenden Mächten ihre 
Namen vor ihrer Verwendung bekannt gemacht hat (Artikel 2, 3). 

3. Die vorbezeichneten Schiffe sollen den Verwundeten, Kranken 
und Schiffbrttchigen der Kriegsparteien ohne Unterschied der Nationalität 
Httlfe und Beistand gewähren. Sie dttrfen zu keinem militärischen 
Zwecke benutzt werden und die Bewegungen der Kriegsschiffe nicht 
behindern. Während des Kampfes und nachher handeln sie auf eigene 
Gefahr. Die Kriegsparteien ttben ein Aufsichts- und Dnrchsuchungsrecht 
ttber sie aus; sie können ihre Httlfe ablehnen, ihnen befehlen, sich za 
entfernen, ihnen eine bestimmte Fahrtrichtung vorschreiben, einen Kom- 
missar an Bord geben und sie auch zurückhalten, wenn besondere er- 
hebliche Umstände es erfordern (Artikel 4). 

4. Alle Lazarettschiffe und deren Boote sollen sich kenntlich machen 
durch einen vorgeschriebenen äusseren Anstrich und durch das Hissen 
der in der Genfer Konvention vorgesehenen weifsen Flagge mit rotem 
Kreuze neben der Nationalflagge (Artikel 5). 

5. Handelsschiffe, Yachten oder neutrale Fahrzeuge, die Ver- 
wundete, Kranke oder Schiffbrüchige der Kriegsparteien an Bord ge- 
nommen haben, unterliegen der Wegnahme nur, falls sie sich einer 
Nentralitätsverletzung schuldig gemacht haben (Artikel 6). 

6. Anerkennung der Unverletzlichkeit des geistlichen, ärztlichen und 
Lazarettpersonals weggenommener Schiffe, vorbehaltlich der Verpflichtung^ 
desselben zur weiteren Dienstleistung, soweit solche notwendig erscheint 
(Artikel 7). 

7. Schutz und Pflege der an Bord eines genommenen Schiffes be-- 
findlichen verwundeten und kranken Marine- und Militärpersonen (Ar- 
tikel 8). 

8. Sohiffbrttchige, Verwundete oder Kranke efaaer Kriegspartei, die 
in die Hände des Gegners fallen, sind Kriegsgefangene (Artikel 9). 

9. Die vorgedachten Vereinbarungen sind für die Signafarmächte 
nur bindend im Falle eines Krieges zwischen zwei oder mehreren von 
ihnen. Ihre Verbindlichkeit hört auf, sobald sich in einem Kriege 
zwischen solchen Mächten eine Niehtvertragsmacht einer der Kriegs- 
parteien anschliefsen sollte. Die Nichtsignatarmächte, die der Genfer 
Konvention beigetreten sind, können ihren Beitritt zu dem Abkommen, 
erklären (Artikel 11, 13). 
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Dafs die Mitwirkung von Lazarett- und sonstigen Httlflsschiffen im 
Interesse von Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen während des 
Kampfes mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ist, kann nicht 
verkannt werden. Solche Schiffe dürfen einerseits die Freiheit der 
militärischen Aktion nicht beeinträchtigen, *) und andererseits würden sie 
ihre Zwecke nicht erfüllen können, wenn sie sich einer ernsten Ge- 
fährdung durch das Gefecht aussetzen wollten. 

Erst nach Beendigung des Kampfes wird ihre Verwendung, namentlich 
auch für den Transport der Hülfshedürftigen, eine sehr wertvolle sein. 



II. Abschnitt. 

Beeilte und PfLicliten ImlTerliältiLiB der 
KriegfiilLrenden zu den Neutralen. 

§ 38. 
Wesen der Neutralität. 

I. Begriff. 

Das Wort Keutraliät ist nicht klassischen Ursprungs; aber auch 
der dadurch zam Ausdruck gebrachte Begriif, welcher im modernen 
Kriegsrecht eine so bedeutsame Rolle spielt, entzog sich der Vorstellnng 
der Nationen des Altertums. Wenn im Mittelalter ein solches Ver- 
hältnis auch bereits hie und da in die Erscheinung trat, so war doch 
die Entwickelung der daraus herzuleitenden Rechte und Pflichten erst 
der neueren völkerrechtlichen Praxis und Doktrin vorbehalten. 

Der Ausdruck Neutralität hat eine doppelte Bedeutung. Er begreift 
die Neutralität im objektiven Sinne, welche bereits, soweit sie für das 
Seekriegsrecht in Betracht kommt, behandelt ist (§ 33, U), und die 
Neutralität im subjektiven Sinne, welche der G-egenstand der nach- 
folgenden Erörterungen sein wird. 

Unter Neutralität im subjektiven Sinne versteht man das 
Verhältnis derjenigen Staaten, welche in dem Fall eines Krieges an 
demselben nicht beteiligt sind. Nehmen diese Staaten eine vollkommen 
parteilose Stellung den Kriegführenden gegenüber ein, so liegt der Fall 
der eigentlichen oder vollständigen Neutralität vor, während man unter 
unvollständiger oder eingeschränkter Neutralität, im Gegensatz zu jenen 

^) So sind auch während des spanisch-amerikanischen Krieges von 189S 
die amerikanischen Lazarettschiffe ^Solace" und „Relief* nicht mit in die Aktion 
getreten, sondern sie unterhielten nur die Verbindung zwischen den Schiffs- 
lazaretten und den Lazarettstationen am Lande. — Vgl. im übrigen Ph. Zorn, Die 
völkerrechtlichen Ergebnisse der Haager Conferenz, in der Deutschen Kundschan 
Bd. 102 (1900) S. 131 bis 137. Ferner J. Delpech, in der Rev. g. de dr. i. publ. 
ßd. 8 (1901) S. 595 f. und F. Bajer, La croix-rouge dans les guerres maritime.% 
das., S. 225 f. 
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die Begünstigung der kriegführenden Teile, noch viel häufiger aber 
eines derselben begreift, namentlich dnreh Bewilligung yon Trnppen- 
darchmärschen, Zulassung der Einbringung von Prisen, Gewährung von 
Snbsidien an Geld, Kriegsmaterial etc.^) 

Die sog. eingeschränkte Neutralität gründet sich vielfach auf Staats- 
verträge, durch welche sie entweder bedingt oder unbedingt zur Pflicht 
gemacht sein kann. Ist für alle oder gewisse Kriegseventualitäten eine 
gegenseitige Pflicht zur Hülfeleistung festgesetzt worden, und schliefst 
eine solche Unterstützung die Teilnahme an den Kriegsoperationen ein, 
so kann von einer Neutralität nicht mehr die Rede sein. Es tritt alsdann 
das Verhältnis der Bundesgenossenschaft (Offensiv-, Defensiv- 
Alliance) ein.*) 

II. Korrelative Rechte nnd Plicbtee der Neutralei eed der KrIegMbreedei 

in allgeneieen. 

Ein Staat, welcher nicht durch Verträge mit Bezug auf sein Ver- 
halten während eines Krieges zwischen anderen Mächten gebunden ist, 
wird sich in der Regel so lange vollkommen neutral verhalten, als dies 
seinen eigenen Interessen entspricht, und erst aus der vollen Partei- 
losigkeit heraustreten, sobald diese durch die Kriegführung verletzt 
werden. Je weiter der internationale Verkehr sich entwickelt hat, um 
80 mehr ziehen die Kriege die Interessen dritter, von vornherein durch 
die Kriegführung nicht berührter Staaten in Mitleidenschaft ; ^) in hervor- 
ragendem Mafse ist dies durch die maritime Aktion dem Seeschifiahrts- 
verkehr gegenüber der Fall. Jeder dritte Staat hat selbständig darüber 
zu befinden, bis zu welchen Grenzen er die mittelbare oder unmittelbare 
Beeinträchtigung seiner eigenen Interessen ruhig mit ansehen will. Er 



') ZoBN (Besprechung a. a. O. S. 460) weist darauf hin, daXs eine unvoll- 
ständige Neutralität , juristisch nicht möglich* sei, und kommt zu dem Schluls, 
dafs jeder Staat, der einer kriegführenden Macht irgend welche Beihülfe leistet, 
die Neutralität breche und sich als am Kriege beteiligt betrachten und be- 
handeln lassen müsse. Dieser Anschauung muXs beigetreten werden, wenn sie 
auch, wie ZOBN hervorhebt, mit der herrschenden Doktrin und mit der Staaten- 
praxis nicht im Einklänge steht. So auch El vier (Principes, U. S. 378): y^Des 
actea de bienveillance envera Vun des bdligirants sont des acte» de maheülance 
envera Vautre/^ 

*) Hierher gehören die Verträge zwischen PreuXsen und den süddeutschen 
Staaten vom 18. und '-^0. August 1866, ratifiziert vom 14. Oktober 1866. Sie 
enthielten im Art. 1 die Bestimmung : «Die Eegierungen schlief sen ein Offensiv- 
und DefensivbÜndnifs zur Erhaltung der Unabhängigkeit und Integrität, sowie 
der inneren und äufseren Sicherheit ihrer Staaten, und treten zur gemeinschaft- 
lichen Vertheidigung ihres Besitzstandes ein, welchen sie sich gegenseitig durch 
dieses BündniXs garantiren.*^ — Zur praktischen Geltung kam dieses Verhältnis 
im Jahre 1870. 

') Treffend skizziert J. Westlake (Chapters on the principles of inter- 
national law, Cambridge 1894, S. 232 f.) dieses Verhältnis in den Worten: 
f,But let toar break out Mween ttoo powera, and the ichole nan-beUigerent toorld ia 
at once related to that war as neutral, its political and commercial intereats are 
affected by the view8 entertained about the mutual rights and duties of neutrala 
and beüigerents, incidenta occur which oblige even the remotest atate to act on aome 
view about thoae rights and duties, and a general vigüance ia arouaed not only aa 
to the obaervance btä even aa to the ahaping of the rulea on the aubject" 

Poreli, Intarnationalei 8««rec]it. 2. An«g. 14 
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ist befugt, zar Wahrung seiner Neutralität nicht allein die erforderlichen 
Verteidigungsmafsregeln zu treffen, wie Armierung der Grenzfestnngen, 
militärische Sicherung der Küsten, Aufstellung von Obsenrationskorps, 
Ausrüstung maritimer Streitkräfte, kurz sich in den Zustand der be- 
waffneten Neutralität zu setzen, sondern auch, jeden Eingriff in 
seine Integrität mittels Gewalt zurückzuweisen. 

Neutralität und Friedenszustand sind demnach ganz yerschiedene 
Verhältnisse, weil die notwendige Voraussetzung der ersteren der Kriegs- 
zustand ist. Eine vollkommene Indifferenz gegen den Ausbruch und 
den Verlauf eines Krieges zwischen anderen Staaten, welche überhaupt 
für den internationalen Verkehr in weiteren Grenzen in Betracht 
kommen, ist ausgeschlossen. 

Wenn nun auch jeder neutrale Staat sein Verhalten nach Mafsgabe 
seiner eigenen Interessen bestimmt, so legt doch das Völkerrecht den 
Neutralen und den Kriegführenden gewisse gegenseitige Pflichten auf, 
deren Abgrenzung allerdings ein Gegenstand erheblicher Meinungs- 
verschiedenheiten ist. 

Die vom konventionellen Recht unabhängigen Pflichten der Neutralen 
lassen sich dahin zusammenfassen: 

1. der neutrale Staat darf auf seinem Gebiete keine Unter- 
nehmungen der Kriegsparteien zum Zweck der Aktion dulden; 

2. er bat sich jedes Eingriffes in die Kriegsoperationen aufser- 
halb seines Gebietes zu enthalten;^) 

3. er soll auch anderweit keine Partei begünstigen, auch nicht 
beide, da selbst eine scheinbar gleiche Begünstigung doch nicht für 
beide Teile gleiche Vorteile mit sich bringen würde.*) Bei Subsidien 
kommen nicht allein die Mengen, sondern in weit höherem Grade oft 
andere Verbältnisse in Betracht, wie namentlich der mehr oder weniger 
dringende Bedarf bei der einen oder anderen Kriegspartei, die Möglich- 
keit einer alsbaldigen Ausgabe an die Truppen sowie anderweiter 
sofortiger Verwendung für militärische Zwecke. 

Der neutrale Staat, welcher diese Pflichten verletzt, gibt Grund zu 
Beschwerden, Repressalien und hat je nach den Umständen eine Kriegs- 
erklärung zu gewärtigen. 

Korrelativ diesen Pflichten der Neutralen sind nun aber gewisse 
Ansprüche derselben den Kriegftlhrenden gegenüber, namentlich: 

1. auf Achtung ihrer staatlichen Unabhängigkeit überhaupt; 

2. darauf, dafs ihre Untertanen sowie deren Eigentum und Handels- 
betrieb keinen anderen Beeinträchtigungen unterworfen werden, als 
solchen, welche das Völkerrecht zuläfst. 

Soweit die vorgedachten Rechte und Pflichten in das Gebiet der 



*) Die Q. R. (Art. 457) schärfen den Offizieren der britischen Flotte strengste 
Beobachtung einer neutralen Haltung ein. 

') Mit Recht hebt Brochgb de la Fl£ch6be („La contrebande de guerre k 
rinstitut de droit international**, in der Rev. de dr. i. 1899, 8. 345) hinsichtlich 
der Neutralität hervor: yfLHmpartialiti ne su/fit pas: la pire des positions 
conaisterait ä fournir des »absides aux deux adversaires, ä les rutMr Vun par l'autre 
en äemisant le conflitJ* 



§ 39. Kriegsschiffe im neutralen Seegebiete. 211 

maritimen KriegfUbnmg fallen, sollen sie demnächst weiter entwickelt 
und nach Möglichkeit aach festgestellt werden; denn eine strenge 
Definiernng anf dem Boden des positiven Völkerrechts ist keineswegs 
nach allen Richtungen hin durchführbar. Das liegt in dem yielfachen 
Widerstreit der mehr oder minder berechtigten Interessen der Krieg- 
führenden einerseits und der Neutralen andererseits. Für viele Fälle 
zutreffend ist die Charakteristik eines unserer neueren Philosophen: ^) 
„Der Begriff der Neutralität . . . läfst sich nach zwei Seiten wenden. 
Von den Kriegführenden wird er so aufgefafst, wie es ihren Interessen 
zusagt; sie verlangen, dafs von dem Neutralen, weil er neutral ist, dem 
Feinde keinerlei Vortheil erwachse. Von dem Neutralen wird derselbe 
Begriff so anfgefafst, wie es dem entspricht, den überhaupt der Krieg 
nichts angeht, und der daher in seinen freien Bewegungen nicht will 
beschränkt sein. Daher entspringen aas dem Begriffe der Neutralität 
Ansprüche von entgegengesetzter Richtung, Ansprüche der Kriegführenden 
auf Beschränkungen und Ansprüche der Neutralen auf ungehinderte 
Bewegung des Handels.^ 

Das Recht, bei Ausbruch oder während eines Krieges den Umfang 
und die Grenzen seiner neutralen Stellung festzusetzen, steht jedem 
souveränen Staate zu. Solche Festsetzungen erfolgen in neuerer Zeit 
nach dem Kriegsbeginn in der Form von Neutralitätserklärungen. 
Diese Akte sind, wenn sie auch äufserlich dem Verwaltungsrechte der 
einzelnen Staaten angehören, wegen ihres zum grofsen Teil völker- 
rechtlichen Inhalts und weil sie nach vielen Richtungen hin von den- 
selben Prinzipien ausgehen, im hohen Grade beachtenswerte Quellen 
des internationalen Rechts, immerhin aber nur soweit, als sie nicht 
durch einseitige Interessenpolitik diktiert sind.^ 

Von besonderer Bedeutung für das Seekriegsrecht waren die Kol- 
lektiverklärungen der nordischen Mächte zum Schutz der Interessen der 
Neutralen im Seekriege, von 1780 und 1800, bekannt unter der Be- 
zeichnung „Erklärungen der bewaffneten Neutralität^.') 

§ 39. 

Kriegsschiffe im neutralen Seegebiete. 
I. AHiemiM Gesicbttpaikte. 

Das neutrale Gebiet umfafst das Land- und Seegebiet der bei 
einem Kriege unbeteiligten Staaten. Dasselbe ist allen Aktionen der 
Kriegführenden verschlossen. (S. § 33.) Keine neutrale Macht braucht 
sich Störungen des freien maritimen Verkehrs innerhalb des ihrer Sou- 
veränetät unterworfenen Seegebietes, eine Gefährdung ihres Küstenlandes 
oder der hier sowie an Bord von Schiffen in ihren Häfen befindlichen 
Staatsangehörigen und Fremden gefallen zu lassen. Wollte man dulden, 

') TRBNDBLBNBUBa, Friedrichs des Grofsen Verdienst um das Völkerrecht 
im Seekrieg, in den Monatsberichten der Preufs. Akademie der Wissenschaften 
aus dem Jahre 1866, S. 86 f.; auch S. A., Berlin 1866, 8. 8 f. 

*) S. die Neutralitätserklärungen in der Anlage. 

■) S. oben 8. 7. 
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dafs diese Gewässer zum Schauplatz kriegerischer Aktionen gemacht 
werden, so würde damit der friedliche Verkehr in denselben beein- 
trächtigt, wenn nicht unmöglich gemacht Der neutrale Staat soll aber 
auch allen auf solche Störungen gerichteten oder sie mit sich bringenden 
Unternehmungen entgegentreten, weil die Duldung leicht auf eine Be- 
günstigung der einen oder anderen Kriegspartei hinausläuft. 

Die Möglichkeit der Wahrung der Integrität des neutralen Gebietes 
wird sich freilich nicht selten als eine Machtfrage darstellen. Das 
Recht, sie zu wahren, steht aber jedem Neutralen zu, dessen Souyeränetäts- 
rechte gefährdet sind. 

II. Znlastttiig in aeatrale Bewisser. 

Das blofse Vorüberfahren von Kriegsschiffen längs der 
Küste eines neutralen Staates innerhalb der Hoheitsgrenze 
wird allgemein für zulässig erachtet. Es handelt sich hier um 
die Fahrt durch Gebiet, welches der Hoheit des neutralen Staates nur 
mit Einschränkung unterworfen ist und den Schiffen aller Nationen für 
die Durchfahrt offen steht. ^) Bei dem blolsen Vorttherfahren sind auch Un- 
zuträglichkeiten und Störungen des maritimen Verkehrs nicht zu besorgen. 

Im übrigen gelten folgende Grundsätze: 

a) Kein neutraler Staat ist verpflichtet, jeder aber be- 
rechtigt, den Kriegsschiffen der Kriegführenden den Aufent- 
halt in den seiner Souveränetät unterworfenen Gewässern zu 
gestatten. 

b) Hinsichtlich dieses Asylrechts dürfen jedoch weitere 
Vergünstigungen als die im Frieden herkömmlichen bezw. ver- 
tragsmäfsig vereinbarten nicht eingeräumt werden. 

c) Es ist mit den Pflichten der Neutralität nicht ver- 
einbar, dafs ein neutraler Staat seine Häfen dem einen Krieg- 
führenden verschliefst, dem anderen aber offen läfst. 

d) In Fällen der Seenot und für deren Dauer soll ein Asyl 
niemals versagt werden.*) 

Die Zulassung von Seestreitkräften in neutrale Gewässer findet ihre 
rechtliche Begründung in dem besonderen Charakter der Kriegsschiffe, 
welche stets und wo sie auch immer sein mögen, ihren Heimatsstaat 
repräsentieren. Auch für Friedenszeiten gilt ja diese Anomalie; denn 
während den Heeresabteilungen das Betreten fremden Landgebietes auch 
im Frieden nur kraft besonderer Bewilligung zusteht, sind regelmäfsig 
in Friedenszeiten die Seehäfen aller Nationen fremden Kriegsschiffen 
geöffnet. Für das Kriegs- ebenso wie für das Friedensverhältnis kann 
jeder Staat nach seinem Ermessen die Bedingungen festsetzen, unter 
denen er Kriegsschiffe in seine Gewässer zulassen will.'*) Den Kriegs- 



») Ortolan, n. 8. 284 f. — S. auch oben § 13, IV. 

«) Hautefeuille (Questions, 8. 205, 235, 286) hält Zuflucht und Asyl 
auseinander und begreift unter Zuflucht nur die Fälle der Not. 

*) Testa, S. löO: „II faut observer, toutefoia, gue VEtat neutre^ ayant le 
droit abBolu de concSder ou de refiMcr Vcaile dans aes ports^ petU Stendre ou modifiar 
cette conceasion selon qu^ü lejuge plus amvenalle pour ses intirets ou sa tranquülite^ 
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schiffen der Kriegführenden gegenüber wird das Recht, gewisse Normen 
über die Zulassung und das Verhalten zur Geltung zu bringen, zur 
Pflicht; Kriegsschiffe, welche sich ihnen nicht unterwerfen wollen, müssen 
auf die Zulassung Terzichten. 

Nach der Praxis, wie sie auch in zahlreichen Neutralitätserklärungen 
zum Ausdruck gekommen ist, wird gewöhnlich ein Aufenthalt bis zu 
24 Stunden gestattet. 

Befindet sich ein Kriegsschiff zum Zweck der Ausführung einer 
Reparatur in einem fremden Hafen, und bricht vor deren Beendigung 
zwischen dem Flaggenstaat und einer dritten Macht Krieg aus, so 
begründet das weder eine Pflicht noch ein Recht des in dem Kriege 
neutralen Aufenthaltsstaates zur Zurückhaltung jenes Kriegsschiffes.') 

Zu Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Zulassung haben 
besonders zwei Fragen Anlafs gegeben : 

a) Ist die Gewährung des Asyls an ein vom Feinde an- 
gegriffenes oder verfolgtes Schiff eine unzulässige Be- 
günstigung? Ein grundsätzliches Bedenken steht der Gewährung der 
Zuflucht nicht entgegen.*) Es kann aber nicht mit Recht behauptet 
werden, dafs in einem solchen Falle der neutrale Staat, in sinngemälser 
Anwendung der Regel des allgemeinen Kriegsrechts über die Behandlung 
von Truppenkörpern der Kriegsparteien bei Grenzüberschreitungen, ver- 
pflichtet sei, die Festhaltung eines solchen Schiffes bis zur Beendigung 
des Krieges anzuordnen. Das Institut de droit international (Regime 
des navires dans les ports ötrangers, Art 42)*) vertritt freilich diesen 
Standpunkt bis zur äufsersten Konsequenz in dem Satze: y^ün namre 
heUighard se rifugiant dans un port neutre devant la poursuite de Pennemi, 
ou aprh avoir He defait par lui, ou faute d* Equipage pour tenir la mer, 
doii y rester jusqu^ä la ßn de la guerre. II en est de meme s^il y trans- 
parte des malades ou des blessh, et qu^aprh les avoir dibarquh^ ü soit en 
Hat de comhattre. Les malades et les blessis, tout en itant refus et secourus, 
sontj apris guMson, iniermls egalement, ä moins d^etre reconnus impropres 
au Service militaire.^ Eine derartige Übertragung der Grundsätze des all- 
gemeinen Kriegsrechts auf die besonderen Verhältnisse des Seekrieges 
erscheint nicht begründet. Ohne einen zwingenden Anlals pflegen Kriegs- 
schiffe der Kriegführenden einen neutralen Platz nicht anzulaufen. Da 
aber ein solches Anlaufen an sich, sofern nicht ein förmliches Verbot 
vorliegt, völkerrechtlich zulässig ist, so kann es nicht darauf ankommen, 
welche Umstände in dem Einzelfalle für den Kommandanten des Kriegs- 
schiffes leitend waren, den neutralen Hafen aufzusuchen. Ob ihn dazu 
bestimmt hat der Mangel an Ausrüstungsgegenständen, die Notwendigkeit 
der Vornahme von Ausbesserungen, die Absicht, sich der Verfolgung 

*) In der Sitzung des englischen Unterhauses vom 21. April 1898 erklärte 
der Erste Lord des Schatzes: es würde den internationalen Georäuchen zuwider 
sein, ein im Inlande behufs Vornahme einer Reparatur befindliches spanisches 
Kanonenboot zurückzuhalten, wenn der Krieg vor deren Vollendung ausbricht. 
S. Joum. d. dr. i. pr. 1898, S. i^87. 

*) S. auch GE8SNBR, Droit des neutres, S. 78; v. Kaltenbobn, II. S. 341; 
Hautbfbuille, Questions, 8. 205. 

») Annuaire 1898, S. 273 f. 
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zu entziehen, Kranke, Verwundete oder sonstiges Personal anszusehiffen, 
oder welcher Anlafs sonst, ist im Wesen gleichgültig. Ein rechtlicher 
Grund für eine verschiedenartige Behandlung solcher Fälle liegt nicht 
Yor.O Knüpft allerdings der neutrale Staat die Zulassung eines vom 
Feinde verfolgten Kriegschiffes in einen seiner Häfen an die Bedingung 
der Abrüstung bis zum Friedensschlüsse oder an die Verpflichtung der 
Besatzung, fernerhin nicht an den Kriegsoperationen teilzunehmen, dann 
wird das Schiff entweder sich einer solchen Bedingung unterwerfen oder 
auf die Zuflucht verzichten müssen. 

b) Ist das Einlaufen mit erbeuteten oder sonst ge- 
nommenen Schiffen gestattet? Es kann sich dabei handeln um 
erbeutete feindliche Kriegsschiffe oder um als Prisen aufgebrachte feind- 
liche oder neutrale Handelsschiffe. Zahlreiche Neutralitätserklärungen 
enthalten ein bezügliches Verbot, zum Teil mit dem Vorbehalte der 
Zulassung im Falle der Seenot.^) Aber auch soweit ein ausdrückliches 
Verbot nicht besteht und auch dem neutralen Staat eine konventionelle 
Pflicht zur Zulassung nicht obliegt (s. unten), wird die Frage zu ver- 
neinen sein. In der ersten Auflage dieses Werkes ist allerdings aus- 
geführt, dals in dem Aufbringen einer Prise nach einem neutralen Hafen 
eine eigentliche kriegerische Aktion nicht liege, und dementsprechend 
auch in der Gewährung eines Asyls, vorausgesetzt, dafs es beiden krieg- 
führenden Teilen bewilligt wird, keine unzulässige Begünstigung seitens 
des Neutralen, dafs mithin vom Bechtsstandpunkt ein grundsätzliches 
Bedenken gegen das Einlaufen mit Prisen in neutrale Häfen nicht zu 
erheben sei, und zwar unabhängig von der Legalität der Aufbringung. 
Hiergegen mufs jedoch in Betracht gezogen werden, dafs durch das 
Einbringen eines erbeuteten Schiffes nach einem neutralen Hafen und 
dessen Bewachung daselbst dieser Platz den Charakter eines 
Depots für den Kriegführenden gewinnt Es liegt also in der 
Tat eine Begünstigung vor, die, selbst wenn sie beiden Kriegführenden 
gleichmäfsig zugestanden wird, mit dem Wesen der Neutralität nicht 
verträglich erscheint. Der Fall liegt auch anders, als wenn ein Kriegs- 
schiff nur Gefangene mit sich führt; denn diese sind an dem ex- 
territorialen Bord interniert. Die Exterritorialität überträgt sich aber 
nicht ohne weiteres auf genommene Schiffe; waren dies feindliche 
Kriegsschiffe, so haben sie von dem Zeitpunkt der Übergabe oder der 
Eroberung ab ihren privilegierten Charakter als Kriegsschiffe verloren. 
Sind es aber feindliche oder wegen Neutralitätsverletzung aufgebraclite 
neutrale Handelsschiffe, so steht ihnen in neutralen Gewässern das Recht 
der Exterritorialität überhaupt nicht zu. Nur wenn erbeutete Schiffe 
ganz in die Kriegsflotte des Nehmers einverleibt, unter Führung eines 

1) Abweichend Fiorb, § 1683. 

') Unter dieser Einschränkung verbietet schon die französische Maiine- 
Ordonnanz von 1681 den Aufenthalt der von Kriegsschiffen oder Kapern fremder 
Nationen aufgebrachten Schiffe in französischen Häfen über einen Zeitraum 
von 24 Standen hinaus. Seit dem Ausbruch des orientalischen Krieges von 
1854 erging in den meisten Neutralitätserklärungen ein Verbot gegen &a Ein- 
laufen mit Prisen, entweder überhaupt oder auf länger als 24 Stunden, auTaer 
im Falle der Not. 
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Seeoffiziers dieser Flotte gestellt sind und deren Flagge and Wimpel 
führen, sind sie den Kriegsschiffen gleich za achten and zu behandeln. 
Bei Kauffahrteischiffen ist eine solche Einverleibung aber nur zulässig 
nach prisengerichtlicher Verurteilung. 

Nach dem Grundsatze, dafs dem neutralen Staate beztiglich der Fest- 
setzung der Modalitäten über die Zulassung von Kriegsschiffen der 
weiteste Spielraum gegeben ist, steht es ihm auch zu, ftlr den Fall des 
* Einbringens eines genommenen Schiffes ans Anlafs einer Seenot dessen 
Freigabe zur Bedingung zu machen. Freilich ist hiermit ein Bedenken 
insofern verknüpft, als nach den Grundsätzen des Prisenrechts (s. § 55, II) 
der Befehlshaber des Kriegsschiffes die Befugnis haben würde, vor dem 
Einlaufen in das neutrale Seegebiet die Prise zu vernichten.*) 

Die Frage der Einbringung von Prisen in neutrale Häfen ist auch 
vereinzelt konventionell geregelt und zwar bald in dem Sinne, dafs es 
den Kriegsschiffen eines jeden der Vertragsteile freistehen soll, Prisen 
nach den Häfen des anderen zu bringen,*) bald dahin, dafs jeder Teil 
die Verpflichtung übernimmt, eintretenden Falles den Kriegsschiffen des 
Gegners des anderen Teils das Einlaufen mit ihren Prisen zu unter- 
sagen.') 

Kaper können hinsichtlich der Befugnis zum Aufenthalt in neu- 
tralen Häfen niemals günstiger gestellt sein wie Kriegsschiffe. Die 
neueren Bestrebungen auf Abschaffung der Kaperei haben sogar 
dahin geführt, dafs Kapern sowie den von solchen aufgebrachten Prisen 
das Einlaufen in neuk'ale Häfen entweder ohne Einschränkung oder 



*) S. hierüber auch Babon GüillaüXB, Admission des bätiments de guerre 
^trangers dans lee eauz et les ports beiges, in der Bev. de dr. i. 1901, 
S. 327 f., bes. S. 355 f.; femer DuPüls, § 321; Figee, § 1763. 

*) So im Art. 19 des Freundschafts- und Handelsvertrages zwischen Preufsen 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 11. Juli 1799, auf dessen 
fortdauernde Gültigkeit in der Neutralitätserklärung des Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten yom 22. August 1870 besonders hingewiesen wurde. 

*) Eine solche Stipulation enthält ein Vertrag zwischen GroXsbritannien 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika von 179i. In demselben ist zu- 
gleich festgesetzt dafs es den Kriegsschiffen und Kapern jedes der kontra- 
hierenden Teile ireistehen soll, die seinen Feinden abgenommenen Prisen in 
die Häfen des anderen Teils zu bringen. Für den Fall eines Krieges zwischen 
GroXsbritannien und einer dritten IkLacht war mithin die Regierung der Ver- 
einigten Staaten verbunden, die britischerseits aufgebrachten Prisen in ihre 
Häfen zuzulassen, während die von den Kreuzern der dritten Macht aufgebrachten 
zurückzuweisen waren ; es würde also der Fall einer zu Gunsten Grof sbritanniens 
konventionell eingeschränkten Neutralität vorgelegen haben. Frankreich pro- 
testierte bei der f^nerung zu Washington und hatte hierzu um so mehr Anlafs, 
als die Vereinigten Staaten in einem fieberen Vertrag mit Frankreich (1770) sich 
verbindlich gemacht hatten, französische Schiffe mit den von ihnen aufgebrachten 
Prisen stets in ihre Häfen zuzulassen. Es lag hierin allerdings der Ausgangs- 
punkt zu einem rechtlich unlösbaren Konflikt, da in einem Kriege zwischen 
GroXsbritannien und Frankreich nach dem Vertrage von 1794 die Begierung der 
Vereinigten Staaten französischen Kriegsschiffen das Einbringen von Prisen in 
ihre Huen zu versagen gehabt hätte, während sie es nach dem Vertrage von 
1770 hätte gestatten müssen. — Art. 19 des Vertrages mit Preufsen von 1799 
(8. vor. Anmerk.) enthält übrigens einen Vorbehalt in Bücksicht auf den Vertrag 
mit GroXsbritannieu von 1794. 
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nur mit Ausnahme des Falles der Seenot untersagt wird.*) Bei Seenot 
wird, auch wenn die Ausnahme nicht ausdrücklich festgesetzt ist, eine 
Zurückweisung als gerechtfertigt nicht erachtet werden können, wenigstens 
soweit die Kaper unter der Autorität und Flagge eines Staates fahren, 
welcher der Vereinbarung von 1856 über die Abschaffung der Kaperei 
nicht beigetreten ist. Selbstredend wird in derartigen Fällen strengste 
Überwachung und, nach Beseitigung der Gefahr, unverzügliche Aus- 
weisung zu erfolgen haben. ^) 

III. Verhalten In neutralen Gebiet. 

Ein neutraler Staat darf nicht dulden, dafs sein Seegebiet 
seitens der Seestreitkräfte der Kriegführendenzu militärischen 
Unternehmungen oder zu deren Vorbereitung benutzt wird. 
Er soll Vornahmen dieser Art, soweit es in seiner Macht steht, 
entgegentreten.^) 

In diesem Sinne disponieren alle neueren Neutralitätserklärungen, 
deren überwiegende Mehrzahl die Kriegsschiffe der Kriegführenden 
überhaupt nur ausnahmsweise zuläfst, und zwar nur für so lange Zeit, 
als nötig ist, um die für die Seetüchtigkeit etwa erforderlichen Reparaturen 
vorzunehmen und die unerläfsliche Ausrüstung an den für die Seefahrt 
erforderlichen Artikeln, wie Heizmaterial, Proviant und Wasser, zu be- 
schaffen. Als Norm gilt hierbei, dafs keine gröfseren Mengen davon 
eingenommen werden sollen, als erforderlich sind, um den nächsten 
heimatlichen Hafen zu erreichen.^) Für unstatthaft gilt dagegen 
allgemein aufser der militärischen Aktion das Einnehmen von eigent- 
lichem Kriegsmaterial, also namentlich von Waffen und Munition jeder 
Art und die Auffüllung der Besatzung. In diesem Sinne setzte der dem 
Schiedsgericht zur Entscheidung des Alabamastreites zu Grunde liegende 
Washingtoner Kompromifsvertrag vom 8. Mai 1871 zwischen Grofs- 
britannien und den Vereinigten Staaten fest: „Eine neutrale Re- 
gierung ist verpflichtet, nicht zu erlauben oder zu dulden, 
dals eine Kriegspartei ihre Häfen oder Gewässer alsOperations- 
basis gegen die andere benutzt oder zur Erneuerung oder 
Verstärkung der militärischen Ausrüstung oder der Waffen 
oder der Rekrutierung der Besatzung".*) 



^) Schon in den zahlreichen bei Ausbruch des orientalischen Krieges im 
Jahre 1854 ergangenen Neutralitätserklärungen. 

*) S. auch Baron Güillaume, a. a. 0.; Fiore, § 1664. 

') Über Neutralitätäverletzungen seitens französischer Kriegsschiffe in den 
japanischen Gewässern im Jahre 1870 s. Takahashi, La neutralit^ du Japon 
pendant la guerre franco-allemande, in der Rev. de dr. i., 1901 8. 148 f., 
255 f. 

^) 8. auch Bericht des NavalWarCollege, International Law Situations, 
1901 8. 255 f. 

•) Entsprechend N. W. C. Art. 18 Abs. 2: „No increase of the amiament, 
müitary stores, or in the number of the u>ar of a vessel of war of the United 
Stcustes shall be attempted during the stay of swih vessel in a neutral part.** — 
S. femer Düpüis, §§ ;?30, 331. 
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Bezüglich der eigentlichen militärischen Aktion gilt im einzelnen 
folgendes: 

1. Die Kriegsschiffe der Kriegführenden dürfen im neu- 
tralen Seegebiet keinen Anfklärnngsdienst organisieren, oder 
die Gelegenheit abwarten, um zu Renkontres mit feindlichen Kriegs- 
schiffen oder zur Ausübung des Prisenrechts in See zu gehen.') 

2. Unstatthaft ist jeder Angriff und jedes Gefecht inner- 
halb der neutralen Gewässer^) oder in solcher Nähe derselben, 
dafs die Geschosse die neutrale Zone erreichen können, weil dadurch 
die Integrität dieses Gebietes gefährdet wird.*) 

Die Seekriegsgeschichte bietet zahlreiche Beispiele von Neutralitäts- 
verletzungen nach dieser Richtung hin.^) 

*) Thellunq von CoüRTLARy, in seiner «Darstellung der Marine, ein Versuch 
Über den Kriegsdienst zur See*, Zürich und Leipzig 1818, behandelt die Be- 
nutzung neutraler Häfen für den Nachrichtendienst mit grofser Offenheit; er stellt 
die Praxis, die er als holländischer Seeoffizier wohl kennt, so dar (I. 8. 254): ,Da 
einige Seehäfen befreundeter oder neutraler Mächte nicht sehr entfernt sind, so 
wird eine vorzüglich g^tsegelnde Fre^tte dahin entsandt^ um von unsem Konsuln 
und Bekannten Nachrichten vom Feinde einzuziehen ; sie hält sich daselbst nur 
kurze Zeit und unter dem Vorwande auf, ihren Wasservorrath zu ergänzen, 
woran sie auch wirklich arbeitet, und stöfst wieder zur Flotte." 

*) Upton (S. 190) teilt mit, dafs nach der amerikanischen Rechtsprechung 
die Nehmung eines feindlichen Schiffes in neutralem Gebiet nicht anfechtbar 
sei, falls dasselbe dort den Kampf provoziert hat. 

•) Bedenken hiergegen im Staatsarchiv Bd. 9 No. 1939. 

*) Als Beispiel aus älterer Zeit diene folgender Fall: König Jakob I. von 
England hatte aus Anlafs des Seekrieges zwischen Holland und Spanien i. J. 1604 
diurch ein besonderes Edikt jede Gewalttätigkeit, insbesondere die Vornahme 
kriegerischer Akte, in allen seiner Hoheit unterworfenen Gewässern um England 
verboten Trotzdem kam es im folgenden Jahre zwischen den beiden feind- 
lichen Flotten im Hafen von Dover zu einer Schlacht, die erst am zweiten 
Tage durch den Sieg der Holländer ein Ende fand. Der Kommandant der eng- 
lischen Küstenbatterieen griff aber erst ein, als danach die Holländer die spanischen 
Kriegsgefangenen, zwei und zwei zusammengebunden, ins Meer warfen. Walkrr, 
A History of the Law of Nations, I. Cambridge 1899, S. 201 f. 

Ortolan ist übrigens der Meinung, dais die Verpflichtung der Krieg- 
führenden, sich in dem neutralen Seegebiete jeder Gefechtsaktion zu enthalten, 
unter Umständen nicht zu rigoros aufzufassen sei. Er läfst sich hierüber dahin 
aus (II. S. 2H7 f.): ^La ditermination un peu vaaue des portiana de la mer riputSea 
m€r8 territoriales, la nature variie des cotes qui les homent peuvent entratner dans 
la pratiqtte des i^fradions pltUot apparentes que rieUes ä la r^gle que nous venons 
d^eaeposer, Par exemple, si des navires ennemis se rencontrent dans des mers terri- 
toriales neutres baignant une itendue considSrable de cStes ä peu prhs dSsertes, in- 
Cfütes et non dSfendueSf ces navires devront-Üs ouUier leur qtMlUi d'ennemis? 
Faudra-t-ü prendre ä la lettre ces clauses de divers traitis puhlics qui commandent 
Vabstention des hostüitis dans taut Vespace des eaux mesuri ä partir des cotes par 
la partie du canon? Celui qui veut forcer son ennemi ligitime au combat devra-t'Ü 
attendre paHemment d^etre bien sür de se trouver au delä de cet esvace pour com' 
mencer Vattaque, et foumir par lä ä cet ennemi la possihüit^ de lui Schapper? 
En s*en tenant rigoureusement au principe, il est certain qu^ondevrait agir ainsi, 
Cet espace de mer est soumis ä Vempire et äla juridiction de VEtat dont ü baigne 
les cdtes; de ce qu^ü n'y a pas de forts ou de moyens de defense ä proximiti pour 
faire respecter cet empire, ce West pas une raison pour les puissances beüigirantes 
de le mSpriser, II serait rigulier de s*abstenir en toute Situation de tout acte 
d^hostmu en dega de cette li^e qu^on appeUe ligne de respect Mais, en fait, on 
congoit que les opirations müitaires d'une action maritime ne comportent pas une 
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3. Als unstatthaft gilt auch die unmittelbare Verfolgung: 
eines das neutrale Seegebiet verlassenden feindlichen Kriegs- 
oder Kauffahrteischiffes, weil eine solche den Beginn einer mili- 
tärischen Aktion gegen den Feind auf neutralem Gebiet einschlieben 
würde. Es ist in diesem Sinne vielfach reglementarisoh verordnet, in 
neuerer Zeit auch konventionell festgesetzt worden und darf als eine 
Regel des internationalen Hechts angestellt werden: dafs ein Kriegs- 
schiff, welches sich in einem neutralen Hafen befindet, nicht gleichzeitig 
mit einem Schiffe des Gegners in See gehen, dafs es vielmehr diesen 
Hafen erst verlassen darf, nachdem vierundzwanzig Stunden von jenem 
Zeitpunkt ab verflossen sind, und nicht früher, als bis das feindliche 
Schiff aus Sicht gekommen ist, sowie dafs der neutrale Staat die Pflicht 
hat, soweit es in seiner Macht steht, für die Beobachtung dieser Regel 
einzutreten.^) 

Dem nachfolgenden Auslaufen steht, da nur die Verfolgung des 
absegelnden Feindes unzulässig ist, nichts mehr entgegen, sobald der 
letztere, sei es noch im neutralen Seegebiete, sei es aufserhalb desselben, 
aber noch in Sicht von dem neutralen Platz, ohne ersichtlich zwingenden 
Anlafs zu Anker gegangen ist. Die gegenteilige Annahme würde dahin 
führen, dafs ein einziges Kriegsschiff eine ganze Flotte des Gegners 
zum untätigen Festliegen in einem neutralen Hafen zwingen könnte. 

4. Unzulässig ist gleichfalls jede Verfolgung eines feind- 
lichen Kriegsschiffes in das neutrale Gebiet hinein. Btnkers- 
HOBR ^) und nach ihm auch andere erachten freilich eine solche Ver- 
folgung, wenn sie sich unmittelbar an das Gefecht anschliefst und der 
Feind ein Asyl im neutralen Gebiet sucht, für erlaubt, ingleichen die 
Nehmung daselbst. Die Unvereinbarkeit dieser Anschauung mit den 
Fundamentalsätzen von der Integrität des neutralen Gebiets bedarf 
keines Nachweises. •) 

precmon mathimatiiue ausai ri^oureuse; qw Vofficier commandant, lorsquHl n*a 
m vue qu'une cote inculte, inhabttSe, dinuee de tout eigne de la puÜBance temioriale^ 
puiase se laisser entratner au ddä de la r^le pridse, et qn'ü soit ivideiU cependant 
qu^ü n^a pas eu VinterUion d^offenser VEtat neutre ni de violer san droit d'empire. 
li^ous penaons qtne lea circonstances de faits pareÜa devraient entrer en ligne de 
campte comme cauaes d^excuse. 

Mais la violation de Vimmunite attachie au territoire neutre e$t BurUmt 
flagrante et manifeste lorsque des hostüitl^ sont exercies dans des eaux closeSy teÜes 
que Celles des ports et des rades. Cest alors un droit et un devoir paur Vlttat 
auquel apparttennent ces ports et ces rades d'user contre les contrevenants de la 
force dont ü dispose sur ks Ueux. Ainsi Vartülerie des forts et des batteries doit 
itre employ^ contre Vattaquant pour VoUiger ä diseontinuer le combat H en est de 
mime dans des mers littorales, sur des cotes owvertes oü il eodste des moyens de difense, 

Les hostüitSs dont il est question ne constUuent pas moins une grave infraetion 
aux obligations envers les neutres lorsqu^dles ont l%eu soit sur des rades /oraine» 
non fortififes, soit mime sur ces portions de la mer, dkoupUs par des lignGf droites 
tiries d^un cap ä Vautre^ que les Anglais appeüent king^s Chambers, soit encore 
dans les baies formies par ks embouchures des fleuves. Vabsence des moyens de 
force pour riprimer cette ii\fraction n^en diminue pas VHUgalUi/ 

*) S. auch Projet de cod. 1892, Art. 53; DüPOls, §§ 313, 314; Naval War 
College, International Law Situations, 1901, S. 147. 

■) Quaest jur. publ. L. Ic. VIII. 

•) Vgl. das russische Reglement von 1869, §§27, 28. 
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Auch die Wegnahme eines feindlichen Kriegsschiffes nach erfolgter 
Streichung der Flagge im neutralen Seegebiete kann als statthaft nicht 
erachtet werden. 

5. Unzulässig ist endlich im neutralen Gebiete jede un- 
mittelbare oder mittelbare Ansttbung des Prisenrechts. Daraus 
folgt: Es darf daselbst weder gegen feindliche noch gegen neutrale 
Kauffahrteischiffe eine Anhaltung, Untersuchung, Wegnahme oder Wieder- 
wegnahme stattfinden. Auch ist die Verfolgung eines Kauffahrteischiffes 
m neutrales Gebiet zu diesen Zwecken unstatthaft.^) Denn diese Mais- 
nahmen sind Akte der Kriegführung; sie bilden den Hauptgegenstand 
des Kreuzerkrieges. 

Wird vorstehenden Grundsätzen zuwider auf neutralem Gebiete 
eine Prise gemacht, welche, abgesehen von dem Orte der Aufbringung, 
legal ist, so ist der neutrale Staat zur Intervention wegen Verletzung 
seiner Souveränetätsrechte befugt*) Die Handhabung einer parteilosen 
Neutralität begreift in einem solchen Falle die Pflicht, die Herausgabe 
der Prise an den Eigenttlmer zu verlangen und je nach Lage der Ver- 
hältnisse die Freigabe zu erzwingen. Daneben hat der neutrale Staat 
einen Anspruch auf Genugtuung,*) nicht aber die Befugnis, eine 
prisengerichtliche Lossprechung herbeizuftthren oder gar den Befehls- 
haber des Kriegsschiffes zur Verantwortung zu ziehen; denn dieser ist 
nur seiner vorgesetzten KommandobehOrde bezw. seiner Regierung ver- 
antwortlich, und seine Handlungen können nicht der Jurisdiktionsgewalt 
eines fi'emden Staates unterworfen werden.^) 

Ist in derartigen Fällen eine aktuelle Intervention des neutralen 
Staates aus Mangel an Machtmitteln nicht angängig, oder ist sie ohne 
Erfolg gewesen, so bleibt ihm nur übrig, auf diplomatischem Wege die 
Herausgabe der Prise und Genugtuung zu fordern. 

In den hier bezeichneten Fällen haben die Interessenten an Schiff 
und Ladung ein Recht auf Anfechtung der Legalität der Prise aus dem 
Gesichtspunkte der Verletzung der Souveränetätsrechte des neutralen 
Staates nicht. Denn die Reklamation kann sich immer nur auf die 
Verletzung der eigenen Rechte gründen, nicht auf die Nichtachtung der 
Rechte eines Dritten.*) Jedoch besteht hinsichtlich der Behandlung 
solcher Prisen keine einheitliche Praxis.*) 

*) DiBNA, S. 161 f. — •) Testa, 8. 179. 

') S. die amtliche Korrespondenz, betreffend die Wegnahme der nord- 
deutschen Bark «Frey* durch den franzöflischen Kriegsdampfer «Desaiz* am 
28. Oktober 1870 in der Nähe der englischen Küste in Sicht des Leuchtturms 
von Dunffeness, bei Hopp: Die Wegnahme der .Frey* in britischen (Jewässern. 
Aus der Keutralitfttspraxb des deutsch-französischen Krieges. Gotha 1871. 

*) S. auch § 56, n. 

*) Wheaton, Elements, 11. S. 88, 89; Ortolan, II. S. 298; Philumorb, III. 
§ 350, Hautbpbuillk, Droits et devoirs, HI. S. 264; Blümtsghli, § 786 Note 3; 
Hopp, a. a. O.; Wildman, II. 8. 147; Gessner, Droit des neutres, S. 344; Hazlitt 
und RocQB, 8. 95. 

•) V. Bülmbrikcq, Prises maritimes, 8. 326, 327. — Für Grofsbritannien 
bestimmt die Foreign Enlistment Act, 1870 im § 14 unter der Bubrik «Illegal 
Prize*: „i/*, during ihe cantinuance of any war in wkich Her Majeaty may be 
neuiral, any ihips, goodi, ar merchandise captured a$ prixe ofwar wUhin the territorial 
juriidictian ofHer Ma^fy, in violation ofthe neutralUy of thia realtn or captured 
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§ 40. 

Marsnahmen gegen neutrale Schiffe in den Häfen krieg- 
führender Staaten. 

Die Einwirkung des Krieges auf die Seeinteressen der Neutralen 
kann in besonderer Weise empfindlich werden für diejenigen Schiffe neu- 
traler Flagge, die sich in den Häfen der kriegführenden Staaten auf- 
halten. Es kommen in dieser Hinsicht folgende Mafsnahmen in Betracht: 

I. Schlieftang der Hlfen. 

Es kann einer kriegführenden Macht die Befugnis nicht versagt 
werden, ebenso wie das Auslaufen, auch das Einlaufen neutraler Schiffe 
in ihre Kriegs- und Handelshafen zu verbieten, sofern die Kriegslage 
ein solches Verbot erheischt. Eine derartige Absperrung enthält zwar 
eine Beeinträchtigung der Interessen, aber nicht eine Verletzung der 
Rechte der Neutralen.*) Die Schliefsung der eigenen Häfen, gleichviel 

hy any ahip which may have been buüt, equipped^ commianoned, ar despatched, or 
the farce of which may have been angmentedt contrary to the provisions ofthU Act, 
are broiwht within the limits of Her Maysty^s domxnions by the captor, or any 
agent o/^the captor, or by any person havtng come into posseBsion thereof wiäi 
knowledge that the same was prize of war so captured as aforesaid, it shaü be 
lawfulfor the original oumer of such prize, or his a^ent, orfor any person authfh 
rized in that behatf by the Government of the foreian State to which such owner 
belongSy to make appltcation to the Court of Admiralty for seizure and detentUm 
of such prize, ana the court shdll on due proof of the facts order such prize to 
be restored^ 

'^ So wurde nach Ausbruch des deutsch-französischen Krieges im Juni 1870 
der Kieler Hafen zufolge Anordnung des Chefs der Marinestation der Ostsee 
aus Anlafs der Sperreinrichtungen geschlossen, eine Mafsregel, welche indes am 
28. September dess. Jahres unter gewissen Einschränkungen mit Bücksicht auf 
den Kriegszustand einerseits und die Sicherheit der Schiffahrt beim Paseieren 
der Minensperre andererseits wieder aufgehoben wurde. A. M. B. No. 178. 

Einen anderen Zweck hatte die Sperrung französischer Häfen im Laufe 
desselben Krieges. Nachdem nämlich deutsche Truppen in Nordfrankreich bis 
an den Kanal vorgedrungen w^aren und u. a. die Hafenplätze Bouen, Dieppe 
und F^camp besetzt hatten, erklärte die französische Begierung mittels Erlasses 
vom 13. Dezember 1870 den neutralen Mächten gegenüber diese Häfen und alle 
übrigen, welche etwa noch in die Hände der Deutschen fallen sollten, für blockiert 
durch aie französische Seemacht. Es handelte sich hierbei lediglich darum, die 
Zufuhr von Vorräten für die deutschen Truppen auf dem Seewege abzuschneiden. 
F. Dahn bemerkt dazu in der Abhandlung „Der deutsch-französische Krieg und 
das Völkerrecht*^ (Jahrbücher für die deutsche Armee und Marine. Bd. 5 S. 121, 
122): „Denn es stand zu erwarten, dafs der Unternehmungsgeist aer Engländer, 
welcher bisher mit so grofsem Erfolge Waffen und Material jeder Art über den 
Canal den Franzosen zugeführt hatte, einen solchen Liebesdienst gegen gute 
Bezahlung in richtiger Neutralität auch den Deutschen zu erweisen bereit sein 
werde. Es sollte die Erleichterung der Verpflegung dieser Theile der deutschen 
Armee auf dem Seewege, statt auf dem gerade für diese Truppen weitest ge- 
streckten Landweg, abgehalten und die deutsche Besatzung daaiurch vielleicht 
zum Abzug vermocht werden. Freilich traf die Maafsregel kaum minder schwer 
die französische Bevölkerung dieser Gegenden, welche, von jeher auf den Seeweg 
für ihre Bedürfnisse vorzugsweise angewiesen, in Folge des Krieges weder aus 
den von den Deutschen besetzten Grebieten im Osten noch aus dem freien Hinter- 
land im Südwesten Zufuhr erhielten, da aus letzterem die Bauern und übrigen 
Verkäufer in die deutschen Linien einzudringen theils nicht wagten, theils durch 
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mit welchen Mitteln oder zu welchem Zweck sie erfolgt, hat nicht den 
Charakter einer Blockade.^) Sie kann auch die Rechtsfolgen einer 
solchen gegenüber neutralen Schiffen (s. § 51, II) nicht nach sich ziehen. 
Ihre Respektierung kann aber gegen neutrale Schiffe, die sich ihr nicht 
f ttgen wollen, erzwungen werden. Auch mufs ein Arrest auf die Schiffe, 
die nicht bereit sind, sich den Sperrmalsregeln zu unterwerfen, als 
zulässig erachtet werden, und es wird bei aktivem Widerstand sogar 
die Vernichtung solcher Schiffe für gerechtfertigt in Gemäfsheit der 
Kriegsraison gelten müssen; unstatthaft ist aber eine prisengerichtliche 
Verurteilung neutraler Schiffe oder Ladungen wegen solcher Zuwider- 
handlungen. 

Die Neutralen können eine Benachrichtigung von der Sperrung 
beanspruchen. Die Hinderung des Passierens durch Warnungssignale 
oder erforderlichen Falles mit Gewalt ist geboten bei der Sperrung 
durch Seeminen. Das liegt nicht sowohl im eigenen Interesse des 
Kriegführenden, welches die Aufrechthaltung der Sperre erheischt, als 
auch in demjenigen der neutralen Schiffe, die sich sonst der Gefahr aus- 
setzen, in die Luft gesprengt zu werden.') 

II. Embargo. 

S. hierüber § 30, UI. 

III. Aiigarieei. 

Das Kriegsrecht erkennt nicht nur die Zurückhaltung neutraler 
Handelsschiffe als statthaft an, sondern auch die Befugnis der Krieg- 
führenden, sie in ihren Häfen zu Transportdiensten und ihre Besatzungen 
zu Dienstleistungen hierbei heranzuziehen.^) Diese Dienste heifsen 
Angarieen,^) das Recht, sie zu fordern, jus angariae. 

Das Angarieenrecht hat in zahbreichen Handels- und Schiffahrts- 



die französischen Behörden verhindert wurden. Besonders machte sich in dem 
auf sergewöhnlich strengen Winter der Mangel an Heizungsmaterial empfindlich 
fühlbar, da auch die englischen Kohlenschine durch die Blockade fern gehalten 
wurden; ein Decret der französischen Regierung vom 9. Januar 1871 stellte 
deshalb für die Zufuhr von Kohlen eine Ausnahme von der Hafensperre auf.* 

*) Glass, S. 459. — Rosse (Elements, S. 89) fafst die Anordnung der fran- 
zösischen Regierung vom 13. Dezember 1870 (s. vor. Anmerkg.) als eine Blockade- 
erklärung im eigentlichen Sinne auf, mit der Begründung ihrer Berechtigung: 
^car ces vülea itaient devenuea viUea aUemande8 et conatituatent (VexceÜents pointa 
de ravitaiüement que la France avait le droit d'inveatir, Ainai an peut bloquer U 
littoral ennemi ou le littoral national occupi par Vennemi . . .". — S. auch 
Faüchill«, S. 162; Bonfils, §§ 1631, 1633; Piedeliävbe, § 1067; Pillet, §§ 69, 
83, 89. 

•) S. hierüber F. v. Mabtens, La paix et la guerre, S. 509 f. 

•) V. LiszT (§ 24, S. 183) leitet das Angarieenrecht — ebenso wie das Recht 
der Zurückhaltung neutraler HandelsschiSe ohne die Inanspruchnahme für 
Dienste — aus dem Begriff des Notstandes her; ebenso Rivibr (Principe», U. S. 328). 

*) Der Begriff kommt öfters in den römischen Quellen vor, hängt zu- 
sammen mit ayyn^os (Eilbote, aus dem Persischen) und bezeichnet im weiteren 
Sinne Zwangsdienste zu öffentlichen Zwecken. Vgl. F. F. Kabsebooh, Specimen 
juris gentium et publici de n avium detentione, quae vulgo dicitur embargo, 
Amstel. 1.^40, S. 34 bis 44. 
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vertragen ansdrtlcklieh oder implicite Anerkeimiuig gefimden, nnd zwar 
aach noch in neuester 2^it. Dem gegenttber ist seine Negierong seitens 
einzelner Publizisten^) nieht haltbar. 

Die Befehlshaber der englischen Flotte sind allerdings angewiesen, 
gegen eine derartige Inanspruchnahme britiseher Kauffahrteischiffe Ein- 
spruch zu erheben und auf deren Freilassung hinzuwirken.*) 

Wenn der Kapitän eines Handelsschiffes zu Angarieen genötigt 
worden ist, erwächst der Reederei ein Anspruch auf Entschädigung. 
Nach den neueren Handels- und Schiffahrtsverträgen') soll eine solche 
Inansprachnahme fttr militärische Zwecke oder sonstigen öffentlichen 
Dienst, sofern sie nicht Oberhaupt ausgeschlossen ist, nur nach vor- 
heriger Feststellung einer sachentsprechenden Entschädigung stattfinden 
dürfen. 

IV. Veraichtsai antraler Schilt. 

Auch die Vernichtung neutraler Privatschiffe, die sich in den Hoheits- 
gewässem der Kriegführenden befinden, aus Gründen der militärische 
Notwendigkeit gilt als statthaft.') 

*) Besondere v. König (S. 130 Anm.); Klbbn (in der Rev. de dr. i.. Bd. 2ö 
[1893] S. 282); BossB (EUments, S. 53). — DS BoKCK (§ 737) kritisiert das 
Angarieenrecht. auf neutrale Schiffe angewendet, ab ^odieux ^ vexatoire*. 

') Q. R. Art. 4ö6: ^In the caae ofany Britieh merchant skip u^se natUmalUjif 
18 unquetiioned being coerced into tJie conveyance of troop$ or into taking pari m 
other hoatÜe aets, the Senior NavdL Officer^ ^ould there be no DipwmaHc or 
Consular AuthorUy on the spot, wül remonatrate wUh the local mitAorttte« and take 
Binch other steps to asaure her releaae or exen^tion aa the caae may dtmandf and a$ 
may be in accordance toith the Regulations^ 

'^ Von älteren Verträgen vgl. denjenigen zwischen Preulsen und den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 11. Juli 1799 (Art. 16), in 
Verbindung mit dem Vertrage vom 1. Mai 18'28 (Art. 12). Von den deutBcher- 
seits abgeschlossenen neueren Handels- und Schiffahrtsverträgen behandeln die 
folgenden den Gegenstand: mit Salvador vom 13. Juni 1870 (Art. 6) [aulser 
Kraft]; mit Portugal vom 2. März 1872 (Art. 2); mit Costa Rica vom 
18. Mai 1875 (Art. 7); mit dem Königreich der Hawaiischen Inseln vom 
25. Mftrz/19. September 1879 (Art. 2); mit Mexiko vom 5. Dezember 1882 
(Art. 14); mit Spanien vom 12. Juli 1883 (Art. 6); mit der Dominikanischen 
Republik vom 30. Januar 1885 (Art. 8); mit Guatemala vom 20. September 
1887 (Art. 7) [gekündigt]; mit Honduras vom 12. Dezember 1887 (Art 7); mit 
Columbien vom 23. Juli 1892 (Art. 7J; mit Nicaragua vom 4. Februar 1896 
(Art. 7). 

«) Bluntschu, § 795 a; a. M. v. Bülmbrikgq, Staatsstreitigkeiten, § 33. - 
Die Wegnahme und Veraenkung britischer Kauffahrteischiffe auf der Seine bei 
Duclair durch preufsische Truppen im Dezember 1870 führte zu einem längeren 
Notenwechsel zwischen der Riegierung des Norddeutschen Bundes und der 
britischen Regierung. Die Entschädigunfl; wurde deutschereeits geleistet, wie- 
wohl prinzipiell der Satz aufgestellt wuroe, dafs in derartigen Fällen die Ent- 
Bchädigungspfiicht dem Besiegten, nicht dem Sieger obliege. S. über diesen Fall 
F. Dahn, a. a. 0. S. 138, una den amtlichen Depeschen Wechsel im Staatsarchiv, 
Bd. 20 No. 4498 bis 4509, sowie in Hirth's Tagebuch, No. 1229, 1254, 1309, 
1330, 1339, 1405. - Auch db Boeck, § 733. 

Der N. W. C. enthält folgende allgemeine Regelung (Art. 6): ,^ mtlttory 
neceseitif ahould require it, neutral vessds found within the limite of beUigerent 
authority may be seized and destroyed or otherwiae utilited for müitary pwrpoaea^ 
but in auch caaea the oumera of neutral veaada muat be fuUy recompenaed, The 
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§ 41. 

Materielles Prisenrecht gegen Neutrale. 
L Dit vtrscbiedeMn Syiteae. 

Der Ausgangspunkt der Lehre von der Einwirkung des Prisen- 
rechts auf den Seehandel der Neutralen ist in dem Grundsatz zu suchen: 
Feindliches Privateigentum zur See ist der Wegnahme unter- 
worfen.') Dieser Satz begründet ein Beutereoht der Kriegführenden 
an allem feindlichen Gut, welches von ihnen auf See betroffen wird, 
an den Schiffen selbst sowohl wie an anderem feindlichen Eigentum. 
Es handelt sich nun aber weiter darum, inwieweit dieses Beuterecht 
ausgeübt werden darf, 

a) wenn nur das Schiff feindlicher Natioualität, die Ladung aber 
neutrales Eigentum ist, 

b) wenn nur die Ladung feindliches Eigentum, das Schiff aber 
neutral ist? 

Diese Fragen, welche bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts der 
Gegenstand zahlloser Erörterungen, Vereinbarungen und einseitiger Fest- 
setzungen gewesen sind, hatten folgende verschiedene Lösungen ge- 
funden:*) 

a) Neutrales Gut auf feindlichem Schiff. 

1. Dasselbe ist der Wegnahme unterworfen. Unfrei Schiff — 
unfrei Gut. 

2. Dasselbe ist der Wegnahme nicht unterworfen. Unfrei Schiff — 
frei Gut. 

b) Feindliches Gut auf neutralem Schiff. 

1. Dasselbe ist der Wegnahme unterworfen. Frei Schiff — 
unfrei Gut. 

2. Dasselbe ist der Wegnahme nicht unterworfen. Frei Schiff — 
frei Gut. 

3. Dasselbe ist nebst dem Schiff der Wegnahme unterworfen. 
Unfrei Gut — unfrei Schiff. 

Diese Lösungen haben sich in drei Systemen entwickelt. 

Das älteste ist das System des Consolato del mare. Hier 
werden die Rechte der Kriegführenden zueinander und die Rechte 
Neutraler streng auseinandergehalten und danach die Grundsätze auf- 
gestellt: 

1. Feindliches Gut auf neutralem Schiff ist der Wegnahme unter- 
worfen. 



amount of the indemnity ahould, if pracHcdble^ be agreed on in advance vMh the 
otoner ar maiter of the ves9d, Due regard muat be had to treaty atiptdationa upon 
these mattera^ 

*) Wegen der EinBchrftnkungen 8. § 36, IV. 

•) 8. auch die Darstellnng der Entwickelnng dieser Systeme bei Bonfils, 
§§ 1494 bis 1531. 
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2. NcHtrales Gut auf feindlichem Schiff ist der Wegnahme nicht 
unterworfen.^) 

Diese Regeln fanden die Anerkennung der Seestaaten weit über 
die Grenzen des Mittelraeeres hinaus, und auch England hat, obwohl 
es sich in der Praxis nicht selten von den Umständen des Einzelfalles 
leiten liefs, bis zum Jahre 1854 im Prinzip dieses System stets als 
das richtige anerkannt. Die erste Regel ist alsdann durch die Pariser 
Deklaration von 1856 fUr die Signatarmächte und fbr die Staaten, 
welche ihr in der Folge beigetreten sind, beseitigt. 

Es läfst sich allerdings nicht verkennen, dafs jenes System der 
Rechtskonsequenz entspricht;^) ebenso liegt es aber auf der Hand, dafs 
seine Durchführung nicht blofs eine mittelbare, sondern eine unmittel- 
bare Schädigung des neutralen Handelsverkehrs nach sich zieht. Ftir 
mittelbare Beeinträchtigungen hat man grundsätzlich einen Ersatz- 
anspruch niemals anerkannt. Dagegen ist teils bereits im Konsulat, 
teils durch die spätere Praxis den neutralen Schiffs- und Ladungs- 
interessenten ein Recht auf Ersatz von Aufwendungen und für Be- 
schädigungen zugebilligt worden. Dem neutralen Reeder hat man auch 
einen Anspruch auf Frachtvergtttung für den Transport des feindlichen 
Gutes eingeräumt, welches kraft Beuterechts der Einziehung verfiel,') 

1) S. im Konsulat, Kap. 273, auch 230, 276. 

") S. auch Triepbl, S. 394 Anm. 1. 

•) Einige Publizisten, namentlich Vattel (IH. § 115), finden in dieser Ent- 
schädigung volle Genugtuung für die dem Neutralen erwachsenen Nachteile; 
dagegen s. Ortolan, II. 8. 94. — Phillimobb (HI. § 499) fafst die Grundsätze 
der englischen Gerichtspraxis dahin zusammen: „It has heen ruUd that in generale 
where enemies goods arecaptured in an neutrcd ship, the captora take cum onere; 
and if the condact of the neutral haa been perfectty fair and impartialy it ia the 
practica of the Frize Court to aüow kirn hia füll freight, in the aame manner, aa 
if the original voyage had been performed; and in like manner, to aÜcw htm hia 
expenaea. The freiaht allov>ed ia not, hotoever neceaaarüy the rate agreed on by the 
partiea, if it be inflamed by extraordinary circumatancea ; but a reaaonabU freight 
only willt in auch caaea, be allowed. Ana where the gooda have been once uriUverei 
by Order of Court, the whole freight for the voyaae ia due, and the ovmer of the 
gooda, even in caae of reatitution, cannot demana Vie ahip to rdoad them and carry 
them to the original port of deatination, for by the aeparation the ahip ia exonerated; 
but it would be otherunae if there had been no unlivery. And the neutral will he 
allowed hia freight where he carriea the gooda of one heüigerent to ita enemy; for 
though auch a trade be iüegal aa to the aubjectaf it ia not ao aa to neutrale. So, 
on a voyage from the port of one enemy to the port of another enemy. But if 
f^e neutral haa conducted himaelf fraudulently or unfairly, or in violation of 
beüigerent righta, he wiU not be allowed freight or expenaea and, in flagrant caaea^ 
wiü be viaited with confiacation, even of the ahip itadf. And he ia never aÜowed 
freight where he haa uacd faUe papera; fwr upon the carriage of contraband gooda; 
nor where there haa been a apoliation of papera; nor where the cauae of capture 
waa the ahip and not the cargo. But where part of the gooda are conaefnned as 
contraband, and part reatorea after unlivery of the cargo, freight may be decreed 
aa a Charge upon the part reatored. If the gooda are unlivered under a hoatHe 
embargo upofi neutral ahipa, they are diacharged of the lien of the freight; and if 
freight be decreed, it can ovdy be againat the original conaigneea or freightera, and 
not againat a prior purchaaer, who haa received them on bail, 

When a decree ia made that the fnight ahall be a charge on the cargo, 
application muat be wade to the Court for the aale of ao much aa ia neceaaary for 
thta purpoae. In gencral, where a ahip and cargo are reatored, with a decree that 
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und dem Eigentttmer des nentralen Gates einen solchen anf Ent- 
schädigung ftlr die ihm infolge der Wegnahme des feindlichen Schiffes 
unmittelbar erwachsenen Nachteile; im letzteren Falle wird aber unter 
Umständen der Nehmer an der Fracht beteiligt^) 

Viel weiter zu Gunsten der Kriegführenden ging das franzö- 
sische System.*) Das Prinzip: „Neutrales Gut auf feindlichem Schiff 
ist der Wegnahme unterworfen*' war lange in der französischen Praxis 
mafsgebend gewesen und fand ausdrückliche Anerkennung in dem 
Admiralitäts-Edikt König Heinrichs IlL von 1584 (Art. 69). Schiff und 
Ladung waren also der Wegnahme unterworfen, wenn nur ersteres 
feindlich war. Das Prinzip erhielt aber bald eine weitere Ausdehnung 
durch ein Edikt Franz' II., welches die Regel aufstellte: Wenn Schiff 
oder Ladung feindlich ist, so sind beide gute Prise. Die Marine- 
Ordonnanz von 1681 hat diese Regel Übernommen, indem sie festsetzte 
(lU. 9. Art. VU): y^Toua les navires qui ae traiweront chargis (VeffeU 
appartenan» ä nos ennemü et le» marcliandises de nos eujets ou cdlih qui 
se trouveront dans un navire ennenu, seront pareiUemetU de banne prise.^ 
Wiewohl in dem zweiten Teil dieses Satzes allerdings nur von solchen 
Waren die Rede ist, welche französischen Untertanen oder Verbündeten 
gehören, so hat doch die französische Praxis die Vorschrift auch 
Neutralen gegenüber in Anwendung gebracht Noch die Ordonnanz 
von 1704 enthält in dem Satz: „8*ä se trouveraü mr des vaisseaua 
neutres des efets appartenans aux ennemis de Sa Majesti^ les vaisseaux et 
laus les chargements seraient de bonne prise^ eine Bestätigung der Regel: 

the freight shall be a charge on the cargo^ if the proceeds of the carpo are not 
sufficient to pay the freight, the captora are not responnbU for the d^fUnency. But 
althongh the capture be right, yet if afterwards the cargo is lost by the negligence 
of the captors, and the fieight be decreed a charge on the cargo, the captors are 
respownme to pay it. Where the freight of the neutral and the ea^penaes of the 
captors are boik decreed to be a charge on the cargo, and the proceeds are insti^ficient 
to discharge both, priarity of payment of the freiaht is, in ordinary cases, aUowed 
by the Cimrtf as a lien that takes place of aU otkers.* 

') Wegen dieses Anspruches s. Gej^shbr, a. a. 0. S. 27ö, 276, 279. — 
Phii.uxors (III. § 500) erklärt: „In the next place, as to the aUowance of freight 
to the captors. — This mav happen when the ship is hostHe, and the cargo, or a 
part thenof, is neiUral, The general rule is, that if neutral aoods are found on 
board of a hosUU ship, the captors are not entitkd to freight ^erefore, unless they 
carry the goods to the port of destination. And the rule is applied, nothtoithstanding 
there may have been a sale of the aoods beneficial to the oumers. But there are 
exceptions io the rule itself: for if the captors bring the cargo to the country where 
the claimants ultimaMy designed to send it, but were compeUed to take a drcuiUms 
route in eaäsiing circumetances, the captors are entitkd to freight, notwithstanding 
the ship was aetuaüy destined to another country, there to lani it. So, if brought 
to the same country, but not to the port of actual destination. 8o, where the goods 
are brought to the country where the proceeds were ultimatdy detitined, and woM 
have been brought direeUy, but for a prohibition of municiptU law, Where freight 
is decreed to the captors, it wiü be paid by the Cowrt out of the cargo or üs 
proceeds, if yet remaining in the AdmiraUy, And in particular circumstances, 
appUcation may be made to the Court, to decree the sale of so mueh of the cargo 
as nuty be necessary to be sold for the discharge of freight. And where freight is 
atlawed to the capUtrs, if they hone done any damage to the cargo, the amount may 
be deducted by way of sd'Off or compensation.^ 

^ Historisch entwickelt bei Wheaton, Histoire, I. S. 153 f. und 357 f. 

P«r«]i» laienuitioaalM SMraekt 8. Aatg. 15 
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„Unfrei Gut — unfrei Schiff." *) Dieses Prinzip, welches auf der An- 
nahme beruht, dafs ein Neutraler, der sein Schiff zum Transport von 
Feindesgut hergibt, seine Neutralitätspfliehten yerletze und dem ent- 
sprechend den Verlust des corpus delicti zu tragen habe, liefs man 
erst in der Ordonnanz von 1744 fallen, unter Aufrechterhaltung der 
Regel : „Unfrei Schiff — unfrei Gut". Dies sollte aber nur das Ver- 
hältnis zu denjenigen Staaten regeln, mit denen der Grundsatz „Frei 
Schiff — unfrei Gut" vereinbart war, während anderen Staaten gegen- 
tlber die Regein der älteren Verordnangen auch fernerhin in An- 
wendung kamen. 

Das dritte System begreift die Freiheit des feindlichen Gutes 
auf neutralem Schiff und des neutralen Gutes auf feind- 
lichem Schiff.*) Es ist bereits angedeutet, mit welchen Unzuträglich- 
keiten ftlr die Schiffahrtsinteressen die Durchführung des Grundsatzes 
„Frei Schiff — unfrei Gut* verbunden ist. Dazu kommt, dafs in der 
Regel der geringste Verdacht des Vorhandenseins feindUcher Ladung 
zur Aufbringung eines neutralen Schiffes hinreichte. Überdies hatte 
vor dem Prisengericht der reklamierende Neutrale zu beweisen, dafs 
die Ladung nicht feindliches Eigentum sei; diese Beweisführung im 
Reklameprozefs war oft eine höchst schwierige, selbst dann, wenn, wie 
es häufig vorkam, die Aufbringung unter dem blofsen Vorwande eines 
Verdachts erfolgt war. Diese Mifsstände hatten schon seit Ende des 
15. Jahrhunderts zu einer Reihe von Abmachungen geführt, kraft deren 
feindliches Gut, mit oder ohne Ausnahme von Kriegskontrebande,^ an 
Bord neutraler Schiffe ftlr frei erklärt wurde, während man sich das 
Recht der Konfiskation neutralen Gutes auf feindlichem Schiffe vor- 
behielt. Die Entscheidung wurde also lediglich von der Flagge ab- 
hängig gemacht. 

Die Verträge, welche den Grundsatz „Frei Schiff — frei Gut" 
(„le pavillon eonvre la marchandise") zur Geltung brachten, spielten 
eine nicht unwesentliche Rolle in einem Konflikt, der zwischen PrenCsen 
und Grofsbritannien anläfslich der Aufbringung einer gröfseren Anzahl 
preufsischer Schiffe nebst deren Ladungen während des Seekrieges von 
1744 bis 1748 entstanden war. Das britische Admiralitätsgericht hatte 
diese Ladungen kondemniert, soweit nicht der Nachweis der neutralen 
Qualität erbracht war. Die benachteiligten Interessenten mit Aus- 
nahme eines einzigen, der Beruftmg bei den Lords Gommissioners ein- 
legte, wandten sich mit ihren Beschwerden an König Friedrich II., 
welcher durch eine besondere Kommission die einzelnen Fälle unter* 
suchen liefs. Die Beschwerden wurden von der Kommission ftlr be- 
gründet beftmden, und da demungeachtet die britische Regierung die 



*) Die Bepründung s. bei Wäeatoh, ^Wmenta, IL S. 101, 102. 

*) Über die Entwickelung dieses Systems s. H. BoItaard?, De Placito: 
libera nayi libera merx. Specimen juris gentium maritimi inaugurale. Traj. 
ad Bhen. 1852; auch Gbsskbb, Droit des neutres, 8. 250 bis 274. 

*) M. J. L. J. H. A. Heldewieb, Diss. jnr. gent. inauguralis, de juribus et 
offieiis gentium mediorum in belle maritimo, Lugd. Bat. 1852, S. 59 bis 62, 
65 bis 69. 
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prenfsisehen Forderungen auf Herbeiftthrnng einer anderweiten Ent- 
scheidung ablehnte, so brachte Friedrich seine Drohung, Repressalien aus- 
znttben, zur Ansftlhrung.') Im § 25 der preufsischen Denkschrift von 
1752 heifst es: „Die Vernunft und das aUgemeine Völkerrecht lehren 
uns, dafs an einem neutralen Ort beide feindlichen Parteien sicher 
sind, folglich kein Feind seinen Feind an einem neutralen Ort attaqmren 
oder von dessen Effecten sich bemächtigen könne. Nun sind aber die 
preufsischen Schiffe ein neutraler Ort, worin die feindlichen Sachen 
geladen sind, daher gleich viel ist, ob dieselben aus einem neutralen 
Schiffe oder ans einem neutralen Land weggenommen werden. Und 
dieses allgemeine Völkerrecht vrird in dem l^actat zwischen England 
und Holland, item zwischen England und Frankreich durch diese merk- 
würdige Expression festgesetzt: les vaisseaux libres rendent les mar- 
ohandises libres.'* Es wird sodann ausgeführt, dafs diese letztere Regel 
aus dem allgemeinen Völkerrecht entnommen sei. Die grofsbritannische 
Regierung stutze sich auf die entgegenstehende Praxis, wie sie nach 
dem Konsulat beständig gettbt und anerkannt worden sei, und „welche 
durch nichts besser und stärker bewiesen werde, als durch die in ver- 
schiedenen Tractaten gemachten Ausnahmen.'' 

Von grofsem Gewicht und nachhaltigem Einflufs war die An- 
erkennung des Prinzips von der Freiheit feindUichen Gutes unter neutraler 
Flagge in den Vereinbarungen der bewafiheten Neutralitäten von 1780 
und 1800.«) 

Auch im 19. Jahrhundert fanden beide Grundsätze in den meisten 
den Gegenstand berührenden autoritativen Festsetzungen Anerkennung. 

IL Binawiftliif Ra cIrti i i itMid« 

Den Anstofs fttr eine allgemeine Regelung gaben die bei Ausbruch 
des Erimkrieges von England und Frankreich erlassenen Erklärungen 
vom 28. und 29. März 1854, denen sich nach Beendigung des Krieges 
die Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856 in ihrer zweiten und 
dritten Regel anschlofs; diese lauten: 

Regel 2. Die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut 
mit Ausnahme der Kriegskontrebande. 

Regel 3. Neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit 

*) Friedrich der Grofse hatte in dem Breslauer und in dem Dresdener 
Frieden mit Österreich die Bezahlung beträchtlicher Geldsummen übernommen, 
welche Kaiser Karl VI., unter Verpfändung der Revenuen von Schlesien, in 
den Jahren 1733, 1734 und 1736 von engliscnen Privatleuten auf 10 Jahre dar- 
geliehen erhalten hatte, und wovon der gröfste Teil noch rttckständi^ war. Diese 
Gelder beschlols der König so lange mit Arrest zu belegen, bis die grofs- 
britannische Regierung seinen Untertanen Genugtuung ^seben haben würde, 
eventuell wollte er sie selbst aus diesen Geldern befnecugen. Der Konflikt 
fand im Jahre 1756 seine Erledigung. England bewillirte 20000 Pfd. Sterl. 
Entschädigung, und die einbehaltenen Kapitalien nebet Zinsen wurden an die 
englischen Gläubiger gezahlt. S. die ausführliche Behandlung des Falles bei 
Ch. ds MAivnrs, Causee c^l^bres, n. B. 1 f. 

') Auch das Pr. AUg. Landrecht hatte diese Regel und zugleich den 
€himdtsstc von der Freiheit neutralen Gutes auf feindlichen Schüfen zur Geltung 
gebracht (T. I Tit. 9 §§ 213, 214). 

15* 



228 Zweiter Teil. Seekriegsrecht. 

Aasnahme der Kriegskontrebande, darf nicht mit Beschlag 
belegt werden. 

Diese Grundsätze sind nicht nnr für die Signatarmächte, sondern 
fUr die grofse Reihe der Staaten verbindlich, die in der Folge ihren 
Beitritt zn der Deklaration ausgesprochen haben (s. S. 177). Aber anch 
Spanien und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, die es ab- 
gelehnt hatten, der Deklaration beizutreten, haben sowohl in einer 
Anzahl von Verträgen, wie auch nach Ausbruch des Krieges 1898 durch 
besondere Erklärungen^) die beiden Grundsätze als maÜBgebend an- 
erkannt Diese stellen das aUgemein geltende Recht dar.*) Die Frage, 
wie es zu halten, wenn keiner der Kriegführenden oder wenn nur der 
eine oder der andere der Deklaration beigetreten ist, kann deshalb 
auf sich beruhen.') 

§ 42. 

Besondere Arten des Seehandelsverkehrs der Neutralen. 

Der freie Seehandelsverkehr der Nationen miteinander ist in 
Friedenszeiten insofern einer Beschränkung unterworfen, als das Recht 
zur Kttsten fr acht fahrt vielfach ausschliefslich den nationalen Schiffen 
vorbehalten ist (s. S. 35, VI). Ahnliche Einschränkungen sind von euro- 
päischen Staaten festgesetzt worden bezüglich des Handels zwischen 
dem Mutterlande und überseeischen Kolonieen.*) 

Es fragt sich nun, ob, wenn ein kriegführender Staat unter Auf- 
gabe dieser von ihm sonst ftlr seine nationale Schiffahrt geltend ge- 
machten Vorbehalte den Neutralen allgemein oder den Schiffen der 
einen oder anderen neutralen Nation jene Arten des Handelsverkehr 
freigibt, der Slriegsgegner solchem Handelsverkehr als einem unerlaubten 
entgegentreten darf? 

Die britische Praxis hat zuerst im Jahre 1756 den Grundsatz der 
Unzulässigkeit eines solchen Handelsbetriebes verkündet, als während 
des damaligen Krieges mit Frankreich letzteres der neutralen hollän- 
dischen Flagge den sonst für französische Schiffe vorbehaltenen Handels- 
verkehr mit den französischen Kolonieen freigab (Regel von 1756). 
Dem entgegen stellt die Deklaration von 1780, betreffend die Grund- 
sätze der bewafiheten Neutralität, unter No. 1 den Satz auf: „que Una 
lea vaiaseaux neutres paummt namguer librement de port en poH et sur 
les cdtee des natiom en guerre^. 



') Spanisches Dekret vom 23. und amerikanische Proklamation vom 
26. April 1898. 

') In diesem Sinne hatte schon die russische Regierung in dem ErlaCs vom 
24. Mai 1877, die BeekriegfOhrung betreffend (Staatearchiv Bd. 32 No. 64^), 
jene S&tse für anwendbar erklärt auf alle Mächte, ^eaiwe en eaxepter len t^aib^- 
üntB de VAmirique du Nord et VEepagne^ qui juequ'ä prSeent n'ant pa9 odMri 
ä cette dklaration [de Paml". 

*) PiLLBT (§§ 76 bis 79) geht übrigens auch auf diese F&lle ein. 

*) BoNFiLS (§ 597) weist auf ein französisches (besetz Yom 2. April 1889 
hin, nach welchem die Schiffahrt zwischen französischen Hftfen und denen yon 
Algier nur unter französischer Flagge betrieben werden darf. 



§ 42. Besondere Arten des Seehandelsverkelirs der Neutralen. 229 

Die Ergebnisse der Erörterungen ttber die Frage in Erwägung 
ziehend, kommt Phillimore^) zu folgendem Schlufs: Der Ettstenhimdei 
einer Nation in seiner strikten Bedeutung trage einen so ausschliefslloh 
nationalen Charakter, dafs Neutrale niemals f ttr befugt erachtet werden 
könnten, ihn während eines Krieges zu betreiben, ohne ihre Schiffe der 
der Konfiszierung auszusetzen. Die englische Praxis habe unrichtiger- 
weise diesen Satz auf solche Fälle ausgedehnt, wo Neutrale zwischen 
Häfen des Feindes mit einer im neutralen Lande aufgenommenen Ladung 
Handel betrieben hatten. Andererseits habe er zu seiner Genugtuung er- 
sehen, dafs der Betrieb des Kolonialhandels zwischen dem Mutterlande 
und einer Kolonie durch Fremde, soweit er diesen nur im Kriege frei* 
gegeben war, in den meisten Urteilen ebenfalls fttr unstatthaft erklärt 
und dementsprechend geahndet worden sei; mifsbräuchlich dagegen 
erscheine die englischerseits erfolgte Ausdehnung der Regel von 1756 
auf jeden Verkehr der Neutralen zwischen der Kolonie und einem 
neutralen Platze. Blüntschli*) tritt der Berechtigung auch der von 
Phillimore aufrechterhaltenen Beschränkungen entgegen, wobei er 
freilich die Interessen der Kriegführenden denen des Handels unter- 
ordnet, und femer von der nicht zutreffenden Auffassung geleitet wird, 
dafs der Vorbehalt der Kttstenfrachtfahrt ttberhaupt mit den neueren 
Anschauungen ttber die Freiheit des internationalen Schiffahrtsverkehrs 
nicht im Einklang stehe. Dagegen lehrt Heffter:') „Beide Maafsregeln 
(Confiskation beim Kttsten- sowohl wie beim Colonialhandel) lassen 
sich jedenfalls nur als Consequenzen der strengen Regel des Seekrieges 
rechtfertigen, welche auch das Privateigenthum, vornehmlich aber den 
Handel der feindlichen Unterthanen, als Gegenstand seines Angriff fest- 
hält, so dafs also ein Neutraler, der sich Uerbei des Feindes annimmt 
und gleichsam sein Stellvertreter wird, demselben eine Ejriegshttlfe zu 
gewähren scheint. Deswegen ist wohl die den Neutralen allerdings 
unvortheilhafle Praxis durch keinen allgemeinen Widerspruch von Seiten 
der Seemächte angefochten worden. Mit der Pariser Dedaration von 
1856 erscheint sie jedoch nicht mehr vereinbar.'' 

Erwägt man, dafs in diesen Fällen die neutralen Schiffe den feind- 
lichen substituiert werden, indem sie den sonst ausschliefslich für die 
letzteren vorbehaltenen Betrieb ttbemehmen, feindliche Schiffe aber 
dem Seebeuterecht unterliegen, woran auch die Seerechtsdeklaration 
von 1856 nichts geändert hat, so läfst sich die Folgerung, dafs der 
Gegner einen solchen Handelsverkehr nicht zu dulden brauche, nicht 
von der Hand weisen.') Im übrigen wird, soweit etwa noch der Grund- 
satz, „die neutrale Flagge deckt die feindliche Ware mit Ausnahme 
der Kriegskontrebande'' nicht als verbindlich gelten sollte, in jedem 

*) m. § 220f. — ■) §§ 799 und 800. 

•) § 165 (in der 7. Ai^.). 

*) S. auch Whbatov, El^mentB, II. 8. 169 f.; Histoire, I. S. 2731; Cauchy, 
II. S. 216 f.; HAüTEnsüiLLE. Droits et devoirs, II. 8. 51 f.; v. Kaltenbobh, n. 
S. 4261; Obbsmbb, Droit des neutres, 8. 2831; Calvo, §§ 1962 und 27001; 
Ufton, 8.2591; M. Morsonb, II diritto marittimo del Begno d'Italia, I., Napoli 
1882, 8. 249; DüPUis, §§ 130 bis 133; Bomfils, §§ 1533, 1534; FiOBB, § 1693; 
Hazutt und Boche, 8. 182 bis 210; Bosse, Guide, 8. 205. 
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Einzelfalle zu prüfen sein, ob und inwieweit die Ladung feindUoh (oder 
Kriegskontrebande) ist, und davon die Entscheidung ttber die Einziehung 
abhingen. 

UnterattttzoBg seitens Neutraler. 
I. Pirtdnltcbe DientleistangM. 

1. Der nentrale Staat soll seinen Angehörigen nicht gestatten, in den 
Militärdienst einer kriegführenden Macht zu treten, und namentlieh in 
seinem Gebiete keine Werbungen dulden.^) Soweit in der Teilnahme 
einzelner Angehöriger neutraler Staaten an den Operationen der Land- 
oder Seestreitkräfte der einen oder anderen Kriegspartei eine nennens- 
werte Begünstigung nicht zu Tage tritt, pflegt es jedoch nicht als Neu- 
tralitätsyerletzung angesehen zu werden, wenn eine neutrale Regierung 
dies zuläfsi*) 

Zum Kriegsdienst in diesem Sinne ist auch der Lotsendienst an 
Bord der zu kriegerischen Operationen dienenden Schifie zu rechnen, 
soweit es sich nicht um Lotsendienste beim Einlaufen in neutrale Hafen 
oder bei dem Verlassen von solchen handelt, und es ist die Pflicht der 
neutralen Regierungen, einer solchen Leistung von Kriegshttlfe nach- 
drücklichst entgegenzutreten.*') 

Femer darf ein neutraler Staat seinen Angehörigen nicht gestatt^i, 
von einer kriegführenden Macht Kaperbriefe anzunehmen. S. hierüber 
S. 172 f 

2. Jede Kommunikation Neutraler mit den Befehlshabern 
von Land- oder Seestreitkräften im Interesse der Kriegs- 
operationen ist unstatthaft. Dazu gehört auch die Überbringung von 
Nachrichten über die Stärke oder den Aufenthalt feindlicher See- 



^) Zahlreiche Neutralitätserkl&rangen enthalten, nach dem Vorbild der 
britiflchen Foreign Enlistment Act Tom 9. August 1870 (33 & 34 Vict. c. 90), 
bezügliche Verbote. — Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich bedroht im 
§ 141 mit Strafe denjenigen, welcher einen Deutschen zum Militärdienste einer 
ausländischen Macht anwirbt oder den Werbern der letzteren zuführt; diese 
Vorschrift gilt aber auch für Friedenszeiten. 

*) Die russische Regierung verbot indes, ohne Vorbehalt einer solchen 
Erlaubnis, bei Ausbruch des deutsch-französischen Krieges im Jahre 1870 den 
russischen Untertanen ganz allgemein: ,als Freiwillige, bei den im Kriege be- 
findlichen Mächten in Dienst zu treten, da solches eine Verletzung des Ton 
Seiner Majestät festgefafsten Entschlusses, bei dem Konflikt zwischen Frankreich 
und PreuXsen eine strenge Neutralität zu beobachten, sein würde*. 

') Dieser Pflicht eingedenk verbot unmittelbar nach Ausbruch des Krieges 
zwischen Deutschland und Frankreich im Jahre 1870 der Qt>uverneur von 
Helgoland den helgoländer Lotsen die Dienstleistung für fremde Kriegsschiffe 
bei Strafe der AusstoXsung aus der Lotsengilde. und unterm 6. Augnist erlieliB 
das britische Handelsamt ein allgemeines Veroot dahin: «Britische Lotsen 
dürfen keine Kriegsschiffe irgend einer der kriegführenden Mächte führen, als 
nur in britischen Gewässern innerhalb drei Meilen von der Küste, noch dürfen 
sie mehr thun, ab solche Schiffe nach oder aus britischen Häfen oder Anker- 
plätzen lotsen, wenn sie zur Zeit in keiner feindlichen Aktion begriffen sind. 
Kriegsschiffe in Noth jedoch dürfen stets aus unmittelbarer Gefahr gelotst 
werden." 
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Streitkräfte sowie Qber den Kurs feindlicher Schiffe durch neutrale 
Fahrzeuge. 

Neutrale Priyatsohiffe, die sich damit befassen, setzen sich der Auf- 
bringung und Konfiskation ans; diese Mafsregieln sind auch sonst gerecht- 
fertigt, w^m die Schiffe zu irgend einer Teihiahme an den Feind- 
seligkeiten bereit sind;^) sie tragen in diesem FaUe den Charakter 
gegnerischer ittr die kriegerische Aktion bestimmter Schiffe. Im Falle 
der Spionage mufs au&er der Einziehung des Fahrzeuges die Be- 
handlung der Besatzung als Spione soweit f ttr berechtigt erachtet werden, 
als dieselbe sich wissentlich bei dieser Tätigkeit beteiligt hat In- 
wieweit das zutrifit, ist Tatfrage. 

IL Aitrüitui v«i KrtaisscUfM Hr kritgflbreidc Stiatei ii itutralra 

Nifei. 

Schiffe, die ftlr die Operationen der Kriegführenden ausgertlstet 
sind, haben einen völlig anderen Charakter als Waffen und sonstiges 
Kriegsmaterial, insofern sie mit dem Zeitpunkt ihrer Inbetriebsetzung 
einen Teil der Seestreitkräfte bilden. Man ist deshalb zu der Auffassung 
gelangt, dafs ein neutraler Staat weder selbst einem Kriegführenden 
solche Schiffe Überlassen noch dulden darf, dafs deren Einrichtung, 
Ausrtlstung, Armierung oder Bemannung in seinen Häfen erfolgt.^) Die 
Duldung stellt sich als eine Neutralitätspflichtverletznng dar und macht 
den betreffenden Staat gegentlber der anderen Kriegspartei verant- 
wortlich. 

Die Ausrüstung von Kreuzern in englischen Häfen nach dem Aus- 
bruche des nordamerikanisehen Sezessionskrieges im Jahre 1861 und 
die Duldung des Auslaufens derselben zur Mitwirkung bei der mari- 
timen Aktion der Südstaaten führte zu dem unter der Bezeichnung 
Alabamastreit bekannten Konflikt zwischen den Begiemngen der 
Vereinigten Staaten und Grofsbritanniens.^) Der Sachverhalt war 



') y. BüLMBRiKCQ (Prises maritimes, S. 307) erachtet in dem Falle, dafs 
blofs eine Bereitschaft konstatiert ist, die Konfiskation nicht für gerecht- 
fertigt, sondern nur die Sequestration bis nach dem FriedensschluXs. 

') Die amerikanische und die englische Gesetzgebung haben diesen Grund- 
satz in den sog. Foreign Enlistment Acts durch ErlaXs entsprechender Verbote 
unter dem Abschnitt ,Ille^ Shipbuilding and Illegal Expeditions" zur Geltung 
gebracht. 8o auch die bntische J^eutralit&tserklärung vom 23. April 1898. Die 
lÖtwirkung der Befehlshaber der britischen Flotte zur Durchführung dieser 
Vorschriften ist im Art. 462 der Q. B. ausdrücklich vorgesehen und des n&heren 
normiert. — In dem Bericht «International Law Situations** des Nayal War 
College, 1901 (8. 145) wird mitgeteilt: die britische Regierung habe nach Aus- 
bruch des spanisch-amerikanischen Krieges, 1898, das Auslaufen eines yon der 
amerikanischen Regierung in Falmouth bestellten Torpedobootes bis zu den 
Friedensverhandlungen inhibiert und es auch alsdann nur zugelassen auf die 
Zusicherung der amerikanischen Regierung, dafs diese im FaU der Wiederauf- 
nahme der Feindseligkeiten mit Spanien das Fahrzeug nicht verwenden werde. 

*) Quellenwerke: The ofncial Correspondence on the Claims of the 
United States in respect to the .Alabama". Published by Earl Rüssel. 
London 1867. — Correspondence concerning Claims against Great Britain, 6 vol. 
Washington 1871. — The case of the United States to be laid before the 
Tribunal of Arbitration to be convened at Geneva under the provisions of the 
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folgender: Die Kttsten der Sttdstaaten waren blockiert; eine Aasrttstang 
von Kriegsschiffen oder Kapern in den sttdstaatliohen Häfen war aus- 
geschlossen. Die Begiening der Konföderierten Staaten bestellte deshalb 
in Liverpool eine Anzahl Kreazer, die dort ausgerüstet und bemannt 
wurden und in der Folge als ein Teil der Streitkräfte dieser Staaten 
unter deren Flagge den Seehandel der Nordstaaten auf das Empfind- 
lichste schädigten. Sie nahmen eine grofse Zahl von Handelsschiffen 
der Gegenpartei weg, xmd da eine Aufbringung mit Rtlcksicht auf die 
Blockade der sttdstaatlichen Häfen unausführbar war, so erfolgte regel- 
mäfsig und zwar, soweit dies angemessen erschien, nach Wegnahme 
der Ladung oder eines Teiles derselben die Vernichtung. Besonders 
taten sich hierbei hervor die Kreuzer „Alabama^, „Florida'', „Georgia^ 
und „Shenandoah''. Der „Alabama'' fiel der Rekord zu. Proteste 
der Washingtoner Regierung gegen die offenkundige Neutralitäts- 



treaty between the United States of America and Her Majesty the Queen of 
Great Britain, concluded at Washington, May 8, 1871. Washington 1871. — 
Papers relating to the treaty of Washington. Geneva arbitration, 4 yoI. 
Washington J872, 1873. — Rules of 1871 and Geneva Tribunal, bei F. Wharton, 
a Digest of the International Law of the United States, Washington 1886, JH. 
§ 402 a. — Official Becords of the Union and Confederate Navies in the war of 
rebellion, published under the direction of The Hon. H. A. Herbert, Secretarv 
of the Nayy, by LieutCommander Richard Bush, U. S. Navy, Superintendent 
Naval War Becords, and M. Bobert H. Woods. By authority of an Act of 
Oongress, approyed July 31, 1894. I. Serie vol. I bis XIH, Washington 1894 
bis 1901. 

Literatur: Tu. W. Balch, The Alabama Arbitration, Philadelphia 1900; 
Oh. C. Bbaman, The National and Private «Alabama Claims** and their final and 
amicable setüement, Washin^n 1871; Montague Bebmabd, A historical account 
of the neutrality of Great Britain dnring the American civil war, London 1870; 
derselbe, Note sur les trois r^gles de Washington, in der Bev. de dr. i. Bd. 6 
(1874) S. 575 f.; J. C. Blumt&chli. Opinion impartiaJe sur la question de TAla- 
bama, das. Bd. 2 (1870) S. 452 f.; derselbe, B^olutions concemant les troia 
r^gles de Washington, das. Bd. G (1874) S. 581 f.; Gh. Calvo, Examen des trois 
r^gles de droit international propos^es dans le trait^ de Washington, Memoire, 
Gand 1874 (auch in der Bev. de dr. i. Bd. 4 [1872J S. 453 f.); Calrb Cubhino, 
The treaty of Washington, its Negotiation, Execution, and the Discussion relating 
thereto, New York 1873; derselbe, Le trait^ de Washington, Paris 1874; J. C. 
Bancboft Davis, Mr. Fish and the Alabama Claims, a Qiapter in Diplomatie 
History, Boston and New York 1893; O'DowD, The law and facte of the 
Alabama. London 1873; Espesson, La questione deW Alabama, Firenze 1869; 
W. B. Lawrence, Les trois r^gles de Washington, in der Bev. de dr. i. Bd. 6 
(1874) S. 570 f.; F. Lieber, Lettre sur Tarbitrage international k propos de la 
question de TAlabama, das. Bd. 2 S. 480; J. Lorimer, Observations sur les trois 
r^gles propos^es li Washing^n, das. Bd. 6 S. 542 f. ; G. P. LowRBT, Eaglish Neutra- 
lity. Is the Alabama a British Pirate? New York 1863; A. Pierahtoni, La questione 
anglo-americana dell' Alabama^ Firenze 1870; derselbe, GH Arbitraü inter- 
nazionali e il Trattato di Washington, Napoli 1872; Pbadier-Fod^E^, La question 
de PAlabama et le droit des gens. Paris 1872; G. Boun-Jaequbmtks, La question 
de FAlabama, in der Bev. de dr. i., Bd. 1 (1869) S. 152 f. und 449 f., Bd. 2 
(1870) S. 142 f., Bd. 4 (1872) S. 127 f.; derselbe, Les trois rfegles de Washington, 
das. Bd. 4 S. 5611; B. Semmes, The cruize of the Alabama and the Sumter, 
from the private Journals and other papers of Commander B. Semmes C. S. N. 
and other officiers, 2 vol., London 1864; A. Sinclair, Two years on the 
Alabama. London 1896; Tu. Woolset, Les trois r^gles de Washington, in der 
Bev. de dr. i. Bd. 6 (1874) S. 559 f. 
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Verletzung seitens der englischen Behörden blieben ohne Erfolg. Nach 
Beendig^g des Krieges nahm die amerikanische Regierung die An- 
gelegenheit Ton neaem anf und beanspruchte yon England den Ersatz 
aller durch jene Kreuzer dem nordamerikanischen Seehandel zugefügten 
Schäden. Der Konflikt wurde infolge der ablehnenden Haltung Englands 
äufserst bedrohlich, und der Ausbruch des Krieges schien unyermeidlieh. 
Nachdem man amerikanischerseits einem zwischen den Vertretern beider 
Teile am 14. Januar 1869 geschlossenen Abkommen die Bestätigung 
versagt hatte, wurde endlich durch Vertrag vom 8. Mai 1871 zu 
Washington vereinbart, die Erledigung der Angelegenheit einem Schieds- 
gericht zu unterbreiten. Dieses sollte zunächst darüber befinden, ob 
während des Sezessionskrieges die britische Regierung sich bezüglich 
jener Schiffe der Nichterfüllung einer völkerrechtlichen Pflicht schuldig 
gemacht habe, und es sollten hierbei der schiedsrichterlichen Ent- 
scheidung drei Regeln ab Norm dienen, die auch in Zukunft für die 
Vertragsteile verbindlich sein sollten. Auch wurde die Einladung der 
übrigen Seemächte, den vereinbarten Regeln beizutreten, vorbehalten. 
Eine entsprechende Aufforderung ist zwar nicht ergangen; der 
wesentliche Teil der im Artikel VI niedergelegten Grundsätze ist aber 
in die meisten späteren Neutralitätserklärungen übernommen worden. 
Die Regeln an sich können als leitende Normen für das inter- 
nationale Recht der Gegenwart gelten. Sie lauten: 

Eine neutrale Regierung ist verpflichtet: 

1. gehörige Sorgfalt anzuwenden, um innerhalb ihrer Jurisdiktion 
die Ausrüstung, Armierung oder Bemannung irgend eines Schiffes zu 
verhindern, von dem sie mit hinreichendem Grunde annehmen kann, 
dals es bestimmt ist, gegen eine Macht, mit der sie im Frieden ist, zu 
kreuzen oder den Krieg fortzusetzen; und ebenso mit gleicher Sorgfalt 
das Auslaufen eines solchen Schiffes aus ihrem Jurisdiktionsbereich zu 
verhindern, sofern es speziell ganz oder zum Teil in diesem Bereich 
ftür Kriegszwecke hergerichtet ist; 

2. nicht zu erlauben oder zu dulden, dals eine Kriegsmacht ihre 
Häfen oder Gewässer als Basis der maritimen Operationen gegen die 
andere oder dazu benutzt, ihre Kriegsvorräte oder Waffen zu erneuern 
oder zu vermehren oder zum Mannschaftsersatz; 

3. in ihren eigenen Häfen und Gewässern und hinsichtlich aller 
in ihrem Jurisdiktionsbereich befindlichen Personen mit gehöriger 
Sorgfalt jede Verletzung der vorbezeichneten Verpflichtungen zu ver- 
hindern,^) 

Das Schiedsgericht, zusammengesetzt aus 5 Mitgliedern, und zwar 
je einem von England, Nordamerika, Italien, der Schweiz und Brasilieti, 
tagte in der Zeit vom 15. Dezember 1871 bis zum 14. September 1872 
zu Genf. Das Ergebnis war der Spruch, durch welchen die Verpflichtung 
Englands zur Leistung einer Entschädigung von 15 Millionen Dollars 
festgesetzt wurde. 



') Der englische Text ist in den Anlagen mitgeteilt« 
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III. Uefeniia von Kriqismterial. 

1. Unvereinbar mit dem Wesen der Neatralität ist die 
direkte oder indirekte Lieferung von Kriegsmaterial an die 
Kriegführenden oder an einen derselben seitens einer neu- 
tralen Regierung.^) 

2. Za Meinongsverschiedenheiten hat häufig die Frage Anlafs ge- 
geben, ob ein neutraler Staat verbunden sei, seinen Angehörigen zu 
verbieten, solche Lieferungen für die Kriegführenden zu ttbemehmen. 
ihnen Geld vorzuschieben oder ihnen sonst materielle Htllfe zu leisten. 
Tatsächlich liegt eine Begünstigung vor, wenn bei Notorietät derartiger 
Lieferungen und Leistungen ein Verbot nicht erfolgt.*) Die Lösung 
der Frage vom Rechtsstandpankte fällt dem allgemeinen Völker- 
recht zu.') 



lU. Abschnitt 

Kriegskontrebande. 

§ 44. 

Rechtliche Begründung nnd Tatbestand. 
I. Aligeneine Gesicktsponkte. 

Im weitesten Sinne versteht man unter Kontrebande die verbots- 
widrige Ein- oder Ausfuhr von Waren, ingleichen die Waren selbst, 
welche euiem bestehenden Verbote zuwider ein- oder ausgeführt werden, 

*) Diesem Prinzip entsprechend verbot während des deutsch-französischen 
Krieges im JiJire 1870 der Präsident Grant die Lieferung von Waffen an die 
eine oder die andere Kriegspartei aus staatlichen Arsenalen. — Die amerikaniBche 
Regierung hielt aber in der Folge die damaligen Zeitverhältnisse für besonders 
geeignet, mit ihren Beständen an Kriegsmaterial zu räumen, und verkaufte u. a. 
im Oktober 1870 in öffentlicher Versteigerung etwa eine halbe Million (darunter 
240000 neue) Gewehre, 163000 Karabiner nebst Riemenzeug und Munition, 
35000 Revolver mit Munition, 40000 KavalleriesäbeL 20000 Pferdezeuge, 
50 Batterieen Feldartillerie mit vollständiger Munition. Die Waffenausfuhr von 
New York nach französischen Häfen belief sich in der Zeit vom September bis 
Mitte November 1870 auf mindestens 378000 Gewehre und Karabiner, 45 Millionen 
Patronen, auTserdem 1 1 000 Kisten dergleichen, 55 Kanonen, 5 Gatling-Batterieen 
und 2000 Pistolen. 



•) Ouvi, § 100 (S. 629 f.). 



Zu mannigfachen Erörterungen ^ab namentlich die Waffenausfuhr von 
England nach Frfmkreich während des deutsch-französischen Ejieges im Jahre 
1870 AulaTs. Das passive Verhalten der ^rofsbri tannischen Regierung fand in 
England den hervorraff endsten Verteidiger m Sir William Harcourt; von anderer 
Seite wurde aber auch dort die staatliche Duldung der Exporte von Kriegs- 
material, insbesondere die Kohlenzufuhr an die französische Flotte, als völker- 
rechtswidrig verurteilt. — Kritische Erörterungen finden sich namentlich in der 
Schrift: „Die Frage der englischen Waffenausfuhr '^, Gotha 1871; femer bei 
Gbssnbb, «Kriegfünrende und neutrale Mächte*, und «Grolsbritannien und das 
europäische Völkerrecht* in No. 6 der ^Gegenwart* von 1879; sodann bei 
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sei 60, daTs solches Verbot die Ein- oder Ausfuhr Überhaupt untersagt, 
sei es, dafo es den Transport an die Erfttllnng gewisser Bedingungen 
knüpft. 

Blüntbchu, §§ 765 und 766, bei Gbffckrk (Hbvftbb) Anmerk. 5 zu § 148, welcher 
die Forderung eines Verbotes der Waffenausfuhr auch für die Zukunft für 
ebenso aussichtslos wie innerlich unhaltbar erachtet; A. TBBMDSLBerBURO, Lücken 
im Völkerrecht, Betrachtunffen und Vorschläge aus dem Jahre 1370, Leipzig 1870, 
8. 34 f. Über die auseinanaergehenden Meinungen der deutschen und britischen 
Begierung s. den amtlichen Depeschenwechsel in Hibth's Tagebuch, I. No. 291, 
n. No. 431, 470, 472, 558, 671, 700. — Jedenfalb haben auch ohne dazu ver- 
pflichtenden Staatsyertrag einzelne Regierungen Anlafs genommen, entsprechende 
Verbote zu erlassen; so die österreicUsche Begierung sowohl bei AusDruch des 
orientalischen Krieges im Jahre 1854, als auch bei Ausbruch des deutsch- 
französischen Krieges im Jahre 1870. In der Neutralitätserklärung Tom 25. Mai 
1854 heKst es: ,£s ist verboten, auf Schiffen unter österreichischer Flagge 
Truppen der Kriegführenden zu transportiren oder den letzteren Gegenstände, 
welche nach dem allgemeinen Völkerrecht oder besonderen allgemein kund- 
gemachten Anordnungen der betreffenden fremden Begierungen als Kriegs- 
contrebande gelten, zuzuführen. Von solchen Gegenständen darf auf einem 
österreichischen Schiffe im Verkehre mit jenen Staaten nur so viel vorhanden 
sein, als zu dessen eigenem Gebrauche oder zu dessen Vertheidigung unum- 
gänglich nöthig ist. Wer gegenwärtiges Verbot übertritt, hat keinen Schutz 
bei eintretenden rechtmäfsifl;en Beschlagnahmen und Confiscationen von Seite 
der kriegführenden Staaten bei der k. k. Begierung zu erwarten und auch noch 
eine angemessene Strafe zu gewärtigen." Entsprechend die Verordnungen vom 
29. Juli 1870 und vom 11. Mai 1877, jedoch ohne die Strafandrohung. 

Während des russisch-türkischen Krieges im Jahre 1877 legte die britische 
Be^erung ihren Standpunkt dahin dar: ,&r Majesty^s Oovemment had aiways 
mamiainM that hy the lato of nafvint, the neutral Bhipper of goods nchieh may oe 
deemed to be eontraband of war commits no offence against hU cum tovereignf and 
thai a neutral State ia not bound to restrain orpunish iie eubjecta toho fteek to carry 
9uch goods acroee the seas to a beUigerentt the only penatty for 80 doing bemg the 
seizure and condemnation of the goods if intercepted by the ennemy wring their 
transport. . . . The eonstence of war inflicts s^fficiently onerous burdens on neutral 
commerce^ and Her Majesty^s Government had no intentian of adding to them by 
the imposition of restrictions on the trade of this country in excess of the re- 
cognized practice of neutral States.*^ Staatsarchiv, Bd. H3 No. 6536. 

Über die Beförderung von Kriegsmitteln durch eine englische Beederei für 
die französischen Streitkräfte während des Konflikts zwischen Frankreich und 
Madagaskar, 1894, s. Bev. g. de dr. i. publ., Bd. 2 (1895) S. 249 bis 256. 

In den Sitzungen des deutschen Beichstags vom 11. und 12. Dezember 1900 
wurde gegen die B^ichsregierung der Vorwurf erhoben: sie habe während des 
englisch-südafrikanischen Sj-ieges die Pflichten der Neutralität nicht streng 
beobachtet, sondern England bevorzugt. Dabei wurden mehrere Fälle zur Sprache 
gebracht: Lieferung von Kriegsmaterial durch eine rheinische Fabrik für die 
englische Armee und Einschiffung eines britischen Ablösungskommandos auf 
einem deutschen Schiffe sowie Überführung von Mannschaften von der Walfisch- 
bai nach Kapstadt. In diesen Fällen war die deutsche Begierung eingeschritten^ 
weil sie die Lieferung und den Truppentransport für nicht im Emklang stehend 
mit den Pflichten der Neutralität erachtete und zwar hatte der Beichskanzler an 
jene Fabrik das dringende Ersuchen gerichtet, mit Bücksicht auf die politische 
Lage der Dinge in Südafrika die fernere Ausführung der Bestellung bis auf 
weiteres zu iimibieren, und auch die Beederei, die jene Personenbeförderung 
übernommen hatte, mit entsprechender Weisung versehen. 

S. auch den Artikel Devoirs et responsabilit^ des Etats neutres, in der 
Bev. de dr. i. Bd. 29 (1897) S. 1881, und die Artikel im Journ. de dr. i. pr., 
1898 S. 288 f., 293, 825 f., 1006 f., besonders die Abhandlung von Mobsb, De 
l'exercice du droit de visite, du blocus, de la contrebande de guerre et des 
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Der Begriff der Kontrebande f ttr das Eoiegsrecht im besonderen 
mnfs hergeleitet werden ans den allgemeinen Grundsätzen ttber die 
Pflichten der Neutralen den Kriegführenden gegenüber und den kor- 
relativen Rechten der letzteren. Da die Bestimmung und Begrenzung 
dieser Rechte und Pflichten ron jeher der Gegenstand erheblicher 
Meinungsverschiedenheiten gewesen ist, so hat sich die daraus hervor- 
gegangene Rechtsunsicherheit auch auf die besondere Materie von der 
Kriegskontrebande übertragen. 

Diese Unsicherheit macht sich vorzugsweise geltend, weil die 
Interessenten des Seehandelsverkehrs nicht nur keine Neigung haben^ 
sich darin durch den Krieg beeinträchtigen zu lassen, sondern die durch 
den Krieg selbst gebotenen Chancen für besonders gewinnbringende 
Geschäfte auszunutzen suchen. 

Die Pariser Seerechtsdeklaration von 1856 hat nur das Recht der 
Ejjegftthrenden, der Zufuhr von Kriegskontrebande an den Gregner 
entgegenzutreten, welches auch vorher nicht bestritten war, zum Ausdruck 
gebracht, sich aber jedes Eingehens auf Einzelfragen enthalten. Die 
Doktrin hat sich seitdem sehr eingehend mit dem Gegenstande befalst, 
ist aber zu einem für die Praxis voll verwertbaren Ergebnis nicht 
gelangt.*) Das gedachte Recht der Kriegführenden gründet sich auf 
zwei Sätze: 

1. Angehörige neutraler Staaten haben sich jeder Begtlnstigung der 
Kriegführenden zu enthalten; handeln sie dem zuwider, so machen sie 
sich einer feindseligen Handlungsweise gegen denjenigen schuldig, dessen 
Interessen durch die Begünstigung verletzt werden; es ist hierbei ohne 
Belang, ob sie einem Verbot ihrer eigenen Regierung zuwidergehandelt 
haben oder nicht. 

2. Auf dem ganzen Kriegsgebiete, also auch auf der offenen See, 
steht jedem ELriegführenden die Vornahme derjenigen Mafsregeln zu, 
die erforderlich sind, um einer solchen völkerrechtswidrigen Begünstigung 
entgegenzutreten; dazu gehört insbesondere die Verhinderung der Zufuhr 
von Gegenständen, welche zu Kriegszwecken für den Gegner bestimmt sind. 

Hiemach hat jede kriegführende Macht das Recht, die Neutralen 
zu hindern, den Feind mit derartigen Gegenständen zu versorgen, und 



Srises maritimes. Morse (8. i007) negiert eine Verpflichtung der neutralen 
taaten zu derartigen Verboten, unbeschadet des Rechts der Kriegfahrenden, 
die Zufuhren zu verhindern und die Kontrebande wegzunehmen. So auch H. 
W. EooKBS, 8. 585; a. M. Ouvi, § 100 (8. 6291). 

^) Von zahlreichen neueren Monographieen sind besonders beachtenswert: 
H. Lehmann, Die Zufuhr von Kriegskontrebandewaaren nach kriegführenden 
Ländern Seitens Neutraler (Dissert.), Kiel 1877, und die umfassenden Arbeiten 
von B. Klbbn, a) Om Krigskontraband enligt allmän Folkr&tt, Stockholm J888; 
b) De^ la contrebande de guerre et des transports interdits aux neutres d'apr^ 




Annuaire 1894/95, 8. 50 bis 124 und 346 bis 348; 1895/1896, 8. 33 bis 66 und 
8. 191 bis 193; 1896, 8. 98 bis 124 und 8. 205 bis 233; 1897, 8. 44 bis 47 



und 311» 
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weiter hat sich hieraus das Recht entwickelt, sie zu konfiszieren.^) 
Ehedem wurde auch, neben dieser Mafsregel, eine Bestrafung derjenigen 
fttr zulässig erachtet, welche es ontemahnien, den Feind durch Zufuhr 
▼on Eriegsmitteln zu untersttttzen. 

Wer die Freiheit des Handels zur Unterstützung einer Sjriegspartei 
milsbraueht, tut das auf seine Gefahr. Ob der Privatmann, indem er 
einer Sjriegspartei Mittel fttr den Krieg zuftthrt, in der Absicht handelt, 
diese Partei zu begünstigen, oder ob es ihm lediglich dämm zu tun ist, 
Geschäfte zu machen, d. h. um sein eigenes Interesse*) — das letztere 
Motiv wird in den meisten Fällen das leitende sein — , ist unwesentlich 
gegenttber der Tatsache der Beistandsleistung. Es ist aber auch 
ohne Einflufs auf die Behandlung solcher Transporte seitens der Krieg- 
führenden, ob der Begünstiger nur eine Partei versorgt, oder ob er 
seine fttr die Kriegftthrung nutzbaren Artikel beiden Teilen zuftthrt, 
schon aus dem Grunde, weil ebenso wie bei der Unterstützung durch 
einen neutralen Staat (s. oben § 38, 1) eine in ihren Wirkungen gleich- 
artige Begünstigung nicht denkbar ist. 

Aufser gegenttber den Neutralen ist das Recht eines Kriegführenden, 
der Zufuhr von Kriegskontrebande an den Feind entgegenzutreten, von 
Bedeutung feindlichen Untertanen gegenttber. Hier kommt es 
aber selbständig nur insoweit in Betracht, als das Recht der Seebeute 
in Wegfall gekommen oder eingeschränkt ist. Insoweit nämlich dieses 
Recht der Wegnahme feindlichen Privateigentums zur Geltung kommt, 
ergreift es dasselbe in seiner Gesamtheit, schliefst also die Befugnis 
zur Wegnahme von Kriegskontrebande mit ein. Aber auch da, wo 
grundsätzlich Feindesgnt geschützt ist, umfafst dieser Schutz nicht die 
Kriegskontrebande; denn nur mit Ausschlufs dieser wird die feindliche 
Ladung durch die neutrale Flagge gedeckt. 

Eigenen Untertanen gegenttber dagegen kommt das Völker- 
recht ttberhaupt nicht in Anwendung. Unternehmen diese es, dem Feinde 
Kriegsmittel zuzuf tthren oder ihm sonst Vorschub zu leisten, so machen 
sie sich des Landesverrats schuldig. Dasselbe gilt fttr Ausländer, 



^) In einem Artikel ^Observations aar la contrebande de guerre*', in der 
Bev. de dr. i. Bd. 26 (1894), 8. 401 f. erachtet v. Bas die Bestrebungen auf 
Einschränkung des Bechts der Kriegführenden, gegen die Zufuhr von Kriess- 
kontrebande einzuschreiten, für nicht weit genug gehend, und tritt für die 
Beseitigung dieser Befugnis, wie überhaupt für oie volle Freiheit des See- 
handelsyerkehrs der Neutralen auf dem offenen Meere ein. In demselben Sinne 
Jlnlsert sich £. v. Kbllsb in dem Beitrag «Der deutsche Seehandel und das 
Seekriegs- und Neutraiitfttsrecht*, in der Beilage zur Münchener Allgemeinen 
Zeitung vom 7. Mai 1901. Es ist nicht zu erwarten, dals diese und ähnliche 
radikale Anregungen in absehbarer Zeit die Zustimmung der Staaten finden 
werden, und es gibt im internationalen Becht kaum eine Befugnis, die rechtlich 
und kriegspolitisch auf einer rationelleren Grundlage beruht, als diejenige der 
Kriegführenden, die Zufuhr von Kriegsbedürfnissen an den Gegner, d. n. die 
Leistung von Kriegshülfen seitens der Neutralen zu verhindern und dagegen 
Bepression zu üben. 

*) Mit Unrecht will Assbhsio (Les questions du droit maritime au congrte 
de Naplesy Havre 1871, S. 52) diese Fälle verschieden behandelt wissen. 
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die sich innerhalb des Oebietes eines kriegführenden Staate« 
aufhalten.^) 

II. Begrif. 

Gegenstand der Kriegskontrebande sind diejenigen Saohen, deren 
Znftihr an den Feind als unstatthaft gilt. Diese Begriffsbestimmung ist 
nur eine formale; materiell gehen die Meinungen weit auseinander. 
Zum Teil begreift man darunter nur solche Sachen, die ansschlieblich 
oder regelmäfsig Zwecken der Kriegführung dienen, namentlich 
militärische Waffen, Munition ftlr militärische Schufswaffen, sonstige 
militärische Ausrttstungsgegenstände, das Betriebsinyentar und Material 
ftlr den militärischen Dienst, Schiffe, die ftir den Kriegsdienst ausgerüstet 
sind; zum Teil hat man den Begriff erbeblich erweitert. 

Das konventionelle Recht trägt nicht zu einer Klärung bei. Im 
Gegenteil, es erhöht noch die Unsicherheit, insofern unter den zahl- 
reichen internationalen Verträgen, in denen diejenigen Gegenstände, 
welche von den beteiligten Staaten als Kriegskontrebande angesebeu 
werden sollen, einzeln aufgeführt sind, kaum zwei inhaltlich gleiche 
Dispositionen enthalten. So hat Deutschland in der Zeit von 1869 bis 
1875 mit drei amerikanischen Freistaaten Handels- und Schiffahrtaver- 
träge abgeschlossen, 1869 mit Salvador, 1870 mit Mexiko, 1875 mit 
Costa Rica, und in jedem dieser Verträge ist die Spezifizierung der 
Kriegskontrebande eine andere. Schon daraus, und nicht minder aus 
den sehr verschiedenen Bechts- und Verwaltungsvorschriften der einzelnen 
Staaten ^) ist zu erkennen, dafs eine allgemein mafsgebende Bezeichnung 
derjenigen Gegenstände, die für Kriegskontrebande zu erachten sind, sich 
nicht geben läfst, dafs es vielmehr in jedem besonderen Falle, sofern 
es sich nicht um Artikel handelt, die von allen Staaten stets als solche 
angesehen worden sind, einer Prüftmg und Entscheidung bedarf. Dazu 
kommt, dafs die Kriegsmittel stetig wechseln. Gegenstände, die gegen- 
wärtig keine Verwendung ftlr den Krieg finden können, sind möglicher- 
weise in der Folge ein schätzbares Angriffs- oder Verteidigungsmittel; 
sie gewinnen diese Bedeutung vielleicht erst im Laufe eines Krieges, 
wo gerade der Anreiz ftlr die Nutzbarmachung bis dahin zu Kriegs- 
zwecken nicht verwendeter Artikel gegeben ist.^ 

In der Sitzung des deutschen Reichstags vom 19. Januar 1900 

>) Vgl. für das deutsche Recht §§ 89, 90 (bes. No. 2), 91, 4 No. 2 d& 
Strafgesetzbuchs und § 4 des Einfühnuigsg€«etzes dazu. 

') Eine übersichtliche Zusammenstellung der bezüglichen Gesetze etc. in 
einer Reihe von Staaten gibt R. Klrbk in der Rev. de dr. i. Bd. 25 (1890 
S. 125 bis 160. 

•) Zutreffend erkl&rt Nts (S. 48, 49): ,^alkeureu§emmt ü est Ms d^ffleUe, 
$i poM impoifibUf de dHerminer d'une manüre prieiae et difinUive quela ortidM ü 
faudrait prohiber, Le» mof^em de auerre changmt cantttmeüement; tdle mankamdiMe 
dont le troMport par let nmtreB kaerait mtjourd'hui U» draUg deg beüigiranti fmU 
ihre demain wMiummt moffetmoe; td cmtre artieU nouvdiement invmtipeut etmdiir 
la liBte de» objet» de guerre. On reproche parßk ä la didaratüm de Parte de 1B86 
de »*itre bomie au terme vagne de contrdxutde; c'est ä tort, ear totUe hummeratiom 
n^awrait-eUe pa» iti fatalement tempormire P* S. auch Upton, 8. 327 ; DUPDis, § 21! ; 
DiBNA, S. 187 f. 
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erklärte der Staatssekretär des Auswärtigen Amts bei Erörterung einiger 
Fragen des internationalen Seerechts: „BegriffismäTsig werden unter 
Eriegskontrebande nur fttr den Krieg geeignete und zugleich für 
eine der Kriegsparteien bestimmte Waren und Personen ku ver- 
stehen sein. Welche Arten von Waren hiemach unter den Begriff fallen 
können, ist streitig und wird, abgesehen etwa von Kriegswaffen und 
Kriegsmunition, sich in der Regel nur unter Berücksichtigung aller Um- 
stände des einzelnen Falles entscheiden lassen, es sei denn, dafs die 
kriegführende Macht ausdrücklich die Gegenstände, die sie als Kontre- 
bande zu behandeln beabsichtigt, den Neutralen in gültiger Form bekannt 
gegeben und von diesen keinen Widerspruch erfa]bren hat." 

Hierdurch wird die Rechtslage klar gekennzeichnet. 

Es kommt danach für die Beurteilung der Frage, ob ein Fall der 
Kriegskontrebande vorliegt, der Charakter des Objekts an sich und 
dessen Bestimmung in Betracht. Bieten hinsichtlich des Objekts weder 
die mit den beteiligten Staaten abgeschlossenen Verträge, noch die von 
der betreffenden Kriegsmacht erlassenen Gesetze und Reglements einen 
Anhalt, so sind der Entscheidung zu Grunde zu legen: 

a) das Prinzip, dafs durch den neutralen Handelsverkehr dem Gegner 
Kriegshttlfe nicht geleistet werden darf; 

b) die Norm, dafs Artikel, welche für den Kriegsgebrauch des 
Gegners unmittelbar verwendbar sind, stets als Kriegskontrebande gelten. 
Aber auch dieser Satz ist immer von allen Staaten nur bezüglich mili- 
tärischer Waffen und fertiger Kriegsmunition anerkannt worden. 

Solche Waffen und Munitionen, welche ein Kauffahrteischiff ledig- 
lich zum eigenen Bedarf mit sich führt, namentlich also zur Verteidigung 
gegen Seeräuber, zur Jagd, Geschütze und Munition zur Abgabe von 
Signalen oder Saluten, gehören nicht zur Kriegskontrebande;') sie sind 
eben nicht für den Feind bestimmt. 

Die Bestimmung für den Feind wird sich regelmäfsig aus der Ver- 
frachtung nach einem feindlichen Platz ergeben. Streitig ist, ob dem 
Transport von Gegenständen, die an und für sich den Charakter der 
Kriegskontrebande tragen, von einem neutralen Hafen nach einem andern 
neutralen Hafen seitens der Kriegführenden entgegengetreten werden 
darf. Englische Publizisten erachten in solchen Fällen eine praesumtio 
juris et de jure für die unverfängliche Bestimmung als gegeben, nament-- 
lieh Twiss') und Holland; letzterer erklärte: yjf ttie destination of the 
Vessel be Neutral^ then the destinatum of tlie Goods on board, should he 
eonsidered Neutral, notwithatanding ü may appear from the Papers ar 
atherwiee that the Goods themulvee have an täterior HostUe deetination, to 
be aUained by transhipmenty overland conveyance^ or othervnse,^*) 

') Dies ist in zahlreichen StaatsvertrAgen ausdrücklich hervorgehoben. — 
8. schon Pr. Allg. Landreoht T. II Tit. 8 § 2035. 

^) The dootrine of continous voyages as applied to contraband of war and 
blockade contraated with the declaration of Fans of 1856, im Law Magazine and 
Review, Nov. 1877. 

*) Manual of Prike Law, § 7.{. S. auch A. G. LncH, The doetrine of 
continouB vojage, im Journal of the Boyal United Service Institution, 1902^ 
8. 15241 
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' Aaf demselben Standpunkte stehen Fauchille/) Dupuis,*) t. Liszt, *; 
Niemeyer*) und y. Attlmayr.*) 

Die entgegengesetzte Auffassung hat mit aller Schärfe Gessner*) 
dahin zum Ausdruck gebracht: „Bei der Zuitthrung der Kriegskontre- 
bände ist es juristisch unwesentlich, ob diese direkt oder auf 
Umwegen erfolgt, insofern nur die feindliche Bestimmung feststeht. 
Der rechtliche Unterschied ist nur der, dafs, wenn sich die Kriegs- 
kontrebande auf der Reise nach einem neutralen Hafen befindet, die 
rechtliche Präsumtion für ihre neutrale Bestimmung ist Diese Prä- 
sumtion ist aber nicht, wie Twiss annimmt, eine praesumtio juris et de 
jure, welche überhaupt keinen Gegenbeweis zuläfst, sondern lediglich 
eine praesumtio juris, welche einen ganz strikten Gegenbeweis erfordert 
Geht also die feindliche Bestimmung aus den Schifispapieren hervor, 
oder ergibt sich, dafs diese gefälscht sind, und kann diese Bestimmung 
anderweitig vollständig bewiesen werden, so mufs auch die Kriegs- 
kontrebande ^ kondenmiert werden . . . Und wie würde auch die entgegen* 
gesetzte Ansicht, nach welcher es auch den Neutralen gestattet sein 
mttfste, die in einem neutralen Hafen etwa befindliche feindliche Kriegs- 
flotte mit Kriegscontrebande zu versehen, mit dem gesunden Menschen- 
verstand vereinbar sein?" In demselben Sinne erklärt Kleen:") ,,&'... 
la desiinaiion difinitive et viritable est un terrüoire ou une personne 
80U8 la juridictian d*un helligerant^ ou ses arm^es, ses flottes^ etc., la 
cidpabüüi ne aaurait etre diminuh paree que la deMnation pro che ou 
apparente e$t un port neutre, m parce que le navire fait esoate danf 
un port neutre. Ceet le aeeours qui conetüue le düit de contrebande. 
Et ee seeaure reste le meme qu^ü aoit preti directement ou indirecUmenL 
avee ou eans intermSdiaires, arreU ou escales. Lots meme que la mar- 
c/iandise serait dichargie en cours de route dans un port neutre, eile est 
de bonne prise s^ü peut etre prouv^ que le but de Vexpidüewr itaü de la 
faire parvenir ä un belUgSrant. En consiquenee, la neutralüi est rompue 
par le transport d^un arttcle de contrebande dCun pays neutre ä un autrf 
pays neutre, dis quHl est prouvi, seit que le pays est seulement abord^ 
Sans dieliargement, en cours de voyage ä destination dun belligirant, smt 
que la nuxrchandise est dichargie — en mains neutres ou beUUgirantes — 
dans le but manifeste ou disdmuli d*Hre iraneportie plus outre, par terre 
ou par mer, pour arriver ä destination dun beUigirant. Et dans ees ca^. 

') La throne du vovage continu en mauere de contrebande de guerre, in 
der Rev. g. de dr. i. publ., 1897 S. 297 bis 323. 

•) §§ 215 biß 21«. — •) § 42, IV. 2. 

^) Zur Beschlagnahme neutraler Handelsschiffe, in der Deutschen Juristen- 
Zeitung 1900 No. 3. 

^) Über maritime Strategie und Seekriegsrecht, in den Mittheilungen aus 
dem Gebiete des Seewesens, 1901, 8. 30. 

*) In der Abhandlung «Zur Theorie von der Einheit der Heise in Besug 
auf die Kriegskontrebande und das Blockaderecht*, in den Beilagen zu Ko. 340 
und 341 der Augsburger Allgemeinen Zeitung von 1877. 8. auch Gbssrkb» Zur 
Beform des Seekriegsrechts, Berlin 1875, S. 32 und Droit des neutroB, S. 137. 

2 Soll heifsen ,die Ladung als Kriegskontrebande*. 

V De la contrebande de guerre et des transports interdits aux nentrea, 
8. 75 1. 
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le dilit de eantrebande est dejä perpitri par le dipart ou le vot/age, ear la 
cidpabUUi consiste dan$ le but ßnoL" 

Ebenso Morse: ^) ^Le faxt que les objeU de contrebande eont deednis ä 
ttn pcrt neuire tCeet pas une proteethn sirffisante eontre la capture, ahrft 
qxCon peut itabUr que la destinaHon demüre des ees marchandieee et le 
pays ennemi ou un port bloqui.*^ Ferner T. J. Lawrence:*) „To creale 
the offence {carrying contraband) a beUigerent detttination te eseential; but 
tt nead not be immediate, If a merdy colourable neutral deeHnaHon ü 
interposed^ the reai and final terminus being belUffereni, the goode are con- 
demned under the doctrine of eonünous voyages.^ Die gleiche Ansicht ver- 
treten Strisower,*) Bossb^,) Owen,^) and sie liegt auch einer Erklärong 
des Attomey General in der Sitzung des englischen Unterhauses vom 
12. Mai 1898 zu Grunde. 

Die Frage der indirekten Zufuhr von Kriegsmaterial an eine kriege 
fbhrende Macht war im Jahre 1896 zur Elrörterung gekommen, als 
während des Krieges zwischen Italien und Abessinien der italienische 
Kreuzer ,,Etna^ den hoUändischen Handelsdampfer „DoelwyK'*} der in 
Rotterdam eine Ladung Waffen und Munition, ftlr Abessinien bestimmt, 
zunächst aber nach dem neutralen französischen Hafen Djibutil kon- 
signiert, mit Beschlag belegt hatte. Durch das zu Rom am 8. Dezember 
1896 gefällte prisengerichtliche Urteil wurde die Legalität dieser Be- 
schlagnahme anerkannt.^) 

Während des englisch-sttdafrikanischen Krieges haben die britischen 
Kreuzer die von Twiss und Holland aufgestellte Lehre nicht 
befolgt. Denn es wttrde bei ihrer Beachtung, da die südafrikanischen 
Freistaaten Hafenplätze nicht besafsen, eine Beschlagnahme neutraler 
Schiffe, wie überhaupt eine Ausübung des Visitationsrechts, unstatthaft 
gewesen sein.^) Infolge der Anhaltung und Beschlagnahme der deutschen 
Postdampfer „Bundesrath**, „General*^ und „Herzog'* in den ost- 
afrikanischen Gewässern erhob die deutsche Regierung ernste Vor- 
steUungen und berief sich dabei auf die vordem offiziell kundgegebene 

*) De l'exercice du droit de visite etc., im Joum. de dr. i. pr. Bd. 25 (1898) 8. 1098. 

«) Handbook, S. 128. 

"j Eontrebande, 8. A. aus dem Österreichiachen Staatewörterbuche, Wien 
1H95, 8. 2. 

«) Elements, 8. 54. 

') De Fexercice du droit de visite, de la contrebande de guerre, du blocus 
et des prisea maritimes, im Joum. de dr. i. pr. Bd. 25 (1898) 8. 500 f. 

*) Der 8pruch ist mitgeteilt in No. 295 der Gazetta ufficiale del regno 
d'Italiay vom 15. Dezember 1896; deutsch übersetzt von Nibmbtbb in der Zeitschr. 
f. Intern. Pr. u. 8tr. R. Bd. 10 (1900) 8. 4331 — 8. femer P. Fbdozzi in der 
Rev. de dr. i. Bd. 29 (1897) 8. 55 f., E. Bbüsa in der Bev. g. de dr. i. publ. 
Bd. 4 (1897) 8. 157 f. und E. Catbllani im 8upplement zu der Zeitung La 
Perseveranza vom 23. Dezember 1896. 

^ Zutreffend hebt dies J. Macdonbll in einem Aufsatz «Neutrals and the 
war* m der Monatsschrift The Nineteenth Century, 1900, 8. 343 hervor, unter 
Hinweis darauf, dafs das HoLLANDsche Buch ^%8 publiehtd with the sanciion (jf 
the Ä^iralty, nnd to h" found in eoery commanaera cabine*^. — 8. femer die 
Darlegungen in dem Bericht des Naval War College, International law 
situations, 190i, Washington 1901, 8. 38 bis 85. betr. die Einheitlichkeit der 
Reise in Ansehung der Kriegskontrebande und Blockade. 

Parali, InUrfiaiioaAlM BeerMlit. 8. Aufl. 16 
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AuffaBSung der britischen Regierung.^) Bei Besprechung der Angelegen- 
heit im deutschen Reichstage am 19. Januar 1900 gab der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts mit Bezug hierauf folgende Erklärung: „Wie 
ich . . . noch erwähnen möchte, waren wir anfangs bestrebt, die eng* 
lische Regierung zu veranlassen, in der Behandlung der nach der 
Delagoabai bestimmten neutralen Schiffe derjenigen völkerrechtlichen 
Theorie beizutreten, welche dem Handel der Neutralen während des 
gegenwärtigen Krieges die gröfste Sicherung gewährleistet Diese 
Theorie, die in dem Satze gipfelt, dafs fbr die mit einem nentralen 
Schiffe verfrachteten und von einem nentralen Hafen nach einem neu- 
tralen Hafen konsignierten Waren der Begriff der Kriegskontrebande 
überhaupt nicht Platz greifen könne, wurde von der englischen Be- 
gierung beanstandet. Wir haben uns die Erörterung darüber für die 
Zukunft offen gehalten, einesteils weil es uns darauf ankommen mufste, 
möglichst schnell zu einer praktischen Lösung der vorliegenden Differenz- 
punkte zu gelangen, und sodann, weil tatsächlich der aufgestellte Satz 
in Theorie und Praxis bisher noch nicht allgemeine Anerkennung ge- 
funden hat." Sache der portugiesischen Regierung wäre es allerdings 
gewesen, die Weiterbeförderung der etwa in Loreufo Marquez gelöschten 
iContrebandeartikel nach Transvaal zu verhindern. 

Walten tlber den Bestimmungsort Zweifel ob, so wird dessen Fest- 
stellung durch eine besonders sorgfältige Prttfiing der Schiffspapiere 
(s. unten § 53, U) unter Wtlrdigung aller in Betracht kommenden Um- 
stände vorzunehmen sein, sobald der Verdacht der Kriegskontrebande an- 
gezeigt ist Es wird alsdann auch die Angabe eines unverfänglichen 
Bestimmungsortes in den Papieren keineswegs tflr geeignet erachtet 
werden dürfen, solchen Verdacht ohne weiteres zu beseitigen, am 
wenigsten, wenn dazu noch etwa der Kurs des betreffenden Schiffes ein 
anderer ist, als er nach dem Inhalt der Ladungspapiere, insbesondere 
der Konnossemente, sein mttfste.^) 

§ 45. 

Relative Kriegskontrebande. 
I. In all|««eiiei. 

Man versteht unter relativer Kriegskontrebande die 
Zufuhr von Gegenständen, die zwar nicht regelmäfsig 

^) S. über die Angelegenheit den SchriftwechBel im Blaubuch Afrika No. 1 
1 1900) «Correspondence respecting the action of Her Majestys Naval Authorities 
with retard to certain forei^ veesels*; bes. die Aktenstücke No. 16 und 36. — 
Kritik bei W. Hbikze, Die Beschlagnahme der deutschen Postdampfer durch die 
Engl&nder, Heidelberg 1900, bes. S. 31 f. — Das Hanseatische Oberlandesgericht 
geht in einem Urteil vom 11. Juli 1895 (Hanseat. Gerichtsseitung No. 93 Tom 
J. Oktober 1895) auf die Frage ein, läfst sie aber offen. 

*) ^Noihing U mort ccmmon ihan for those who contemplate a breack of 
blockade, or the carriage of cantraband, to diaguite their purpose by a simulatei 
destinationf and bu deceptioe papera^ Bescheid des britiscnen Foreign Office an 
den Eieentümer aes «Peterhoff*, den Handel mit Matamoras betreffend, vom 
{. AprU 1863, Staatsarchiv Bd. 9 No. 1932. S. auch die amerikanische Note 
vom 12. Mai 1863 das. No. 1936. 
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fttr den Kriegsgebrauch bestimnit sind, aber ihm dienen 
können (res aneipitis usus), und diese Gegenstände selbst. Die Praxis 
hinsichtlich der Behandlang solober Artikel ist ebenso unsicher wie die 
Doktrin. 

Die von den Vorkämpfern fttr die Interessen der Keutralen ver- 
tretene Meinung, dafs bei solchen Gegenständen jederzeit die Vermutung 
fttr den friedlichen Gebrauch, also gegen die Annahme von Eriegskontre- 
bande sei, entspricht weder der völkerrechtlichen Praxis, noch kann sie 
als juristisch begründet anerkannt werden. Vielmehr mufs, soweit nicht 
konventionelles Recht in Anwendung kommt, im Einzelfalle der Zweck 
der Zufuhr ermittelt werden, und die Entscheidung hängt alsdann davon 
ab, ob die Annahme gerechtfertigt ist, dafs sie fttr die Kriegsmacht des 
Gegners bestimmt ist. Ist das der Fall, so kann die Befugnis zum Ein- 
schreiten gegen solche Transporte seitens des Kriegttthrenden, dessen 
Interessen dadurch verletzt werden, nicht mit Fug bestritten werden. 

Kleen,^) der neuerdings vor allen fttr die Ileutralen eintritt, hat 
den Ausgangsgedanken seiner Theorieen ttber deren Rechte und Pflichten 
in dem Satze niedergelegt: „la navigation pacißque n^est paa suffisamment 
protegee contre les violefices de ceux gut mettent la force brutale au-dessus 
de la jusüce^^) Dieser Satz trifft nar insoweit zu, als der Seehandels- 
betrieb der Neutralen wirklich unverfänglicher, friedlicher Natur ist. 
Es läfst sich aber bei gerechter Abwägung der gegenseitigen Rechte 
und Pflichten der Neutralen und der Kriegftthrenden nicht vertreten, 
dafs Zufuhren an einen Kriegftthrenden, die ihn in seiner Wehrkraft 
stäriien oder gar ihm erst eine wirkungsvolle Fortsetzung des Krieges 
ermöglichen, als „friedliche" bezeichnet werden.') 

Das Institut de droit international hat im § 117 des Entwurfs eines 
internationalen Prisenreglements ^) die Konfiskation des Schiffes wegen 
Zufuhr von Kriegskontrebande an den Feind fttr gerechtfertigt erklärt, 
„M la cargauon transpart^ ä destinatian de Vennemi ae campose priri' 
dpalernerd d'approviaiannements paar les navires de guerre ou pour les 
troupes de Vennemi^. In der Folge hat es aber diesen Standpunkt all- 
mählich verlassen, und zwar im Laufe der Verhandlungen ttber die 
Kriegskontrebande. In der Session von 1895 wurde bezüglich der re- 
lativen Kontrebande noch folgender Vorschlag aufgestellt: „C^ 4) Les 



^) 8. dessen im Literaturverzeichnis aufgeführten Werke; aufserdem die 
Abhandlung Le droit de la contrebande de guerre, in der Bev. de dr. i. Bd. 25 
(1893) 8. 7 bis 33, 124 bis 160, 239 bis 285, 389 bis 408, in welcher der Verfasser 
auch (8. 281 bis 284) die Anschauungen in der ersten Ausgabe dieses Werkes 
einer Kritik unterzieht. 

«) a. a. O. 8. 8, 9. . 

*) Ebenso wie Klben stellen von Alteren Hautbfbuillb und Gbssner (s. 
deren im Literaturverzeichnis aufgeführten Werke) die berechtigten Interessen 
der Kriegführenden vielfach in den Hintergrund, und von Neueren erheben 
besonders db Bobck (§§6091), PlitoBUilVBB (§§ 1194, 1195) und Bonfils (§| 1537 
bis 1565), soweit es sich um die Anerkennung einer relativen Kriegskontrebande 
handelt. Bedenken, db Bobck verwirft sogar den Begriff unbedingt, auch für 
den Fall, dafs die Bestimmung der betreffenden Gegenstände für militärische 
Zwecke evident ist. 

*) Annuaire 1887/88, 8. 2 18 f. 

16* 
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objets qui peuvent egaUimnt servil' ä la guerre et ä des usages paeifiqves ne 
ftoni pasj en giniral, reputh corUrebande de guerre. Ib pourrant etre com- 
eideree eomme UUe s^ib ont une destination immikliate et spMak aux forces 
mäüaires ou navales ou atue Operation» mUitairee de Fetmemiy pourru qu'ils 
aient iti eampris dane une declaratian prealahle faiie ä toeeasion de la 
guerre par le gaitvememerU belUgerant, ixmformhneni au § 30 du reglemetä 
international des prises maritimes,*^ Dieser Vorachlag fiel aber in der 
folgenden Session and wnrde ersetzt durch nachstehende Sätze: „(§ 4) 
Sont et demeurent abolies les prftendues contrebandes d^eignees sous les noms, 
soü de cotitrd>ande relative^ concernant des articles (usus andpitis) suseep- 
tibles d^etre uiüisfs par un belligerant dans un but miUtairej mais dont 
Ptuage est essentiellement paet/iquey soü de contrebande aceidentelle, qucmd 
les diis articles ne servent »pecialement aux buts milüaires que dans une 
eireonstanee partieidihe, — {§ 5) Nvanmoins^ le belKgerant a, ä san chaur 
et ä Charge d'une equitable indemnitd, le droit de sequestre ou de ivr^emption 
quant aux objets qui^ en chemin vers un port de son adversaire, peyvent 
igalement servir ä Fusage de la guerre et a des usages jxtci/iques.^ ') 

II. I« eiiiuliM. 

A. Gegenstände, die unmittelbar füp Kriegisizwecke verwendbar 

sind. 

1. Reit- und Zugtiere. Nach dem Vorgange der französischen 
Marine-Ordonnanz von 1681 hat man Pferde in der Kegel zur Eriegs- 
kontrebande gerechnet. Das preufsische Allgemeine Landrecht schliefet 
sie ausdrücklich aus (T. 2 Tit. 8 § 2036); das Pr. P. R. von 1864 
ftthrt sie allerdings nicht besonders auf, bezeichnet aber im § 8 als 
Eriegskontrebande „alle Gegenstände, welche sich unmittelbar fllr den 
Krieg verwenden lassen". In dem Freundschafts-, Handels- und Schiff- 
fahrtsvertrage zwischen dem Norddeutschen Bunde und Mexiko Tom 
28. August 1869 (Artikel XV) werden Pferde ausdrücklich, wie „alle 
übrigen für den Kriegsgebrauch zu Lande oder zu Wasser geeigneten 
Gegenstände", als Kriegskontrebande bezeichnet. Wie abweichend hier 
die Anschauungen sind, zeigen femer die von den Vereinigten Staaten 
von Amerika getroffenen Vereinbarungen; so werden Pferde unter den 
Eriegskontrebandeartikeln angeführt in den Verträgen mit den Nieder- 
landen von 1782, mit Schweden von 1783, mit Frankreich von 1788, 
mit Spanien von 1795, mit Brasilien von 1828, mit Bolivia von 1858 ; da- 
gegen nicht in den Verträgen mit Grofsbritannien von 1794, mit Preufsen 
von 1799, mit Frankreich von 1800, mit Italien von 1871. Neuerdmgs 
rechnet sie der N. W. C. (Artikel 36) zur B^riegskontrebande, ebenso wie 
die B. & C. J. (§ 19) sie als absolute Eriegskontrebande bezeichnet.^ 

«) ADnuaire 1894/95, S. 50 f. und S. 346 f.: 1895/96 S. 33 f. und 191 f.; 1896, 
8. 98 f. und 205 f. 

■) Es darf auf die fortgesetzten Zufuhren von Pferden und Maultieren 
w&hrend des Krieges in Südafrika 1899 bis 1902 aus neutralen Ländern für die 
englischen Truppen hingewiesen werden. So wurden in der Nähe von New 
Orleans und an anderen Plätzen Louisianas grofse Pferde- und Maultier-Depots 
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2. Lebensmittel. Die Verfechter einer mögliebst ausgedehnten 
Freiheit des Seehandels der Neutralen sind einmütig der Ansehung von 
Nahrungsmitteln als Kriegskontrebande entgegengetreten. Bluntschli^) 
versucht sogar darzulegen, dafs eine solche Praxis den guten Sitten zu- 
wider laufe ; jedoch erscheint seine Begründung nicht überzeugend, und 
wenn er sogar erklärt : auch das eigene Bedürfnis rechtfertige nicht die 
Wegnahme der von Neutralen dem Gegner zugehenden Lebensmittel 
seitens der bedürftigen Kriegspartei, so liegt hierin mindestens eine Ver- 
kennung des Wesens der Kriegsverhältnisse. Jeder Befehlshaber hat 
nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, die Zufuhr von Lebens- 
mitteln an den Gegner zu verhindern. Demgegenüber kann auch die 
anderweit geltend gemachte Begründung, dafs, da die Verwendung von 
Lebensmitteln im Kriege keine andere sei wie im Frieden, diese auch 
tiicht unter die Kontrebande zu rechnen seien, ^ nicht als durchgreifend 
und nicht als geeignet erachtet werden, die seit den ältesten Zeiten 
gehandhabte und durch zahlreiche internationale Verträge sanktionierte 
entgegengesetzte Praxis zu erschüttern. Insbesondere wurden in den 
im 17. und 18. Jahrhundert abgeschlossenen Staatsverträgen Lebens- 
mittel als verbotene Zufuhrartikel erklärt, allerdings zuweilen mit der 
Mafsgabe, dafs ihre Wegnahme nur gegen volle Entschädigung der 



errichtet, und es wurden in der Zeit vom Oktober 1899 bis März 1902 von New 
Orleans nach Capstadt im ganzen 9^687 Pferde und 75108 Maultiere mit der 
erforderlichen Fourage auf 65 Schiffen in 166 Transporten befördert. Das Nfthere 
ergibt der vom Präsidenten der Vereinigten Staaten dem Bepräsentantenhause 
vorgelegte Bericht des Oberstleutnants Orowdes vom 17. April 1902 (House 
Document No. 649, 57 th Cougress, Ut Session). Von Fiume wurden in jener 
Zeit 60 ]>ampfer mit im ganzen 5^5060 Pferden nach Südafrika verfrachtet. In 
der Sitzung des Unterhauses vom 7. Februar 1902 hatte der Vertreter des 
englischen Kriegsministers die Erklärung abgegeben, dafs bis dahin im Auslande 
etwa 2)8000 Pferde fflr den Krieg beschafft worden seien. Durch diese Zufuhren 
wurde für England die Fortsetzung des Krieges überhaupt ermöglicht. 

In den Parlamenten der beteiligten neutralen Länder führte diese An- 
gelegenheit zu scharfen Erörterungen. So wurde in der Sitzung des Beprä- 
sentantenhauses zu Washington vom 21. Februar 1901 der Regierung der Vor- 
wurf gemacht, dafs sie, in Verletzung des mit England abgeschlossenen 
Washingtoner Vertrages von 1871^ den Ankauf von Pferden und Maultieren 
durch britische Agenten für die britische Kavallerie in Südafrika geduldet habe, 
und der Abgeordnete Fitzgerald beantragte die Zuweisung eines Betrages von 
1000 Dollars für den Neudruck jenes Vertrages; er begründete diesen Antrag 
dahin: der Staatssekretär sei der Meinung, das die in Sede stehenden Ankäufe 
nicht gegen die Gesetze der Neutralität verstiefsen; es könne daher nur an- 
genommen werden, dafs ihm kein Exemplar des bezeichneten Vertrages, der das 
Uegenteil klar zum Ausdruck bringe, zur Verfügung stehe. — In der Sitzung 
des ungarischen Abgeordnetenhauses vom 11. Dezember 1901 erklärte der Minister- 
Präsident auf eine Interpellation, betreffend die Pferdeausfuhr von Fiume nach 
dem südafrikanischen Kriegsschauplatz: es sei im Völkerrecht noch nicht ent- 
Hchieden, ob Pferde als Kriegsmittel zu betrachten seien, deren Zufuhr die Neu- 
tralität verletzt; die Regierung habe daher weder die Lieferungen verhindert, 
noch werde sie in Zukunft gegen solche einschreiten. 

') § 807. 

') Ma88£, IjB droit commercial dans ses rapports avec le droit des gens"^ 
Paris 1874, S. 186. . 
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Eigentümer erfolgen dttrfe. Vereinzelt ist freilich anch konyentionell 
sowie gesetzlich das Oegenteil festgesetzt worden.^) 

Regelmäfsig erklärte die englische and französische Praxis Lebens- 
mittel für Kontrebande, soweit nach den Umständen angenommen 
werden mnlste, dafs sie für des Feindes Kriegsmacht bestimmt waren. 
Namentlich wurde während des Krieges zwischen England nnd Frank- 
reich im Jahre 1793 von beiden Teilen festgesetzt, dafs neutrale Schiffe, 
mit Proviant nach einem feindlichen Hafen bestimmt, der Konfiskation 
unterliegen sollten ; englischerseits wurde zur Begrtlndung hervorgehoben, 
man nötige den Feind, indem man ihm derartige Zufuhren entziehe, 
zum baldigen Friedensschlufs.^ 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche 
im Laufe jener Kriegsperiode wiederholt Anlafs hatte, zn der Frage 
Stellung zu nehmen, erhob zur Wahrung der durch diese Praxis io 
hohem Mafse beeinträchtigten Interessen des amerikanischen Handels 
fortgesetzt Einspruch.') Schliefslich erfolgte nach langen Verhandlungen 

') So bestimmt § 2036 T. II Tit. 8 des preuXs. Allg. LandrechtB, dafs Korn 
nicht unter die verbotenen Güter gehört. — Über ältere konventionelle Fest- 
setzungen 8. die Angaben bei Bonfils, § 1539. 

*) Durch Order in Council vom 8. Juni 1793 wurden allerdings seitens der 
britischen Regierung die Befehlshaber der Kriegsschiffe und Kaper erm&chtigt: 
nto atop and aetain all veasela loaded whoÜy ar in pari with com, flaur, or mSü, 
baund to any port in France er any pari occupied by the armies of France^ in 
Order that audi comf meal^ or flour may be purchaaed on behalf of hia Majeaty$ 
Government, and the ahipa be rdeaaed afier auch purchaae and after a due aüawance 
for freifhtt or in order that the mcuAera o fauch ahipa might, on yiving due aeewrity^ 
be permttted to diapoae of their cargoea of com, mealy or flour, in theporta ofany 
cauntry in amity with hta Majeaty." 

*) In einer Note des Staatssekretärs Jefferson vom 7. Mai 1793 (Whartok. 
§ 370) wird auseinandergesetzt: ^In one of your lettera . . ., you expreaa your 
apprtkenaiona that aome of the bdligerent powera may atop our veaada going 
unih grain to the poria of thdr enemiea, and aak inatructiona which may meet tkt 
queation in varioua pointa of view, intending^ howeoer, in the mean time to contmd 
for the ampleat freedom of fieutral nationa, Your intention in ffiia ia perfeeUy 
proper^ and coincidea with the ideaa of our own Government in the particular caae 
you put, aa in general caaea. Such a atoppage to an unblockaded port would be ao 
unequivocal an it^fringment of the neutral righta, that we cannot conceave it wiü 
be attempted." 

Entsprechend erklärte Jefferson in einer Note vom 7. September 1793 (das.^: 
„U aufficea for the preaent occaaion to aay that com, flour and meal are not of 
the claaa of contraband, and conaequently remain articlea of free commerce. A 
cttlture which, like that of the aoÜ, aivea employment to auch a proportion of manidndj 
could never be auapended by the whole earlh, or interrupted for them, wkenever any 
two nationa ahould think it proper to go to war, — The atate of war, then, exiating 
between Qreat Britain and France, fumiahea no legitimate right to either to Inter- 
rupt fhe agricuUure of the ünitea Statea or the peacedtie exchange of ita produce 
wtth all nationa; and conaequently the aaaumption of it wvU be aa lawful hereafter 
aa now, in peace aa in war," 

Auch die Note des Staatssekretärs Bandolph vom 1. Mai 1794 (das.) schränkt 
diese Erklärungen nur für gewisse Verhältnisse ein; es heilst: ^i/l by a drcuit 
of conatniction, food can be univeraally ranked among military enginea, what 
article, to which human com fort of any kind can be traced, ia not to be regiaiered 
aa contrahand ? In aome peculiar circumatancea it muat be confeaaed com, meal and 
flouriare ao; aa in a blockade, aiege, or inveatment There the excluaUm of them 
directly and obvioualy goea to the reduction of the place.** 
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eine Veieinbanuig zwischen der englisoben und der amerikanischen Re- 
giening dahin : dafs, insofern Lebensmittel nach Völkerrecht als Kriegs- 
kontrebande angesehen und konfisziert werden sollten, dafür Bezahlung 
mit entsprechendem kaufmännischem Nutzen zu erfolgen habe. In klarer 
Würdigung dieses Ausweges bemerkte hierzu der Staatssekretär 
PlCRERlNG:^) ,y77iM stipulation^ toithmU admiUing tlie prineiple^ by 
seeuring the American merchants fironi Iobs in com of capture, would 
ceriairdy tend io promote raiher t/ian to discourage adventurea in pro- 
visiona to Franee.^^ Fast ein Jahrhundert später nahm die amerikanische 
Diplomatie wiederum Anlafs, gegen die Behandlung von Lebensmitteln 
als Kriegskontrebande Stellung zu nehmen. Es geschah dies, als im 
Jahre 1885 während des Krieges zwischen Frankreich und China die 
französische Regierung die Zufuhren von Reis nach chinesischen Häfen 
nördlich von Kanton für Kriegskontrebande erklärt hatte.') Seitens 
Grofsbritanniens erfolgte sogar ein Protest; Lord Granville erklärte: 
die englische Regierung würde sich nicht durch die Entscheidung eines 
Prisengerichts im Sinne der französischen Proklamation für gebunden 
erachten. Tatsächlich erfolgte eine Aufbringung neutraler Schiffe nicht. 
Die französische Regierung hatte aber ihren Zweck erreicht, da aus 
Besorgnis vor der Aufbringung die Reiszufuhren mindestens sehr ein- 
geschränkt wurden.^ 

Wie sehr die Beurteilung der Frage von den jeweiligen Inter- 
essen abhängig gemacht wird und nicht von dem Wesen der inter- 
nationalen Rechte und Pflichten, beweist gerade die Stellungnahme der 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika. Als neutrale Macht 
haben diese grundsätzlich gegen die Hinzurechnung Ton Lebensmittehi 
zur Kriegskontrebande Einspruch erhoben, als kriegführende Macht 

') Note vom 16. J&nuar 1797 bei Wharton. a. a. O. 

*) In einem Bericht vom 23. April 1885 an aen Staatssekretär Bayard sprach 
sich der Gesandte der Vereinigten Staaten in Berlin dahin aus: Er müsse die 
Aufmerksamkeit auf die prinzipielle Bedeutung der französischen Erklilrung für 
die amerikanischen Interessen lenken. Die Vereinigten Staaten seien in euro- 
päischen Erief^en neutral; Nahrungsanittel bildeten einen immensen Teil ihres 
Exports. In jedem europäischen Kriege entstehe eine erhöhte Nachfrage nach 
diesen Artikeln aus neutralen Ländern. Die französische Lehre erkläre sie für 
Kontrebande, nicht allein, wenn sie für den militärischen Verbrauch bestimmt 
sind, sondern auch, wenn sie im gewöhnlichen Handelsverkehr zur Ernährung 
der Civilbevölkerung in Feindesland dienen sollen. Wenn dies zulässig ist, könne 
erst recht die Zufuhr von Kleidungsstücken, Industriewerkzeugen una allen 
weniger vitalen Existenzmitteln abgeschnitten werden. In der Tat gehe das in 

i'ener Erklärung liegende Prinzip so weit, dafs alle Gegenstände für E^riegjs- 
:ontrebande erklärt werden könnten, deren Mangel die Bedrängnis der Civil- 
bevölkerung eines im Kriege befindlichen Staates steigern kann. So könne der 
gesamte Handel der Neuträen mit den Kriegführenden vernichtet werden, auch 
wenn keine effektive Blockade der Häfen stattfindet. Der Krieg selbst würde 
für die Interessen der Neutralen verhängnisvoller werden wie für die der Krieg- 
führenden. Zum Schlufs hebt der Gewidte hervor, wie die Erhebung dieses 
Präcedenzfalles zur Regel diejenigen Vorteile tatsächlich beseitigen würde, welche 
nach der Absicht der Pariser Deklaration von 1856 den Neutralen garantiert 
werden sollten. 

») 8. auch Takahashi, in der Rev. de dr. i. 1901, S. 636 f. (D^cläration 
fran^aise relative au riz consid^r^ comme contrebande de guerre). 
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dagegen sie als solehe erklärt, sofern sie fOr die Streitkräfte des 
Q^ners bestimmt sind;^) so namentlich im § 19 der B. & G. J. Ebenso 
bezeichnet der N. W. C. im Artikel 36 als Kontrebande jjyraeidom when 
actuaUy destined for ih$ enemys tnäUary ar naval fcrcesJ"^ 

Zn lebhaften Erörterungen des Streites gab auch der Krieg zwischen 
England und den südafrikanischen Republiken Anlafs. Hollakd^ 
weist auf die englische Praxis hin, nach welcher namentlich solche 
Lebensmittel, deren Verwendung f ttr den militärischen Gebrauch, d. h. 
für die feindliche Flotte, das feindliche Heer oder eine feindliche 
Festung sehr wahrscheinlich gemacht ist, als Eaiegskontrebande zu er- 
achten seien; in derartigen Fällen, so wird hervorgehoben, pflege man 
aber die Ladung nicht zu konfiszieren, sondern ein Vorkaufsrecht 
auszuüben, damit nur die Verwendung für den Feind verhindert, der 
neutrale Handel aber nicht unnütz geschädigt werde. 

Auf eine den Gegenstand betreflende Anfrage im Unterhaus er- 
klärte am 6. Februar 1900 der Erste Lord des Schatzes: „Food sUi^i 
ag such have never been cormdered by t/ns oountry as contraband of war, 
Food Btuffs intended for Üie supply of an army in the ßdd are, J bdiece, 
by universal consent and international law regarded as eontraband of tror."*) 

Eine nähere Betrachtung widmet dem Punkte Barclay.^) Er 
konstatiert zunächst, dafs die englische Praxis lange und einhellig 
Nahrungsmittel, die für die feindlichen See- oder Landstreitkräfte be- 
stimmt waren, als Eriegskontrebande erachtet habe. Nach weiteren 
Erwägungen kommt er zu dem Ergebnis: dafs die Wegnahme von 
Lebensmitteln, deren Zufuhr an den Feind erhellt, unter allen Um- 
ständen berechtigt sei, und zwar ohne Schadloshaltung, wenn die Be- 
stimmung für die bewaflnete Macht des Feindes nachgewiesen, 
dagegen mittels Ausübung eines Vorkaufsrechts, also gegen Bezahlung, 
wenn eine solche Bestimmung nicht nachweisbar sei. Zur Begründung 
dieser Meinung sucht Barclat darzulegen: Innerhalb der durch Hu- 
manität und Treu und Glauben vorgezeichneten Grenzen sei dem Krieg- 
führenden alles erlaubt, um den Widerstand des Feindes zu brechen; 
die militärische Notwendigkeit sei die ultima ratio, wenn auch unter 
Umständen mit den durch diese Notwendigkeit gebotenen Mafsnahmen 
grofse Härten gegen nicht an der Ejiegführung Beteiligte verbunden 
seien. Das ist gewifs zu erwägen, soweit es sich um Mafsnahmen dem 
Feinde gegenüber handelt. Hier aber stehen die Rechte einer Kriegs- 
partei Neutralen gegenüber in Frage, und da kann ein Notrecht des 



^) Gbffokbm in der Abhandlung ,La guerre maritime de rayenir**, in der 
Bev. de dr. i. Bd. :^0 (1888) S. 451 f. weist (S. 453) auf eine entsprechende Ent- 
scheidung des obersten Gerichtshofes in Washington hin, in der es heilst: ,1/ 
such goods are desHtied for the dvrect and avowed use of the enemy's army er naxy, 
tee MOtUd he glad to see an amthorityj which countenances the exemptum fram 
forfeiture even though the property of a neutral"^ 

*) In einer Zuschrift vom 2. Januar 1900 an die Times. 

') S. auch die Erörterungen in der Sitzung des Unterhauses vom 'i8. Ja- 
nuar 1902. 

^) Food Stufte as contraband of war, in The contemporary review, 1900 
S. 243 f. 
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Krieges in dieser Allgemeinheit nicht anerkannt werden. Die Ans- 
ttbnng eines derartigen Vorkanfsrecbts auf dem freien Meere würde 
einen rechtswidrigen Eingriff in den Seehandelsverkehr darstellen.') 
Eine solche Ausdehnung der Rechte der Kriegführenden gegen Neutrale 
ist auch anderweit zurückgewiesen worden.*) 

Bei Erörterung der Behelligung deutscher Postdampfer durch eng- 
lische Kreuzer während des südafrikanischen Krieges führt v. Bar*) 
aus, dafs Lebensmittel, ebenso wie Kohlen, nicht als Kriegskontre- 
bande betrachtet werden könnten, aufser wenn sie direkt für die feind- 
liche Flotte bestimmt sind. Diese Einschränkung ist nur insofern zu eng, 
als auch durch die Bestimmung für das feindliche Heer diese Gegen- 
stände den Charakter als Kriegskontrebande erhalten.^) Im übrigen 
aber ist die an die letzten Beschlüsse des Institut de droit international 
geknüpfte ablehnende Kritik voll berechtigt. 



') Bezüglich des der Admiralität vorbehaltenen Vorkaufsrechts von Vorräten 
mit der Bestimmung nach einem feindlichen Hafen setzt die N. P. A., 1902, in 
B. 34 fest : ,, Where a »hip of a forei^ natvm pasaing the Beaa laden witk naval or 
xüctMaViinQ ttorea irUendea to be carrted to a port of any enemy of Hia Majeaty ia 
taken and brouaht into a port of the United Kingdom, and ihe purchaae for the 
aervice of Sia Majeaty of the atorea on board the ahip appeara to the Admiraltp 
expedient without the eondemnation thereof in a prize eourt^ in that caae the Ad- 
miralty may purchaae, on ihe euxount or for the aervice of Hia Majeaty, all or any 
of the atorea on board the ahip; and the Commiaaionera of Ouatoma may permit the 
kiorea purehaaed to be entered and landed within any port.* — 8. auch De BoacK, 
§ 254. — Vgl. im übrigen unten S. 252. 

') Vgl. Tbsta, S. 211, 212 und H. Fkomagbot, Les vivres consid^r^s 
comme contrebande de guerre, im Joum. de dr. i. pr. Bd. 27 (1900) 8. 29 bis 48. 

') Die Beschlagnahme deutscher 8chiffe wegen Führung von Ejriegs- 
kontrebande, in der Zeitschrift .Die Nation", 1900, 8. 2031 

*) Auch RiviER (Völkerrecht, § 68 8. 453) halt an der Einschränkung auf 
die Bestimmung für die feindliche Flotte fest; er übersieht, dafs die Bestimmung 
für die feindliche Landmacht sehr wohl nachweisbar sein kann. Ebensowenig 
haltbar in ihrer Einschränkung erscheint die Prognose bei 8ir Hbnbt 8. Mainb 
(International Law, London 1888, 8. 107): ^It ia probable that in future proviaiana 
will on/y be contraband tohen deatined for a port in which an enemjfafleet ia lying'^ ; 
denn mit Sicherheit kann nie vorausgesehen werden, an welchem Platz sich die 
Schiffe einer kriegführenden Macht zu einem bestimmten Zeitpunkt befinden 
werden; auch kann die Warenübernahme, wenn es die Witterungsverhältnisse 
zulassen, auf See erfolgen. — de Bobck (§ 645 a) will Lebensmittel unter keinen 
Umständen als Kriegskontrebande angesehen wissen: „Ua vivrea n*ont aucun dea 
caracthrea de Ia contrebande, fuaaent-üa deatinia au ravitaiUement d^une armie ou 
d^une ßotU." 

Während des südafrikanischen Krieges hat sich auch die englische Presse 
lebhaft mit dem Gegenstande beschäftigt, allerdings mehr vom Opportunitäts- 
standnunkte wie unter rechtlichen Gesichtspunkten. Denn in diesen Erörterungen 
wird hauptsächlich der voraussichtliche Nutzen gegen die zu besorgenden Vor- 
teile abgewogen. — The Westminster Gazette, December 12, 1899, bringt 
folgendes Eingesandt: ,^ recent incident in connexion with the war haa not receiwd 
the attention tt deaervea^ We refer to the reported aeieure aa contraband of war 
of a cargo of flour conaigned to Lorenso Marqnea for ihe uae of the Tranavaal. 
We have hitherto conaiatenüy hdd that foodatuffa eoM not be aeized aa contraband 
of war, a doctrine which we have eoidently adopted aa a matter of policy in view 
of thia country being dependeiü, white at war, on cargoea ofwheat, de., from abroad. 



250 Zweiter Teil. Seekriegsrecht. 

3. Kohlen. Auch bezüglich dieses Artikels ist die Praxis 
sehwankend. Nach Ausbruch des Erimkrieges im Jahre 1854 gab der 
Erste Lord der Admiralität im Unterhause eine Erklärung in dem 
Sinne ab, dafs Kohlen, welche für Kriegszwecke bestimmt sind, als 
Kriegskontrebande anzusehen seien. Im Jahre 1859 erklärten dagegen 
Frankreich und Italien, Kohlen nicht als solche betrachten zu wollen. 
Während des deutsch -französischen Krieges im Jahre 1870 verbot die 
englische Regierung die Zufuhr von Kohlen an die zum Zweck feind- 
licher Unternehmungen in der Nordsee stationierten französischen 
Kriegsschiflfe von englischen Häfen aus.^) 

Bei Beginn des spanisch - amerikanischen Krieges erklärte in der 
Sitzung des englischen Unterhauses vom 22. April 1898 auf eine An- 
frage aus dem Hause der Attomey General : wenn Kohlen oder flüssiges 
Heizmaterial Kriegskontrebande seien, dann dürften solche Gregenstände 
nicht durch neutrale Schiffe den Kriegführenden zugeftlhrt werden. 
Weniger ausweichend, aber dennoch zurttckhaltend, gab der Vertreter 
des Auswärtigen Amts in der Sitzung vom 5. Hai 1898 die Auskunft: 
wenn die Kohlen für den Krieg und nicht ftlr die Industrie bestimmt 
seien, könnten sie den Charakter der Kriegskontrebande gewinnen; 
die Entscheidung falle dem Prisengericht des Nebmers zu.-) 

Entscheidend für die Beurteilung ist auch hier lediglich, ob der 



When France was at war with China we resisted her claim to seize rize as cantro' 
band, and we bdieve toe are not wrong in saying (hat we foUowed the same line in 
the recent war between the United States and Spain. Have we definitely decided an 
the abandonment of this poUcy, which we mag aunme was adopted afUr due am- 
sideraÜon, in arder to snatch a temporary advantage? The potnt is an impartant 
onCf and we shaü await further i^formation an the subject wUh anxiety^ The 
MorningPoflt, January 1, 1900, spricht sich noch bezeichnender dahin aus: , We 
wauld take this opportunity of r^teating the opinion we have expressed befare, that 
it woM be madness for Ms countrv to treat foodstuffs as contraband of war . . . 
At each point of departure a preceaent wiU h<we been created, and the warst possible 
precedent for an Island-Power to sei up wauid be the confiscation of arUeUs of 
food.* Daily Mail, December '22, 1899, legt die Bedenken wie folgt dar: , Wether 
we shauld dedare food cantraband of war is a matter to be carffuüy cansidered. 
No cauntry in the warld is so dependent upan autside supplies as our oton. The 
precedent wauid be a most dangerous one. It miaht one day react upon us with 
force at a time when we did not wish to be reminded ofonr own action. Doubtless 
it is most unfortunate for ns thai the Boers are able to cain practicaüy as much 
gald as they choose every day, and to use that gald for payments whiak can atUg 
prolong the inevitable end; mit we repeat, the matter of food is dangerous and 
delicate,* 

') In Betreff der fi^rundsätzlichen Ansehung von Kohlen als Kriegs* 
kontrebande und der Pflicht der neutralen Staaten, deren Zufuhr an die Krieg- 
führenden nicht zuzulassen, hat damals ein Depeschenwechsel zwischen der 
deutschen und der englischen Begierung stattgefunden. 8. Twiss, in der Schrift 
^Belligerent Bight on the High Seas since the Declaration of Paris (1856)'^, 
London 18S-i, S. 14 f. und in der Eev. de dr. i. Bd. 26 (1894) S. 122 f.; femer 
DüBOC, 8. JlUf. 

') 8. femer: Phillimorb, III. § 266; SfiLOSSS, Le charbon, contrebande de 
guerre, im Joum. de dr. i. pr. Bd. 25 (1898) S. 4421; GhovER, De la fonmiture 
au charbon ou d'autres provisions aux bellig^rants, das. 8. 535 f.; auch das. 
8. 287; Gbpfckbn, La guerre maritime de l'avenir, in der Bev. de dr. i. Bd. 20 
y,l888), 8. 452 f. 
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Verdacht begründet, bezw. fttr das Prisengeriobt, ob der Beweis er- 
bracht ist, dafs die Heizmaterialien fttr Kriegszwecke des Gegners be- 
stimmt sind. Ist das der Fall, so liegt der Tatbestand der Kriegs- 
kontrebande mit allen seinen Konsequenzen yor. 

Der N. W. C. (Artikel 36) bezeichnet Kohle als Kriegskontrebande, 
y^whm deBtinsd for a naval steUtOfij a port of caU^ or a $fnp or ahips of 
the enemy,^^ 

4. Geld und geldwerte Papiere. Sofern dieselben einer Kriegs- 
macht zngeftthrt werden sollen, mttssen sie, da sie ein wesentliches 
Mittel fttr die Kriegftthmng sind, als Kriegskontrebande gelten. Das 
ist auch zum Teil konventionell festgesetzt; ebenso im N. W. C. 
(Artikel 36): ^^fnoney destined for tiie enemifB forces.^^) 

5. Schiffe, deren Verwendung ftlr Kriegszwecke, namentlich auch 
fttr militärische Transporte des Gegners in Aassicht genommen ist^ 
sind Kontrebande. 

B. Gegrenstände, die mittelbar Kriegrszwecken dienen können. 

Hierher gehören namentlich die Stoffe,^) Werkzeuge und Maschinen 
f Ur die Anfertigung von Kriegsmaterial. 

Alle solche Gegenstände werden mit Recht als Kriegskontrebande 
behandelt» wenn die Annahme, dafs sie fttr Kriegsbedttrfoisse verwendet 
werden sollen, begrttndet erscheint. Die autoritativen Festsetzungen be- 
rücksichtigen freilich in der Regel nicht den Verwendungszweck, sondern 
nur die Gegenstände an sich. Zudem ist die Reglementierung eine 
höchst ungleichmälsige, namentlich hinsichtlich der Rohstoffe fttr die 
Herstellung von Munition und der Materialien fttr Schiffbau.') 

Maschinen fttr die Fabrikation von Kriegswaffen und 
Munition werden als Kriegskontrebande angesehen, ebenso Maschinen, 

') Über die Ansehung von Geld als Kriegskontrebande im 17. und 18. Jahr- 
hundert 8. J. G. BOSCH, Völkerseerecht, Hamburg und Altona 1801, S. 34 f. — 
Oppenheim (S. 260, 261) meint: Geld als Ware zugeführt sei nicht als Kriegs- 
kontrebande, sondern euer direkt als Subsidie, als Feinaesgut, zu behandeln. 
DE BoECK (§ 675 b} will Geld überhaupt nicht, Gbffckbn (Anm. bei Hefftbr 
§ 160) es nur dann als Kontrebande gelten lassen, wenn es einer feindlichen 
Flotte zugeführt wird. Ein Grund für diese Einschränkung ist nicht erkennbar. 

') Schon das kanonische Recht stellte solche Stoffe den Waffen gleich. 
Auf der dritten Lateransynode (1179) bedrohte Papst Alezander III. die Christen, 
welche den Sarazenen Waffen, Eisen und Schiffbauholz liefern oder die Führung 
ihrer Schiffe übernehmen, mit Exkommunikation und Vermögenseinziehung, und 
sprach sie den Nehmern als Sklaven zu (cap. 6 X de Judaeis, Saracenis etc. 
5, 6). Unter Bezugnahme auf dieses Verbot drohte Clemens III. allen, die in 
Kriegszeiten mit den Sarazenen Handel treiben oder ihnen durch Bat oder Tat 
Hülfe leisten, ebenfalls Exkommunikation an (cap. 12 das.). Eine erneute Ein- 
schfirfung des Verbotes erfolgte auf der vierten Lateransynode (1215) durch 
Innocenz lU. (cap. 17 das.). 

*) Das Pr. ÄUg. Landrecht rechnet Salpeter und Schwefel zu den ver- 
botenen Waren (T. II Tit. 8 § 20:34), andere „Materialien, die in Kriegs- 
bedürfnisse verwandelt werden können**, wie «Masten, Schiffholz, Taue, 
Segeltuch, Hanf, Pech*, dagegen nicht (das. § 2036). — Im Laufe des spanisch- 
amerikanischen Krieges 1898 erklärte die spanische Begierung, Schwefel nicht 
als Kriegskontrebande beliandeln zu wollen (Joum. de dr. i. pr. Bd. 25 [1898] 
8. 627)^ 
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die für den Betrieb von Kriegssehiffen bestimmt sind, und 
Materialien fttr Kriegsschiffbau und die Ansrttstnng von Kriegsschiifen.^) 

§ 46. 
Rechtsfolgen. 

I. KonttkatiM der KMtrebmie. 

Liegt der Tatbestand der Kriegskontrebande vor, so sind 
im Betretnngsfalle die Folgen: Wegnahme und Konfiskation 
des Objekts, sowie je nach den Umständen auch des Trans- 
portmittels. 

Die Berechtigung zur Konfiskation der Kriegskontrebande ist zwar 
in der Doktrin zuweilen bestritten worden. Ihre Anerkennung für das 
positive Recht folgt aber schon aus den Einschränkungen in den Sätzen 
2 und 3 der Pariser Seerechtsdeklaration von 1856.' 

Die Konfiskation erfolgt entweder gegen Ersatz oder ohne solchen, 
und zwar gegen Ersatz: 

a) soweit solches durch Vertrag vereinbart ist; 

b) nach partikulärer Praxis, wenn angenommen wurde, dafs der 
neutrale Eigentümer der Kontrebandeartikel keine Kenntnis von deren 
Bestimmung für den Feind hatte. 

Fttr den Fall, dafs das Schiff die Reise vor Ausbruch des Krieges 
angetreten hat und nach dessen Ausbruch mit Kontrebande an- 
getroffen wird, dürfte ebenfalls die Wegnahme der letzteren gegen volle 
Entschädigung gerechtfertigt erscheinen, wenn nicht der Krie^hrende 
es vorzieht, das Schiff nach einem neutralen Platz zu verweisen; leistet 
dasselbe solcher Weisung keine Folge, sondern setzt es die ursprüng- 
liche Reise fort, so hat es Aufbringung und Konfiskation ohne Ersatz 
zu gewärtigen.*) 

II. Das sog. Vorkailsrecbt. 

In Betreff der Ausübung eines Aneignungsrechts an Lebensmitteln 
s. oben S. 248 f. Auch zur Begrilndung der Wegnahme von anderen 
Gegenständen, die unter Umständen zu Kriegszwecken verwendbar sind, 
hat man sich mit der Unterstellung eines Vorkaufsrechts zu helfen ge- 
sncht.^) Es beruht dies auf Willkür, abgesehen davon, dafs der Betriff 
„Vorkaufsrecht^ hier überhaupt nicht in Betracht kommen kann. Anders 
wie für das Verhältnis auf dem freien Meere wird freilich die Sache 
zu beurteilen sein, soweit es sich um neutrales Gut in dem Territorial- 
seegebiet der Kriegführenden handelt. Hier sind Bedenken gegen ein 



») HAZLrrr und Roche, S. 236 bis 259. 

■) S. hierüber Hautefeuille, Droits et devoirs, III. S. 272; Joupfroi, S. 311 f.; 
Gbssnbb, Droit des neutres, S. 845. 

') PuiLLmoBB (lU. § 269) konstatiert, dafs nach der britischen Praxis bei 
Ausübung des Vorkaufsrechts der volle Wert der betreffenden Artikel mit 10% 
Zuschlag gezahlt zu werden pflegt. Vgl. anch MORSK, S. 101 1 ; DuPUis, §§ 225 
und 230. — Gegen das Vorkaufsrecht sprechen sich namentlich aus: GrBSSNBa^ 
Droit des neutres, S. 150 f. und Hbffter, § 161. ^ 
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derartiges Eingreifen in den Handelsverkehr der Neutralen nach Mals- 
gabe des Bedürfnisses der Eriegfbhrang niemals anerkannt worden. 
Jede Kriegspartei hat nach dieser Richtung hin auf ihrem eigenen und 
auf dem von ihr okkupierten feindlichen Land- und Seegebiet freie 
Hand. Grundsätzlich bleiben allerdings die privatrechtlichen Beziehungen 
zwischen Angehörigen der kriegführenden Staaten und Neutralen un- 
berührt; die Politik der Kriegsroafsregeln erheischt aber in vielen Fällen 
Einschränkungen, und jedem kriegführenden Teil mufs die in der Natur 
der Verhältnisse liegende Befugnis eingeräumt werden, auf dem von ihm 
innegehabten Kriegsgebiet den Handel zu verbieten (Ausfuhrverbote!), 
zu regeln oder sich nutzbar zu machen, soweit das Interesse der 
Kriegführung solches erfordert; die verpflichtende Kraft der von 
seinen Staatsangehörigen mit Neutralen, ebenso wie mit feindlichen 
Untertanen, geschlossenen Verträge kann nicht dagegen geltend gemacht 
werden. Eine andere Frage ist die Schadloshaltung der in ihren Interessen 
geschädigten Neutralen. Wenn sich daher die französische Regierung 
durch ein Gesetz vom 3. September 1870 die Ermächtigung erteilen liefs, 
während der Dauer des Krieges die KriegswafTen und Munitionen, welche 
in Frankreich für Rechnung des Auslandes fabriziert waren und fabriziert 
werden würden, sich gegen Zahlung der vertragsmäfsig festgesetzten 
Preise anzueignen, so war diese Mafsregel vom Standpunkte des Kriegs* 
rechts aus gerechtfertigt.^) 

In einzelneu Verträgen ist übrigens das Vorkaufsrecht ausdrücklich 
stipuliert.^) Nur unter dieser Voraussetzung steht seiner Ausübung auf 
freiem Meere nichts entgegen. 

III« Koiilskatioi dtr nnvarfiiiglicIieR LadiiRg. 

In Betreff der Frage, ob sich die Konfiskation auch auf denjenigen 
Teil der Schiffsladung zu erstrecken hat, der nicht Kontrebande ist, 
herrscht in der Theorie Verwirrung, in der Praxis Unsicherheit. Soweit 
die Konfiskation des unverfänglichen Teiles der Ladung für berechtigt 
erachtet wird, beruht diese Annahme auf der Unterstellung, dafs die 
Zufuhr von Kriegskontrebande seitens Neutraler den Charakter einei" 
strafbaren Handlung trage. Diese Auffassung ist unhaltbar. Die Be- 
ftignis der Kriegführenden, solchen Zufuhren an den Feind entgegen- 
zutreten, ist nicht ein Ausfiuls der Strafjustiz, sondern des Kriegs- 
rechts. Zu dieser Einsicht ist man aber nicht allgemein gelangt, und 

^) Unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung der englischen Prisengerichte 
erklärt Holland (Manual of Naval Prize Law, § 84): ,fThe Carriage of Ooods 
conditUmaUy Conirahand, and of 9ueh ahsoluUly Contraband Ooods aa are in an 
unmanufactured atate, and are ihe produce of the country ex^orüng them, is wuaUy 
foUowed wdy by the Preemption of auch Oioda hy the British Chvemmentf which 
then paya freignt to the Veaad carrying the Oooda.** Hiermit im Zusammenhange 
steht auch die o. S. '^49 Anm. 1 mitgeteilte Vorschrift der s. 34 der N. P. A., 
1902. — DüBOC (8. 108, 169) hebt, in Anknüpfung an gewisse Verhältnisse im 
französisch-chinesischen Kriege, 1884/l88^, hervor, dafs in solchen Fällen nicht 
von einem Vorkaufsrecht die Bede sein könne, sondern dafs es sich um das 
Notrecht der Selbsterhaltung handele, entsprechend dem Angarienrecht. 

■) So in dem Vertrage zwischen Grofsbritannien und Schweden vom 
25. Juli 1803. 
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man hat die Venirteilang der anverfäDgliehen Ladung neben derjenigen 
der Eontrebande teils uneingeschränkt, teils nnter gewissen Voraus- 
setzungen fttr gerechtfertigt erklärt. ^ ) Durch konventionelle sowohl 
wie durch einseitige Vorschriften der Staaten ist vielfach ausdrücklich 
das Recht zur Konfiskation auf denjenigen Teil der Ladung beschränkt 
worden, der den Charakter der Kriegskontrebande trägt. 

Die Aufbringung auch der unverfänglichen Ladung zugleich mit 
der Kriegkontrebande bezw. dem Schiffe wird allerdings regelmäfsig 
nicht zu umgehen sein.^ Das präjudiziert aber nicht der späteren 
Freigabe. 

Jedenfalls ist ein innerer Grund für die Verurteilung der unver- 
fänglichen Ladung nicht erkennbar. Nach den Grundsätzen der Pariser 
Seerechtsdeklaration von 1856 ist sie überhaupt ausgeschlossen. Wollte 
man auch ihren Eigentümer, sofern er zugleich Eigentümer der 
Kontrebandeartikel ist, gewissermafsen als Feind und sein Eigentum 
als feindliches ansehen so, würde doch, soweit jene Grundsätze mafs- 
gebend sind, der unverfängliche Teil der Ladung eines neutralen Schiffes 
nicht der Konfiskation anheimfallen, weil sie eben keine Kriegskontre- 
bande ist, und feindliche Ware, mit alleiniger Ausnahme der letzteren, 
an Bord eines neutralen Schiffes der Wegnahme nicht unterliegt. Ebenso- 
wenig würde aus der Unterstellung, dafs das neutrale Schiff, dessen 
Reeder oder Kapitän wissentlich Kontrebande befördert, wie ein feind- 
liches anzusehen und zu behandeln sei, ein Recht auf Konfiskation der 

Obtolan (II. 8. 197 f.) zählt folgende Fälle auf, in denen die Einziehnng 
der gesamten Ladung ffir zulässig angesehen werde: 

1. wenn die Kontrebande mindestens drei Viertel des Wertes der Ladung 
beträgt; 

2. wenn auch die unverfängliche Ladung dem Eigentümer der Kontrebande 
gehört; 

3. wenn falsche Schiffspapiere oder Deklarationen vorliegen; 

4. wenn in Gemäfsheit eines Staatsvertrages der Eigentümer verpflichtet 
ist, sich der Zufuhr von Kontrebande zu enthalten. 

Diese Praxi& ist aber mit Recht beanstandet worden. Obtolan selbst er- 
achtet sowohl die Einziehung des unverfänglichen Teils der Ladung wie diejenige 
des Schiffes als dem Wesen des internationalen Rechts nicht entsprechend, 
Philumobs (UI. § 277) freilich trägt kein Bedenken, indem er die Konsequenzen 
als eine Strafe für die Kontrebande hinstellt, bezüglich des unverfänglichen 
Teiles der Ladung zu erklären: ^U is io be olmerved that the penalty of Ckmtra- 
band extends to au the property of {he same aumer infxdved in the samt wUawfwU 
tramaction. Änd therefore, if the aame owner po9$e$8 artidea which are and wkuA 
are not Contraüband, aU wiJIX he alike condemned, To etcape from the eontag ion 
of Contraband the innocent artidea muet be the property of a different owner,* 
Dies ist überhaupt in England und Nordamerika die maXsgebende Auffassong: 
8. auch Hazutt und Roche, S. l?68f.; Upton, S. 332. 

«) Das Fr. P. R. im § 7 No. 2 erklärte die Schiffe, deren Ladung aus 
Kriegskontrebande besteht, nebst derselben als gute Prise, aber mit der Ein- 
schränkung, dafs, wenn nur ein Teil der Ladung aus Kriegskontrebande besteht, 
der Schiffer befugt sein soll, diesen Teil auf der Stelle oder im nächsten Hafen 
zu loschen, in welchem FaUe er der Aufbringung entgehen soll und die Reise 
mit dem übrigen Teil der Ladung ungestört fortsetzen darf. — Der Italien. 
Codice per la marine mercantile (Art. 215) ordnet die Freigabe der unverfänglichen 
Güter zur Verfügung der Eigentümer nach Ankunft in einem heimatlichen 
Hafen an. 
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aD Bord befindlichen neutralen Güter, welche nicht Kriegskontre- 
bande sind, hergeleitet werden können, weil die neutrale Ware, mit Aus- 
nahme der Kriegskontrebande, auch an Bord eines feindlichen Schiffes 
der Wegnahme nicht unterworfen ist^) 

IV. Koilskatioa des Schiffes. 

Auch hinsichtlich der Schiffe ist die Praxis keine einheitliche. Zum 
Teil hat man sie nur dann konfisziert, wenn anzunehmen war, dafs 
der Seeder oder der Kapitän Kenntnis von dem verbotswidrigen 
Transport hatte, was freilich bei letzterem regelmäfsig der Fall sein 
wird, schon weil er die Konnossemente zu zeichnen hat.*) 

Anderweit hat man dem Befehlshaber des Kreuzers die Befugnis 
erteilt, gegen sofortige Herausgabe der Kontrebande das Schiff frei- 
zulassen, und zuweilen war auch die Behandlung eine besondere, wenn 
Gegenstände in Betracht kamen, deren Eigenschaft als Kriegskontre- 
bande nicht überall anerkannt war. 

Wenn in einer Anzahl von Verträgen die Konfiskation der Schiffe 
ausdrücklich ausgeschlossen ist, so kann hieraus eine allgemeine Norm zu 
Gunsten der Schiffseigentttmer nicht hergeleitet werden. Die bewufste 
Zufuhr von Kriegskontrebande rechtfertigt die strengsten 
Repressivmafsregeln seitens des dadurch benachteiligten 
Gegners. Wer wissentlich Kriegskontrebande befördert oder beiördern 
läfst und mithin die Unterstützung einer Kriegspartei unternimmt, begeht 
eine feindselige Handlung gegen die andere Partei und setzt sich selbst 
solcher Behandlung aus.') 

Auch schon als Präventivmafsregel gegen künftige Verletzungen der 
Keutralität erscheint mindestens die Beschlagnahme der Schiffe, deren 
Eigentümer oder Kapitäne, letztere als Repräsentanten der Schiffs- und 
Ladungsinteressenten, insbesondere also auch als Vertreter der Reederei, 
die Beförderung von Kriegskontrebande geschäftsmäfsig betreiben, durch- 
aus gerechtfertigt.^) 

^) Gbssneb (Droit des neutres, S. 146) weist auf das UnjuristLsche der hier 
bekämpften AnffasBung hin und hebt hervor: j,ce$ objets [tnoßensifti] n'oni aucun 
rappori avec k diUt de contrebande, cammi$ par le neuire,* — Ebenso erkennt 
BoNVlliS (§ 1&79) obi^e Ausführungen als ausschlaggebend an. S. femer Dirna, 
6. 222 f. — Das Proj. de code 1892 verkennt die Rechtslage, wenn es im Art. 69 
den Satz aufstellt: ^Sera dielarit libre la mairehandiae Hciü, pourvu que $on prih 
priiiaire ianarät Veonaiefice de cotUf^tande eur le navire qui la porte," Die un* 
verfängliche Ladung ist stets freizugeben. 

*) V. BüLMERiKCQ (8. 374) bemerkt: ^Naua ne crayons paa pouwhr accepier la 
duposUion qui veut que le navire mnt exempt lorsfue le patnm ne eavait rien de 
la contrebanide de guerre, car le patron doit faire lut^mime la dietrihution des piacee 
dana le navire powr lea marchandieee ä charger^ et surveXHer le chargement." 

*) Mit Becht bezeichnet Caücht (I. 8. 57) den wissentlichen Vertrieb von 
Kontrebande seitens Neutraler als eine Verletzung der nftchstliegenden Neu- 
tralit&tspflicht, und selbst Hautbpbuillb (Droits et devoirs, HL, 8. 13) hebt hervor, 
dafs bei einem der Nationalität nach neutralen Schiff immer noch nicht feststehe, 
ob dasselbe auch seinem Verhalten nach neutral ist und ^e^ü ne e^eet pas rangi 
volontairement aoue bannige ennemie, en e'aaeociant aux actis de guerre euacq^tiblea 
de lui faire perdre ea qualite." — G. Fr. v. Maktens (Caper, § 24) und DuPüls 
(§ 219) treten allerdings für die grundsätzliche Freilassung der Schiffe ein. 

*) 8. auch Oppenhedi, S. 247. 
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Nach englischer Praxis wird das Schiff in der Kegel verurteilt, wenn 
der Eigentümer der Kontrebande zugleich Eigentümer des Schiffes ist M 

Zu Erörterungen hat femer mehrfach die Frage Anlafs gegeben, 
ob die Aufbringung und in der Folge die Konfiskation des Schiffes auch 
noch nach Beendigung der Reise, mittels welcher dem Gegner Kriegs- 
kon trebande zugeführt worden ist, statthaft sei? Der englischen Praxis 
gegenüber, welche in mehreren Fällen die Zulässigkeit der Konfiskation 
anerkannt hat,^ vertritt die Wissenschaft mit Recht den entgegengesetzten 
Grundsatz. Die Handlung, welche an sich eine Neutralitätspflicht- 
verletzung darstellt, ist mit Beendigung der Reise konsumiert; während 
der Rückreise, wie überhaupt auf weiteren Reisen nach Löschung der 
Kontrebande ist eine Inanspruchnahme aus jenem völkerrechtswidrigen 
Akt ausgeschlossen.') 

§ 47. 

ÄBderweit verbotene Transporte/) 

Die Praxis hat den Begriff der Kriegskontrebande ausgedehnt auf 
gewisse Transporte der Neutralen, denen eine Beförderung der Ab- 
sichten eines Kriegführenden wider den anderen zu Grunde liegt.*) 
Man bezeichnet dieselben als uneigentliche Kriegskontrebande (contre- 
bände par accident*)). DeBoeck') bemerkt hierzu: ,jll est certium 
faÜ8 plus graves encore, encof^e plus incompatibles avec les devoirs de la 
neutraUti ou avec la qualite de sujet pacißque et inoffensif de Vennemi^ qui 
constüuent um immiation directe dans les hosiilitt's, et entrainefU une mesure 
de r^pression ou de defense plus vnergiqtie encore que le ti*ansport de la 
contrebande propremeiU diteJ'*' 



') Philliiiobe, III. §§ 275, 276. — Über die nordamerikanische Praxis -. 
MoBSB, 8. 1010 f. — Gbssnbk (Droit des neutres, S. 146) geht zwar mit Unrecht 
von der Ausübung einer Straf Justiz seitens der Prisengerichte aus, gelangt al>er 
zu folgender im Ergebnis zutreffenden Erklärung: ^hs qus le propriitairt a 
connaissance des marchandises qui se trouvent sur son navire, ü est camplice du 
dÜit; ü n^est par conslquent pas moins pumissahle que le proprUtaire de la eon re- 
hande. On ne peut donc dSduire des principes giniraux du droit aucune objection 
ä la cof\ftscation du tMvirSj surtout pas si navire et cargaison prohibSe appartiennent 
ä deux persannes dijßrentes; an ne pafirra^ en effet, opposer dans ce cas ee qu*on 
opposerait dans le cas cantraire^ que le propriStaire du navire est dSjä puni for U 
parte de la cargaison. Uessentiel au point de vue juridique est que le proprtitaire 
ait eu connaissance de Femploi donnS ä son navire et qWil aity taeitement ou fx- 
pressimenty donni son consmtement ä cet emploi. Dans ce cas, la oot^fiscatkm dm 
navire en sus de la confiscation du chargemefit serait un procSdS juridiquement et 
strictement consSquent. Mais le droit moderne se rapprocht d^une pratique pUts 
indulgente.'^ 

') Hazutt und BocHB, S. 268. 

•) WiLDMAN, II. 8. 218; Jaoobsen, 8. 422 f.; Obtolan, IL 8. 201; Blurtschu, 

t809; Calyo, n. § 1117; Gbssneb. Droit des neutres, 8. 140; Maclaculax, 
. 527; Ny8, S. 47; Gabbis, Institutionen des Völkerrechts«, 8. 254. 

^) Eingehend behandelt bei Klbbn, De la contrebande de guerre et de< 
transports interdits aux neutres, 8. 223 bis 272. 
5\ £[bppteb 8 161a. 

•) Klbbn (Rev. de dr. i., Bd. 25 [1893] 8. 284 Anm.) bemängelt mit Recht 
diesen Ausdruck. — ') § 660. 



J 
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L Eiiztln Fillt ier sti. iitlieitlldiM Kriaiskoitrebaiie. 

Es kommeii folgende Fälle in Betracht: 

1. Die Zufahr von Offizieren nnd Mannschaften fttr den 
Land- oder Seekrieg. Hierbei handelt es sich nicht um Personen, 
die erst in das feindliche Heer oder bei der feindlichen Flotte eintreten 
wollen, sondern am wirkliche Angehörige der bewaffneten Macht, also 
am aktive Militärpersonen im eigentlichen Sinne, bereits aasgehobene 
Rekraten and Wehrpflichtige. 

Ein solcher Transport ist offenbar gravierender als die blofse Za- 
fahr verbotener Waren, weil dabei das feindselige Verhalten anver- 
kennbar hervortritt. Das nentrale Fahrzeug leistet dem Feinde Dienste 
und verliert dadurch seinen neutralen Charakter.^) Seine Behandlung als 
feindliches Schiff ist daher jedenfalls gerechtfertigt, wenn der Reeder 
oder Kapitän Kenntnis von der Qualität der betreffenden Passagiere hatte. 
In den meisten Fällen streitet die Vermutung für diese Kenntnis. 

Ein entsprechendes Verbot enthielt das preufsische Allgemeine 
Landrecht (T. 2 Tit. 8 § 2037) dahin: „Land- oder Seeoffiziere und 
Soldaten der kriegfbhrenden Mächte sollen von neutralen Schiffen nicht 
an Bord genommen werden.^' 

Das Institut de droit international hat im § 34 des Entwurfs eines 
internationalen Prisenreglements den Satz aufgestellt: ^^Sont asaimüia 
<m transpart interdü de eontrebande de guerre Us trampcrts des troupes 
pouT les Operations müüaires, sur terre h sur mer^ de feimemi^ ainsi que 
Us transports de la eorrespondance ofßcielle de Pennemi, par les navires de 
■commerce natianava, neutres ou ennemis.^^ Das Ergebnis der späteren 
Verhandlungen über eine internationale Regelung der Kriegskontre* 
bände ist ein dahin gefafster Vorschlag (§ 7):^) „Sont intfrdits les 
i^ansporis de troupes^ müitaires ou agents de guerre (Fun ennemi: i® dans. 
Zes eaux des belligArants; 2^ entre Uurs cuUarites, ports, possessions, arm&s 
OH flottes; 3^^ lorsque le transport se fait pour le compte ou par Vordre 
ou le mandat iVvn ennemi^ ou bien pour lui amener soit des agents avee 
uns commission pour les Operations de la guerre, soit des militaires etant 
<lejä ä son Service ou des troupes auxiUaires ou enrolies eontrairement ä la 
iieutralitt\ — entre ports neutres, entre ceux d^un neutre et d'un bdli- 
gSrant, d'un point neutre ä Parmie ou la flotte dfun be/UgSrant. — 
IHnterdiction ne s^etend pas au transport de particuliers qui ne sont pas 
-encore au service müitaire d*un belligeranty lors meine qu^ils aient Vintention 
■iVy enlrer^ ou qui fönt le trajet comme simples voyageurs sans conneaüe 
.manifeste avec le sercice tmUtaire.^*) 

^) Hazlitt and Boche, S. 259: y,The convejfonce of military or navalpers&ns 
in the Service of the enemy to an enemj/s port is \n the highest degree eonJtrabändy' — 
Ferner Obix)Las, II. 8. 2ci4; BossB, Elements, S. 70; Fiore, § 1706; Naval War 
<:ollege, International Law Situations, 1901, 8. 86 bis 98; Basbbvant, Du droit 
d'arr^ter en haute mer les individus qui voyagent k destination d'un paja 
bellig^rant, im Joom. de dr. i. pr., Bd. 27 (1900) 8. 913 bis 923. 



2 Annnaire 1896, 8. 232. 



wahrend des chinesisch- japanischen Krieges, 1894, sollte der englische 
Dampfer «Kowshing*^ unter Begleitung chinesischer Kriegsschiffe einen chinesischen 

Per«1a, InlAiiimtioulM SMreoht. 8. Aoft. 17 
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2. Agenten der Kriegführenden, wenn ihre Bestinimang^ 
anf Beförderung der Kriegszwecke, insbesondere auf Be- 
schaffung von Kriegsmitlein gerichtet ist. 

Von Interesse ist in dieser Hinsicht die sog. Trentaffaire.^) 
Am 7. November 1861 schifften sich die Kommissäre der im Aufttand 
befindlichen Sttdstaaten der nordamerikanischen Union, Mason, Slidell^ 
Eustis und Mac Farland in Havanna auf dem englischen Postdampfer 
^Trent^ ein; ihre Bestimmung war, Aber St Thomas nach Europa zu 
fahren und dort für die Sttdstaaten Untersttttzung zu suchen und BOnd* 
nisse zu schliefsen. Der Kapitän der „Trent*^ sowohl wie die Reeder 
hatten von dieser Sendung Kenntnis. Der Kommandant des nord- 
amerikanischen Kriegsschiffes „San Jacinto^ fand sich deshalb veran- 
lafst, auf eigene Hand die „Trent^ anzuhalten und, gegen den Wider* 
Spruch des Kapitäns, die vier Kommissäre als Gefangene zu sich an 
Bord zu nehmen. In seinem Bericht erklärt er: er habe sie als ver- 
körperte Depeschen (s. unten 3) angesehen und mithin auch Schiff und 
Ladung konfisziereti können; jedoch habe er der Prise entsagen wollen. 
Englischerseits erfolgte ein scharfer Protest mit der Forderung auf 
Freigabe der Gefangenen und entsprechende Entschädigung; auch 
Preufsen, Osterreich und Frankreich erhoben Einspruch. Die Begiemng^ 
in Washington hielt die Auffassung, dafs die vier Personen Kriegs- 
kontrebande seien, aufrecht, bewilligte aber deren Freilassung, „weil 
kein Interesse an der Gefangenhaltung vorliege". In der Doktrin 
wurde der Standpunkt der amerikanischen Regierung ebenfalls be- 
kämpft*) Heffteb*) erklärt fttr solche Fälle: „Keinenfalls kann der 
Transport diplomatischer Agenten eines Kriegführenden an eine neu- 
trale Macht an und fttr sich als Verletzung der Neutralität betrachtet 
werden, es mttfste denn die Bestimmung der Agenten auf eine Alliance 
fttr den noch andauernden Krieg gehen, in welchem Falle die Be» 
Bchlagnahme und Wegfttbrung nicht ungerechtfertigt sein wttrde." 

Das Institut de droit international erachtet eine derartige Be- 
förderung nur unter gewissen Voraussetzungen fttr rechtswidrig; in 
diesem Sinne wird in dem Entwuri", betreffend die internationale 
Begelung der Kriegskontrebande (§ 6), folgendes aufgestellt:^) ^B est 



Truppentransport in St&rke von 1100 Mann nach Ghemulpo führen. Auf der 
Tour dorthin wurde der Convoi von einer japanischen Division angegriffen. 
Nachdem die Begleitschiffe unschädlich gemacht waren, wurde der .Kowshing*, 
weil er der Aufforderung, den japanischen Kriegsschiffen eu folgen, nicht nach- 
kam, vernichtet Dazu bemerkt Wbstlakb: ^The Eurqpeana toko nndaiakt 
irhe duiy of commanding or iran^orting Chinese muet stand er faU with tkem^ 
rbei Takahashl S. 24 f.). S. auch den Artikel ^ Seekriegsrecht und die Seekrieg- 
lührung" in den Mitteilungen aus dem Gebiete des Seewesens, Jahrg. 189Ö, 
8. 398 f. ; Bericht in der Bev. g. de dr. i. jpubl. Bd. 1 (1894), S. 464 f. 

') H. Marquardsen, Der Trentfall. Zur Lehre von der Kriegskontrebande 
und dem Transportdienst der Neutralen. Erlangen 1862; femer HautefbüILLE, 
Questions, 8. 277 f.; Upton, 8. ö49 und Quellenmaterial bei Wuabtoit, sec. 325, 
328, 329, 374. 

') 8o von 8ir Wiluam Harcourt, in der Bev. marit et col. Bd. 19 
(1867) 8. 5141; ferner von Blüktschli, § 812; DB Ouvabt, II. 8. 212 f. u. a. 

») § 161a, — *) Annuaire 1896, 8. 231 f. 
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iVfendu iVcUtaquer ou empecker le tranaport de diplomates ou eaurriers 
diplomatiques : 1^ neutres; 2^ accridüis aujrr^s des gouvernemente nekUres; 
S^ naviguant soue pavtUofi neutre entre des ports neutres oii entre un port 
Hetäre et le port d^un beUigeranU — Au contraire, le transport des diplo- 
mates d'un ennenn accridüis aupres de son alUi est^ sauf le trafijc riguUer 
et ordinairej interdit: 1^ sur les territoires et eauas des bdUgi^rants: 2^ entre 
lettre posseseums; 3^ entre Us belUgirants aUüs,^^) 

3. Freiwillige Beförderung von Sohriftstttcken, die sieh 
Huf die Kriegsverhältnisse beziehen, im Auftrage eines 
Kriegführenden oder an einen Kriegführenden.') Zutreffend 
bebt Phillimore') hervor: »771^ mischievous consequences of euch a service 
cannot be estimated and extent far beyond the effect of any Contraband 
that can be conveyed^ for it is manifest that by the earriage of such des- 
patches the most important Operations of a Bdligerent may be forvoarded 
or obstrueted ... Tri general cases of Contraband, the quantity of the 
article carried may be a material circumstarxe^ but the smaüest despatch 
tnay sufjice to tum the fortunes of war in favour of a partiadar ^lU- 
gerent.""*) 

Unerheblich ist es, ob die Korrespondenz in einem feindlichen 
oder in einem neutralen Hafen oder etwa in See an Bord genommen 
ist. Auch ist nicht der Bestimmungsort des Schiffes entscheidend, 
sondern die schliefsliche Bestimmung der Sehriftstttoke.'^) 

Während der vom Institut de droit international aufgestellte Ent- 
wurf eines Prisenreglements (§ 34) den Transport der offiziellen 
Korrespondenz des Feindes schlechthin der Kriegskontrebande gleich- 
steUte, enthält der Entwurf einer internationalen Begelnng der Kriegs- 
kontrebande den Satz (§ 8):*J „Entre deux autorttis dCun ennemi, qtd 
se irouvent sur quelque territoire ou navire lui appartenant ou oecupi par 
bii, est interdit, sauf le trafie rigulier et ordinaire, le transport de ses 
dipeehes (eommunications ofjicieUes entre autoritis ofßcielles), — LHnterdiction 
ne s^itend pas aux transports soit entre ports neutres, soit en prooenance ou 
ä destination de qtielque territoire ou autariti neutre.*' 

Die neuere Praxis erkennt eine Einschränkung hin- 



^) Die Überffihrung des Präsidenten Krüger während des englisch-süd- 
afrikanischen Krieges nach Europa mittels des holländischen Kriegsschiffes 
«Gelderland'' wird vom Gesichtspunkt des internationalen Rechts erörtert in der 
Bev. g. de dr. i. publ., Bd. 8 (1901) 8. 618 f. 

*) Einzelne Neutralitätserklärungen stellen solche Depeschen ausdrücklich 
der Kriegskontrebande gleich. — *) UI. § 271. 

*) Vgl. femer Hbfftbb, § 161a; GBSdNEB, Droit des neutres, S. 115 und 
161 ; Blustschu, § 803; Calvo, §§ 2801 bis 2807; üpton, 8. 232 f.; Fioeb, § 1707; 
und unter Bezugnahme auf die englische Rechtsprechung Hazlitt und BoOHB, 
8. 220 bis 286. 

^) Gbsskbr, Droit des neutres, 8. 117. — A. M. ist Hautbfbüillb (Droits 
et devoirs, II. 8. 462). — Über einen Fall der Beschlagnahme kompromittierender 
Schriftstücke an Bord eines französischen Schiffes im Hafen von Kobe während 
des japanisch-chinesischen Krieges, 1894, und die Verhaftung ihres Besitzers s. 
Joum. de dr. i. pr. Bd. 22 (1895) 8. 9251, und Bev. g. de dr. i. publ. Bd. 2 
(1895) 8. 1281 

•) Annuaire 1896, 8. 232. 

17* 
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sichtlich der neutralen Postdampfer an. So setzt Artikel 20 
des N. W. C. fest: „Ä neutral vessel carrying Jiostäe düpatcheSf toften 
sailing as a dispatch vessel praeHcaUy in the terviee cf the enemy, ü Uahle 
to seizure, Mail eteamer» under neutral ftags carrying euch dipatnhee in 
tlie regulär and customary manner, either ae a pari of their moil in tlieir 
mail bagss or separatdy ae a matter of accommodation and untlunU special 
arrangement or remuneration, are not liahle to seizure and should not be 
detained, except upon clear grounds of su^ieion of a vidation cf tfie laws 
of war untfi respect to contraband, blockade, or unneuiral serviee, in tchieJi 
case tlie mail bags must be forwarded witli seale unbroken*" Ebenso Ar- 
tikel X No. 7 der spanischen Instruktion vom 24. April 1898. 

In demselben Sinne bemerkt Owen ^) : „La molaOon du devoir des 
neutres resuUant du transport de depeehes, ddt etre ctmsid^ee comme pra- 
tiquement^ tombie en disuitude , . . on coneidirerait comme un Etat bien 
hardi CEtat qui s^emparerait d'un navire posUü et qui le conduirait dans. 
un port, en vue de pouvoir fouUler ainsi des centaines de sacs de depechee 
avant de trouver ufie depec/ie hnanant d*un beüigirant*" 

II. RechttfoIgM. 

Die Folge des Tatbestandes der uneigentlichen Kriegskontrebande 
ist Wegnahme bezw. Gefangennahme des Objekts und je 
nach den Umständen Einziehung des Transportmittels.^ 
Letztere erscheint aber nur für den Fall des Betreifens in delicto ') und 
unter der Voraussetzung berechtigt, dals der Reeder oder der Kapitän 
Kenntnis von dem Sachverhalt hatte; wissentliches Handeln auf selten 
des Kapitäns allein rechtfertigt die Einziehung des Schiffes, weil er 
Repräsentant der Reederei ist.^} 

Was die Zahl der Personen anbetrifft, welche, wenn es sich 
um unstatthafte Transporte von solchen handelt, die Einziehung des 
Schiffes rechtfertigt, so lälst sich darüber eine bestimmte Regel nicht 
geben. Es würde aber der ratio der ausgesprochenen Rechtsgrundsätze 
nicht entsprechen, wollte man die Konfiskation stets ftlr zulässig err. 
achten, wenn der Ftthrer eines neutralen PassagicTSchiffes einzelne 
Wehrpflichtige eines im Kriege befindlichen Staates, wenn auch wissentlich, 
befördert; wenigstens kann nicht ohne weiteres angenommen werden, 
dals er sich hierbei einer Unterstützung der Kriegspartei bewulst ist.. 
In solchen Fällen wird also die Angelegenheit mit der Gefangennahme 

^rsr497 f. 

*) Y. BuuEBBiNCQ, Frises maritimes, S. 307: y,Lorsque Us navires saieis ontpris 
pari aux hostüitiSf par exemple en amenant des troupes ä Vennemi ou en faisant 
le transport rigulier des dipkhes . , .on devra condamner les navires^ 

*) In diesem Sinne bestimmt Art. YII des russischen Erlaases vom 24. Mai 
1877: ^Les navires neutres pris en flagrant d&it de sembUMe contrebande peiwent 
&re, sdon les circonsiances, saisis et mime cot^quis^ (Staatsarchiv, Bd. 32 No. 6453). 

^) Philliiiobb, III. § 489; Maclachlan, S. 530; Fioeb, §§ 1801 f. 
Holland erklärt in einer Zuschrift an die Times vom 2. Januar 1900 die Ein- 
Ziehung für berechtigt, falls vorliegt „carriage by a neutral Mp ofenemy troope, 
er of even a feto müitary officers, as also of enemy dispatches"^ weil dies Trans- 
porte in des Feindes Dienste seien. S. auch D8 Ouyabt, II. S. 301 f. — A. M. 
ist Hautbfbüillb, Droits et devoirs, II. S. 166 f. 
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der betreffenden AngehlMgen der feindlichen Kriegsmacht erledigt sein. 
Hassenbefördernng solcher Personen dagegen gibt dem Transport einen 
anderen Charakter. Anch wird die wissentliche Betördening eines 
hervorragenden Troppenfllhrers, dnrch die den Interessen des Feindes 
mehr Yorschnb geleistet werden kann wie durch die Zuführung von 
zahlreichen Mannschaften, die Einziehung des Transportmittels wohl 
begründen können. 

Handelt es sich um Schriftstücke, so hängt die Berechtigung 
zur Einziehung des Schiffes nicht davon ab, ob der Reeder oder Kapitän 
den genauen und vollständigen Inhalt kannte. Nach Phillimore^) 
würde es übrigens auf die Kenntnis überhaupt nicht ankommen, sofern 
der Kapitän die Depeschen in einem feindlichen Hafen an Bord ge- 
nommen hatte. 

Nicht die erzwungene oder erschlichene Übernahme des Transports, 
sondern nur die freiwillige Leistung kann die Einziehung des Schiffes 
rechtfertigen.*) 

Die Ladung wird durch die in Rede stehenden Transporte über- 
haupt nicht in Mitleidenschaft gezogen. Die in England vertretene 
Meinung,*) dals auch in dem Falle der uneigentlichen Kriegskontrebande 
die unverfängliche Ladung der Konfiskation zu unterwerfen sei, wenn 
deren Eigentümer zugleich Eigentümer des Schiffes ist oder von der 
Neutralitätspfliehtverletzung Kenntnis bat, entbehrt der rechtlichen Be- 
gründung. 



IV. Abschnitt. 

Blockade/) 

§ 48. 

Allgemeine Charakteristik. 
I. Begrif ni Zweck. 

Man versteht unter Blockade die Absperrung der Küste 
des feindlichen Gebietes oder eines Teiles derselben, be- 
sonders auch einzelner Buchten und Häfen, durch bewaffnete 
Macht gegen das Ein- und Auslaufen von Schiffen. 

Die bisweilen aufgestellte Behauptung, dafs nur die Blockierung 
von Kriegshäfen dem Gebrauch der civilisierten Nationen entspreche^ 

*) m. § 272. 

^ So auch Gbssner, Droit des neutree, 8. MI, 115, 160 f. — A. M. ist 
Philumobb, III. § 774, in Anlehnung an die englische Praxis. S. femer 
Maclaghlan, S. 530. 

') Maglachlan, a. a. O. 

*) Die Materie ist ausführlich behandelt bei P. Fauchille, Le blocus 
maritime, Paris 1882. 
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ifit dem positiven Völkerrecht der Gegenwart wie auch der Vergangen- 
heit zuwider.^) 

Hauptzweck der Blockade ist die Abschliefsung eines Küsten- 
1)ereiche8 oder eines bestimmten Platzes von allem kommerziellen See- 
verkehr.*) Eine solche Mafsregel ist ebenso zulässig wie die Ab- 
sperrung einer Grenze oder eines Platzes des feindlichen Landgebietes. 
Der Blockadezustand mufs deshalb seitens der Neutralen als rechts- 
verbindlich anerkannt werden, auch wenn er deren Interessen beeino 
trächtigt.^) Eine zeitweilige Unterbrechung des Handels läuft stets 
mehr oder weniger den Interessen der dem Krieg femstehenden Mächte 
zuwider; aber ihre Rechte werden dadurch nicht verletzt; wenn die 
militärischen Operationen eines Kriegführenden gegen seinen Feind mit 
den Handelsbeziehungen zwischen neutralen und feindlichen Untertanen 
in Kollision kommen, müssen die letzteren gegen die ersteren auch in 
anderer Hinsicht zurücktreten. 

Die weitere Folge des Rechts zur Verhängung einer Blockade mit 
Wirkung gegen Neutrale ist, dafs SchiflTe, welche sich einer Störung 
der Blockade schuldig machen, ein dem Kriegführenden zustehendes 
Recht verletzen und wegen dieser Rechtsverletzung, die Blockadebruch 
genannt wird, verantwortlich werden. Fttr den Blockadebruch werden 
erfordert : das wirkliche Bestehen einer Blockade (§ 49), deren Bekannt- 
sein (§ 50) und das Unternehmen, sie zu brechen (§ 51). 

II. EiMcbriBlneg der Verbiniilielikeit. 

Von der Regel, dafs die Blockade den Seeverkehr mit dem 
blockierten Platz suspendieren soll, können folgende Ausnahmen vor- 
kommen: 

1. Die Blockade kann allein auf Absperrung gegen die 
Zufuhr von See her gerichtet sein; in diesem Falle steht dem 
Auslaufen neutraler Schiffe nichts entgegen. Ein solches Verhältnis 
bestand während des Krimkrieges gemäfs der Blockadeerklärung vom 
2. Juni 1854, als englische und französische SchiiTe die Donaumündung 
blockierten, um die Zufuhr von Proviant ftar die russische Armee auf 
diesem Wege zu verhindern. 

2. Auch hinsichtlich der Verbindlichkeit der Blockade neu- 
tralen Kriegsschiffen gegenüber muls unterschieden werden: deren 
Zulassung und deren Auslaufen. Das Auslaufen darf den Kriegsschiffen 



^) Napoleon I. erklärte in dem Berliner Dekret vom 21. November 1806: 
„Le droit de blocua, d^aprhs la raison et Vusage de tous les peuplea policU, n'est 
applicable qu^aux places fortea*, trug aber selbst kein Bedenken, von der 
Blockierung einen so ausgedehnten Gebrauch zu machen, wie es niemals zuvor 
geschehen war. Über die Veranlassung dieses Dekrets und die weiteren damit 
in Zusammenhang stehenden MaTsregeln s. Bonfils, §§ 1684 f. und Pillbt, § 82. 

*) PiLLET (§ 83): „, . le blocus est moins une opiratum müitaire qu'une res- 
sowrce autoriaie contre le commerce du pays ennemt/ 

') Kent (I. S. 145): „Among the rtghta of BeUiferenta there i$ wme more 
clear and incontroveraille or more Just and neceasary in the opplicaHan than that 
fvhich gives riae to the Lato of Blockade.^ — Philumore (III. § 285) schliefst 
öich dem an. — S. auch Macri, II. 8. 613 f. 
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Neutraler nicht versagt werden;') deren Festlegung durch die blockie- 
rende Macht würde die Verfbgungsfreiheit der neutralen Staatsgewalt 
über Teile ihrer Flotte nicht nur beschränken, sondern aufheben. 

Die Zulassung dagegen hängt yon dem Ermessen der blockierenden 
Kriegsmacht ab. In der Praxis hat man vielfach ein Einlaufen neutraler 
Kriegsschiffe in den blockierten Bereich bewilligt.*) Eine solche Rttcksicht 
erscheint um so mehr angezeigt, als der eigentliche Zweck der Blockade, 
die Suspension des Handelsverkehrs zur See, dadurch nicht beein- 
trächtigt wird. 

So war während der Blockade der Ktlsten der Konföderierten 
Staaten durch die Flotte der nordamerikanischen Unions-Regierung im 
Jahre 1861 allen neutralen Kriegsschiffen der freie Verkehr gestattet;') 
ebenso während der im Laufe des spanisch-amerikanischen Krieges, 
1898, verhängten Blockade gemäfs § 10 der B. u. G. J.: „TA« fneii- 
oj-war of neutral powerSy sfundd^ as a matter of courteey^ be cJlowed 
free paesage to and from a blockaded porL^*) Es würde allerdings der 
internationalen Kourtoisie nicht entsprechen, wollte der Befehlshaber 
der Blockadestation ohne triftigen Grund die Zulassung verweigern. 
Voller Anlafs dazu würde ihm aber gegeben sein, wenn die Besorgnis 
begründet erscheint, dafs dadurch die Interessen der von ihm ver- 
tretenen Kriegsmacht beeinträchtigt werden. In diesem Sinne bestimmt 
auch das R. Ital. im Artikel 909 No. 8 hinsichtlich der Blockade: 
9, Alle navi da guerra dt Potenza neutrale si poeeono usare epeciaU riguardi, 
quando te concessioni eono canciUabiU con gli objettivi della guerra," Im 
Artikel 38 des N. W. C. wird folgende Norm aufgestellt: „Neutral veeeeU 
of war muet obtain permission to pass tlie blockade^ either from Hie govern- 
ment of ilie State whoee farcee are blockading tlie port or from tJte ofßcer 
in general or local cliarge of the blockade, If necessaiyj theee veeeels 
s/tould establish their identity to the aatUfaction of the comtnander of thi 



») A. M. ist Calvo, § 2834. 

*) Anders gelegentlich der Blockade der argentinischen Küste durch ein 
französisches Geschwader im Jiüire 183Ö gemäXs der dahin lautenden Instruktion: 
^Le$ baÜmente de guerre neutres eeprisentant devant un port hlaqui doiveni auesi 
hre invüh ä e'&oigner; e'ils pereietent, le commandant du blocus a le droit de 
8*oppa8er ä leur entrie par la force; et {a revpwMoJbyJIxti de tout ce qui peut »'en- 
suivrCy pisera eur ks violateure du Uocue,*^ — B. auch DB Olivart, U. S. 339. 

*) Oetolan, II. 8. 329 f. 

*) In Betreff der Handhabung dieser Norm und der Erledigung einer be- 
züglichen Meinungsverschiedenheit mit der deutschen Be^erung s. oen Bericht 
<ies Xaval War College, 1901, International Law Sltuations, S. 17üf. Übrigens 
hatten auch die Vereinigten Staaten vordem die Freiheit der Bewegung ihrer 
Kriegsschiffe in blockierten Distrikten in Anspruch genommen. ^^The United 
States Oovemment ttas entitled under the law of natione to send in 1866, withoui 
jnoUstation from the Brazüian blockading squadron, an armed cruieer up the river 
Farana to Faraguay, then at war with Bragilf the object being to bring hotne ihe 
minister of the United States at Faraguay.* Note des Staatssekretärs Seward 
Tom 17. August 186« (Wharton, § 361 8. 375). S. femer Glass, 8. 454 f. — 
Über die Praxis während des Krieges zwischen Spanien und den Bepubliken 
Peru und Chile s. Mozo, De Pexercice du droit de visite, de la course et des 
prises maritimes, im Joum. de dr. i. pr., Bd. 25 (1898) 8. 659. 
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local blockading force. If müUarff Operations ar other reasons sitotdd so- 
require, permimon to enter a bloekaded pari ean be reatriUed or denied.*^ 

Aach die Doktrin hat sich für die grondsätzliche Verbindlichkeit 
der Blockaden neutralen Kriegsschiffen gegenttber ausgesprochen. So 
Ferguson:^) y^DuHng Hie continuance of the State of Uockade^ no ves^eU 
are allowed to enter or leave the bloekaded place without special licenee or 
consent of the blockading authority^ Public vessels or vessels of war of 
neutral Powers are all equally borned by the samt Obligation^ to respect the 
blockade.*^ Ebenso Calvo,') unter Hinweis auf die in der Praxis za- 
gestandenen Exemtionen: y^En droit^ Pace^s et la sortie d*un port bloque 
sont interdits aussi bien oux bätiments de guerre qv?aux navires de commerce . . . 
Cependant les belligerants, en considSraiion tant des vgards qtt'Us 
doivent aua autres gouvemements que du caraetere dont sont revetfis Ur 
bätiments de guerre et des privitiges dont ils jouissent^ laissent souvent^ 
toutes les fois que cette concession peut se concilier avec Fobjet de la guerre^ 
Pentree et la sortie des ports qu^ils bloquent libres aux navires de 
guerre neutres.'' Diese Auffassung teilt auch Dupüis.^ Kleen^) hält 
allerdings eine Exemtion neutraler Kriegsschiffe fttr ungerechtfertigt» 
F. V. Attluatr hält sie unter besonderen Umständen ftar gerechtfert%t.*> 

3. Das Einlaufen in einen blockierten Hafen als Nothafen gilt al» 
statthaft (s. § 51). 

III. Rittnllcbt Begmtiiig des BloekailebereicIiM. 

Die Blockade einer Flufsmttndnng ist nur zulässig, wenn der ganze 
Flufs, soweit er von See aus schiffbar ist, im feindlichen Gebiete liegt; 
denn wenn er auch neutrales Gebiet dui-chläuft, so wird durch die 
Blockade der Mündung der Handel Neutraler untereinander gehindert^ 
und dazu fehlt der Rechtstitel.*) Es ist anzunehmen, dafs aus diesem 
Grunde während des deutsch-französischen Krieges, 1870, der Vize- 
admiral Fourichon die Blockade der deutschen NordseekUste nicht auf 
die Emsmttndung ausdehnte; es wäre dies ohne Beeinträchtigung der 
niederländischen Neutralität nicht durchzuführen gewesen. Ebenso un- 
statthaft ist die Blockade eines Küstenstriches, der neutrales Grebiet 
einschliefst. Auch hierin würde eine Rechtsverletzung gegen den be- 
treffenden neutralen Staat und aufserdem gegen alle anderen neutralen 
Staaten liegen, die mit ihm im Seeverkehr stehen. Solche Blockaden 
wären also unverbindlich. 

IV. ZstttRiligkeit zir Verbiiiaai einer Bleckade. 

Die Befugnis zur Verhängung einer Blockade steht der souveränen 
Kriegsgewalt oder den von ihr dazu ermächtigten Befehlshabern zu. 
In der Übertragung der Leitung der Kriegsoperationen auf See liegt 
eine solche Ermächtigung.'') 

U. § 276. - «) § 2834. — •) S. 230. - *) Neutralit^, I. S. 618. 

*) Über maritime Stratege und Seekriegsrecbt a. a. 0. [o. S. 240] S. 147. 

*) 8. auchHADTBFBülLLB, Droits et devoirs, II. S. 196; DB BoBCK, § 705; BoMfiLS, 
§§ 1635 bis 1637. — A. M. freilich Gefvcksn, bei Hbfptbb, Anm. 2 zu § 154. 

^ Gessmbb, Droit des oeutres, S. 242; Philumore, III. § 288; Wildmak, 
IL c. 4; Piädbliävbe § 1066; Macri, II. S. 612 f. — Bluntschu (§ 831 Anm. 1> 
hält nur die souveräne Staatsgewalt selbst für zuständig. 
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Während des deatsch-französisehen Krieges, 1870, haben die 
Befehlshaber der französischen Flotten die Blockade der deutschen 
Küsten „kraft der ihnen verliehenen Vollmacht*' verhängt. Die amerika- 
nische Rechtsprechung erkennt die Zuständigkeit der Befehlshaber von 
Seestreitkräften aus eigener Machtvollkommenheit an. So wird in einer 
Entscheidung des Supreme Court in Washington, betreffend die Ver- 
urteilung des englischen Schiffes „Adula" wegen Blockadebruches 
während der Blockade kubanischer Häfen, 1898, ausgeführt: „A legal 
bloekade may be establülied by a naval officer acting upon hü own dücretion, 

or under direciian ofsuperiora, without governmental notißcation In 

meto of the operatüms beeing carried on for the purpose of deetroying or 
eapturing the Spanüh fleet at Santiago de Cuba and the reduetion of tfiat 
place^ ü was competettt for t/ie admiral commanding the squadron to 
estabUsh a bloekade there and at Gruantanamo aa an adjunct to such 
Operation j and such bloekade was valid as against all vessels having notiee 
there of."^) 

§ 49. 

EfPektivität 
I. AbsperriRi tarch eiae aisraicbeaäe Macht. 

Schon die Ordonnanz der Generalstaaten von 1630 erachtete nur 
eine wirkliche Blocka^ ftlr verbindlich. Die spätere Praxis des 18. 
und zum Teil auch noch des 19. Jahrhunderts hat sich aber vielfach 
mit sogenannten Scheinblockaden begütigt und ftlr diese dieselben recht- 
lichen Wirkungen geltend zu machen gesucht, wie sie bei wirklich be- 
stehenden Blockaden eintreten. In der Mitte des 18. Jahrhunderts er- 
klärte England einen Teil der französischen Fltlsse in Blockadezustand, 
ohne tlberhaopt vor deren Mündungen Schiffe zu stationieren, weil, wie 
es hiefs, die feindliche Kttste vermöge ihrer geographischen Lage im 
Hinblick auf die englische Ktlste schon von selbst als blockiert zu er- 
achten sei, und später stellte England das generelle Prinzip auf: eine 
Blockade bestehe zu Recht, wenn die Macht, welche sie erklärt, hin- 
reichende Streitkräfte besitzt, um sie aufrecht zu erhalten. Dagegen 
wird entsprechend der älteren Praxis in der bewaffneten Neutralität 
von 1780 ein blockierter Hafen als ein solcher bezeichnet, in welchem 
infolge der Dispositionen der angreifenden Macht und der in hin- 
reichender Nähe stationierten Schiffe nicht ohne offenbare Gefahr ein- 
gelaufen werden kann. Preufsen, Osterreich, Frankreich, Spanien, beide 
Sizilien, Holland und die Vereinigten Staaten von Amerika erkannten 
diesen Grundsatz an, welcher nachmals in zahlreichen Staatsverträgen 
Aufiiahme fand, namentlich auch in der bewaffiieten Neutralität von 
1800, bis England im folgenden Jahre in seiner Konvention mit Rufsland 
das Erfordernis der „vaisseaux arrStös et sufiisamment proches'* flir 
eine rechtsverbindliche Blockade dahin modifizierte, dafs an Stelle des 
Wortes „et" das Wort „ou" gesetzt wurde. So entstand der Begriff 



') Annnal Report of the Attorney General of the United States, 1900. 
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des „blocus par croisiöre". In der Folge hat man sich über das Er- 
fordernis der Effektivität yielfaeh hinweggesetzt und es ftlr ausreichend 
erachtet, die Blockade nur zu markieren oder sogar nur zu erklären. 
Die umfassendste Ausdehnung fand dieses System der Scheinblockaden 
durch die Blockadeerklärungen Frankreichs und Englands sowohl gegen- 
einander wie gegen dritte Staaten. Heffter ') kennzeichnet das Bedenk- 
liche desselben wie folgt: ^Diesel' blociia sur le papier war eine Frucht 
des englisch-französbchen Krieges und das Hauptmittel des Continental- 
systems zur Reaction gegen die britische Uebermacht und Ueberhebung. 
Niemals hat indefs diese Maxime die Zustimmung der Nationen er- 
halten; sie war stets nur etwas Einseitiges und zugestandenermaCs^i 
Aufserordentliches; sie ist widerrechtlich, weil sie in der That den 
neutralen Mächten ein Gesetz vorschreiben will, welches, durch sich 
selbst verpflichtend, sie in ihrer Freiheit beschränken soll. Man wird 
sie demnach ihrer Einseitigkeit überlassen und den Neutralen, die es 
vermögen, auch das Recht zugestehen müssen, dieselbe mit aller Grewält 
zu bekämpfen.') Blockade ohne effektive Absperrung ist ein blofser 
Deckmantel ungemessener Handelsverbote, ein verschleierter Krieg gegen 
den Handel des Feindes und der Neutralen Überhaupt."') Von einem 
Eingehen auf jene Akte reinster Willkür wird hier abgesehen, da sich 
daraus völkerrechtliche Normen nicht herleiten lassen. 

In älteren Verträgen waren zuweilen eingehende Bestimmungen 
über die Erfordernisse einer rechtsverbindlichen Blockade, namentlich 
hinsichtlich der Zahl der zu verwendenden^Kreuzer ^) und der Ent- 
fernung, in welcher sie von dem blockierten Bereich zu stationieren 
sind, enthalten. 

Die vielseitigste Anerkennung fand das Erfordernis der Effektivität 
durch Satz 4 der Pariser Seerechtsdeklaration von 1856: „Die 
Blockaden müssen, uro rechtsverbindlich zu seil), wirksam 
sein, das heifst, durch eine Streitmacht aufrecht erhalten 
werden, welche hinreicht, um den Zugang zurKüste des Feindes 
wirklich zu verhindern."'^) 

Sind ausreichende Streitkräfte verfügbar, so steht auch nichts ent- 
gegen, die ganze feindliche Küste in Blockadezustand zu erklären. Als 
während des nordamerikanischen Bürgerkrieges im Jahre 1861 die 



') § 157. 

^ Das Recht besteht unabhängig davon, ob es verfochten werden kann. 

•) S. auch GB8819RB, Droit des neutres, S. 58 f.; DüPüls, §§ 168f.; FAUcmiXE, 
S. 74 f. 

^) So trafen Preulsen und Dänemark im Art. 18 des Handelsvertrages vom 
17. Juni 1818 das Übereinkommen, ^nur solchen Ort als belagert oder blockirt 
zu erachten, welcher yon der Seeseite durch zwei Kriegsschiffe und yon der 
Landseite durch eine Batterie Kanonen dergestalt eingeschlossen ist, dafs der 
Eingang nicht gewagt werden kann, ohne sich der augenscheinlichen €te€ahr 
einer BeschieXsung mit Kanonen preiszugeben*'. 

*) Es handelt sich hier nur um die völkerrechtliche Verbindlichkeit. tJber 
die Wirksamkeit einer nicht der in Bede stehenden Voraussetzung entsprechenden 
Blockadeerklärung in priyatrechtlicher Hinsicht s. E. Botens, Das Deutsche 
Seerecht, I. (Leipzig J897) S. 429 zu § 547 des Handelsgesetzbuchs; femer über 
die privatrechtlichen Wirkungen der Blockade Fauchille, S. 274 f. 
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Regierang von Washington die Blockade der Kostenstrecke des sttd- 
staatlichen Gebietes von der Cbesapeake-Bai bis zur Mündung des Rio 
Grande in einer Ansdehnnng von 2500 Seemeilen in Aassicht stellte, 
machte allerdings der britische Gesandte das Bedenken geltend, dafs 
keine ausreichende Seemacht fbr die Ausftlhmng einer solchen Mafs* 
regel vorhanden sei. Dennoch wurde die Blockade nicht nur verhängt 
und von mehr als 400 Schiffen ausgeübt, sondern von allen Seemächten, 
England mit einbegriffen, anerkannt, und zwar ungeachtet des wiederholten 
Einspruchs der Regierung der Konfbderierten Staaten, die sich zum Beweis 
<Ier Nichteffektivität auf eine grofse Zahl von Fällen des gelungenen 
Blockadebruchs berief.^) Auch anderweit bat man anerkannt, dafs das un- 
bemerkte Passieren der Blockadelinie in einzelnen Fällen der Effektivität 
4er Blockade keinen Abbruch tut, wenn nur das Unternehmen für die 
Blockadebrecher mit Gefahr verbunden war. Ein hermetischer Abschlnfs 
des blockierten Bereiches ist überhaupt nicht denkbar; Schiffe, welche 
das Risiko übernehmen, bei unsichtigem Wetter die Blockade zu brechen; 
werden stets eine gewisse Aussicht des Gelingens ihres Unternehmens 
haben. ^ Das Kriterium der Effektivität ist und bleibt die mit dem 
Unternehmen verbundene Gefahr der Aufbringung.^) Dem entsprechend 
setzte auch das Pr. P. R. im § 20 fest: „Ein Hafen gilt als blockirt, 
wenn er durch ein oder mehrere Kriegsfahrzeuge dergestalt gesperrt 
ist, dafs ein Handelsschiff ohne augenscheinliche Gefahr der Aufbringung 
in den Hafen nicht einlaufen oder aus demselben nicht auslaufen kann.^ 
Diese Erklärung ist jedoch unzureichend, weil ja die Absperrung auch 
anders als durch Kriegsschiffe ausgeführt werden kann, und zwar sowohl 
vom Lande aus, nach Besetzung des feindlichen Gebietes, durch Batterieen,^) 
als auch von See aus durch Minen. ^) 

^) »S. den Notenwechsel zwischen der britischen Regierung und dem süd- 
^staatlichen Kommissar im Staatsarchiv, Bd. 4 No. 607, 614, 615, 617, 618; auch 
Hautefkülllb, Questions, S. 33 bis 6(1, 240 bis 253; Wharton, in. § 361. 

•j So wird auch in der britischen Note vom 10. Februar 1863 (Staatsarchiv, 
Bd, 4 No. 615) hervorgehoben: y,It afpears to he mffidently clear that ihe De- 
claration of Fari» coM not be inUndea to mean that a w)rt must he so Uockaded 
as really to prevent aeceas in aÜ wind», and mdependently of wether the communi' 
cation might he carried on in a dark night, or by meana of small loio ateamen or 
coasting craft creeping along the shore; in Shorts that it was necessary that com- 
mnnication with a port under hlockade shotUd he utterly and absolutely impoanble 
under any circvkmBtance»^ 

') Jn diesem Sinne heilst es in dem Urteil des obersten Qerichtahofea der 
Vereinigten Staaten von Amerika in Sachen der Aufbringung des Damnfers der 
Oompagnie g^n^rale transatlantique «Olinde Rodrigues* we^en Blockadebruchs, 
vom 15. Mai 1899: ^Jhe teat is wether the hlockade ia practicaUy effeetive, and that 
i8 a qaestion, though a mixed ane, more of fact than of law .... the question of 
effectiveneis muät necessarüy deptnd on the circumatances . . . toe are of opinion 
that if a Hngle modern cruiaer hlockading a port rendera it in fact dangeroua for 
other craft to enter the port, that ia aufficienty eince (hereby the hlockade ia made 
jtractieaUy effective." — Näheres über diesen Fall s. in der Zeitschr. f. Intern. 
Pr. und öffentl. R., 1901, S. 306 f. 

*) Dies war im Pr. AUg. Landrecht (T. I, Tit. 9 § 219) vorgesehen. 

') PlliLBT (§ 90) erhebt gegen die Sperrung durch Minen das Bedenken, 
dafs alsdann der Versuch, die Blockade zu brechen, die Vernichtung des Schiffes 
und meistens auch den Tod der an Bord befindlichen Personen zur Folge haben 
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Die neutralen Mächte haben Anlafs, gegen die Verbindlichkeit 
einer Blookadeerklärnng Einspruch za erbeben, sobald nicht gemäfs der- 
selben die Blockade wirksam aosgettbt \vird.^) 

II. Uiterbrtcliiini der Blockadt mtf Aithiraa Nmr RedrtmrblMlIicIkiit 

Die Blockade mnfs dauernd effektiv sein; sie hört auf, ver- 
pflichtend zu sein, wenn sie nicht wirklich ausgeübt wird. So lange 
die Blockade zu Recht bestehen soll, mtlssen mithin die Kreuzer ant 
der Blockadestation verbleiben. Man hat jedoch in der Regel an- 
genommen, dafs die Blockade nur suspendiert, nicht aufgehoben wird, 
und es demnächst einer neuen Blockadeerklärung nicht bedarf, wenn 
die Kreuzer, elementarer Gewalt weichend, ihre Station vorübergehend 
aufgeben, dafs dagegen bei Abwesenheit von der Station, welche nicht 
unmittelbar durch elementare Gewalt veranlafst ist, eine effektive 
Blockade überhaupt nicht mehr anerkannt werden kann. Als blofs 
suspendiert soll namentlich dann die Blockade angesehen werden, wenn 
die Kreuzer durch schlechtes Wetter genötigt sind, die Station zn ver- 
lassen; werden sie aber^ infolge schlechten Wetters reparaturbedürftig 
und verlassen behufs Vornahme der erforderlichen Reparaturen die 
Station, so ist die elementare Gewalt nicht mehr die unmittelbare Ur- 
sache der Abwesenheit; mithin mufs die Blockade als angehoben er- 
achtet werden, falls nicht anderweit fUr die Aufrechthaltung Sorge ge- 
tragen ist') Dasselbe gilt für den Fall, dafs die Blockadekrenzer 
zwecks Ergänzung ihrer Ausrüstung die Station verlassen.*) In diesem 
Sinne bestimmte § 2 der B. & C. J.: ^If tlie blockading vesselg he driveti 
away by stress of loeaHier^ but retum wülwui delay to t/ieir statio}i8^ the 
continuity of the bloekade is not thereby broken; but if Üiey leave their 
stations voluntarilyy ejpcept for purposes of ilie blockadey euch as diamng a 
bloekade runner^ or are driven atcay by the enemy*H force^ the bloekade i^- 
abandoned or broken, As the Suspension of a bloekade is a serious matter, 

werde. Das ist zutreffend, soferu nicht die betreffende Kriegsmacht, wie e$ 
ihre Pflicht ist, die gebotenen Warnungen erläfst und alle MaTsnahmen trifft^ 
um einen solchen Versuch zu verhindern. 

*) Gegen die Schliefsung des mexikanischen Hafens von Matamoros zufolge 
ErlaTs Kaiser Maximilians vom 9. Juli 18b6 erhob der Präsident der Vereinigten 
Staaten von Amerika unterm 17. August desselben Jahres, in Erwägung, dafs 
die Verhängung einer Kriegsblockade, welche nicht effektiv durch militärische 
oder maritime Streitkräfte aufrechterhalten wird, die Bechte der neutralen Ver- 
einigten Staaten verletze etc., einen Protest, worin er jenen Erlafs den Ver- 
einigten Staaten und ihren Bürgern gegenüber für null und nichtig erkl&rte. 
S. Cauiiont, 8. 26:i, 264; Wharton, III. § 36J. — Kritik der durch Erlafa der 
türkischen Regierung vom 3. Mai 1877 verkündeten Blockade der russisclien 
Küsten des Schwarzen Meeres, als einer Scheinblockade, bei F. v. Mabtk5si, 
La paix et la guerre, S. 512 f. 

') Whratok, Äl^menta, IL S. 175; Hefptee, § 155; Wildman, n. S. 182; 
Maclachlan, S. 532: Owen, S. 512; Gefpcken, in der Rev. de dr. i. Bd. 26 (1894i 
8. 595. — A. M. sind: Gessneb, Droit des neutres, S. 209; FlORB, § 1718; 
Bluntscbli, § 834; Glass, S, 444 f.; PifiDEUÄVRE, § 1078; Bosse, EWmenta, S. 88. 

■) S. auch Geffcken, La guerre maritime de Tavenir, in der Rev. de 
dr. i., Bd. 20 (1888) S. 461. 
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involmng a new noH/watlon^ eommanding officm^a \oiU eaercise especial care 
not to giv€ grounck far camplaints on thü acore.^^) 

Die Blockade hört auf, rechtsverbindlich zu sein: 

1. durch Verkttndung ihrer Aufhebung; 

2. ipso jure, und zwar 

a) wenn die Blockadekreuzer anders als infolge elementarer Gewalt 
ihre Station verlassen, gleichviel, ob sie es freiwillig getan haben, oder 
ob der Feind sie vertrieben hat;*) 

b) wenn sie ihr Recht gegen neutrale Kauffahrteischiffe nicht fort- 
gesetzt gleichmäfsig ausüben. 

Die Blockade muli9 also nicht nur äufserlich bestehen, sondern 
auch wirklich durchgeführt werden. Die Praxis läfst jedoch Be-. 
freiungen gegentlber einzelnen Schiffen zu.*) 

IN. Nachwtlt der EfftktivitiL 

Wird die Effektivität einer Blockade vor dem Prisengericht be- 
stritten, so ist hierüber zunächst ein Bericht des Blockadebefehlshabers 
der Station einzuholen. Die englische Praxis hält dessen dienstliche, 
unter Umständen eidlich abzugebende Erklärung, „dafs die Blockade 
durch eine hinreichende Macht ausgeübt worden sei'', für ausreichend. 
So wurde in einer Reihe von Fällen, welche aus Anlals der Blockade 
der russischen Ostseehäfen im Jahre 1854 zur prisengerichtlichen Ent- 
scheidung kamen, eine solche, von dem kommandierenden Admiral der 
Ostseeflotte eingeholte Erklärung ungeachtet ihrer wenig bestimmten 
Fassung für genügend erachtet/) Für die Beweiswürdigung erscheint 
jedoch ein näherer Bericht des Befehlshabers darüber unerläfslich, wie 
die Blockade ausgeübt worden ist, damit das Gerieht in den Stand 
gesetzt wird, unter Ansehung der tatsächlichen Verhältnisse selbständig, 
zu urteilen. 

§ 50. 

Bekanntmaehmig. 

Für die Wirksamkeit einer Blockade gegen Neutrale ist die blofse 
Tatsache der Absperrung nicht ausreichend; es mufs eine Benach- 
richtigung hinzukommen. Die Stationierung von Kriegsschiffen vor 

>) S. femer N. W. C. Art. 37. 

«) S. auch V. LiszT, § 41, IV. 4. 

') So das rassische Reglement von 1869 (§ 100). — Phillihorb (IU. § 295) 
erklärt: „Ltcences to partiaUar perBonn hanft heen considered not to vUiate a 
blockade,'^ — Über die Praxis im spanisch-amerikanischen Kriege, 1898, s. den 
Bericht des Naval War College, 1901, B. 1671. 

^) S. daza J. G. Dkanb, The Law of Blockade as contained in the report of 
eight cases argued and determined in the High Court of Admiralt^ on the 
Blockade of the coast of Coiirland 1854, London 1855. — Admiral Sir Charles 
Napier gab am 9. September die Erkl&nmg ab: ^dafs seit dem 17. April die 
Blockade der Hitfen von Libau, Windau und des Golfs von Riga durch 3 und 
seit dem 9. Mai durch 4 Kriegsdampfer ausgeübt worden sei, und dafs er die 
offizielle Meldung der Kommandanten, dafs die Blockade streng aufrecht er- 
halten werde, für richtig halte''; später erklärte er eidiidi: «dafs er nach den 
ihm zugegangenen offiziellen Berichten und Loggbüchem glaube, die Blockade 
sei streng aufrecht erhalten worden ''. 
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einem feindlichen Hafen hat ja anter Umst&nden nur den Zweck, das 
Ein- nnd Auslaufen feindlicher Schiffe zu yerhindem oder den Platz 
anzugreifen; es ist also aus dieser Tatsache allein die Absicht, eine 
auch für Neutrale verbindliche Blockade zu verhängen, nicht ohne 
weiteres zu entnehmen. 

Man unterscheidet die generelle und die spezielle Notifikation. 

a) Die generelle Benachrichtigung ergeht: 

1. auf diplomatischem Wege an die neutralen Mächte;') 

2. durch den Befehlshaber der blockierenden Seestreitkräfte an die 
Repräsentanten der neutralen Staaten in seinem Aktionsbereich und je 
nach den Umständen auch an die Lokalbehörden in den bloekierten 
Hafenplätzen behnfs Mitteilung an die dort befindlichen neutralen Schiffe.*] 
Die Art und der Weg dieser Mitteilimgen hängt wesentlich von den zu 
Gebote stehenden Verbindungsmitteln ab.*) 

b) Eine besondere Bekanntgabe an die einzelnen in See betroffenen 
neutralen Schiffe ist erforderlich, falls Anlafs zu der Annahme vorliegt, 
dafs sie von der Blockade keine Kenntnis haben. ^) Sie ist auch viel- 
fach reglementarisch oder konventionell vorgeschrieben.*) Die besonderen 
Mitteilungen können aber von der Verpflichtung zur generellen Ver- 
kttndnng nicht entbinden, weil diese durch die Rttcksichtnahme auf die 
maritimen Handelsinteressen der Neutralen unter allen Umständen ge- 
boten ist. Die Spezialnotifikation für alle Fälle verlangen, hiefse: 



^) Haütbfeüille (Questionsy S. 12 f., 25 f., 38 f.) erkennt eine Verpflichtung 
dazu nicht an. 

2£ngli8chei8eite ist mehrfach die Auffassung zur Geltung gebracht worden, 
iese Mitteilung nicht geboten sei. S. namentlich H. B. Dkakb, S. 'S2; 
WlLDMAN, II. 8. 182. 

*) Die Bekanntmachung des Vizeadmirals Fourichon vom 12. August 1870, 
betr. die Verhängung der Blockade über die deutsche Nordseeküste, gelangte 
durch Vermittlung eines englischen Schiffes nach Cuxhaven und wurde dort 
übergeben, nachdem der GouTerneur von Helgoland es abgelehnt hatte, einen 
LfOtsen zur Geleitung eines Parlamentftrschiffes nach Cuxhaven zu stellen, um 
einem Mifsbrauch der durch diesen Lotsen erworbenen Kunde des Fahrwaaser)» 
vorzubeugen. In der Ostsee unter! iefs der Befehlshaber der französischen See- 
streitkräfte, Vizeadmiral Bouet de Villaumez, nicht, soweit sich Gelegenheit bot, 
die Lokalbehörden der Küstenplätze in Kenntnis zu setzen. Solche Bekannt- 
gaben sind mitgeteilt in Hibtus Tagebuch des deutsch-französischen Krieges, I. 
No. 365. 

*) In diesem Sinne auch neuerdings B. & C. J. §§ 3 und 4 und N. W. C. 
Art 40. 

^) Die Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 
vom J9. April 1861, durch welche das ganze Küstengebiet der Südstaaten in 
Blockadezustand erkl&rt wurde, verordnete die besondere Bekanntgabe (that 
neutral vessels would be individually notified at each blockaded port). Der 
Befehlshaber der nordatlantischen Blockadegeschwader beschrftnkte aber bei 
Bekanntmachung des wirklichen Beginnes der Blockade die Verpflichtung zu 
einer besonderen Mitteilung auf solche Schiffe, welche von dem Blockadeauatand 
keine Kenntnis hatten; diese Auslegung der Verordnung des Präsidenten wurde 
von der Regierung nicht gemiCsbilligt und auch von den Prisengerichten an- 
erkannt, mit der Begründung, daXs es eine absurde Auslegung sein würde, wollte 
mau eine Notifikation an solche erfordern, die schon Kenntnis haben. 
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das erste Unternehmen eines Blockadebruches regelmäfsig straflos 
stellen.^) 

Die Bekanntmachung hat die Kttstenstrecke oder die einzelnen 
Hafenplätze, auf die sich die Blockade erstrecken soll, genau zu be- 
zeichnen und anzugeben, mit welchem Tage sie in Wirksiunkeit treten 
soll.-) Regelmäfsig wird neutralen Schiffen eine angemessene Frist zum 
Auslaufen zwecks Beendigung des Löschens und Ladens und der etwa 
noch erforderlichen Ausrüstung für die Reise bewilligt. Das Pr. P. R. 
bestimmte hierüber (§ 21): „Der Befehlshaber, welcher mit der Aus- 
übung der Blockade beauftragt ist, hat nach seiner Ankunft auf der 
Blockadestation sämmtliohen in den Häfen residirenden Consuln die 
Blockade schriftlich anzuzeigen, zugleich auch die in dem Hafen liegenden 
neutralen Schiffe aufzufordern, binnen einer angemessenen, nach An- 
hörung der Vorschläge der Schifiisftthrer zu bestimmenden Frist den 
Hafen zu verlassen.'' Dies wird freilich nicht immer ansftihrbar sein; 
alsdann wird der betreffende Befehlshaber nach eigenem Befinden eine 
angemessene Frist zum Auslaufen festsetzen.') 

Die selbstredende Voraussetzung ftbr die Bewilligung des un- 
gehinderten Auslaufens ist, dafs die neutralen Handelsschiffe nicht nach 
einem blockierten Platze bestimmt sind und nicht etwa Kriegskontrebande 
an Bord haben. 

Das Verbot des Einlaufens tritt in Ermangelung besonderer Fest- 
setzungen sofort mit der Verkttndung in Rraft.^) 



^) 8. auch Maclachlan, S. 534 f. — Abweichend erachten Hautsfbüille 
(QuestionSj S. 13) und Gbssnbb (Droit des neutres, 8. 203 f. und 244) eine 
Spezialnotifikation für unerläTsliche Voraussetzung des Blockadebruches. 

•) So N. W. C. Art. 39. 

') In den französischen Blockadeerklftrungen yom 12. und 15. August 1870 
wurde den in den deutschen Hftfen der Nordsee und der Ostsee befindlichen 
neutralen Handelsschilten eine zehntägige Frist ztmi Laden und Auslaufen be- 
willigt. — Im Jahre 1877 gestattete die türkische Begierung den neutralen 
JächiSen, welche die Frist zum Verlassen der in Blockadezostand erklärten 
russischen Häfen versäumt hatten, das Auslaufen mit der Mafsffabe, dafs die 
Ladung nur in einem türkischen Hafen verkauft werden dürfe. (Deutsche» 
Handelsarchiv, 1877, H. 8. 528.) — Der N. W. C. (Art. 43), ebenso wie vordem 
die B. & C. J. (| 7), sieht eine drelTsigtägige Frist vor. 8. auch B. i. P. M. § 36. 

^) Die Bekanntmachung der deutschen Regierung, betreffend die Blockade 
venezolanischer Häfen im Dezember 1902, lautet: „Nachdem die Be^erung der 
Vereinigten 8taaten von Venezuela es abgelehnt hat, den ihr mitgetheilten 
Forderungen der kaiserlichen Begierung zu entsprechen, wird die Blockade über 
die Häfen von Puerto Cabelio und Maracaibo verhängt. Die Blockade tritt am 
20. Dezember 1902 in Wirksunkeit. 8chiffe unter anderer als venezolanischer 
Flagge, die vor dem Datum dieser Bekanntmachung aus westindischen oder ost- 
amenkanischen Häfen abgesegelt sind,* erhalten eine Frist, und zwar 8egel- 
schiffe 20 Tl^re, Dampfer 10 Tage. Aus allen anderen Häfen erhalten 8e^el* 
schiffe eine frist von 40 Tagen, Dampfer eine solche von 20 Tagen. Schiffe 
unter anderer als venezolanischer Flagge, die an dem Tage dieser Bekannt- 
machung in den blockirten Häfen liegen, erhalten eine Frist von 15 Tasen. 
8chiffe, welche versuchen, die Blockade zu verletzen, werden den 
Mafsnahmen unterliegen, die völkerrechtlich und nach den Ver- 
trägen mit den neutralen Mächten zulässig sind. Berlin, den 20. De- 
zember 1902. Der Beichskanzler. Graf v. BüTow/ (Beichsanzeiger vom 
20. Dezember 19u2.) — Die gleichzeitige Erklärung der englischen Begierung 
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Die Rücksicht auf die Neutralen erheischt auch eine Verkttndong 
der Aufhebung der Blockade.') 

§ 51. 

Blockadebrach. 
I. TathettMd. 

Blockadebruch ist jedes in Kenntnis einer Blockade auf 
deren Verletzung gerichtete Unternehmen. Bei Beurteilung der 
Frage, ob ein solches vorliegt, ist die Rechtsprechung der Prisengerichte 
zuweilen milde, zuweilen äuberst streng gegen den Reklamanten ge- 
wesen. Fttr einzelne Verhältnisse hat sich jedoch eine ziemlich gleich- 
roäfsige Praxis gebildet. Die wichtigsten sind folgende: 

1. Versegelung, Unkenntnis der Kttste, Verlust des Kompasses und 
ähnliche Umstände schliefsen den Tatbestand des Blockadebruches nicht 
aus, gleichviel ob sie auf ein Verschulden des Kapitäns zurttckzufflhren 
sind oder nicht. Dem läfst sich die Berechtigung nicht absprechen, da. 
die Rücksichtnahme auf solche Emwendungen eine gleichmäfirige Hand- 
habung der Blockade unmöglich machen und falschen Vorspiegelungen 
Aller Art Tttr und Tor öfihen würde.*) 

2. Proviantmangel wird in der Regel nicht als eine Rechtfertigung . 
fftr das Anlaufen des blockierten Hafens erachtet, durch welche die 
Folgen des Blockadebruches ausgeschlossen würden. Gegen Strenge 
in dieser Hinsicht läfst sich um so weniger etwas einwenden, als 
Proviant leicht beseitigt werden kann.') 

3. Als Blockadebruch wird es ferner angesehen, wenn die Löschung 
oder Ladung aufserhalb der Blockadelinie durch Leichterfahrzeuge er- 
folgt, welche diese Linie passieren müssen; in diesem Falle sind nicht 
nur die Leichter nebst den etwa an Bord befindlichen Waren ver- 
fallen, sondern auch das Schiff und die an dessen Bord befindliche 
Ladung. 

4. Dem Blockadebruch pflegt es gleichgestellt zu werden, wenn 
ein nach dem blockierten Platz bestimmtes Schiff aufserhalb der Blockade- 
linie in der l^ähe zu Anker geht, beidreht oder kreuzt; denn es greift 

bezeichnet als blockiert die Hilfen La Guayra, Carenero, Guanta, Cumana, 
Oampano und die Orinokomündungen ; im übrigen ist sie der deutschen gleich- 
lautend. 

») R. Ital. Art. 909 No. 3. 

') Hazlitt und Roche, S. 160. 

'J Der englische Prisenrichter Lobd Stowkll führte aus: ,7%e wani of 
provinanM is not an excu9e, tohich wiü, on ligkt grinrndi, he receivid, becaute an 
^xcuse, to he admisnhU^ mu8t thoui an imperative and overruling compulsian, to 
^nter the particular part under Blockade. It mav induee the maater of a ahtp to 
seek a neighbouring port, hut it can hardly ever force a per$on to reaort exclunvdg 
to a hlockaded port. What ia said with reapect to wind is of a differmt nature, 
I will not aay that caaes of nece$$ity mag not occnr which woM afford a aufficieni 
Justificatian. If a party can ehow, that he was under very great necetti^ and 
that fowr or ftve day$ he cauld get inio no other port, l wW, certainly admtt «iidk 
an excuae, if weil aupported,'' — S. auch HüZLirr und Roche. S. 159 f. — A. M. 
sind DE BoECK, § 694; Maüei, I. S. 635 f. 
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akdann die Vermutung Platz, dafs das Schiff die eiste sich darbietende 
Crelegenheit benutzen will, die Linie zu durchbrechen; die Erklärung 
<leB Kapitäns: er habe sich nur Überzeugen wollen, ob die Blockade 
noch bestehe, und für diesen Fall von yomherein die Absicht gehabt, 
umzukehren, schliefst den Tatbestand nicht aus.^) Erhellt indessen in 
solchen Fällen die bona fides des Kapitäns, so kann von einem Unter- 
nehmen, die Blockade zu brechen, nicht die Rede sein. Der N. W. C. 
(Art. 42) enthält folgende Regelung: y,A neutral vesnel may saü in good 
jaitli for a blockaded pcrt, with an alternative destinaUon to he decided 
upon by informätion as to the continuance of Üie blockade obtained at an 
interrnediat^ port. In such caee, she is not allowed to continue her voyage 
to the blochided port in alleged quest of Information a$ to tlie Status of 
Hie blockade^ but must obtain ii and decide upon her courae before slie 
urrives in suspicious vidnity; and if the blockade hos been formäüy eeia- 
hlished witli due notification, suffident doubt as to Hie good faith of the 
proceeding will subject lier to capUire*' -) Das Reichs-Oberhandelsgerieht 
hat in einem Urteil vom 23. Dezember 1872 ^ sich dahin ausgesprochen: 

^Die Behauptung , dafs es Pflicht des Schiffers sei, nach 

<lem angeblich blockirten Hafen auszusegeln und sich dort von dem 
wirklichen Bestände der Blockade zu überzeugen, ist völlig ungegrttndet. 
Denn so handelnd wtlrde der Schiffer Schiff und Ladung, wenn auch 
vielleicht nicht der prisengerichtlichen Condemnation, mindestens der 
Oefahr der Ziiröckweisung, meist auch der Gefahr der Aufbringung 
aussetzen. ^^ 

5. Der Tatbestand des Blockadebrnchs pflegt nicht angenommen 
zu werden, wenn ein Schiff in Seenot, absichtlich oder unfreiwillig, in 
^en blockierten Bereich kommt. Es ist dies ein Korrelat der Regel, 
dafs wenn höhere Gewalt die Blockadekreuzer zwingt, ihre Station 
zeitweilig aufzugeben, die Rechtsverbindlichkeit der Blockade dadurch 
nicht aufgehoben wird; offenbar ungerecht würde es sein, wollte man 
bei gleicher Voraussetzung für die Neutralen nicht eine Ausnahme 
zulassen.^) 

6. Blockadebruch pflegt dann nicht angenommen zu werden, wenn 
ein Schiff aurserhalb der Blockadelinie auf einem Umwege mit Be- 
nutzung von Binnentransportmitteln Waren von dem blockierten Platz 
erhält oder dorthin befördern läfst.*) 

7. Für den Tatbestand des Blockadebruchs ist nicht die schliefs- 
liehe Bestimmung des Schiffes oder der Ladung entscheidend, sondern 



') Abweichend Hautefeuill«, Qaestions, 8. t3. 

•) S. auch B. & C. J., § 6. Femer Gessnee, Droit des neutres, S. 24.4; 
V. BüLMEWNCQ, Prises marit., S. 39; Upton, S. 2i)l f.; Maclachlin, 8. 536 f., d^r 
in aolchen Fällen auch nur eine Vermutung gegen das Schiff für begrtlndet er- 
achtet. — Im Prinzip abweichend KossB, lÖWmente, S. JOi. 

») Entach. des Keichs-Oberhandelagerichte, Bd. 8 (1873) S. 289 f., bea. S. 300. 

*) R. i. P. M;, § 40; Rivieb, Völkerrecht, § 68 (S. 458). 

*) Noten in Betreff des Baumwollenexports via Matamoros während der 
Blockade der Häfen der Konföderierten Staaten von Nordamerika durch die 
Flotte der Nordataaten a. im Staatsarchiv, Bd. 4 No. 607 und wegen des Waren- 
imports das. Bd. 9 No. J935. 

Per ei 8, Internationales Seerecbt. 2. Aufl. 18 
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lediglich der Umstand, ob das Schiff zunächst nach einem blockierten 
Hafen bestimmt ist. Die Theorie von der Einheitlichkeit der 
Heise in dem Falle, dafs ein von einem neutralen Platz abgegangene» 
neutrales Schiff zunächst nach einem nicht blockierten Platz bestimmt^ 
f)ir die Folge aber die Weiterbeförderung seiner Ladung (sei es mit 
demselben Schiff, sei es nach Umladung auf ein anderes Schiff) nach 
einem blockierten Hafen in Aussicht genommen war, ist zu verwerfen. 
Diese Theorie war während des nordamerikanischen Sezessionskrieges 
von dem Prisengericht der Vereinigten Staaten in dem Falle der eng- 
lischen Bark „Springbok^ zur Geltung gebracht worden.^) Die Wissen- 
schaft hat sie seitdem vielfach bekämpft.') 

8. Ungleichmäfsig ist die Behandlung derjenigen Schiffe, welche 
sich nur auf der Tour nach einem blockierten Platze befinden. Die 
englischen und amerikanischen Prisengerichte haben darin, nach dem 
Vorgang der niederländischen Ordonnanz vom 26. Juni 1630, ein die 
Verurteilung begrtlndendes Unternehmen des Blockadebruchs gefunden. 
Auch die amerikanische B. & G. J. hat diesen Standpunkt im § 8 auf- 
rechterhalten,^) und dementsprechend erklärt auch der oberste Gerichts- 
hof zu Washington in dem bereits^) erwähnten Urteil, betreffend das 
englische Schiff „Adula": y^The saüing of a vesael with a premedüated 
intent to violate a blockade is ipso facto a violation of tlie bhekade^ and 



>) Die ySpringbok* befand sich auf der Tour von England nach dem 
Hafen von Nassau (Bahama-Inseln). Sie wurde von einem nordamerikanischen 
Kreuzer angehalten und aufgebracht, weil die Annahme begründet erschien, 
dafs ihre schlieXsliche Bestimmung einer der blockierten H&fen der Südstaaten 
seiy und sodann als gute Prise erUärt. 

*) Mit der Fra^e hat sich namentlich Sia Travbks Twiss beschäftigt und 
seine Anschauung in folgenden Abhandlungen, deren Ausgangspunkt der 
Springbok-Fall ist, dargelegt: a) The doctrine of continous voyages s& applied 
to contraband of war and blockade, contrasted with the declaration of raris 
1856 (Law Magazine and Beview, Nov. Ib77); b) dasselbe Thema in französischer 
Sprache, als Denkschrift für die Konferenz der Association for the reform and 
codification of the law of nations in Antwerpen, Paris 1877; c) Belligerent 
Bight on the High Seas since the Declaration of Paris (1856), London 1884, 
S. 19 f.; d) in der Kev. de dr. i. Bd. 16 (1884) S. 125 f. Sodann L. Gbssnek a) Zur 
Beform des Seekriegsrechts, Berlin 1875. S. 20 f., engl, übersetzt unter dem 
Titel: A juridical review of the case of the British Barque «Springbok" ; b) Zur 
Theorie von der Einheit der Beise in Bezug auf die Kriegskontrebande una das 
Blockaderecht, in No. 340 und 341 der Augsburger Allgemeinen Zeitung Ton 
1877; c) Droit des neutres, S. 137 f. — S. ferner: die Zusammenstellung und 
Erörterung der Ansichten bei WharTON, III. § 362 (S. 394 f.); J. C. Bancrott 
Davis, Les tribunaux de prises des J^tats-Unis; lettre k Sir Travers Twms. 
Paris 1878; D. C. L. (anonym) a) The Judgments of the prize courts of the United 
States of America in the case of the British barque ,Springbok* and her cargo, 
London 1880; b) [in franz. Übersetzung] Jugements des cours de prises des Etats- 
Unis d'Am^rique dans l'affaire de la barque anglaise «Springbok* et de son charge- 
ment, Paris, s. a. (Amyot); F. v. Martens, Völkerrecht, II. S. 532; Geffckbjt^ 
bei Hefftbr, Anm. 5 zu § 156; Blüittschli, Anm. 5 zu § 535; Ullmahk, S. 331 
Anm. 6; Bosse, Elements, S. 101 f.; Fauchille, S. 331 f ; Bonhls, §§ 1666,. 
1667; Bazlitt und Boche, S. 161 f. — Das Institut de droit international hat 
im B. i. P. M. (§ 44) den Satz aufgestellt: ^En aucun cos, la suppoiiium cfim. 
voyage continu ne peut jmtifier la coniamnation pmr violation de btoeus,' 

») Unten S. 277. — *) Oben S. 265. 
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rendei^s her subjeet to captttre from the moment she leaves tite port q^ 
departure.'' Andere Staaten haben das entgegengesetzte Prinzip auf- 
gestellt. So bestimmte das Pr. P. R. im § 25: »1)1® Ansklarirung 
nach einem blockirten Hafen oder der Lauf des Schiffes nach einem 
solchen Hafen gilt noch nicht als Versuch, die Blockade zu durch- 
brechen."*) 

Auch die Wissenschaft hat mit Hecht jenen Standpunkt bekämpft 
und die Wegnahme nur dann f ttr gerechtfertigt erachtet, wenn das 
Schiff sich der Blockadelinie soweit nähert, dafs die Absicht, trotz der 
Blockade hindurchznfahren, offenbar wird. Heffter^ bemerkt dazu: 
„Nicht allein unbillig, sondern sogar ungerecht ist und wird es allezeit 
sein, ein neutrales Schiff schon deshalb, weil es sich auf dem Wege 
nach einem blockirten Orte befindet, wenn auch in noch so weiter Ent- 
fernung, in den Fall einer Blockadeverletzung zu erklären. Es ist hier 
nicht nur die Möglichkeit vorhanden, dafs das Schiff bei Fortsetzung 
seines Laufes die Blockade aufgehoben findet; seine Intention ist auch 
gewifs nicht sofort als eine unveränderliche anzusehen." Dieser Dar- 
legung entsprechend hat das Institut de droit international in den §§ 43 
und 44 des B. i. P. M. folgende Grundsätze aufgestellt: ,,27n navire de 
commerce sera aaisi pour violation de blocus lorsqu^il aura essayi par force 
an par ruee de pinitrer ä travers la ligne de blocus;*) ou si^ apris avoir 
renooyi une premüre fois^ il a eseayi de nouveau de pinitrer dans le meme 
port» — Ni le faä qu^un navire de commerce eet dirigi sur un port bloqui, 
ni le simple affritement, ni la seule deeünation du navire pour un tel port 
ne juetifient la saisie pour violation de blocue.'* 

Der Tatbestand des Blockadebruchs setzt regelmäfsig die Kenntnis 
von dem Bestehen der Blockade voraus. Ob diese Kenntnis vorliegt, 
ist nach den Umständen zu beurteilen. Soweit nicht konventionelle 
oder reglementarische Festsetzungen tlber die Beweisftlhrung den Ausschlag 
geben, pflegt man anzunehmen, dafs sie vorhanden ist, wenn die Be- 
nachrichtigung an den neutralen Staat, dessen Flagge das Schiff führt, 
ergangen und eine nach den Umständen des Falles angemessene Frist 
verstrichen ist. Der neutrale Staat ist gehalten, die ihm bekannt ge- 
wordene Verhängung der Blockade in geeigneter Weise seinen Unter- 
tanen mitzuteilen; diese haben völkerrechtlich die Folgen einer Nicht- 
erftlUung jener Verpflichtung zu tragen. Die blockierende Macht hat 
ihre Schuldigkeit mit der Notifikation getan; sie ist alsdann zu der 
Erwartung berechtigt, dafs der neutrale Staat, dem sie zugegangen, die 
erforderliche Bekanntmachung erläfst 

Die hieraus sich ergebende Vermutung ftlr die Kenntnis von dem 
Blockadezustand kann aber dann nicht Platz greifen, wenn ein Schiff 
vor und seit Verhängung der Blockade in See gewesen ist. Die eng- 
lischen Prisengerichte haben jedoch regelmäfsig die Tatsache, dafs die 
Bekanntgabe einer Blockade auf diplomatischem Wege oder anderweit 
generell erfolgt war, als unsreichend ftlr den Nachweis der Kenntnis 



') Ebenso das Japan. P. R. im Art 31. — ") § 456. 

') Das hatte bereits die bewaffnete Neutralität von 1800 verkündet. 

18* 
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erachtet, mit der BegrtlQdimg: die Wirkung der Mitteilung an eine 
fremde Regierung erstrecke sich auf alle Angehörigen des betreffenden 
Staates; sie würde unnütz sein, wollte man diesen gestatten, sich auf 
Unkenntnis der Notifikation zu berufen. Soweit eine Spezialnotifikation 
nicht vorgeschrieben ist, könne der Kapitän eines neutralen Schiffes 
einer generellen Notifikation der Blockade gegentlber nur unter ganz 
besonderen Umständen zu dem Einwände verstattet werden, dafs er 
von derselben keine Kenntnis gehabt habe. Sei das wirklich nicht 
der Fall gewesen, so möge er wegen Schadloshaltuug bei seiner lie- 
gierung vorstellig werden, aber er könne daraus einen Entschuldigan^- 
grund vor dem Prisengericht einer kriegführenden Macht nicht herleiten. 

Bei einer länger andauernden gehörig notifizierten Blockade wird 
man allerdings regelmäfsig von deren Notorietät ohne weiteres ausgehen. 

Das Pr. P. R. gab in den §§ 23 und 24 den Befehlshabern der 
Kreuzer einen angemessenen Spielraum; es bestimmte: „Ein Versuch, 
die Blockade zu durchbrechen, ist bei einem neutralen Schiffe nur dann 
anzusehen, wenn das Schiff von der Blockade Kenntnifs hatte. — Ob 
das Schiff von der Blockade Kenntnifs hatte, ist nach den Umständen 
des Falles zu beurtheilen, in welcher Beziehung insbesondere die längere 
oder kürzere Zeit von Einflufs ist, welche seit der Verktlndung und 
Anzeige der Blockade verstrichen ist. Wenn der Befehlshaber des be- 
treffenden Kriegsfahrzeuges dafür hält, dafs die Blockade dem Schiffe 
nicht bekannt gewesen sei, so hat er dasselbe davon in Kenntnifs zu 
setzen, diese Benachrichtigung auf den Schifi^papieren, insbesondere 
auf den zum Ausweis der Nationalität dienenden Urkunden, sowie im 
Journal des Schiffes zu vermerken, das letztere zurückzuweisen und 
zur Aenderung seines Laufes zu veranlassen.^' 

Diese Normen entsprechen dem Wesen der Verhältnisse, ebenso 
wie die neuere Festsetzung im § 5 der B. & C. J.: ,,S/iould it appear 
from a vessePs clearance that she sailed öfter notice of hlochade had been 
eommunicaied to the country of Iier port of departure, or öfter ihe fad of 
blockade heul, by a fair assumptionf beconie commordy known at that pori, 
she shoiUd be sent in oa a prize, There are, however^ treaty excepüons to 
this rule, and these eaeeptiona should be atnctly observedJ* 

II. Rechtsfolgen. 

Folge des Blockadebruchs ist die Aufbringung] und Ein- 
ziehung des Schiffes bezw. der Ladung, der letzteren unter 
folgenden Voraussetzungen: 

a) wenn und soweit der Keeder zugleich ihr Eigentümer ist; 

b) wenn der Eigentümer der Waren zur Zeit ihrer Bestimmung 
nach dem blockierten Platz von der Blockade Kenntnis hatte. 

In anderen Fällen hat man die Ladung oder, wenn Kriegskontre- 
bände darunter war, denjenigen unverfänglichen Teil, dessen Eigen- 
tümer gutgläubig war, freigegeben.^) 



^) Über die Berechtigung zur Einziehung der Ladung unter den vor- 
gedachten Voraussetzungen und die Praxis s. Vattel, III. § 117; Ortolan, IL 
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Die Besatzung des genommeneu neutralen Schiffes ist 
freizulassen. Als zulässig gilt jedoch die Zurückhaltung einzelner 
Personen derselben bis zur Entscheidung des Falles im prisengericht- 
lichen Verfahren zum Zwecke ihrer Vernehmung bei der Beweis- 
erhebung (s. oben S. 189).') 

Über die Grenzen der Verfolgung von Blockadeyerletzungen 
gehen die Meinungen auseinander. Die englisch-amerikanische Praxis 
hat, anknüpfend an die niederländische Ordonnanz yon 1630, in der 
Regel eine Verfolgung bis zur Vollendung der Kttckreise fbr zulässig 
erachtet. Mit Recht ist aber eine solche Ausdehnung des Blockade- 
rechts yielfach bekämpft worden, namentlich von Hautefeuille,^) 
Blüntschli,*) Gessner/) de Boeck,*) Faüchille.*) 

Geht man davon aus, dafs jede Blockade ihrer Natur nach an 
eine bestimmte Örtlichkeit gebunden ist, so liegt die Folgerung nahe, 
dafs eine Repression gegen Blockadebruch nur in dem Bereich ihrer 
Wirksamkeit zulässig ist. Gegen die unmittelbare, d. h. im Blockade- 
bereich begonnene und darüber hinaus fortgesetzte, Verfolgung eines 
Blockadebrechers wird sich freilich nichts einwenden lassen. Koch 
im Jahre 1898 hat jedoch die Regierung der Vereinigten Staaten den 
englisch-amerikanischen Standpunkt aufrechterhalten; die B. & C. J. 
(§ 8) besagt nämlich: „77te Uabilify of a blockade runner to capture and 
rondenination begins and terminates wM lier voyage. If iJiere ü good 
evidence tliat she sailed wit/i intent to evade the blockade she is good prize 
fram ihe niojnent a/ie appears upon the high seas, Similarly^ if she has 
sitcceeded in eecaping from a blockaded port ehe is liable to capture at any 
time before she reaches her home port. But witli the termincdion of tlie 
voyage the offence ends," 

Dieselbe Auffassung hatte Francis J. Lippit in einem am 23. Juli 
1897 im Naval War College zu Washington gehaltenen Vortrage (naval 
captures) dahin zum Ausdruck gebracht: „Aßer a breach the ship afid 
her eargo remain eapturaUe until the end of the voyage. The reason of 
this is piain. Her breach of blockade tias forfeited ship and cargo and 
made herseif Hoble to be persued and captured. And if afterwards caugJU 
by the beUigerent, toether at only 5 or iO niiles, or at 500 miles from the 
port — ihe voyage still continuing — it makes no difference in principle.^^ 

Es liegt auf der Hand, dafs die Durchflthrung solcher Grundsätze 
zu unabsehbaren Belästigungen des Seeverkehrs der Neutralen fuhren 

S. i<57; WlLDMAN, II, S. 203; PhILLIMORE, III. S. 316 f.; PISTOIE und Duveedy, 

S. 379; Bluntschu, § 840; Gessnbb, Droit des iieutres, S. 227 f. und 244 f.; 
V. Bulmebiscq Priaes marit., Ö. 39; de Boeck, §§703, 704; Maclachlan, S. 539; 
Hazutt und KOCHE, S. 176 f. 

*) PläDELl&YBB (§ 1097) erachtet die Zurückhaltung der Besatzung als 
kriegsgefangen für berechtigt. Dem steht die moderne Praxis entgegen, welche 
auch Ausdruck gefunden hat im § 9 der B. & C. J. und im Art. 45 des N. W. C, 
der bestimmt: „77^ crews of neutral vessels vioiating or attempting to violate a 
blockade are not to be treated as prisoners of war, hut any of ihe officets or crew 
whose tesiimony mag be desir^ before the prize court should be detained as loit- 
nesseSm*^ 

•) Droits et devoirs, II. S. 225 f. — ») § 836. — *) Droit des neutres. 
S. 229 f . - '^) § 702. — •) S. 355. 
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mufs, za Konsequenzen, deren man sich wohl bei ihrer Anfistellong nicht 
bewafst gewesen ist. 

Die Verfolgbarkeit eines neutralen Schiffes wegen Blockadeverletzung 
bis zur Beendigung der Reise entspricht ebensowenig dem Wesen der 
Blockade, wie die Inanspruchnahme solcher Schiffe, die sich nur aaf 
der Tour nach einem blockierten Platze befinden.') Nimmt man das 
Gegenteil an, so hUtte z. B. ein russisches Schiff, welchem es während 
der Blockade vor Cuba gelungen war, aus dem Hafen von Havana 
auszulaufen und die Blockadelinie ungehindert zu passieren, und welches 
alsdann die Reise nach Riga fortsetzte, noch in der Ostsee von einem 
amerikanischen Kreuzer aufgebracht werden dflrfen; und es hätte ein 
deutsches Schiff, wenn es in Bremen nach einem blockierten Hafen der 
Philippinen ausklariert hatte, in der Nordsee von einem amerikanischen 
Kreuzer aufgebracht und durch ein amerikanisches Prisengericht wegen 
Blockadebruchs kondemniert werden können. Überhaupt würde nichts 
entgegengestanden haben, dafs die Vereinigten Staaten in der Ost- und 
Nordsee Kreuzer stationiert und in diesen Gewässern anfserhalb der 
Hoheitsgrenzen jedes neutrale Handelsschiff auf die Möglichkeit eines 
beabsichtigten oder ausgefOhrten Blockadebruchs untersucht hätten. 
Die Unhaltbarkeit von Festsetzungen, welche derartige Konsequenzen 
ergeben, leuchtet von selbst ein. Ihr Ausgangspunkt fallt in eine Zeit 
zurück, in welcher Seeverkehr und Volkswirtschaft, Kriegftlhrung und 
Völkerrecht einen völlig anderen Charakter hatten wie in der Jetztzeit*) 

Nach Aufhebung der Blockade ist jede Wegnahme wegen 
unternommenen oder frtther begangenen Blockadebrachs 
unstatthaft.^) Für den ersteren Fall ist überhaupt in Ermangelung 
der Fortdauer der Blockade auch eine Verletzung derselben undenkbar, 
und für den zweiten mufs man davon ausgehen, dafs mit der Be- 
endigung der Blockade alle aus dem Blockaderecht hervorgehenden 
Befugnisse der blockierenden Macht, soweit sie nicht bereits tatsächlich 
geltend gemacht worden sind, von selbst wegfallen; es ist daher nur 
noch ein Prisenurteil bezüglich weggenommener Schiffe statthaft. 



») Oben S. 274, 275. 

') Dennoch wird in einem Artikel ^ Seekriegsrecht und Seekriegführung', 
in den Mittheilungen aus dem Gebiete des Seewesens, Jalirg. 1898, S. 403, eine 
solche Ausdehnung des Blockaderechts für zulässig erachtet. 

') Dies erkennt auch die englische und amerikanische Praxis an; s. 
Maclachlan S. 539 f ; Francis J. Lippit in dem vorseitig erwähnten Vortrage. 
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V. Abschnitt* 

TisitationsreclLt. 

§ 52. 

Allgemeine Gnindsfttze. 
I. BegrlMhMi. 

Die Befugnis der Kriegführenden, Handelsschiffe auf See anzu- 
halten und einer Untersuchung zu unterwerfen, beruht auf unvordenk- 
licher Übung. Sie ist in der Praxis unbestritten ; Meinungsverschieden- 
heiten bestehen nur hinsichtlich der Art ihrer Ausübung neutralen 
Schiffen gegenüber und hinsichtlich ihrer Begrenzung. Sie wird am 
zutreffendsten mit dem Ausdruck Visitationsrecht (droit de visite, 
right of Visit and search)^) bezeichnet. 

Der Zweck des Visitationsrechts ist ein doppelter. Zunächst 
handelt es sich um Feststellung der Nationalität des Schiffes und sodann, 
wenn die neutrale Qualität konstatiert ist, um die Vergewisserung 
darüber, ob das Schiff einer Verletzung der Neutralitätspflichten schuldig 
ist. Insbesondere wird es darauf ankommen, zu ermitteln: 

a) ob das neutrale Schiff Eriegskontrebande an Bord hat; 

b) ob es im Begriff ist, nach einem blockierten Hafen zu gehen 
oder ob es von einem solchen herkommt; 

c) ob es etwa im Dienste des Feindes steht oder feindliches Staats- 
eigentum an Bord hat — feindliches Privateigentum ist durch die 
neutrale Flagge gedeckt (S. 227, H.). 

Die Notwendigkeit des Visitationsrechts liegt klar auf der Hand. 
So lange überhaupt die Wegnahme feindlicher Kauffahrteischiffe als 
Seebeute statthaft ist, und so lange das Recht besteht, neutrale Schiffe, 
welche, sei es durch versuchten Blockadebruch, sei es durch Unter- 
stützung des Feindes mittels Zufuhr von Kriegskontrebande oder auf 
andere Weise die Pflichten der Neutralität verletzen, der Aufbringung zu 
unterwerfen, müssen die Kriegführenden in der Lage sein, sich über die 
Nationalität der Kauffahrteischiffe Gewifsheit zu verschaffen, und be- 
rechtigt, die Bestimmung eines neutralen Schiffes und den Charakter 
seiner Ladung festzustellen. Wenn daher auch die Grenzen des Visi- 
tationsrechts vielfach schwanken, so kann doch das Recht an und für 
sich nicht mit Fug in Frage gestellt werden. In diesem Sinne erklärte 
auch in der Sitzung des Deutschen Reichstages vom 19. Januar 1900 
der Staatssekretär des Auswärtigen Amts als praktisch geltendes 
Recht: „Neutrale Handelsschiffe auf hoher See und in den Territorial- 
gewässem der Kriegführenden unterliegen, von dem Convoirecht ab- 



^^ Über die Bezeichnung s. Th. Barclay, Le droit de visite etc., in der 
Rev. de dr. i. 1900, S. 454 f. 
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gesehen, dem Visitationsreeht der Kriegschiffe der kriegführenden 
Theile."^) 

II. Ziistiiiiikeit. 

Befagt znrAasUbung desVisitationsreohts sind Kriegsschiffe nndKapen 
letztere jedoch nur, sofern für sie das Recht nicht konventionell oder regle- 
mentarisch ausgeschlossen ist. So behält der N.W. C. (Art. 30) die Befngnis 
lediglich den Kriegsschiffen vor, während die spanische Instruktion vom 
24. April 1898 (Art. II.) sie auch für Hülfskreuzer und Kaper vorsah.*-) 

III. Örtliche Bt§nnmt tu Vitltationsrtclittt. 

Die Ausübung ist zulässig auf dem ganzen Kriegsgebiet,, 
also auf offener See und in den Territorialgewässern der 
Kriegführenden, nicht aber auf neutralem Seegebiet.') Einer 
Ausübung des Visitationsrechts im nationalen Seegebiet des eigenen 
Bundesgenossen steht grundsätzlich nichts entgegen;^) der Bundes- 

1) Doktrinäre Bedenken sind nur vereinzelt erhoben, so von de Batkeval, 
De la libertö des Mers, Paris 1811, I. S. 154 f. — Das Visitationsreeht ist auch 
keineswegs, wie Gessnbr (Droit des neutres, S. 252) anzunehmen scheint, ein 
Ausnahmerecht; diesen Charakter träft es höchstens in dem Sinne wie das 
Kriegsrecht überhaupt. — Neuerdings bemüht sich Klben (Neutralit^^ II. ^ 188) 
nachzuweisen, daXs das Visitationsrecht hinsichtlich der Neutralen der juristischeu 
Begründung entbehre; seine Ausführun^^en leitet er mit der petitio priucipii 
ein: man könne von der Begründung eines Rechts im eigentlichen Sinne nicht 
bei einer Übung sprechen, die, wie das soff. Visitationsreeht, zugleich die 
Freiheit des Meeres und die Exterritorialität der Schiffe verletze. Er übersieht 
vor allem, da£s dieses Recht nicht bloXs durch Jahrhunderte langen, von der 
Überzeugung seiner Notwendigkeit getragenen Grebrauch, sondern auch durch 
zahlreiche Verträge begründet ist. Dem entspricht auch aie weitaus herrschende 
Meinung. So führt Roun-Jacquemyns (in der Rev. de dr. i. Bd. 23 S. 561) aus: 
„Le droit de viaite . . . est esRentieüement un droit de haute police dSfensivey reconnn 
en temps de guerre avuß bdligiranta vis-ä-vis des neutre$. II faut empecher que ceux- 
ci n^abusent de leur liberti commerciale au profit de Vadversaire . . . nul doute sur 
Vexigtence de ce droit* — Bonfils (§ 1591): ,,11 [le droit de viHte] est reconnu 
par tous ks traitis. Pas un seul ne Va mis en doute . , . La pratique est untforme 
et universäk sur ce point. Les traitis europeens s^y rapportemt comme ä un droit 
priexistant Le but des Conventions spidales est seuUment de le con/brmer d'uns 
manihre pricist, d^en rigler Vexerdce^ d*en fixer les dftails et de mettre fin aux 
controverses sur les modes d'exicution." — Hazlitt und Roche (S. 272): ,The 
rights ofa bdligerent nation against the delinquencies ofneutrals would he existinff 
in vain if she were not armed with a practical power, hy which thoie rights may 
be enforced. Such a power y by the law ofnations, regularly exists; and it is caÜed 
the power of Visitation and search." — S. auch de Ouvart, II. S. 3451 

■) Vgl. auch den Vortrag von Kasseoer ^Entspricht die Pariser Deklaration 
von 1856 der Praxis des Seerecbts ?•[!], in den Mittheilungen aus dem Gebiete 
des Seewesens, Jahrg. 1899, S. 734 f.; femer DB Olivart, II. S. 349. — DüPüis 
(§§ 242, 250) erkennt die Befugnis für Kaper an, fügt aber hinzu: die Signatar- 
mächte der Pariser Scerechtsdeklaration würden sich die Ausübung wohl nicht 
gefallen lassen. — Über die Verwendung von ad hoc angenommenen, nicht der 
Kriegsflotte anffehörigen Schiffen s. Hazlitt und Roche, S. 300, 301. 

') S. u. a. die französische Instruktion vom 25. Juli 1870, § 4; das russische 
P. R. von 1895, Art. 16; R. i. P. M., §§ 8, 9, 10, 14. 

*) Sie erfolgte mehrfach während des chinesisch-japanischen Krieges 1894 
durch japanische Krie^schiffe in den Territorialgewässem des mit Japan ver- 
bündeten Korea. S. hierüber Takahashi, S. 48 f. und 108 f., sowie den Bündnis- 
vertrag mit Korea, das. S. 171 f. 
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genösse ist aber befugt, sein Gebiet auszasohliefsen. Heffter^) and 
Gessner^) erklären die Vornahme der Visitation im Gebiet des Bundes- 
genossen nur fttr zulässig bei ausdrttcklieh oder stillschweigend erteilter 
Genehmigung des letzteren. 

Die Ausübung des Visitationsrechts ist aber begrenzt durch die 
Zwecke, welche damit verfolgt werden. Demgemäfs wird dasselbe in 
solchen Meeren, welche dem engeren Kriegsschauplatz fern liegen, gegen 
neutrale Schilfe nur soweit auszuüben sein, als wirklich der gegründete 
Verdacht einer Neutralitätspflichtverletzung vorliegt.^) 

Die Beschlagnahme deutscher Schiffe während des südafrikanischen 
Krieges im Winter 1899/1900 in den ostafrikanischen Gewässern ver- 
anlafste die deutsche Regierung, die englische auf die Notwendigkeit 
hinzuweisen, die Kommandanten der englischen Kriegsschiffe dahin zu 
instruieren, dafs alle deutschen Handelsschiffe aufserhalb der Nähe des 
Kriegsschauplatzes, jedenfalls aber von Aden ab nordwärts, nicht zu 
behelligen seien. Dem A^urde entsprochen.^) 

IV. Ntotrale Schiffe des tffeitllchei Oleistei. 

Kriegsschiffe und andere Staatsschiffe der Neutralen 
sind dem Visitationsrecht nicht unterworfen.^) Es folgt dies 
unmittelbar aus dem Charakter der im öffentlichen Dienste stehenden 
Schiffe. Die B. & C. J. ging daher zu weit, wenn sie im Artikel 12 
alle neutralen Schiffe als dem Visitationsrechte unterworfen erklärte. 
Die Befreiung gilt namentlich auch für Staatspostdampfer der Neutralen, 
deren Führer ein Seeoffizier des Dienststandes ist; aber auch ohne die 
letztere Voraussetzung pflegt man Postdampfem gegenüber, gleichyiel 

«) § 168. — «) Droit des neutre«, S. 314. 

') Während des Krieges zwischen BuXaland und der Türkei hielt am 
25. Juli 1877 ein russisches Kanonenboot in der Nähe der japanischen Küste 
(sogar innerhalb KanonenschuXsweite von derselben) die deutsche Brigg «Oceanus" 
an und entsendete einen Offizier mit Begleitung an deren Bord, welcher die 
Schiffspapiere einsah und über die Ladung nähere Information einzog. — In 
diesem Verfahren lag, abgesehen von der Verletzung der japanischen Territorial- 
hoheit, ein MiXsbrauch des Visitationsrechts. Denn es war notorisch, dafs die 
ostasiatischen Gewässer von türkischen Schiffen nicht besucht wurden; zudem 
setzte der „Oceanus'', sobald er das russische Kriegsfahrzeug als solches erkannt 
hatte, die deutsche Flagge. Unter den obwaltenden Umständen konnte auch 
der russische Kommandant füglich nicht der Vermutung Raum geben, dafs das 
deutsche Schiff Kriegskon trebande für die Türkei führte oder anderweit im 
Begriff wäre, dem Feind Vorschub zu leisten. Bein Verfahren stand also mit 
dem Zweck des Visitationsrechts nicht im Einklang« — S. auch Fiorb, § 1741. 
A. M. sind DB Ouyabt, II. S. 348 und Klben, Xeutralit^, II. S. 291 und 519. 

') Erklärung des Staatssekretärs Grafen Bülow im Deutschen Beichstag 
am 19. Januar 1900. — S. auch Barclat, in der Rev. de dr. i., 1901, S. 628. — 
Übrigens hatte schon der italienische Erlafs vom 20. Juni 1866 festgesetzt 
(Art. X): ^Obwohl das [Visitationslrecht in Kriegszeiten unbeschränkt . . . 
ausgeübt werden kann, empfehle ich Innen [den Kommandanten der Schiffe etc.] 
nichts destoweniger, es nur in denjenigen Gewässern und unter denjenigen Um- 
ständen auszuüben, welche Beweggründe für die Annahme gewähren, dafs die 
Visitation die Konfiskation des visitierten Schiffes zur Folge haben könne.*" 

■) Haütbfbüillb, Droits et devoirs, III. S. 9 ; Philumobe, III. § 334 ; Gessneb, 
Droit des neutres, S. 313, 314; Düptjis, § 243; de Olivart, IL S. 346; B. i. 
P. M. § 14. 
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ob sie Staatseigentam oder nur staatlicberseits mit der Beförderimg der 
Posten betraut sind, besondere Rttcksiebtnahme walten asn lassen. 

Auch nach Ausbruch des spanisch-amerikanischen Krieges hatte 
die amerikanische Regierung in einer Proklamation vom 26. April 1898 
ihre Kriegsschiffe angewiesen, das Durchsuchungsrecht Postdampfem 
gegenüber nur dann auszuüben, wenn augenscheinlich Gründe für den 
Verdacht vorlägen, dafs ein Zuwiderhandeln gegen die Bestimmungen 
über Kriegskontrebande oder Blockade stattfindet. — Das R i. P. M. 
enthält im § 17 die Norm: „Larsque le navire ä msüer est un paqaebci- 
po8t4>9 ü ne sera paa visit/, si le commissaire du ffouvememeni doni il parte 
le pavillorif se tronvant ä son hord^ declare par icrit que les paqudH>t ne 
transporte ni des d^pecltes ni des troupes pour Cennetni, ni de la contre- 
bände de guerre j>our le compte ou ä destination de Fennemi." 

Bei den Verhandlungen zwischen Deutschland und England wegen 
der Beschlagnahme deutscher Postdampfer im Winter 1899/1900 er- 
zielte die deutsche Regierung das bündige Zugeständnis: Die englischen 
Kreuzer würden angewiesen werden, die unter der deutschen Handels- 
Hagge fahrenden Reichspostdampfer, welche die Reichspostflagge im 
Grofstop führen, nicht auf blofsen Verdacht hin anzuhalten oder zu 
durchsuchen.^) 

V. AusSboig wibread etaei Wafenttlllttamlu. 

Der Ausübung des Visitationsrechts während eines Waffenstillstandes 
steht nichts entgegen, sofern in der WaffenstiUstandskonvention darüber 
nicht anderweit Bestimmung getroffen ist. Denn sie ist keui Akt der 
Feindseligkeit; zudem würde die zeitweilige Nichtausübung zu einer 
mifsbräuchlichen Unterstützung des Gegners seitens Neutraler auf dem 
See Verkehrswege in uneingeschränkter Ausdehnung führen kOnnen.*^) 

VI. Visitatioa dnrch Nentrale. 

Voraussetzung der Ausübung des Visitationsrechts ist, dafs der 
visitierende Kreuzer einer kriegführenden Macht angehört. E^ kann 
mithin neutralen Kriegsschiffen die Befugnis, die Legitimation von 
Kreuzern der Kriegführenden dazu zu prüfen, nicht eingeräumt werden. 
Ein Visitationsrecht auf seiten neutraler Kriegsschiffe 
existiert nicht. 

Kapern gegenüber, die im Begriffe waren, ein englisches 
Kauffahrteischiff aufzubringen, hat allerdings England ein solches Recht 
für seine Kriegsschiffe in Anspruch genommen. Selbstredend steht den 
Kriegsschiffen aller Nationen die Befugnis zu, die unter der Flagge 
einer kriegführenden Macht als Kaper fahrenden Schiffe dann zu visi- 
tieren, wenn gegen sie der Verdacht der Piraterie begründet erscheint. 

') Erklärung des Staatssekretärs Grafen Bülow, a. a. O. — S. auch Blaubuch 
,Africa No. !• (1900), Aktenstücke No. 22 Anl. 1 und No. 54; femer die 
treffende Kritik bei Hhlkzb, a. a. O. (s. o. S. 242 Anm. 1) S. 37 f. — Über den 
früheren abweichenden Standpunkt der englischen Regierung s. Dupuis^ § 248. 

") DuPüis, § 241; Klkbn, Neutralit^, II. §§195, 21t, unter n&herer Be- 
gründung. Abweichend Haütefeuille, Droits et devoirs, IV. S. 44 und de NBOBre, 
§ 282. 
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§ 53. 

Verfahren. 

Das Verfahren bei der Visitation ist vielfach vertragsmäfsig ge- 
regelt, und anfserdem durchweg mehr oder weniger ausführlich in den 
«inzelstaatlichen Instruktionen normiert. Als Muster hat in der Kegel 
Artikel 17 des pyrenäischen Friedensvertrages vom 7. November 1659 
gedient, welcher lautet: „/^« navires itEspagne, pour vmter tont disoi^re, 
n'approcheront pas de plus pres les Frangats que de la portee du canon^ et 
pourront enooyer leur petite barque ou chaloupe ä boM des navires Franfais 
-et faire entrer dedans deux ou trois hommes seulementy ä qui seront montres 
les passeports par le maitre du navire FrangaiSj par lesquels il puisse 
apparoir non-seulement de la charge, mais aussi du lieu de sa dsineure et 
risidencey et du nom tant du mattre ou patron que du natnre mime, afin 
que^ par ces deux tnoi/ens, on puisse cormaitre, s'il parte des marc/iandises 
■de contrebande^ et quHl apparaisse suffisamrnent tant de la qualite du dit 
navire que de son mattre ou patron; auxquels passej^orts et lettt*es de mer, 
■ce decret donnera entiere foi et criance,^^) 

Femer ist in allen neueren den Gegenstand behandelnden In- 
struktionen die Weisung enthalten, dafs die Visitation in möglichst 
•schonender Weise und ohne unnötige Belästigangen ausgeübt werden soll. 

Das Verfahren zerfällt je nach den Umständen des einzelnen 
Falles in zwei oder drei Akte, welche aber alle der Ausflufs des- 
selben Hechts sind. Das Visitationsrecht umfafst nämlich die Be- 
fugnis der Anhaltnng, der Prtlfung der Papiere und der eigentlichen 
Durchsuchung. 

I. Anhaltvii.'') 

Der Kreuzer nähert sich dem zu visitierenden Schiff 
lind gibt durch einen Kanonenschufs (vgl. S. 114) das Signal 
^um Beidrehen oder Stoppen. Dieser Schufs mufs unter der 
Nationalflagge abgegeben werden; hierdurch wird die 
Legitimation zur Austlbung des Visitationsrechts angezeigt. 
Zur Nachtzeit ist über der Flagge eine Laterne zu setzen.^) 

*) Über spätere diesen Gegenstand betr. spanische Verträge s. Galiano, 
Exercice du droit de visite, excrcice et cons^quences du blocus, contrebande de 
guerre, priaes maritimes, im Joum. de dr. i. pr., Bd. 25 (1898) S. 5 17 f. 

') Die Anhaltung von Kauffahrteischiffen hatte früher nicht allein den 
Zweck der Visitation, sondern sie erfolgte auch, um Erkundigunffen über den 
Feind einzuziehen, und femer, um die angehaltenen Schiffe zu verhindern, dem 
Feinde Nachrichten zu übermittebi; zu letzterem Zwecke wurden diese nicht selten 
gezwungen, bei der Flotte zu bleiben. Bei den Erkundigungen wurden eine 
Keihe bestimmter Fragen gestellt, aus deren Beantwortung auf die Stärke der 
feindlichen Flotte, den Ort ihres voraussichtlichen Aufenthaltes und ihren Kurs 
geschlossen werden konnte. Wurde der Kapitän des neutralen Kauffahrteischiffen 
überführt, wissentlich falsche Mitteilungen gemacht zu haben, so behandelte man 
ihn, sofern man seiner noch habhaft werden konnte, als Feind. V. E. Thellünq 
V. COUBTLABT, Darstellung der Marine, Zürich und Leipzig 1818, I. S. 251 f. 

•) Franz. Dekret vom 15. August 1851, Art. 125; nordamerikanische In- 
struktion vom 18. August 1862; R. i. P. M., § 11. 
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Der Gebraach eiuer falschen Flagge bei Abgabe des Signal- 
sebasses ist völkerrechtswidrig.^) 

Das japanische P. K. schreibt im Artikel 12 vor, dafs die An- 
weisung zum Stoppen durch Flaggensignal oder durch das Nebelhorn 
gegeben werden soll und nur, wenn das nach den Verhältnissen untunlich 
ist oder das Schi£f nicht Folge leistet, durch Schüsse. Die Zweck- 
mäfsigkeit dieser Anordnung ist anzuerkennen. 

Betreffs der Entfernung, in welcher sich der Kreuzer von dem 
Schiffe, welches visitiert werden soll, zu halten hat, geben die zahl- 
reichen Verträge und Reglements sehr abweichende Bestimmungen. 
Der Abstand, welcher innegehalten werden soll, ist insbesondere wie 
folgt festgesetzt: 

a) auf Kanonenschufsweite; 

b) nicht näher wie auf Kanonenschufsweite; 

c) auf serhalb Kanonenschufsweite;^) 

d) auf halbe Kanonenschufsweite;') 

e) als nach den Umständen zu bemessen.^) 

Einzelne Reglements enthalten darüber überhaupt keine Vorschrift. ^^ 
Die Normen zu a bis d entsprechen nicht den Verhältnissen, die 
bei der Ausübung des Visitationsrechts in Betracht kommen. Ihre strenge 
Innehaltung wird in den meisten Fällen unmöglich sein, das Recht 
illusorisch machen oder wenigstens die Abfertigung der zu visitierenden 
Schiffe in lästigster Weise verzögern, während gerade die Rücksicht auf 
den Seehandelsverkehr und die Neutralen eine tunlichst schnelle Ab- 
fertigung erheischt; eine solche ist aber nur ausführbar, wenn der 
Kreuzer sich dem zu visitierenden Schiffe auf einen möglichst geringen 
Abstand nähert. Die Kanonenschufsweite beträgt gegenwärtig mindestens 
8 Seemeilen; auf diese Entfernung oder auf wenigstens 4 Seemeilen 
müfste also bei Innehaltung der Normen die Verbindung zwischen dem 
Kreuzer und dem Kauffahrteischiffe mittels eines Bootes hergestellt 
werden. Dafs eine solche Kommunikation häufig selbst bei Benutzung 
von Dampfbeibooten nicht ausführbar ist, liegt auf der Hand. Aber 
auch für die älteren Perioden, als die Tragweite der Geschütze eine 
erheblich geringere war, waren jene Festsetzungen unpraktisch, und 



») S. auch 8. 182. 

*) So noch in den Freundschafts-, Handels- und Schilfahrtsvertrfigen 
zwischen dem Norddeutschen Bund und Mexiko vom 28. Dezember 1869 (B.-G.- 
Bl. 1870 S. 525 f.) Art. XVII.; zwischen dem Norddeutschen Bund und Salvador 
vom 3. Juni 1870 (R.-G.-ßl. 1872 S. 377 f.) Art. XXI. — Die franz. Instruktion 
vom 31. März 1854 schreibt vor (Art. XIIL): ^Vaua voua tiendrez, autant que 
posaible^ hars de Ui porUx du canon*; ebenso die franz. Instruktion vom 25. Juli 
1875 (Art. XIII.) und Nachtrag (Art. IV), wo es heilst: ^autant que Us 
circonstances de mer le permettent, hors de la poriU du canon,'^ 

*) Z. B. in dem Vertrage zwischen Frankreich und Rufsland vom 1 1. Januar 
1787, Art. XXXI. 

^) So in den meisten zwischen amerikanischen Staaten abgeschlossenen 
Vertragen; auch in der italienischen Instruktion vom 2lK Juni 1876 und in der 
spanischen vom 24. April 1898. 

») So das Pr. P. R. (§ IJ), die B. & C. J. (§ 13), der N. W. C. fArt. 32). 
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zutreffend bemerkt Ortolan:^) „A coup sür ces elaiisea tConi pas ete redt- 
gies par des marins. II est des drconstances, dependant de Vitat du vent 
et ils la mer^ oii tl eerait taut ä faxt impardminable ä un commandant 
d^aventurer un caiwt et les Itommes qui en fönt Cequipage ä une distance 
aussi considirabk qtie ceile de la portie du canon, et, ä plus forte raison^ 
<i une distance hors de la portee. Le bdtlment qu*on veut reconnaitre est 
suspect jfusqu^aprh la visite, et peut fort bien etre un ennemü malffre 
Vapparence de »on pavillon; il faut donc se mettre ä meine de U tenir en 
respeet, et le eonserver pour cela, sinon eous la volie de $es piices, du moins 
ä une distayice raisonnMe, Cest ainsi qu^on en u$e sagement dans la 
jyratique du droit commun gineral^* 

Wenn nun gar zur Nachtzeit oder bei Nebel ein Kreuzer eines 
Kauffahrteischiffes in nächster Nähe ansichtig wird, so würde er sich, 
am es anzuhalten, zunächst auf Kanonenschufsweite entfernen und dann 
das Signal abgeben müssen! 

Die allein den Verhältnissen der praktischen Handhabung des 
Visitationsrechts entsprechende Norm ist: Der innezuhaltende Ab- 
stand bemifst sich nach den Umständen des Einzelfalles.^) 

Auf ein Schiff, welches dem Signal nicht durch Beidrehen oder 
Stoppen Folge leistet oder sich gar augenscheinlich der Anhaltung durch 
die Flucht zu entziehen sucht, wird scharf geschossen; leistet es auch 
einem in die Takelage abgegebenen scharfen Schnfs nicht Folge, so ist 
jeder zum Zwecke der Anhaltung erforderliche Zwang zulässig.^) 

Während die einfache Flucht nur geeignet ist, ein Schiff verdächtig 
zu machen, und daher zunächst die Aufbringung rechtfertigt,^) stellt 
sich der gewaltsame Widerstand gegen die Anhaltung als eine feind- 
selige Handlung dar, welche die Verurteilung des Schiffes als gute 
Prise zur Folge hat.^) Auch in Vorbereitimgen zum gewaltsamen Wider- 
stand hat man dann und wann eine feindselige Handlung erblicken zu 
sollen geglaubt und daraus einen Grund für die Verurteilung her- 
geleitet.®) 

Es kommt ferner in Frage, ob in derartigen Fällen neben dem 
Schiffe die Ladung zu konfiszieren ist, sei es unter allen Umständen, 

1) II. 8. 252. — S. auch Klees, Neutralit^^ U. S. 297 f ; Düßoc, S. 47 f. 

■) In diesem Sinne auch Art. 79 des Projet de code 1892: ^Lors de la 
visUe, la distance du navire visiteur et du navire visiti se rlglera d^aprls Vitat de 
la mer et les c^mditions des deux navires^ — Bonfils, § 140iH. 

•) R. i. P. M. § 13. — Es acheint früher üblich gewesen zu sein, dafs der 
Kapitän sich durch eine Geldbulse, die mit jedem Schuls gesteigert wurde, 
von den Folgen der Nichtbeachtung der Aufforderung zum Beidrehen befreien 
konnte. Thblluno von Courtlary, a. a. 0., [oben S. :^rf3] 8. 254 Anm. ♦.• 

*) Pr. P. R. § 5 No. 3. 

») Pr. P. R. § 7 No. 3 und § 4 No. 2. — Doktrinäre Bedenken s. bei 
GE3SNER, Droit des neutres, S. 332. 

•) Zutreffend weist Philliuorb (III. § 339) darauf hin, dafs die Verurteilung 
in solchen Fällen nicht gerechtfertigt ist, wenn das neutrale Schiff keinen ver- 
nünftigen Grund hatte, an das Bestehen des Kriegszustandes zu glauben. — 
Im übrigen war die Praxis vielfach schwankend. Die französiscne Marine- 
Ordonnanz von 1681 (III. 9. Art. XII) erforderte für die Verurteilung Ja 
r^istance et le combat* ; andere Reglements, nach dem Vorgang der spanischen 
Ordonnanz von 1718, Widerstand oder Kampf. 
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sei es nur unter der Voranssetzung, dafs der Reeder oder der KapitMo 
gleichzeitig Ladungseigentümer ist. Die britische Praxis hat sich im 
Prinzip für die Konfiskation der Ladong entschieden, nnd englische 
sowohl wie amerikanische Publizisten erachten dies für gerechtfertigt; 
es wird namentlich daftlr geltend gemacht, dafs der Kapitän ja auch 
beabsichtige, dnrch den Widerstand die Ladung der Visitation za ent- 
ziehen.^) Anderweit gehen die Anschauungen auseinander. Ein Rechts- 
grund für die Konfiskation der Ladung, soweit sie nicht etwa Kriegs- 
kontrebande ist, gleichviel, ob sie dem Reeder oder dem Kapitän gehört 
oder nicht, ist nicht erkennbar. Die Konfiskation ist die Folge des 
Widerstandes; den leistet aber nur „das Schiff".*) 

II. PrIfiRi dir Papiere. 

Der Anhaltung folgt die Prüfung der SchiflBpapiere. Sie findet 
entweder an Bord des Kreuzers oder an Bord des angehaltenen Schiffes 
statt Die Praxis ist in dieser Hinsicht keine gleiehmäfsige. Das Pr. 
P. R. bestimmt im § 11, dafs der Kommandant des Kreuzers den 
Schiffer mit den Schifispapieren zu sich an Bord kommen lassen soll; 
in den Verträgen des Norddeutschen Bundes mit Mexiko und Salvador 
und in sehr zahlreichen anderen Konventionen, welche sich der Fest- 
setzung des pyrenäischen Friedensvertrages anschliefsen, ist vereinbart, 
dafs die Prüfung der Papiere nur an Bord des zu visitierenden Schiffes 
zu erfolgen bat, dafs die Papiere nicht mitgenommen werden und dafs 
der Kapitän, die Offiziere oder die Mannschaft unter keinem Vorwande 
genötigt werden dttrfen, sich an Bord des visitierenden Schiffes zu 
begeben. Die meisten neueren Reglements enthalten entsprechende 
Vorschriften. Nächst diesen geben im Spezialfall die bestehenden Ver- 
träge den Ausschlag. In Ermangelung abweichender Festsetzungen 
wird aus Zweckmäfsigkeitsrttcksichten der Entsendung eines Visitations- 
Kommandos an Bord des angehaltenen Schiffes der Vorzug zu geben 
sein.^) Dieses Kommando besteht in der Regel aus einem oder zwei 
Offizieren, die mit zwei oder drei Mann, letztere unbewafinet, mittels 
Bootes entsendet werden; aufser dem Kommando soll sich in dem 
Boot nur die zu dessen Bedienung erforderliche Maimschafl befinden. 

Die Prüfung der Papiere hat den Zweck, die Nationalität 
d es Kauffahrteischiffes, dessen Bestimmung und den Charakter 
seiner Ladung festzustellen; dieser Zweck mufs daher bei 
der Vornahme vorzüglich im Auge behalten werden. 

Die für die Prüfung erforderlichen beziehungsweise geeigneten 
Papiere lassen sich in drei Kategorieen teilen: Nationalitäts-Urkunden, 
Reisepapiere und Ladungspapiere. 



») Vgl. Philumorb, III. § 3361; Wheaton, ^l^ments, IL S. 190; Wjldman, 
IL S. 122. 

•) 8. auch DuBOG, 8. 50. 

•) 8. auch V. BULMBBINOQ, Prises marit., 8. 330 und R. i. P. M , §12: 
^Le navire arreie ne pourrajamais etre requis d^envoyer ä bord du navire de guerre 
9on patron ou une per sonne quekonque, potir ntontrer scb papiers on pour tonte 
autre cattse." 



§ 53. V'crfahren bei der Visitation. 287 

A. Papiere, betreffend die Nationalität und Identität des Sehlffes. 

Nach den neaeren Seerechten kommt für die Feststellwig der 
Nationalität hauptsächlich in Betracht das Schiffs-Certifikat,^) die 
amtliche Urkande, durch welche die Befugnis zur Führung der Natloual- 
flagge bescheinigt wird. Sie kann ersetzt werden durch einen amt- 
lichen ausgefertigten Certifikats-Anszug. Ein ordnuugsmäfsig aus- 
gestelltes Schiffs-Certifikat gibt den Beweis fbr die Staatszugehörigkeit 
des Schiffes. Kann ein solches vorgelegt werden, so fällt mithin die 
Veranlassung zu einer weiteren PrttAing hinsichtlich der Nationalität 
fort^) Nur wenn der begründete Verdacht vorliegt, dafs in denjenigen 
Voraussetzungen, von welchen das Recht, die betreffende Flagge zu 
Alhren, abhängt, seit der Ausstellung des Certifikats eine Veränderung 
eingetreten ist, durch welche das Schiff jenes Recht verloren haben 
würde, wird eine weitere Prüfung notwendig sein. Zum Nachweis der 
Nationalität sind dem Schiffs-Certifikat gleichzuachten: das Schiffs- 
patent, der Seebrief, der Seepafs (sea-letter, sea-brief, lettre de 
mer) und das Flaggenzeugnis, Flaggenattest oder der Flaggen- 
schein (provisional certificate, permis de navigation), die Legitimations* 
Urkunden fbr gewisse Kategorieen von Fahrzeugen, welche nicht zu den 
Handelsschiffen L e. S. gehören, wie z. B. Lustyachten, und für solche 
Schiffe, denen zunächst nur eine provisorische Legitimation zur Flaggen- 
fbhrung erteilt werden konnte. Femer können zum Nachweis der 
Nationalität und Identität dienen: der Bielbrief und der Mefsbrief.^) 

Der visitierende Offizier hat zu prüfen, ob die ihm vorgelegten 
Papiere sich auch wirklich auf das Schiff beziehen, dessen Nationalität 
festgestellt werden soll, und ob ihre Angaben über die Nationalität auch 
mit den übrigen Schiffspapieren, die hierüber Vermerke enthalten, z. B. 
der Musterrolle (s. unter B) und den Konnossementen (s. unter C) 
übereinstimmen. 

B. Relsepaplere. 

Hauptsächlich kommen in Betracht: 

1. Das Schiffstagebuch, auch Schiffsjournal oder Loggbuch 
genannt (log book, official log book, Journal de bord), dessen Führung 
fllr jedes gröfsere Seeschiff obligatorisch ist. Es soll ein fortlaufendes 
Bild der Reise bieten und Angaben über alle erheblichen Begebenheiten 
der Reise enthalten. 

2. Die Musterrolle (muster roll, crew list [list of the crew], 
agreement of crew, role d'öquipage), eine amtliche Urkunde, in welcher 
das Personal der Schiffsbesatzung eingetragen ist. 

3. Zur Ermittelung des Abgangsortes des Schiffes und seiner Be- 
stimmung dienen femer: Zollklarierungsdokumente*) (manifest» 

>) 8. oben 8. 48, 49, auch 8. 188, 189. 

') § 11 des deutschen QesetEes, betr. das Flaggenrecht der Kauffahrtei- 
schiffe, vom 22. Juni 1899 bestimmt: «Durch das Schiffs-Certifikat wird daa 
Becht zur Führung der Reichsflagge nachgewiesen.* 

») 8. oben 8. 49. 

*) Sie rechnen auch zu den Ladungspapieren (C). 
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oder certificates of custom-clearance, passeports oder cong6s, acquite 
de payement), Konsulatsattestc über die An- and Abmeldangen der 
Schiffe, Gesandheitspässe (bills of health, lettres [certificats, patentem, 
passeports] de santö). Aufserdem können auch die Ladungspapiere über 
Abgangs- und Bestimmungsort Auskunft geben. 

C. Ladungspapiere. 

Die wichtigsten sind: 

1. Die Chartepartie (eharter-party, charter-partie, charte-partieX 
d. i. die Urkunde über die Verfrachtung des Schiffes im ganzen oder 
zum Teil zur Beförderung von Gütern. 

2. Das Konnossement (hiU of lading, connaissement, police de 
chargement), ein Bekenntnis des Kapitäns über den Empfang von Gütern, 
yerbunden mit der Übernahme der Verpflichtung zur Beförderung. 

3. Das Ladebuch oder Manifest (freight list, manifest of cargo, 
manifeste, däclaration du chargement), das auf Grund der einzelnen 
Konnossemente zusammengestellte Verzeichnis der verladenen Güter. 

Neben diesen Papieren können Schriftstücke mannigfacher Art, 
wie Fakturen (invoices, factures), Ursprungscertifikate, Korrespondenzen 
über die verladenen Güter, für die Ermittelung ihrer Herkunft und 
Bestimmung von Bedeutung sein. S. auch oben B 3. 

Die Prüfung der Papiere erstreckt sich auf deren Echtheit und Voll- 
ständigkeit, sowie darauf, ob etwa doppelte Papiere verschiedenen Inhalts 
vorhanden sind. Sie soll mit Sorgfalt, aber ohne Chikane und über- 
triebene Peinlichkeit vorgenommen werden. Der Mangel einzelner Papiere 
der einen oder anderen Kategorie ist ohne Belang, wenn nur die vor- 
handenen die neutrale Qualität des Schiffes und die Unverfanglichkeit 
der Bestimmung und der Ladung mit hinreichender Gewifsheit ergeben. 
Mangel des Schiffs-Gertifikats, soweit ein solches vorgeschrieben ist, oder 
der an dessen Stelle mitzuführenden Urkunde, des Schiffstagebuches, 
der Musterrolle oder der Mangel aller die Ladung betreffenden Papiere 
macht freilich ein Schiff stets verdächtig. 

Ergeben sich bei Prüfung der Papiere keine Bedenken, so wird 
dem Schiff die Fortsetzung der Reise gestattet;^) üblich ist die Aus- 
stellung eines Attestes über die stattgehabte Prüfung und deren Er- 
gebnis oder ein bezüglicher Vermerk in den Sehiffspapieren. lu neueren 
Reglements ist eine solche Bescheinigung ausdrücklich vorgeschrieben. 

III. Dorcbsacbttiig. 

Ergibt sich bei Revision der Papiere begründete Veranlassung zu 
einem die Aufbringung rechtfertigenden Verdacht, so sind an Bord des 

^) Caucht, I. S. 56, 57: «Ce qn'on appeUe vaguement le »droit de vinU^ 
noits paratt donc devoir se reatreindre gineralement et d'aprks les notions de VeqHtte 
naturelley ä la visite des papiera de bord. II ne doU^ suivant noua, s'itendre ä la 
■visite du navire et de la cargaison que dans le cos oüy par suite de cireanatanees 
tout ä fait exceptioneUeSj ü existernit des soupgons de fraudem nonpas Ugers etfutiUSt 
tels que petU en imaginer une poUtique arbitrairei mais sSrieux et gravea, tels que 
^eraient, par exemple, des aÜirations manifestes dans la tenue des papiers de bord 
-ou Vabsence non justifiee de ces papiers."" 
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iuigehaltenen Schiffes zonäohBt noch die erforderlichen Ermittelungen 
vorzanehmen; auch das Verhalten des Kapitäns oder der Mannschaft 
kann hierzu Anlafs geben. Für diese Becherchen gelten folgende 
Segeln:^) 

1. Die Darchsnchong soll unter Zuziehung des Kapitäns und 
möglichst schonend yorgenommen werden. 

2. Verschlossene Räumlichkeiten, Verschlage, Schränke, Kisten, 
Tonnen, Fastagen und sonstige Behältnisse dfirfen nicht von dem Visi- 
tierenden eröffnet oder erbrochen werden. Erachtet derselbe deren 
Durchsuchung fttr erforderlich, so hat er solche durch den Kapitän 
öffnen zu lassen. 

3. Auch die lose im Schiff liegende Ladung darf nur unter Zu- 
ziehung des Schiffers durchsucht werden. 

4. Verweigert der Kapitän seine Mitwirkung bei der Durchsuchung 
oder die verlangte Eröffnung verschlossener Bäumlichkeiten oder Be- 
Mltnisse, so setzt er das Schiff der Aufbringung aus, weil dadurch der 
Verdacht begründet wird, dafs er Waren oder sonstige Gegenstände zu 
verbergen habe, deren Vorhandensein eine Nentralitätspflichtverletzung 
«rgeben könnte. Ein persönlicher Zwang gegen ihn ist weder statthaft 
noch erforderlich. 

IV. Anfbrlngiig.') 

Der Aufbringung unterliegen: 

1. Schiffe feindlicher Nationalität, soweit sie nicht vom Seebeute- 
recht eximiert sind. 

2. Schiffe, die der Aufforderung zum Anhalten nicht Folge leisten. 

3. Schiffe, die sich mit Gewalt der Anhaltung widersetzen oder es 
unternehmen, gewaltsamen Widerstand zu leisten. 

4. Schiffe, die sich aber ihre Nationalität nicht genügend aus« 
weisen können. 

5. Schiffe, denen wesentliche Sohiflbpapiere fehlen; ferner solche, 
>die doppelte Papiere verschiedenen Inhaltes führen oder Papiere, 
welche gefälscht sind oder bei welchen der dringende Verdacht der 
Fälschung vorliegt. 

6. Schiffe, deren Fuhrer sich der Durchsuchung von Räumlichkeiten 
oder Behältnissen widersetzt; die Weigerung, verschlossene Räumlich- 
keiten u. s. w. zu öffnen, steht dem gleich. 

7. Schiffe, die an den Operationen oder an dem Nachrichtendienst 
des Gegners teilgenommen haben oder fttr solche Teilnahme bestimmt sind. 

8. Schiffe, die des unternommenen Blockadebruchs ttberftthrt oder 
verdächtig sind. 

9. Schiffe, deren Ladung aus Kriegskontrebande besteht Ist 
jedoch nur ein Teil davon Kriegskontrebande, so kann, nach einzelnen 



') S. auch B i. P. M. §§ 19 bis 22. 

*) Auf die Schwierigkeiten der Aufbringung weist v. Attlmatr hin (Über 
maritime Strategie und Seekriegsrecht, a. a. O. S. 16 f.). — S. auch die Be- 
trachtungen wer den Kreuzerkrieg in der 8t. Petersburger Zeitung vom 
24. Januar 1903. 

Per«It, InieraatioBalei StarMht. 9. Aafl. 19 
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Beglemento, der Kapitän durch Löschen derselben aaf der Stelle oder 
im nächsten Hafen das Schiff von der Aufbringung befreien. 

10. Schiffe, die anderweit verbotene Transporte führen, wenn der 
Verdacht vorliegt, dafs der Reeder oder der Kapitän davon Kenntnis hat. 

11. Schiffe, die unter feindlichem Convoi fahren. 

§ 54. 
EiDSchränknng des Visitationsreclits durch Convoyiemng» 

I. Begriff üd Zweck des Ceiveit. 

Man versteht unter Convoi in der weiteren Bedeutung des Wortes 
das Schutzgeleit von Transporten durch bewafinete Macht. Von be- 
sonderer Wichtigkeit ist die Convoyierung der Kauffahrteischiffe durcb 
Kriegsschiffe. Der ursprüngliche Zweck derselben war die Grewährung 
von Schutz gegen Seeraub und sonstige Gefährdungen.^) Die An- 
Wendung des Convois als eines besonderen Schutzmittels für dei^ 
Handelsverkehr der Neutralen auf See ist neueren Ursprungs.*) 

Der Convoi neutraler Handelsschiffe soll den Kreuzern der Krieg- 
führenden eine Garantie geben, dafs auf den unter der Bedeckung* 
befindlichen Fahrzeugen sich keine Kontrebande befindet, und dafs ihre 
Bestimmung eine erlaubte ist. Wird eine solche Garantie gegeben, so 
fällt die Veranlassung und der Zweck der eigentlichen Visitation weg. 
In diesem Sinne ist auch das Verhältnis bereits vor zwei Jahrhunderten 
verstanden worden. Allgemeine Anerkennung hat aber ein Ausschlufs 
des Visitationsrechts convoyierten Schiffen gegenüber nicht immer ge- 
funden; insbesondere hat die grofsbritannische Regierung gegen eine 
solche Auffassung vielfach Verwahrung eingelegt. So hiefs es in einer 
Note an den britischen Gesandten in Kopenhagen (1802): „Alle Flotten 
Dänemarks unter dem Kommando ihrer Admirale würden einen Convoi 
nicht befreien können von der Untersuchung durch einen einfisicheii 
englischen Kaper."*) 

^) Über die Bedeutung der Convois in frühereu Zeiten s. da» inhaltreiche 
Werk von £. Baasch, Hamburgs Convoischiffahrt und Convoiwesen, ein Beitra^^ 
zur Geschichte der Schiffahrt und Schiffahrtseinrichtungen im 17. und 18. Jahr- 
hundert, Hamburg 1896. 

') Eingehende Vorschriften über die Bildung von Convois enthält datf 
B. Ital. im Art. 906. Danach stehen die gesamten Besatzungen der begleiteten 
Handelsschiffe während des Convois unter der Militärgerichtsbarkeit. Das D^cr. 
fran^. enthält Bestimmungen in den Art. 162 bis 16^ in Verbindung mit 181 
und 297; das österr. R. HI. in § 117, die Q. R. in den Art 2066 bis 2073. Die 
N. P. A., 1902 bestimmt bezüglich der Verpflichtungen der Führer convoyierter 
Schiffe im Art, 82: ^If the master or other person having the command of any 
ship of any of Eis Majesty^s subjecU, under the convoy of any of His Majesty'a 
ships of toaty KÜfuUy disobeys any lawful signal^ instmiction or command of the 
Commander of the convoy^ or tnthout leave deserts the convoy, he shall be liable to- 
he proceeded againat in the Eigh Court at the suit of Eis Majesty in Eis office 
of Admiralty, and upon conviction to be finedf in the discreiion of the Court, any 
8um not exceeding five hundred pounds, and to suffer imprisonment for such time, 
not exceeding one year, as the Court may adjudge^* 

*) Im Jahre 1799 hatte die Auf Dringung convoyierter dänischer Schiffe 
durch englische Kreuzer, wegen des seitens des dänischen Convoibefehldiabera. 
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II. fliitli. 

In Betreff der Ausübung des Visitationsreohts gegen convoyierte 
Schiffe haben sich besondere Kegeln gebildet auf der Grundlage ge- 
wisser Voraussetzungen, durch welche den Eriegf tlhrenden die eiforder- 

geleisteten Widerstandes gegen die Visitierung. Anla£s zu einer Entecheidnng 
des enju^lischen Admiralitfttsferichts gegeben. In dem Urteil wurde ausgeführt, 
dafs die Convoyierung nur üann die Ausübung des Visitationsrechts ausschlieXse, 
wenn solches durch Vertrag vereinbart sei. — Im folgenden Jahre führte die 
Wegnahme der dftnischen Fregatte ^Freya", welche sich gleichfiüls der Visitation 
einer Anzahl von ihr geleiteter Schiffe durch englische Kreuzer widersetzt hatte, 
zu weitläufigen Verhandlungen. Schliefslich entsendete die grolsbritannische 
Begierung einen Sjpezialkommissar nach Kopenhagen, kündigte aber gleichzeitig 
der dftnischen Regierung an, dafs diesen ein Qeschwader begleiten würde, um 
seinen Vorstellungen gröXseres Gewicht zu geben und den Auseinandersetzungen, 
welche die Notwendigkeit extremer MaTsregeln (die der König von England mit 
Widerstreben ins Auge fassen müsse) herbeiführen könnten, den Wee zu bahnen. 
Angesichts von 16 englischen Kriegsschiffen im Sund muAste sich die dänische 
Regierung dazu verstdien, auf fernere Ck>nvoyierungen zu verzichten. — Auch 
Schweden gegenüber hatte das englische Admiralit&tsgericht in jener Zeit Gro- 
legenheit, sich über das Rechtsverhältnis bei Convoyierungen auszusprechen. 
Es waren nämlich eine Anzahl schwedischer Kauffahrteischiffe, welche unter 
Oonvoi der schwedischen Fregatte „UUa Fersen* segelten, infolge des Protestes 
und der Widersetzung des schwedischen Kommandanten Baron Ged erström gegen 
die Visitation durch englische Kreuzer auf^^ebracht worden. In dem Urteil des 
AdmiraUtätsgerichts vom lt. Juni 1799 wird ausgeführt: Jede kriegführende 
Nation habe das Recht, Schiffe auf offener See zu visitieren und die Autorität 
des Souveräns des neutralen Landes, die sich auf irgend eine gewaltsame Weise 
einmischt, könne rechtmäfsi^er Weise an diesen Befugnissen der Kreuzer nichts 
ändern, weil dieses einem Widerstand unrechtmäfsiger Gewalt gegen gesetzliches 
Recht analog erscheinen würde; wenn einige Mächte durch besondere Verträge 
dahin übereingekommen seien, die Anwesenheit eines ihrer bewaffneten Schiffe 
solle als Bürgschaft dafür angesehen werden, dafs die Kauffahrteischiffe nichts 
an Bord haben, was sich nidSit mit der Freundschaft und Neutralität vertrage, 
so könne dies die übrigen nicht verbinden, der Anhaltung, Visitation und Durch- 
suchung zu entsagen. Die Instruktion Oederströms vom 17. Mai 1798 ging 
freilich von ganz abweichenden Gesichtspunkten aus; sie lautete dahin: ,Im 
Fall der Bef^Ishaber irgend einem Kriegsschiff anderer Nationen, einem oder 
mehreren, oder irgend einer Flotte begegnet, so soll er sie mit aller möglichen 
Fteund&chaft behandeln und keine Gelegenheit zu Feindseligkeiten geben; im 
Fall er aber auf ein bewaffnetes feindliches Schiff stöXst, welches nähere Unter- 
suchung davon wissen will, dafs die Fregatte dem Könige von Schweden gehört: 
so soll der Befehlshaber . . . erklären, daJts dies so sei; sollte aber das feindliche 
Schiff auf den Kauffahrteischiffen des-Convoi Nachsuchungen anstellen wollen 

gras soweit möglich zu verhindern ist) und darauf bestehen, sollten dabei keine 
eundschaftlichen Vorstellungen stattfinden und ungeachtet des freundschaft- 
lichen Betragens des Befehlshabers die Kauffahrteischiffe gewaltsam angegriffen 
werden, so mufs Gewalt der Gewalt entgegengesetzt werden.* — Baron 
Cederström hatte übrigens durch ein bewaffnetes Boot einen englischen Offizier, 
der auf eines der genommenen Kauffahrteischiffe gesetzt war, abholen und an 
Bord seiner Fregatte bringen lassen; da er ihn aber in der Folge, angesichts 
der überlegenen englischen Ejiegsmacht, wieder ausgeliefert hatte, so wurde er 
nach Schweden zurückberufen, vor ein Kriegsgericht gestellt und zum ErschieXsen 
verurteilt; auf dem Richtplatze begnadigt, wurde er als Staatsgefangener auf 
Festung geschickt. 

' Eine nähere Darlegung des englischen Standpunktes gibt DUFUIS, S. 304 f.; 
s. auch Hazutt und Roche, S. 276 f.; Magbi, U. S. 651 f.; db Olivakt, II. S 366. 
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liehen Oarantieen gegeben werden sollen.^) Der Befehlshaber des 
Convois soll sich vor Übernahme der Begleitung die Übeneugong Ton 



') Die bewaffnete Neutralität der nordischen M&chte yon 1800 stellt folgende 
Norm auf (Art. in.): «Qw'tZ mfffira qnkt Vofficier qfLi commandera un ou phtneun 
vaiaseanx de guerre de la marine roifale <m impmale, eanvayant un au pUtsiemr» 
haiimenU marchands, diclare que son eonvoi n'a point de eontrebande powr au'U 
ne 8e fa$8e aueune vitüe mr aon vaiiteau ni 8ur le$ bdtiment$ eonvayiB, Powr 
a$9urer eneore danantage ä ce$ principe» le retped dA ä de» »HpuiaHim» vnMpwie» 
par le dUir dUinUre»»i de matntemr le» droit» immuable» de» naUon» neuire»^ lo 
partie» cantractante», wmlant donner une preuve de lewr lat^uU ei de lewr atnomr 
de la juetioe, ^engagent de la ma$nh^ la ]^u» farfndle ä di/endre de nouoeam ä 
leur» cajfUaine»^ tont de» vameanix de guerre que de commerce, de ne <^rger »ur 
leur» vai»»eauaB, garder ä leur hord, ou recOer aucun de» objeet» qniy aux teSrme» de 
la pri»ente Convention pourroient itre regardi» comme eontrebande. EUe» »^obUgeni 
au»8i ä ienir la main ä VexScution de» ordre» qu'EUe» donneront dan» leur» atnirauti» 
et partout oü il »era nSee»»aire; et ä edte fin de faire imprimer derrikre le prieent 
acte le rkgkment qui renouveltera »ou» le» peine» le» plu» rigoureu»»», la difeme 
ci'de»»u» afin que Von ne pui»»e en pritexter cau»e d'ignaranee.^ 

Eine eingehendere Regelung, jedoch unter Wiederanerkennung des Yisitations- 
rechts, enthftlt der englisch-ruBsische Vertrag vom 17. Juni 1^1 , woselbst es 
im Art. IV. heifst: 

^Le» deux haute» partie» contractante», voulant eneore prhenir tout »t^t de 
di»»en»ion ä Vavenir en limitant le droit de vieite de» vai»»eaux marchand» aÜant 
»ou» eonvoi aux »eui» ea» oü la pui»»ance bdligh'ante paurrait e»»uyer unpr^fudice 
rM par Vabu» du paviUan neutre, »ont eonvenue»: 

1^ Que le droit de vieiter le» navire» marchand» appartenant aux »ujet» de 
Vune de» pui»»ance8 contraetante» et naviguant »ou» le eonvoi d^un vai»9eau de 
guerre de ladite pui»»ance ne »era exerei que par le» vai»»eaux de guerre de Ut 
partie beüigh'ante et ne »^itendra jamai» aux armateur», aux cor»ai9'e» ou auac 
autre» bdtiment» qui n'appartiennent pa» ä la flotte impMdle ou royaU de Leur» 
Maje»ti»j mai» que leur» »^et» auraient amU» en guerre; 

2^ Que le» proprUtaire» de tou» le» navire» marchand» appartenant aux tigett 
de Vun de» »ouverain» contraetant» qui »eront deetini» ä aÜer »ou» eonvoi d'un 
vai»»eau de guerre »eront tenu», avant qu^il» rcQoivent le» instruction» de navigation, 
de produire au eommandant du vai»»eau de eonvoi kur» poMseport» et Uuir» certificat» 
ou lettre» de mer dan» la forme annexie au prUent traitf; 

3^ Que lor»qu^un td vai»»eaiu de guerre^ ayant »ou» eonvoi de» navire» inardumd»^ 
»era rencontr^ par un vai»»eau ou de» vai»»eaux de guerre de Vautre partie com* 
tractante qui »e trouoera alor» en Stat de guerre, pour Mter tout dieordre^ an ae 
tiendra kor» de la fortie du canon, ä moin» que Vitat de la mer ou le lieu de la 
rencontre ne nice»»Ue un plu» grand rapprochement; et le eommandant du vaüaea« 
de la puiesance beüigirante enverra une chaloupe ä bord du vai»»eau du eonvoi^ oü 
il »era proddS riciproquement ä la virjflcation de» papiera et de» eertificat» qui 
doivent con»tater, d'une pari, que le vai»»eau de guerre neutre eet autori»i ä premdre 
»ou» »on »»carte td» ou tel» vai»»eaux mardutnd» de »a natUm, chargi» de tdk 
cargaieon et pour td port; et, d* autre part, que le vai»»eau de auerre de la partie 
beüigirante appartient ä la flotte impMale ou royale de Leur» MajeetS». 

4^ Cette vhification faite, il n*y aura Heu ä aueune vieite, ai le» papier» »oni 
reconnu» en rlgle et »'ü n^existe aucwn motif valahle de »u»picion, Dan» le ea» 
eontraire, le eommandant du vai»»eau de guerre neutre (y itant düment requi» par 
le eommandant du vaieeeau ou de» vai»»eaux de la pui»»ance bdliairantef doU 
amener et ditenir »on eonvoi pendant le tempa nice»»aire pour la vi»ite de» b&timent» 
qui le composent; et il aura la facuXtl de nommer et de diliguer un ou pbmemr» 
offlcier» pour a»»i»ter ä la vi»ite deedit» bätiment», laqudU »e fera en »a priaenee 
»ur chaque bätiment marchand, conjointement avec un ou plueieur» offider» prkpooi» 
par le eommandant du vai»aeau de la partie beUigirante, 

S^ S'il arrive que le eommandant du vaiaaeau ou dea vaiaaeaux de la puiaaame» 
en guerre, ayant examini le» papier» trouvi» ä bord et ayant intarrogi le me^r» 
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der Unverfängllohkeit der Ladung and der Bestimmnng der za ge- 
leitenden Schiffe verschaffen; er 80II zn dem Zweck besonders die 
Schiffspapiere einer sorgfältigen Prttfong unterziehen. 

Soweit nicht Reglements oder Verträge die bindende Anleitung f ttr 
die Ausübung des Visitationsrecbts gegen Schiffe unter Convoi geben, 
können sodann folgende Grundsätze als mafsgebend angenommen werden: 

1. Die Achtung vor dem neutralen Staat überhaupt und vor dessen 
Kriegsflagge im besonderen erheischt es, dafs den amtlichen Er- 
klärungen der von ihm eingesetzten Befehlshaber Glauben geschenkt 
wird; als eine Verletzung dieser schuldigen Achtung mtlfste es er- 
scheinen, wollte man der Versicherung des ConvoifÜhrers, als des Organs 
einer befreundeten Macht, gegenüber offenes Mifstrauen an den 
Tag legen.*) 

ei Viquipage du vaisseau, apergaive des rttiaons justea et su/fisofUee pour d&enir 
le navire marehand afin de proclder ä une recherehe ultirieure, il notifiera cette 
intention au commandant du vaieaeau de amvait gut aura le pauvoir d'ordanner ä 
iin officier de rester ä hord du natfire ainsi ditenu et d'assiker ä Vexamen de la 
cause de sa ditentian. Le navire marehand sera ameni tout de suite au port le 
plus proche et le plus convenable appartenant ä la puissance heUigirante; et la re* 
durche uUMeure sera conduite avec toute la düigence possible^ 

') Das Pr. P. B. setzte im § 12 fest, dafs neutrale Schiffe unter dem Convoi 
von Kriegsschiffen einer neutralen Macht der Untersuchung nicht unterworfen 
seien, und dafs die Erklärung des Befehlshabers des Convois genüge, dafs die 
Papiere der conyoyierten Schiffe in Ordnung sind und dafs keine Kriegskontre- 
bande an Bord ist; ebenso das österr. B. III. § 1463. — Femer das R. Ital. im 
Art. 786 No. 2: ^[11 Comandante] non a diritto di visita sopra navi mercantüi 
nazvonali neutre^ scortate da navi militari nazionali neutre, essendo la 
dichiarazione dd Comandante deUa scorta v(dida e sufficiente garanna per accertare 
la aualitä, U caricoj la destinazione e Vimpiego dslle navi scortate,'^ 8. auch 
Codice per la marina mercantile Art. 21 H. — Der N. W. C. bestimmt im 
Art. 80: ^Canvoys of ntutrai merchaut vessels, under escort of vessels of war 
of theür oum State, are exempt from the right of search, upon proper assu" 
rances, based on thorough examination, from the Commander of the eonvoy.* — 
Obtolan (II. 8. 272 f.) bemerkt: ^Comme ü est notoire que Us gouvemements 
neutres sont dans Vimpossibiliti physigue d^obvier entUrement au commerce frauduleux 
de leurs sujets que Vappät du gain conduit souvent ä des entreprises iÜiciteSf les 
navires de commerce lorsqWils naviguent seuls ne prisentent aucune garanHe dt 
leur caracthre jusqu^ä parfaite virification, Les belligirants ne peuvent procider ä 
cette ver%fication que par eux-memes^ en exergant la visite des papiers de bord et^ 
suivant les cas, ceUe de la caraaison. Mais tovie enquite est pour ettx inutHe s^Hs 
rencontrent comme garantie Vattestaiion authentique du aouvemement aux st^jett 
duquel ces navires appartiennent. Or le commandant ^un hcLtimewt de guerre 
reprisente son gouvemement, Lorsqu'ü a acquis par lui-mime Vassurance que les 
navires de sa nation placis sous son escorte sont parfaitement en r^ale, qu'ils ne 
violent et quHls ne doivent violer aucun des deooirs de la neutraliti, le timoignage 
qu^ü donne doit su/fire, et ne peut etre r6voqui en doute sans porter atteinte ä Id 
loyauU et ä Vhonneur de ce gouvemement. Au point de vue de la süreti que rSdame 
le beüigirant, ce timoignage a meme plus de valeur que n*en a Pinspection des 
lettres de mer, que ferait ce demier lui-meme, Quand le navire de commerce navi^ 
Sans eontrdUt les papiers qu*Ü prisente pour constater sa neutrtüiti et la destination 
de son chargement peuvent itre faux, sans que le bettigirant puisse en acquhir la 
cowviction et la preuve; le commandant (Ttin convoi, au contraire, parfaitement 
renseigni d^avance dans Us moindres dÜails sur le compte des navires placis sous 
son escorte, ne peut Ure trotnpi ni sur leur caracfkre ni sur leur destination,* 

Die Unmöglichkeit einer Täuschung kann indessen nicht mit Fug be* 
hauptet werden. Zutreffend hebt Bluittschu (Anm. zu § 825) in dieser Hinsicht 
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2. In der Regel wird sich daher die Austtbung des Visitatioiis- 
reebts auf die Entgegennabme einer Erklärung des Convoifilhrers 
darüber zu beschränken haben: 

a) ob die betreffenden Fahrzeuge wirklich zu seinem Convoi geboren ; 

b) welches ihre Nationalität und Bestimmung ist; 

c) ob sie Kriegskontrebande an Bord haben. 

Zur Entgegennahme dieser Erklärung entsendet der Kreuzer einen 
Offizier an Bord des Geleitschiffes, jedoch steht einer Erledigung durch 
Signalverständigung nichts entgegen. 



heryor: ,Der Eriegsstaat hat immerhin sein selbstständiges Recht and 
Interesse zu walu'en. Daher kann ihm nicht zugemuthet werden, dafs die 
Bemfone auf das Zeugnils des neutralen Staate jede weitere Prüfung auch 
yerdächtiger Schiffe absolut verhindere. Es ist möglich, dafs der neutrale Staat 
selber getäuscht worden war und seinerseits nicht sorgfältig genug geprüft hattte. 
Es ist überdem noch eher möglich, dafs der Kriegsstaat und der neutrale Staat 
eine verschiedene Meinung über die Ausdehnung des Begriffs Oontrebande haben, 
und jener eine Ladung für Oontrebande hält, welche dieser nicht als Oontre- 
bande ansieht. Da kommt es wieder darauf an, den Oonflict der Meinungen 
und Interessen auszugleichen/ — Ebenso Qeffgken (Anm. 5 bei Hepptes 
zu § HO) : Die Begleitung könne keine Unverletzlichkeit konstituieren, weil der 
geleitende Befehlshaber getäuscht sein könne; auch könne eine verschiedene 
Auffassung darüber bestehen, was den neutralen Schiffen erlaubt sei. — Diese 
Möglichkeit einer Täuschung hat die französische Instruktion vom 31. März 1854 
vorgesehen, deren Art. 14 vorschreibt: « V(ni8 ne viaiterez point Us hätimentB qui 
86 trouverant sous le convoi d'un wmrt de guerre alUS ou neutre et voua vous 
bomerez ä ridamer du commandant du convoi unt liste des Mtiment» plads eous 
8a protection avec la dickaration icrite qu^üa n'appartiennent pas ä Vennemi et ne 
8ont engagia dana aucun commerce ülicite, Si cependant voua aviez lieu de aoup- 
fonner gue la rdigion du commandant du convoi a it% aurpriae^ voua communiqueriez 
voa aoupQona ä cet offider qui proc6derait seul ä la viaite des boHmenta suapecUa.'^ 
— Eine wesentlich freiere Auffassung zu Gunsten der Neutralen bringt die 
spanische Instruktion vom 24. April 1898 zur Geltung, indem sie im Art. XI 
me absolute Befreiung der unter Oonvoi fahrenden Kauffahrteischiffe von dem 
Yisitationsrecht ausspricht, mit dem Zusatz, dafs sie dieselbe Immunität ge- 
nielsen sollen wie die ICriegsschiffe. Zur Begründung heilst es: «Da die Bildung 
eines Oonvois eine von der Staatsgewalt, welcher die begleitenden und die be- 

f leiteten Schiffe angehören, ausgehende Mafsnahme ist, so muXs als unanfecht- 
are Tatsache angenommen werden, dafs die betreffende Begiening nicht nur 
keinen Mifsbrauch dulden, sondern auch die wirksamsten Anordnun^n zur Ver- 
hinderung eines solchen seitens irgend eines der zum Oonvoi gehörigen Schiffe 
treffen wird. Es ist deshalb entbehrlich, dafs der Kriegführende von dem Convoi- 
befehlshaber eine Garantieerklärung über die Neutralität der von ihm geleiteten 
Schiffe und ihrer Ladungen fordert.*" Mozo, De Texercice du droit de visite etc., 
im Joum. de dr. i. pr. Bd. 25 (1898) S. 657, bezeichnet nicht mit Unrecht diesen 
Standpunkt als ^pouaaant juaqu^ä Vextrime la courtoiaie et le reapect du au aymMe 
national d'vn navire de guerre*, — Das R. i. P. M. (§ 16) will den Wesfall der 
Visitation von einer Erklärung des Oonvoiführers abhängig machen: ^ dais «ich 
an Bord der von ihm geleiteten (in einer Liste aufzuführenden! Schiffe keine 
Kriegskontrebande befinde, und welches ihre Nationalität und Bestimmung sei. 
Qlass (S. 519) charakterisiert den modernen Standpunkt dahin: ^Whaieoer 
mag he aaid of the unqueationed right of aearch poaaeaaed by a bdligerent cruiter, 
exc^t where reatrieted bff treaty proviauma, U mag be preaumed that a beUigeteni 
wculd Uhday hardly inaiat on the eaoerciae of thia right in the case of a neutral 
veaad under the c&nvoy of a veaad ofwar of their oum country^ unleaa under pecmUar 
dreumatancea.'^ 
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Nicht selten wird aach die Versioherong auf Ehrenwort er- 
fordert.^) Das ist aber nicht die allgemeine Regel.') 

3. Fällt die erforderte Erklärung befriedigend ans, so ist von jeder 
weiteren Ausübung des Yisitationsrechts Abstand zu nehmen.') 

4. Eine Visitation beziehungsweise Aufbringung ist insbesondere 
für gerechtfertigt zu erachten: 

a) wenn der Convoibefehlshaber es ablehnt, die erforderte Erklärung 
abzugeben; 

b) wenn er erklärt, dafs das eine oder andere von den Schiffen 
Überhaupt nicht zu seinem Convoi gehöre; 

c) wenn der Fall einer NeutraUtätsverletznng erhellt 

Hat sich die Notwendigkeit der Visitation ergeben, so soll dem 
Conyoibefehlshaber anheimgestellt werden, einen OfiBzier zu derselben 
Abzuordnen. 

5. Keinen Anspruch auf privilegierte Behandlung haben Schiffe, 
welche sich eigenmächtig dem Gonvoi angeschlossen haben, femer 
solche, die zufällig in den Convoi hineingeraten oder die von ihm ab- 
gekonmien sind. 

6. Ist einmal ein Mifsbrauch der Convoyierung auf selten der Be- 
gleitung festgestellt, so gibt das den Kreuzern der Kriegftlhrenden die 
Befugnis zur strengsten Ausübung des Visitationsrechts gegen Kauffahrtei- 
schiffe der betreffenden Flagge ohne jede Rücksicht auf die Begleitung. 

7. Nach der älteren Praxis waren hinsichtlich der Ausübung des 
Visitationsrechts Kapern dieselben Befugnisse eingeräumt me Kriegs- 
schiffen.^) Seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts hat man denselben 
aber das Recht der Visitation gegen convoyierte Schiffe nicht mehr 
zugestanden. Die bewaflnete Neutralität von 1800 hat die Befugnis für 
Kaper ausgeschlossen, und das mit Recht; denn Kaper und Kriegs- 
schiffe, wenn sie auch, die einen wie die anderen, den Seestreitkräften 
des Staates zugehOren, haben doch einen durchaus verschiedenen 
Charakter. Für das Verhalten des Kommandanten eines Kriegsschiffes 
ist die militärische Ehre leitend, für die Aktion des Kapers lediglich 
die Gewinnsucht. Es erscheint demnach wohl begründet, wenn ins- 
besondere diejenigen Staaten, welche auf die Erteilung von Kaper- 
briefen verzichtet haben, fremden Kapern irgend welche Rechte ihren 
€onvois gegenüber nicht einräumen.^) 

8. Ob gegen neutrale Schiffe unter dem Convoi einer anderen 
neutralen Macht das Visitationsrecht in seiner ganzen Strenge durch- 



^) Z. B. in dem inzwischen aolBer Kraft getretenen Vertrag zwischen dem 
Norddeutschen Bund und Salvador vom 13. Juni 1870, Art 21. 

') Irrtümlicher Weise behauptet das DB Neobin (§ 284). — Das russiBche 
Reglement von 1869 (§ 108) erfordert eine schriftliche Versicherung oder 
ein Signal. 

*) 8. auch Japan. P. B. Art 23. 

^) Nähere Bestimmungen über die Verpflichtungen der Führer der be- 

gleiteten Schiffe enthalten die auf 8. 290 Anm. 2 angefümlen Be^lemente. — Nach 
em D^cr. franc. (Art. 165*) soll ein Kapit&n, der überführt ist, eigenmächtig 
•den Convoi verlassen zu haben, vor ein Kriegsgericht gestellt werden. 
») 8. auch Oktolah, II. S. 273. 
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zaf tthren ist, wird wesentlich von den Beziebongen der Kriegführenden %vl 
dieser Macht abhängig sein. Vom Bechtsstandpnnkt mnfs die Befugni» 
zur Visitierung solcher Schiffe anerkannt werden, weil der ConToi- 
ftthrer für das Verhalten fremder StaatsugehOriger die erforderlichen 
Garantieen nicht wohl bieten kann.*) 

9. Dafs neutrale Schiffe unter feindlichem Convoi dem Visitationa- 
recht voll unterworfen sind, kann nicht zweifelhaft sein. Zu Kontro- 
versen aber hat die Frage Anlafs gegeben, ob die Tatsache, dafs ein 
neutrales Handelsschiff unter dem Convoi eines feindlichen Kriegsschiffes 
fährt, schon an und fttr sich die Aufbringung und Konfiskation recht- 
fertige. Der Fall kam zur praktischen Erörterung, als infolge einer 
dänischen Ordonnanz von 1810 dänische Kriegsschiffe zahlreiche nord- 
amerikanische Handelsschiffe, die unter feindlichem (englischem) Convoi 
von Amerika nach Bufsland gesegelt waren, nebst ihren Ladungen auf 
der Bttckreise aufgebracht hatten. Das dänische Prisengericht ver- 
urteilte; Dänemark bewilligte aber nach langen Verhandlungen den 
amerikanischen Interessenten eine Entschädigung, wobei indes ver- 
einbart wurde, dafs dadurch ein Präjudiz nicht als begründet an- 
zusehen sei. 

In der Tatsache, dafs ein neutrales Handelsschiff sich unter den 
Schutz der Flagge einer Kriegspartei begeben bat, liegt eine Beein- 
trächtigung des der Gegenpartei unstreitig zustehenden Visitationsrechts; 
die Ausübung dieses Rechtes wird in solchen Fällen entweder erschwert 
oder unmöglich gemacht werden. Es liegt also eine Verletzung der 
Neutralitätspflichten, nicht blofs die Vermutung einer solchen vor. 
Darum erscheint es gerechtfertigt, wenn ein solches Schiff aufgebracht 



^) Obtolan, U. S. 275; Gbsskbb, Droit des neutres, 8. 326; DB Neorih. 
§ 284; Klb£N, Neutralit^, II. S. 378 f.; Bosse, Guide, S. 255. — Abweichend 
erklärt Hactbfeüillb (Histoire, 8. 449): ,£e« hätimenU de guerrt d^unt nation 
ntutrt peuvent ihs prendre 8au8 leur convoi des naviren de naiicm itranghrei, mot» 
neutrea? L'qffirmaiwe ne peut parattre douteiue.* Die Zulfissigkelt steht freilich 
aofser Frage; aber es kann gegen solche fremde Schiffe nicht dieselbe Bücksicht 
gefordert werden, wie gegen neutrale Schiffe unter dem Convoi von Kriegs- 
schiffen ihrer eigenen Nationalität. — Im Jahre 1781 hatten sich BuXalandy 
Dänemark und Schweden auf Ersuchen der preuXsischen Begierung bereit erklärt^ 
während des Seekrieges in den südeuropäischen Gewässern preulsische Handels- 
schiffe unter ihren Schutz und Convoi zu nehmen. In der preuXsischen De- 
klaration vom 30. April 1781 (mitgeteilt im Hamburgischen unpartheyischen 
Correspondenten vom 4. Mai 1781) wird zugleich den preuXsischen XJntertan^i, 
die Schiffahrt und Seehandel betreiben, die strennte Beobachtung der Neutralität 
eingeschärft, besonders die Unterlassung der Zufuhr von Kriegskontrebande und 
die Bespektierung von Blockaden. — Das 5sterr. Beglement (HI. No. 1451) be- 
stimmt: ,Die Kauffahrer einer kriegführenden Macht, zu welcher die Monarchie 
im neutralen Verhältnisse steht, und die Kauffahrer anderer neutralen Mächte 
dürfen von S. M. Kriegschiffen nicht in Convoi genommen werden, es wäre 
denn, daXs dies zu thun, ausdrücklich höhere Weisungen vorliegen oder be- 
sondere Verhältnisse, über welche aber unverzüglich auf das Umständlichste sa 
berichten sein würde^ dies räüilich und thunUch erscheinen lassen. Die Kauf- 
fahrer einer im Kriege allürten Macht hingegen sind betreffs ConToyirung 
ebenso wie die eigenen Kauffahrer zu behandeln.'' — S. auch Q. B. § 2072, 
woselbst gleichfalls Handelsschiffe einer verbündeten und einer dritten neutralen 
Macht unterschieden werden. 
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und fttr gute Prise erklärt wird, und zwar tmabhängig davon, ob noch 
flonatige Nentralitätspflichtrerletzungen vorliegen.^) Manche erachten 
jedoch die blofse Tatsache, dafs ein Schiff unter feindlichem Gonyoi 
gefahren ist, nur f tir ausreichend zur Begrttndung der Vermutung einer 
Verletzung der Nentralitätspflichten.*) 



VL Abschnitt. 

Terfaliren in PrisensaclLen/) 

§ 55. 

Behandlung der genommenen Schiffe nnd Ladungen. 

I. PlichtM bei der Attfbrtagmg. 

Es gelten folgende Nonnen: 

1. Der Befehlshaber des Nehmeschiffes nnd der von ihm ein- 
gesetzte Ftlhrer der Prise (s. unter 4) hat fttr die Erhaltung von Schiff 
nnd Ladung nach Möglichkeit zu sorgen. Besonders soll er darttber 
wachen, dafs yon der Ladung oder dem Schiffszubehör nichts gelöscht, 
veräufsert, beseitigt oder verloren wird. 

2. Er hat unter Zuziehung des Kapitäns oder des Steuermanns der 
Prise die Ladung soweit als tunlich unter Siegel und Verschlnfs zu 
legen. 

3. Er hat die Schiffspapiere nebst einem von ihm und dem Kapitän 
nnterschriebenen Verzeichnis derselben mit seinem Dienstsiegel und dem 
Siegel des Kapitäns in einem Umschlag zu verschliefsen. 

4. Er hat erforderlichenfalls durch einen Offizier mit der zureichenden 
Mannschaft die Prise nach einem heimatlichen Hafen oder nach dem- 
jenigen einer verbündeten Macht zu senden. Wegen der Einbringung 
in einen neutralen Hafen s. oben S. 214 f. 

5. Die Prisen fahren in der Kegel unter der Kriegsflagge des 



1) Jacobssn, 8. 141 f.; W. O. Mannino, Commentaries on the law of nations, 
a new edition by Sheldon Arnos, London 1875, S. 454; y. Kaltenborn, II. 
8. 467 f.; Klebn, Neutralit^, H. 8. 378 f.; T. J. Lawrence, Principlea, § 268. 

*) Obtolan, II. S. 275 f.; Gbssneb, Droit des neutres, 8. 328 f.; Rosse, Guide, 
8. 266; Navai War College, International Law 8ituation8, 190J, 8. 99 bis 
107, unter besonderer Bezngnuime auf den obenerwähnten amerikanisch-dänischen 
Konfliktsfall. — Whbaton (Elements, IL 8. 192 f.) tritt im Prinzip für die Be- 
rechtigung derartiger Convois ein und betont nur, dafs in solchen Fällen eine 
Vermutung für die feindliche Nationalität von 8chiff und Ladung entnommen 
werden könne. 

*) Eine kritische Übersicht der Prisengesetzgebun^ einer grofsen Anzahl 
Yon Staaten — PreuXsen, Yereiniffte Staaten von Amerika, Österreich-Ungarn^ 
Brasilien, Dänemark, Spanien, Frankreich, Grolsbritannien, Italien, Japan, Nieder- 
lande, Portugal, Bufsland, Schweden und Norwegen — sowie der ausschliefslich 
Prisenangelegenheiten betreffenden internationalen Verträge gibt Klebn (Neu- 
tralit^, IL S. 396 bis 421). 
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Kehmestaates, weil sie sich unter der Führung eines SeeofSzieis be- 
finden.^) Der Gebrauch einer anderen Flagge behufis Täuschung, 
namentlich znr Vermeidung einer Wiederwegnahme, ist nicht Völkerrechts- 
widrig.*) Durch die Führung der Kriegsflagge erhält aber die Prise 
nicht den rechtlichen Charakter eines Kriegsschiffes;') Exterritorialität 
wohnt ihr nicht bei.^) 

6. Die Ladung darf, bevor die Prise in den Bestimmungshafen 
eingebracht ist, nicht geOffiiet werden, es sei denn, dafs der Kapitän 
oder dessen SteUvertreter darein willigt 

7. Sind infolge von Havarieen besondere Mafsregeln in Hinsicht 
des Schiffes oder der Ladung erforderlich, oder besteht letztere ans 
leicht verderblichen Gütern, so verfahren die Befehlshaber der Kreazer 
und die PrisenfUhrer, unter Zuziehung des Kapitäns und eventuell des 
am Ort befindlichen Konsuls ihres Staates, nach freiem Ermessen. In 
diesen Fällen steht auch dem Verkauf eines reparaturunfähigen Schiffes 
oder einer dem Verderben ausgesetzten Ladung an einem neutralen 
Platz ohne vorheriges Prisenurteil nichts entgegen. Die neutrale 
Regierung braucht aber den Verkauf nicht zuzulassen; auch kann sie 
Sicherheitsleistung im Interesse des Eigentümers für den Fall verlangen, 
dafs in der Folge ein freisprechendes Prisenurteil ergeht.^) 

II. VeriichtiRg voi Prise«. 

Eine Vernichtung von Prisen ist unter besonderen Umständen als 
Ausnahmemafsregel zulässig, namentlich: wenn das genommene Schiff 
nicht mehr seefähig ist, wenn infolge Annäherung feindlicher Schiffe 
die Besorgnis einer Wiedemehmung begründet erscheint, wenn die Über- 
führung der Prise nach einem sicheren Platz nicht ohne erhebliche 
Gefahr ausführbar ist oder wenn bei Erhaltung der Prise die eigene 
Sicherheit des Kehmeschiffes anderweit gefährdet werden würde.*) Vor 
der Vernichtung sind die an Bord der Prise befindlichen Personen sowie 



^) Das österr. Reglement (III. No. 146b) setzt fest: ,Auf einem aufgebrachten 
Schiffe feindlicher Flagge ist sofort die k. k. Flagge und imter dieser die feind- 
liche an der Gaffel zu hissen. Ein aufgebrachtes Schiff neutraler Flagge hin- 
fe^en behält die eigene Flagge solange, bis es auf gesetzlichem Weee znr guten 
'nse erklärt wurde. Als Zeichen jedoch, dafs sich dasselbe in H&nden der k. k. 
Kriegsmarine befindet, kann am Vortopp die k. k. Flagge gehifst werden."* — 
8. femer Döcr. fran^. Art. 377, 378. 

•) Vgl. S. 182. — ») Vgl. S. 215 oben. 

*) Abweichend die Erkl&rung des Attomey General der Vereinigten Staaten 
Ton Amerika vom 28. April 1855 (Sobtbkbb, Sammlung, No. 183). 

*j Mit dieser Einschränkung gestattete z. B. die österreichische Neutralittts- 
erklftrung yom 25. Mai 1854 den Verkauf verderblicher Güter in Osterreichiachen 
Hftfen vor der Verurteilung. 

^*) DüPOis f§ 261) weist auf die erheblichen Mifsst&nde hin, die mit der 
Vernichtung verbunden sind, besonders auf die prekäre Lage der SchiJGbbesatKunffen 
und der Reisenden, die durch die Übernahme auf den Kreuzer den Unbilden 
des Krieges ausgesetzt werden, auf die Nachteile, die den Eigentümern der rer- 
nichteten neutralen Waren erwachsen, sowie auf die (Gefahren, die durch Ver- 
senkung von Fahrzeugen für die Schiffahrt entstehen kOnnen; s. femer die aus- 
führliche Darlegung das. §§ 262 bis 268. 
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die Schifispapiere in Sicherheit zu bringen; soweit tunlich, soll auch 
die Ladung geborgen werden.^) 

Selbst nach Vemichtong der Prise ist eine prisengerichtliohe Ent- 
scheidung ttber die Rechtmäfsigkeit der Aufbringung erforderlich. Ergeht 
ein freisprechendes Urteil, so ist der Nehmestaat zur vollen SchaSos- 
haltnng verbunden, und er kann die geschädigten Interessenten wegen 
ihrer Ersatzforderung nicht an den Befehlshaber des Kreuzers, der die 
Aufbringung angeordnet hat, verweisen; inwieweit der Staat den letzteren 
regrefspfliohtig machen will, ist eine innere Angelegenheit, welche die 
Interessenten an Schiff und Ladung nicht berührt. ") 

Bei Verlust der Prise ohne Schuld des Nehmers wird kein Schadens- 
ersatz für Schiff oder Ladung geleistet, auch dann nicht, wenn bereits 
ein freisprechendes Urteil des Prisengerichts ergangen war. 



^) Nähere Vorachriften stellte zuerst das russische P. B. von 1869 (§ 108) 
auf. Danach sollte die Vernichtung eines genommenen Fahrzeuges gestattet sein: 

1. wenn dasselbe durch den Kampf derartig beschädigt worden ist, dafs es 
bei schwerem Wetter nicht gut flott gehalten werden kann; 

2. wenn es so schlecht segelt, daCs eine Wiederwegnahme durch den Feind 
befürchtet werden muXs; 

3. wenn der Kreuzer oder der Führer des genommenen Fahrzeugs an- 
gesichts eines stärkeren Feindes gezwungen ist, auf ein Gefecht zu verzichten; 

4. wenn der Kreuzer, ohne seine eigene Sicherheit zu beeinträchtigen, nicht 
in der Lage ist. einen Teil seiner Besatzung für das Geleit abgeben zu können; 

5. wenn aer Wert des genommenen Fahrzeugs so gering ist, dafs es der 
Wegfflhrung nicht verlohnt, namentlich wenn in einem solchen Falle die Häfen, 
in welche dasselbe aufgebracht werden könnte, zu entfernt liegen. 

Die französische Ergänzungsinstruktion von 1870 (§ 20) läfst die Vernichtung 
zu : „«i la conaervation de la prise compromettait le auccia des op^ations du croiaeur.^ 

Der N. W. C. (Art. 50) setzt nach dem Vorgang des § 25 der B. & 0. J. 
fest: ^If there are Controlling reaaons why vesaeis map not be sent in for adjtidi' 
cationt as unseaworthiness, the existence ofinfectious dtsease, or the lack of a prize 
crew, theu may be appraised and sold; and if thia cannot he done they may be 
destroyed, The imminent danger of recapture ioould justify destruction, if there 
%oas no doubt that the vessels was good price. But, in all such cases^ aü the papera 
and other teatimony ahould be aent to ike prite caurt, in order that a decree may 
be duly entered.* 

m der Literatur wird die Zulässi^keit der Vernichtung von Prisen unter 
gewissen Voraussetzungen nicht all^mein anerkannt ; zum Teil wird auch unter- 
schieden, ob die Prise ein feindliches oder ein neutrales Schiff ist. Klben 
(Neutralit^, II. 8. 530 f.) erhebt grundsätzliche Bedenken gegen die Zerstörung 
von Prisen überhaupt, erklärt aber nur die Vernichtung neutraler Prisen vor der 
Verurteilung für absolut rechtswidrig. — 8. im übrigen die verschiedenen 
Meinungen bei : v. Bulxebincq, Prises maritimes, 8. 402 f.; Calvo, §§ 3028 bis 
3034; GB8.9HBR, Droit des neutres, 8. 348; DB Bobck, §§ 268 bis 285; F. v. 
Habtbns, Völkerrecht, II. § 126; Geffckbn bei Hbfftbb, Anm. 6 zu § 171; Fiobb, 
§§ 1757, 1758; Ddpuis, § 262; DüBOC, 8. 246 f.; Diena, S. 329 f.; PiAdbu^vbb, 
§§ 1136. 1137; Kbvbu und Jouan, 8. 439; DB Olivabt, II. 8. 3691, 374 f. 

Onne hinreichende Gründe hatte der französische Avisodampfer «Desaix* 
am 14. Oktober 1870 das deutsche Kauffahrteischiff «Charlotte* und am 21. Ok- 
tober desselben Jahres die deutschen Kauffahrteischiffe , Vorwärts* und «Ludw^* 
auf offener 8ee in Brand gesetzt. Die Zirkular-Depesche des Kanzlers des 
Norddeutschen Bundes vom 9. Januar 1871 stellt solcnes Verfahren als völker- 
rechtswidrig dar. — 8. die abweichende Auffassung der französischen Prisen- 
behörden und weitere Kritik bei Calvo, §§ 3033, 3034 und Duboc, S. 248 f. 

•) Vgl. auch § 58, n. 



% 



300 Zweiter Teil. Seekriegurecht. 

III. Ldtkaifvertriie. 

Gegen Ende des 17. Jahrhunderts kamen die sogenannten Los* 
kauf- oder Ranzionierangs-Verträge (contrats de rachat) in Oe* 
braneh,*) deren Inhalt die iS-eilassung einer Prise gegen ein Lösegeld 
ist. Die Vereinbaning begründet: 

1. die Verpflichtung zur Zahlung des Lösegelds seitens des Eigen- 
tttmers der Prise; 

2. das Recht des losgelassenen Schiffes auf Schutz gegen fernere 
Nehmung bis zur Beendigung der in dem Vertrage zu bezeichnenden 
Reise. 

Der Abschlufs solcher Verträge ist den Kreuzern und Kapern 
erlaubt, soweit er nicht ausdrücklich untersagt ist.') Der Vertrag ?rird 
in zwei Exemplaren ausgefertigt, von denen der Nehmer das eine, als 
Schuldurknnde fttr seinen Anspruch auf Lösegeld, und der Führer des 
ranzionierten Schifies das andere, als sauf-conduit, erhält. Gegen die 
in solchen Fällen yereinbarte Stellung von Sicherheit durch Geiseln 
läfst sich vom Rechtsstandpunkt nichts einwenden, zumal ja, wenn nicht 
ranzioniert wird, also regelmäfsig, die ganze Besatzung der Prise fest- 
gehalten zu werden pflegt. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Lösegeldes ist nicht davon 
abhängig, ob die Prise eine rechtmäfsige war oder nicht. Denn der 
Loskaufvertrag, dessen Eingehung von dem freien Willen des Kapitäns 
des genommenen Schiffes, als des Repräsentanten der Reederei und der 
Ladungsinteressenten, abhängt, tritt an Stelle des verurteilenden Prisen- 
erkenntnisses. ^) Abweichende Vereinbarung ist nicht ausgeschlossen. 
Erachtet der Kapitän die Nehmung für rechtswidrig, so verletzt er seine 
Pflicht, wenn er sich loskauft, anstatt es auf die Entscheidung des 
Prisengerichts ankommen zu lassen. 

Der Vertrag wird nicht dadurch hinfällig, dafs nach seinem Ab- 
schlüsse das Schiff oder die Ladung ganz oder zum Teil verloren geht, 
es sei denn ein Anderes vereinbart. Das Nehmeschiff verliert dagegen 

^) G. Fr. V. Marxens, Caper, § 23, 

') Solche Verbote sind vielfach ergangen; zum Teil ist dabei auch zwischen 
feindlichen und neutralen Schiffen unterschieden und die Ranzionierung nur der 
einen oder der anderen untersagt worden. Vgl. G. Fr. v. Mabtens, a. a O.; 
Galvo, §§ 2422 bis 2429; Gesbner, Droit des neutres, S. 3521; auch £. Bot rks, 
Das deutsche Seerecht, II. Leipzig 1901, S. 510. 

*) Bezüglich neutraler Schiffe ist Gessker anderer Meinune, indem er erklärt 
(a. a. O., S. 355): „La ranfon ne fait paa perdre au neuire le bin^fice iventuii 
d'une sentence fawrabU, Le proc^ Wen 8u%t paa moina aon coura, et »'tl termine 
par une äbaoluHon, il a'entend gue le capteur doit rendre la rangon, Le neutre a 
donc dana ce caa eu Vavantage de ae aouatraire ä la aaiaie et de pouvoir contmuer 
librement aon voyage avec aa cargaiaon." Übrigens hebt er hervor (S. 356)^ data 
in dem Falle der Kriegskontrebande doch wohl in der Begel bei der Bknzio- 
nierung dem neutralen Schiff die Verpflichtung auferlegt werden würde, die 
ursprünglich in Aussicht genommene Reise nicht fortzusetzen, sondern die 
Kontrebande nach einem neutralen Hafen zu schaffen. — S. auch db Bobck, 
§§ 257 bis 267; T. J. Lawrence, § 208; femer Gaümoet (S. 249 No. 16) über 
das Verfahren der «Alabama*" gegen die .Washington* und die Loslassung der 
letzteren. 
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den Ansprach, sobald es selbst dnrch einen Krenzer oder Kaper des 
Gregners genommen wird. Das billet de rangon ist nioht Gegenstand 
der Beate, anabhängig dayon, wann die letzte Nehmong erfolgt ist. 

§ 56. 

Prisengerichte. ^) 

I. PristagtrichUtarkait. 

Die zor Entscheidung in Prisensachen berufenen Gerichte, Prise n- 
gerichte genannt, sind hervorgegangen aus dem Bedttrfhis, gegen 
etwaige Verletzungen der Rechte beteiligter Privatpersonen Abhülfe zu 
schaffen und die kriegsrechtliche Legalität der Aufbringungen durch 
einen formalen Akt zum Ausdruck zu bringen.^) 

Die Prisengerichtsbarkeit und die Regelung des Verfahrens in 
Prisensachen ist ein Ausflufs der souveränen Ejiegsgewalt. Jeder 
Staat ist selbst und allein zuständig, durch von ihm eingesetzte Organe 
über die Rechtmäfsigkeit der von seinen Kreuzern und Kapern ge- 
machten Prisen urteilen zu lassen, und zwar gleichviel, ob die Inter- 
essen neutraler oder feindlicher Untertanen oder beider gemeinsam in 
Frage stehen. Abgesehen von dem Fall eines Kompromisses, hat es 
bisher kein Staat ftlr vereinbar mit seiner Selbständigkeit erachtet, 
anderen als von ihm selbst eingesetzten und seiner Autorität unter- 
worfenen Behörden die Befugnis einzuräumen, eine Entscheidung über 

*) Für das Deutsche Reich ist das G., betr. die Prisengerichtsbarkeit, vom 
3. Mai 1884 (R.-G.-Bi. S. 49) grundlegend. Es lautet: 

§. 1. 

Die Entscheidung über die Rechtmäfsigkeit der in einem Kriege gemachten 
Prisen erfolgt durch besondere Behörden (Prisengerichte). 

§.2. 

Der Sitz der Prisen^erichte, ihre Zusammensetzung^ das Verfahren vor 
denselben, sowie die Verpüichtimg anderer Behörden des Reichs oder der Bundes- 
staaten, in Prisensachen nutzuwirken, werden durchKaiser liehe Verordnung bestimmt. 

Auf Grund dieses Gesetzes erging die V., betr. die Ausübung der Prisen- 
gerichtsbarkeit, aus Anlafs der ostiurikanischen Blockade vom 15. Februar 1889 
<B.-G-B1. 8. 5 f.) [Anlaffe]. 

Die preufsiscnen Vorschriften in Prisenangelegenheiten, nämlich das Prisen- 
reglement und die Bestimmungen über das Verfahren in Prisensachen, vom 
20. Juni 1864 (G.-S. B. 369 f.) sind veraltet. Übrigens war deren Rechts- 
gültigkeit in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 12. Juni 1M65. wegen 
mangelnder Zustimmung der beiden Häuser des Landtags verneint worden. Der 
Kommissionsbericht (No. 89 der Drucksachen) und das Verhandlungsstenogramm 
(Sten. Ber. 1865 Bd. 3 S. 2069 bis 2086) bieten wertvoUes Material für die staats- 
rechtliche Seite der Frage sowohl wie für die völkerrechtliche. — Auch das 
Reglement, betr. den Anspruch auf Prisengelder und Prämien, vom 3t. Dezember 
1865/4. Januar t8t>6 (Anl. zum A. M. B. No. 122) hat keine Geltung mehr. 

' In England ist eine neue Regelung erfolg durch die Nayal Prize Act, 
1902 [2 £dw. ?]. Dieses Gesetz ordnet die Gerichtsbarkeit und das Verfahren 
in Pnsensachen für Grolsbritannien und die britbchen Besitzungen, unter Zu- 
sammenfassung, Abänderung und &ffänzung der bisherigen Gesetzgebung. 

') Über den Grandge£inken s. K. Lakza, Istitutioni di diritto giudiziario 
marittimo, NapoU 1899, §§ 374, 375. 
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die Handlungen seiner Organe zu fUIen, ') znmal deren Vollstreckbarkeit 
nicht gesichert wäre. 

Die Anregang der Einsetzung internationaler Prisen- 
gerichte hat besonders im Institut de droit international einen starken 
Wiederhall gefunden, indem dasselbe in den Entwurf eines Prisen- 
reglements ein internationales Gericht als Berufungsinstanz aufnahm. 
Eine Aussicht auf Verwirklichung bieten aber diese und firtthere auf 
dasselbe Ziel gerichtete Bestrebungen tttr absehbare Zeit nicht*) 

Eine Vereinbarung Verbündeter ttber die Einsetzung gemein- 
schaftlicher Prisengerichte für die Beurteilung gewisser Fälle wird 
unter Umständen herbeizuftlhren sein.*) 

II. Betagiiisa nevtraler Staatw in PHsmucIim. 

Einem neutralen Staat kann unter gewissen Voraussetzungen das 
Recht der Einmischung in Prisensachen nicht versagt werden. 

Er hat dazu Anlafs, wenn durch die Ausübung des PrisenrechtB 
seine Souveränetätsrechte verletzt worden sind, also namentlich für den 
Fall der Wegnahme, eines Schiffes in seinem Gebiet;^) aber auch dann 
steht ihm nur eine Prüfung der Frage zu, ob der kriegerische Akt in 
der Tat in seinem maritimen Hoheitsgebiet erfolgt ist Die Beurteilung 
der Legalität der Prise von anderen Gesichtspunkten aus liegt aufser- 
halb seiner Zuständigkeit, und ebenso kann er den Kommandanten des 



^) ,,La coutume internationale n^ajamaia varü sur cepoint" (de Bobck, § 357); 
B. jedoch die Erörterungen bei v. Steck, Versuch über Handels- imd Bchiffahrte- 
vertrage, Halle 1782, 8. 78 f., 99 f., und femer die ausführlichen Darlegungen bei 
DiENA, im ersten Teil und später S. 165 f., 235 f., 3181, 3321 

Auf Grund eines Kompromisses wurde im Jahre 1794 zwischen Grofsbritannien 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika eine gemischte Kommission zur 
Beurteilung der von England im Krieg gegen Franlu'eich aufgebrachten nord- 
amerikanischen Schiffe eingesetzt. 

■) Die erste Anregung findet sich bei HObnbb, II. S. 2J. Später Tbeh- 
DELENBüBO, Lücken im Völkerrecht, Leipzig 1870, S. 45 f.; Gbbsnbk, a. a. O.» 
S. 385 1. und besonders v. Bülmerincq, Frises maritimes, S. 437 1 Unter Hin- 
weis aut die Ausführungen v. Bulmerincqs tritt de Bobck (§§ 740 bis 766 und 
795) lebhaft für die Organisation internationaler Prisengeiichte ein; ebenso 
empfiehlt sie Gaib4L (S. 241). S. auch den Aufsatz von F. Stobrk, Fortschritte 
des Öffentlichen Seerechts, in den Mittheilungen aus dem Gebiete des Seewesens^ 
1884, S. 41t f. und Diena, a. a. O. — Über die Verhandlungen des Institut de 
droit international s. Annuaire 1879/80, I. S. 991, 1882/83, S. 1011, 1883/85, 
8. 1631, 1885/86, S. 187 f, 1887/88, S. 1881, und als Ergebnis das IL i. P. M., 
§§ 1001 

') Vgl. die Konvention zwischen PreuXsen und Osterreich wegen der während 
des deutsch-dänischen Krieges durch die Kriegsschiffe der beiden kontrahierenden 
Staaten gemeinschaftlich als Prisen aufgebrachten Schiffe etc., vom 6. Juni 1864 
(A. M. B. No. 105). 

*) S. hierüber v. Steck, a. a. O.; v. Kaltenbobn, II. §§ 235 und 238; 
G. Fr. V. Mabtens, Caper, § 36; Philumobb, III. § 372; HErPTER, § 172; deBoeck, 
§ 357; Kleen, Neutralit^, IL § 221. — Das E. i. P. M. bestimmt in § 9: ,Les 
prises faitt% dana le$ eaux neuere«, ou dana Ua eaux qtii aont miaes par traite ä Vabri 
des faita de guerre, §ont nuUea. Les navirea ä objeta capturia daivent etre Hvrea 
k VJ^at neutre ou riveram pour itre reatituSa par cet £tat ä lewr propriHaire 
primitif, En outre V^tat du capteur eat reaponaable de toua lea dommagea et 
pertea.* 
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Kreuzers wegen seines völkerrechtswidrigen Verhaltens nieht zur Ver- 
antwortung ziehen.') 

^) S. auch oben 8. 219. — A. M. ist Hautefeüilli (Droits et devoirs, III. 
S. 312) und unter Bezagnahme auf ihn Gessnbb (Droit des nentres, S. 379); 
dieser will den Kommandanten eines Kreuzers, der im neutralen Seegebiet eine 
Prise gemacht hat, jedem anderen Fremden, welcher sich eines Verbrechens in 
dem Gebiete des neutralen Staates schuldig macht, gleich erachten (I). 

Abweichende Grundsätze hatte auch die preuXsische Regierung in dem oben 
S. 226 f. mitgeteilten Streitfalle aufgestellt und namentlich aus^eftuirt (§§ 44 bis 
50 der Denkschrift): «Das englische Ministerium hat fast bei allen von dem 
preuXsischen Hofe, wegen der auf offenem Meere gegen die preuTsischen Unter- 
thanen ausgeübten Bftubereien und Insolenzien, denen preuJaischen Ministem 
zu erkennen gegeben: dafs Seine königliche MiAJest&t in Dero Landen gewisse 
Colle^en' etabli^ hätten, welche nach denen englischen Gesetzen alle dergleichen 
streitige Prisen untersuchen, decidiren, und jedermann Justiz administriren 
müssen, und welche auch denen preuXsischen Unterthanen, wenn sie Ursach zu 
klagen hätten, gehörige Justiz administriren würden; im übrigen könnten so 
wenig des Königs von Grofsbritannien Majestät als das Ministerium diese Landes- 
verfassung ändern, oder davon abgehen. Nun möchte man aber wohl wissen, 
mit welchem Bechte das englische Ministerium sich einer Cognition, oder 
Jurisdiction über einen neutralen Souverän und dessen Unterthanen und Schiffe, 
die sich an einem Orte befinden, welcher der Crone England nicht unterworfen 
ist, und wo die preuXsischen Schiffe eben so viel Becht, als die englischen haben, 
anmaafsen könne? Wie würde es der Crone England gefallen haben, wenn Seine 
königliche Majestät von PreuXsen, bei den ehemaligen nordischen Kriegen, ohne 
Unterschied alle die englischen Schiffe, welche mit den nordischen Provinzen 
handeln, auf offener See hätten anhalten, visitiren und in Dero Häfen führen, 
nachher aber durch Dero Admiralitäts-Collegium darüber, ob solche mit Becht 
aufgebracht, erkennen, die Schiffe nach zwei- bis dreijährigem Processe ohne 
Entschädigung dimittiren, jedoch ihren Capern und Gerichten für ihre Mühe 
zwei-, drei- bis viertausend Thaler hätten zuoilligen wollen? Wenn zwei Mächte 
unter sich mit einander streitig sind, können von beiden Seiten keine Landes- 
gesetze angeführt werden, weil der eine Theil denselben nicht unterworfen ist, 
sondern beide Höfe tractiren untereinander de cour ä cour, und muXs die Sache 
mit gemeinschaftlicher Harmonie und allein nach dem Völker-Becht oder durch 
Mittel, welche in dem Yölker-Bechte gegründet sind, ausgemacht werden. — 
Nun wäre es Seiner königlichen Majestät gleichviel gewesen, ob Dero Unter- 
thanen unmittelbar von dem englischen Ministerio oder von denen englischen 
Gerichten die Satisfaction erhalten hätten; da aber diese Gerichte wider alle 
natürliche und Völker-Bechte denen preuXsischen Unterthanen keine Satisfaction 
angedeihen lassen, so wird das englische Ministerium selbst vernünftig ermessen, 
dais Seine königliche Majestät von PreuXsen Ihrer Seits die englischen incom- 
petenten Gerichte weder agnosciren, noch weniger sich Dero ungerechten 
Decisionen unterwerfen können, — Und weil das englische Ministerium Seine 
königliche Majestät von PreuXsen, aller Bemonstration ungeachtet, beständig auf 
die englischen Gerichte und Gesetze verwelfst, Seine königliche Majestät aber 
gleiche Bechte mit der Crone England haben, so haben sie sich gleichfalls 
gemüXsigt gefunden, in Dero Landen und durch Dero Gerichte die Beschwerden 
Ihrer Unterthanen untersuchen zu lassen. Sie haben zu dem Ende unter der 
Direction der vier Staatsminister eine Commission, welche aus Justiz- und 
Handelsverständigen-Bäthen besteht, ernennet und angeordnet, welche die Klagen 
Dero Unterthanen nach dem allgemeinen Yölker-Bechte und nach Eid und Pflicht, 
untersuchen und ein Liquidum constituiren sollen. — Dieses ist auch von der 
Commission geschehen. Sie hat über alle Liquidationen gehörigen Beweis er- 
fordert, dieselbe, dem Befinden nach, auf eine billige Art moderirt, einige 
Liquidanten aber, welche ihre Forderung nicht behörig bescheinigt, abgewiesen, 
folglich ohne alle Neben- Absichten eine unpartheiische Justitz administrirt.* 
In der britischen Gegenerklärung vom 8. Februar 1753 wird geltend gemacht: 
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Zahlreiche Vertreter hat allerdings die Meinnng gefunden, dafs der 
neatrale Staat eine Jorisdiktionsbefagnis in Anspruch nehmen kOnne, 
wenn die in seinem Grebiete gemachte Prise ganz oder znm Teil 
Eigentum seiner Angehörigen ist.') Von anderer Seite wird dies zwar 
nicht anerkannt, jedoch wird, unter Bezugnahme auf die französische 
Marine-Ordonnanz von 1681, die Behauptung aufgestellt: der neutrale 
Staat könne freilich nicht eine Prisengerichtsbarkeit, wohl aber, ge- 
wissermafsen als Äquivalent für das von ihm bewilligte Asyl, die Frei- 
gabe des seinen Untertanen genommenen Eigentums beanspruchen.^ 
Jedenfalls sind die desfalligen Festsetzungen der französischen Marine- 
Ordonnanz lediglich partikularrechtlicher Natur. Im übrigen kann nor 
denen beigetreten werden, die jeden Anspruch der Neutralen auf Ans- 
ttbung einer Prisengerichtsbarkeit im Anschlufs an das Asylrecht fflr 
unbegründet erachten.*) 

Auch sonst entspricht die ausschliefsliche Zoständigkeit des Nehme- 
staates zur Aburteilung in Prisensachen der allgemeinen Praxis. 

Damit steht es aber nicht in Widerspruch, wenn ein neutraler 
Staat, falls durch solche Aburteilungen die Interessen seiner Angehörigen 
in rechtswidriger Weise verletzt sind, und der Instanzenzng fflr das 
prozessualische Verfahren erschöpft ist, im Wege der Intervention, 
zunächst durch Reklamation auf diplomatischem Wege für jene Inter- 
essenten eintritt. Durch welche seiner Organe der neutrale Staat, 

dafs derartige Streitfälle nirgend anders untersucht werden und untersncht 
werden können, als vor den Gerichten des Nehmestaates; die Einsetzung von 
Tribunalen zu dem Zweck und die desfallsige Ausübung der Grerichtsbarkeit 
unter der Autorität eines fremden Souveräns sei den Gewolmheiten aller National 
zuwider; über die Rechtmftfsigkeit von Prisen habe nur der Nehmestaat su 
befinden. Jeder fremde Souverän könne allerdings mit Recht fordern, daXs man 
in gedachten Tribunalen seinen Untertanen Gerechtigkeit widerfahren lasse, und 
zwar entweder in GemäTsheit des Völkerrechts oder der besonderen Traktate; 
brächten diese Tribunale in einer Sache Grundsätze in Anwendung, welche dem 
Völkerrecht oder den Traktaten schnurstracks zuwiderlaufen, so oafs nicht der 

feringste Zweifel darüber ist (in re minime dubia), dann stehe dem neutralen Staat 
as Recht der Beschwerde zu. Alle seefahrenden Nationen Europas, die Krieg 
geführt haben, hätten seit den urältesten Zeiten dieses Verfahren zur Richtschnur 

fewählt, und es sei von allen Mächten, die den Frieden behauptet haben, ge- 
illigt worden. Die von dem preufsischen König eingesetzte Kommisaion sei 
etwas ganz Unerhörtes; keine Krone habe das Recht, Prisen untersuchen zu 
lassen, die von den Oiganen einer anderen gemacht sind, oder das Urteil um- 
zustoXsen, welches das Tribunal der anderen Krone gefällt hat; die einzig^ recht- 
mäfsige Art, vorgegebene Irrtümer ins Licht zu setzen oder zu beseitigen, sei 
die Berufung an die höhere Instanz. 

S. auch die Erörterung bei Trend blexbübo, a. a. 0. S. 44 f., femer bei 
AzuNi, n. S. 243 f., der sogar den neutralen Staat für befugt erachtet^ die Aus- 
übung einer Prisengerichtsbarkeit in Anspruch zu nehmen, wenn eine neutrale 
Prise in einen seiner Häfen einj^elaufen ist. 

^} Namentlich G. Fr. v. Mabtkns, Caper, §§ 36, 37; [Gauami] De' doveri 
de' pnncipi neutrali verso i principi guerregianti, e di questi verao i nentrali, 
libn due, 1782, I. cap. IX § VIII; JooFFaoi, S. 2821; v. Kaltsnbork, n. 8. 49; 
Hbfptbb, § 172; Hautbpbuille, Droits et devoirs, S. 2861 

«) Vamn, n. S. 274; PiBTOYB und DüVBRDi 11. S. 186. 

*) 8. namentlich Calvo, §§ 304 t, 3042; Blüntsohu, § 845 (auch 842); 
Gbbsnbb, Droit des neutres, S. 378, 379; DB Ouvart, II. 8. 3791 
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bevor er diesen Weg beschreitet, das Vorhandensein einer Rechts- 
verletznng konstatieren läfst, ist lediglich seinem Ebrmessen freigestellt; 
die betreffende Ermittelung und Begatachtung hat jedoch nicht den 
Charakter der Ansttbung einer Prisengerichtsbarkeit, sondern es handelt 
sich dabei um die Gewinnung einer rechtlichen Grandlage für die 
Abwehr einer Uugerechtigheit anf politischem Wege. 

III. Orgaaisattoi tfer Prisaagsriclrte. 

Die Organisation der Prisengerichte hängt von dem Ermessen 
einer jeden Staatsgewalt ab, ingleiohen die Ordnung des Instanzenzuges. 
In der Begel hat man zwei Instanzen eingesetzt, die zweite als Be- 
rufiings- oder als Revisionsinstanz. Die Behörden haben entweder 
einen richterlichen oder einen wesentlich administrativen Charakter 
oder endlich eine gemischte Zusammensetzung, zum Teil auch unter 
der Zuziehung höherer Seeoffiziere.^) 

Die Zulassung der Einsetzung einer Spmchbehörde an einem 
neutralen Platz, nach welchem Prisen aufgebracht sind, oder der Er- 
mächtigung des Konsuls, in solchen Fällen die Verrichtungen eines 
Prisenrichters wahrzunehmen, hängt von der Zustimmung der neutralen 
Regierung ab. Wird eine solche Eonzession nur der einen Kriegspartei 
erteilt, so liegt darin eine mit dem Wesen der Neutralität nicht ver- 
einbare Begünstigung dieser Partei.^) 

§ 57. 
Das gerichtliche Verfahren • 

Es ist gelegentlich die Meinung zum Ausdruck gekommen, dafs 
von dem Zeitpunkt ab, wo eine Kaptur der Entscheidung des Prisen- 
gerichts unterbreitet wird, lediglich dieses über die Legalität zu ent- 
scheiden habe, und dafs in einem solchen Falle die diplomatische Ein- 
mischung seitens eines neutralen Staates, dem das genommene Schiff 
angehört, sich als ein Eingriff in das völkerrechtlich wohlbegrttndete 
Verfahren vor dem Prisengericht darstelle. Diese Auffassung ist un- 
zutreffend, und zwar schon deshalb, weil, sobald im Laufe des prisen- 
gerichtlichen Verfahrens der Nehmestaat die Ungesetzlichkeit der Wegnahme 
anerkennt, dieses Verfahren alsbald seine Erledigung findet, und es 
dem neutralen Staat unbenommen ist, durch Intervention auf eine solche 
Anerkennung und damit auf eine schnelle Erledigung des Falles ohne 
die Weitläufigkeiten einer gerichtlichen Prozedur hinzuwirken. Freilich 
hängt es von dem Nehmestaat ab, ob er sich auf die aufser- 
gerichtliche Erledigung einlassen will. 

Auch ohne eine Intervention hat in einer Reihe von Fällen, wo 
der Aufbringung ein offenbarer Irrtum zu Grunde lag, die zuständige 
Staatsgewalt die Freigabe der Prise und die Entschädigung der Inter- 

*) Näheres bei v. Bülmebincq, Priaes maritimes, S. 439 f. 

«) G. Fr. V. Martbns, Caper, § 37; Gessnbb, a. a. O., 8. 349 f.; Ortolan, 
II. S. 309. — Calvo (§§ 3056, 3057) hält ein prisengerichtlichea Verfahren auf 
neutralem Gebiet für schlechthin rechtswidrig; ebenso DE Ouyart, U. 6. 382, 385. 

F«ralt, Internationales Seerecht. S. AnfL 20 
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efisenten angeordnet; hierdurch fimd das Verfahren seine snmmarisehe 
Erledigung.^) 

Begehnäfsig zerfällt das gerichtliche Verfahren in zwei Abeefanitte^ 
das Vonrerfahren und das Hauptverüahren. 

I. Du Varvarfakrta. 

Als Grundlage dient die von dem Befehlshaber des Kreuzers er- 
stattete Darstellung des der Aufbringung zu Grunde Uzenden Sach- 
verhaltes, aus welchem sich insbesondere die Veranlassung der Auf- 
bringung und alle diejenigen Tatsachen ergeben sollen, weldie die Ver- 
urteilung der Prise zu rechtfertigen geeignet erscheinen. 

Das Vorverfahren findet an dem Hafenplatz statt, nach welchem 
die Prise aufgebracht ist. Hier wird dem zuständigen Gericht die Sach- 
darstellung übergeben nebst sämtlichen Schifbpapieren und Büchern, 
deren gerichtliche Entsiegelung und Inventarisierung demnächst erfolgt 
Daran schliefst sich ein Ermittelungsverfahren zur Aufklärung des Sach- 
verhaltes, welches mit der Vernehmung des Kapitäns des aufgebrachten 
Fahrzeugs und, soweit erforderlich, der übrigen Besatzung desselben 
beginnt,*) und, je nach Lage der Umstände, eine weitere Beweis- 
au&ahme zur Feststellung der Tatsachen, welche für die Beurteilung 
der Rechtmäfsigkeit der Prise erheblich sein können. 

II. Das Havptyerfabrta. 

Das Hauptverfahren findet vor dem Prisengericht statt. Ea ist ein 
sog. Beklameprozels in dem Sinne: Soweit nicht von vornherein die 
Unrechtmäfsigkeit der Nehmung klar zutage liegt — in welchem Falle 
ohne weitere Verhandlung die lossprechende Entscheidung ergeht — 
haben die Interessenten, deren Eigentum auf dem Spiel steht, diese 
Unrechtmäfsigkeit darzutun. 

Das Wesen des Reklameprozesses bringt es mit sich, dals unter 
Umständen für die Verurteilung ein nicht widerlegter Verdacht genügen 
kann.*) Dies mufste ganz besonders bedenklich erscheinen, so lange 
das Prisenrecht vorwiegend durch Kaper ausgeübt wurde, deren 
Charakter niemals eine auch nur notdürftige Garantie für die Recht- 
mäfsigkeit der Aufbringung bot Ist die Nehmung durch Kreuzer er- 
folgt, so sind die Bedenken nicht in demselben Mafse schwerwiegend. 
Wenn nun auch dem Reklamanten grundsätzlich die Beweislast obliegt, 
so ist doch seine Stellung im Prozefs eine wesentlich günstigere, soweit 
auf Grund freier Beweiswürdigung entschieden wird. 

Für die rechtliche Beurteilung dienen als Richtschnur die ein- 
schlägigen landesgesetzlichen, zunächst die prisenrechtlichen, Normen 
und in deren Ergänzung die Grundsätze des internationalen Rechts, hierbei 



^) So im Laufe des spaniBch-amerikaniBchen Krieges^ 1898. 

') Die N. P. A.y 1902 (b. 18) Bchreibt die eidliche veraehmung einer an- 
gemessenen Zahl der besonders in Betracht kommenden Personen der Besatzung vor. 

') Über den Charakter des Beklameprozesses s. bes. v. BüLMSSiiroQ, a. a. O.^ 
8. 311 f. 
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aber in erster Linie die mit den betreffenden neutralen Staaten oder 
dem Gegner etwa abgeflcUossenen Verträge. 

Die Regel, dafs die Prisengerichte nnter allen Umständen diejenigen 
prisenrechtlichen Normen zur Anwendung za bringen haben, welche von 
der Staatsgewalt festgesetzt sind, nnter deren Antorität sie fimgieren, 
ist viel&ch angefochten worden. Namentlich hat man geltend gemacht, 
der Prisenrichter sei an jene Vorschriften insoweit nicht gebunden, als 
sie mit dem Yölkeirecht in Widerspruch stehen. Allein der nationale 
Richter kann zunächst nur seine eigene Rechtsordnung darüber befragen, 
welche Rechtssätze im Einzelfalle dem Urteile zu Grunde gelegt werden 
sollen, und schon das Vorhandensein nationaler Prisengesetze verweist 
ihn auf deren Anwendung. Es ist nicht seine Sache, die — oft äufserst 
schwierige — Frage zu prttfen, ob jene landesrechtlichen Vorschriften 
dem allgemeinen Völkerrechte entsprechen. Wohl aber hat er das 
internationale Recht nicht nur, wie erwähnt, als solches, sondern auch 
ftlr die Auslegung seines nationalen Rechtes mit anzuwenden.^) 

Der Spruch kann lauten: 

a) lediglich auf Lossprechung; 

b) auf Lossprechung, verbunden mit Schadensersatz, sofern die 
Entscheidung ttber die Schadloshaltung nicht einem besonderen Verfahren 
vorbehalten ist; 

c) auf Rückerstattung gezahlten Lösegeldes;') 

d) auf Verurteilung von Schiff und Ladung; 

M Im Ausgangspunkt abweichend Gbbsmbb^ Droit des neutres, 8. 388 f., s. 
auch 8. 93. Blüntsghu (§ 847) l&fst sich dahin aus: «Der Widerspruch zwischen 
der völkerrechtlichenBestimmun^ und der staatsrechtlichen 
Organisation undBesetzung der Prisengerichte zeigt sich hier wieder. 
Die rrisengerichte sollen das Völkerrecht handhaben und wesentlich nach Völker- 
recht urtheilen, imd trotzdem können sie sich nicht frei machen von der Unter- 
ordnung unter die souver&ne Staatsautorität, welche sie ins Leben gerufen hat, 
und von der sie abhängig bleiben. Würden sie ohne Bücksicht auf die Prisen- 
Reglements ihres Staats lediglich nach ihrem Verständnils des Völkerrechts dieses 
anwenden, so wären sie in Gefahr, von ihrer Staateregierung zur Verantwortung 

gezogen zu werden. Würden sie einfach die besonderen Vorschriften ihrer 
taatsautorität anwenden ohne alle Rücksicht auf das Völkerrecht, so würden 
sie sich gegen ihren völkerrechtlichen Beruf verfehlen. Es bleibt daher nur 
übriff, jeden Conflict möglichst zu vermeiden. Das geschieht, wenn dasLandes- 
recnt im Geiste desVölkerrechts ausgelebt wird. Ist trotzdem 
ein Widerspruch zwischen den beiden Rechten vorhanden, der nicht zu ver- 
söhnen ist, so ist das Gericht zwar verpflichtet, die bestimmte Vorschrift seines 
Landesgesetzes zu befolgen. Dann aber wird auch der Staat, der ein 
völkerrechtswidriges G^esetz gegeben hat, dem neutralen Staat verant- 
wortlich, welcher durch dasselbe in seinen Schutzangehörigen verletzt wird; 
denn der neutrale Staat ist nicht schuldig, sich ein Verfahren gefallen zu lassen, 
welches im Widerspruch ist mit den anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts. 
Derselbe kann von dem Nehmestaat verlangen, dafs er trotz des Sjpruchs seines 
Prisengerichts das neutrale Schiff oder die neutrale Waare frei gebe, wenn 
solches nach Völkerrecht ffeschehen muls. Da das Völkerrecht für alle 
Staaten verbindlich ist, so darf das staatliche Gesetz 
nicht demselben widersprechen.' — 8. femer Wheatoh, Elements, 
II. 8. 56; HKrFTBB, § 173; DB Oliyabt, n. 8. 390 f. — Eine kurze kritische Be- 
leuchtung prisengerichtlicher Entscheidungen s. im Annuaire 1879/80, I. 8. 102. 
«) 8. oben S. 300. 

20» 
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e) anf teilweise Verurteilung, und zwar: nur des Sohiffes, aber 
nicht der Ladung, oder nur der Ladung bezw. eines Teiles der Ladung, 
oder des Schiffes und eines Teiles der Ladung. 

Was insbesondere die Schadloshaltung im Falle der Losspreehnng 
anlangt, so ist ein solcher Anspruch des Reklamanten grundsätzlich f tir 
diejenigen Fälle anerkannt, in denen die Aufbringung objektiv und 
subjektiv ohne hinreichenden Grund erfolgt war.') In letzterer Hinsicht 
mufs auf Seiten des Nehmeschiffes ein Verschulden dargetan sein, mit 
welchem die Aufbringung in ursächlichem Zusammenhange steht. ^) 

Darüber, wer dem Reklamanten für die etwaige Entschädigung 
aufzukommen hat, d. h. ob er sich an den Nehmestaat oder an den 
Kommandanten des Nehmeschiffes zu halten hat, herrschen einheitliche Grund- 
sätze nicht. Vielfach erachtet man den Staat für nicht haftbar aus rechts- 
widrigen Handlungen seiner Organe; so legt namentlich die englische 
Praxis regelmäfsig dem Kommandanten des betreffenden Kriegsschiffes 
und im Falle der Konkurrenz eines höheren Befehls dessen Vorgesetztem 
die Verantwortlichkeit auf; ist die Prise von einem Kaper gemacht, so 
haftet neben dem Kapitän der Reeder auch über den Betrag der Kaution 
hinaus. ") 

Erwägt man, dafs ein Staat, ohne den internationalen Anstand zu 
verletzen, es nicht wohl ablehnen kann, ftir diejenigen Schäden ein- 
zutreten, die durch völkerrechtswidriges Verhalten seiner Oi^ane in 
Ausübung ihres Dienstes herbeigeführt sind, und femer, dafs, wenn der 
Staat nicht wenigstens subsidiär die Haftung übernimmt, der Anspruch 
auf Schadensersatz in den meisten Fällen illusorisch werden würde, so 
wird der Nehmestaat einer solchen Verpflichtung sich nicht entziehen 
können.^) Auch aufserhalb der Sphäre des Prisenrechts tritt, ins- 
besondere bei Havarieen, welche durch ein Verschulden auf selten eines 
Elriegsschiffes einem anderen Fahrzeug zugeftigt worden sind, sowohl 
nach deutscher, wie nach französischer und englischer Praxis der Staat 
für den Schaden ein, unabhängig davon, ob nach civilreehtlichen Grund- 
sätzen nur der Schuldige in Anspruch genommen werden kann. 

Die Entscheidung ist rechtskräftig, wenn kein Rechtsmittel dagegen 
zulässig ist, sei es in Ermangelung eines Instanzenzuges, sei es wegen 

*) Phillimobb, III. § 452. 

') Gbssnbb (a. a. O., S. 424 f.): ^Le paint de vue auqud on d<rit te placer, U 
aeul qiU sait correct, consiste ä faire dSpendre Vobligation paur le captenr ä dS- 
dotnmager le neutre du fait giie le capteur a commis une faute en Optant la Mwie. 
8% le neutre ne pouvait pas prauver «a neutraliti au momeni deia capture^ g'il 
n^itait pa» en Hat de rifuter un saupgon fondS de dilit intematumal, le capteur 
Statt autorigS ä la »aisie; Ü serait injuite de Vobliger en ca$ ^abwlution du neuire 
ä des dommage8'intSreti ou au remboursement des frais. II est naturel que ceux^ 
soient mis ä la charge du neutre, gut se trouvaÜ par sa favJte hors d^itat deprauver 
la rfguiariti de sa positian. Mais si au contraire, la saisie a HS faUe par suitr 
d'une faute du capteur sans gu^U y eut Heu de soupQonmer le neutre, le oapteur dait 
porter les cansiquences de sa faute, rembourser les frais et didommager le retü/amant ^ 

') Phillimobb, HL §§ 457, 458. — FOr das französische Becht s. Code de 
commerce, Art. 217. 

*) 8. auch Hautefbüillb, Droits et devoirs, III. S. 349 f.; Gbssnbb, Droit 
des neutres, S. 126 f., 427 f.; Diena, S. 323 f.; DE Olivabt, IL S. 389, 395. 
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Erscböpfiing desselben, sei es wegen Verzichts auf Rechtsmittel oder 
Unterlassung frist- nnd formgerechter Einlegnng eines solchen. 

III. EinttsllviHl des Verfabreis. 

Mit dem Friedensschlafs ist das Verfahren einzustellen, weil mit 
diesem Akt, kraft des jus postliminii, alle auE). dem Kriegsrecht hervor* 
gehenden Ansprüche und Befugnisse ihren Abschlufs finden.^) Einer aus* 
drOcklichen Vereinbarung über die Fortführung der anhängigen Prozesse 
steht allerdings nichts entgegen. 

§ 58. 

Folgen des Urteils. 
I. VarMimHi Iter die PriM. 

Soweit die Prise losgesprochen ist, erfolgt deren Rückgabe sowie 
die Zahlung etwa zugesprochener Entschädigungsgelder an die Be- 
rechtigten. Im Falle der Verurteilung wird das Objekt ^gute Prise''; 
damit geht das alte Eigentum endgültig verloren, und der Nebmestaat 
hat die uneingeschränkte VerfUgung. 

Regel ist der Verkauf der Prise. Die Frage, ob ein solcher 
auch auf Grund eines noch nicht rechtskräftigen Urteils zulässig ist 
und inwieweit er diesfalls durch Sicherheitsleistung abgewendet werden 
kann, läfst sich bei der Verschiedenheit der prisenrecbtlichen Vorschriften 
nicht allgemein beantworten. Mannigfache Umstände können schon 
vor der Entscheidung im eigenen Interesse der Reklamanten' den Verkauf 
als wünschenswert erscheinen lassen. Hat er stattgefunden, z. B. weil 
das Schiff reparatarunfähig oder weil Güter dem Verderben ausgesetzt 
waren, so (^rfolgt mit Rechtskraft des verurteilenden Erkenntnisses die 
definitive ^'creinnahmung des erzielten Erlöses, sofern der Staat nicht 
anderweit darüber verfügt (s. unten U). 

In Betreff der Zulässigkeit des Verkaufes von Prisen in 
neutralen Hafenplätzen gilt, soweit über die Befugnis dazu kon- 
ventionelle Festsetzungen nicht bestehen, folgendes: 

a) Verurteilte Prisen können an einem neutralen Platz verkauft 
werden, da mit der Rechtskraft des Urteils das bisherige Eigentum 
erlischt und die „gute Prise^' von dem Zeitpunkt ab keinen anderen 
Charakter hat wie anderes Eigentum. In der Zulassung des Verkaufes 
seitens des Neutralen kann daher weder eine unmittelbare noch eine 
mittelbare Begünstigung des Nehmestaates, also keine Verletzung der 

') Im Art. 1 der WaffenstillBtaDds-Konyention zwischen dem Deutschen 
Beich und Frankreich Tom 28. Januar 1871 war vereinbart worden, dals die 
Prisen, welche nach dem AbsohluXs und vor der Anzeige des Waffenstillstandes 

fsmacnt waren, herausgegeben werden sollten. Sodann wurde im Art. 13 des 
riedensyertrages vom 10. Mai 1871 bestimmt: ,Die deutschen Schiff e, welche 
durch Prisengerichte vor dem 2. März 1871 (dem Tage des Austausches der 
Ratifikationen der Friedenspräliminarien vom 26. Februar) kondemnirt waren, 
sollen als endgültig kondemnirt angesehen werden. Diejenigen, welche an 
besagtem Tage nicht kondemnirt waren, sollen mit der Ladung, soweit solche 
noch vorhanden, zurückgegeben werden. Wenn die Rückgabe der Schiffe und 
Ladungen nicht mehr möglich ist, so soll ihr nach dem Verkaufspreise bemessener 
Werth ihren Eigenthümern erstattet werden.** 
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Neatralitätspfliohten gefunden werden.^) Eine solche wttrde aber vor- 
liegen, wenn die neutrale Begiening den VeriLanf vor der rechts- 
kräftigen VerorteUung aralassen wollte, sofern nicht besondere um- 
stände (S. 298 Nr. 7) die schleunige Verftufserung gebieten.*) 

b) Jeder neutrale Staat hat jedoch die Befugnis, den Verkauf von 
Prisen und Prisengtttem in seinem Gebiet zu untersagen.') Die Praxis 
ist in dieser Hinsicht bisher eine ungleichmäfsige gewesen.^) 

II. PrisM|tM>f- 

Die Grundsätze ttber die Verwendung des Verkaufterlöses tragen 
keinen yölkerrechtlichen Charakter. Herkömmlich ist eine Repartienmg 
in der Weise, dafs ein Teil des Erlöses als Einnahme dem Staat zuffiefst, 
der andere Teil der Besatzung des Nehmeschiffes überwiesen wird.*) 
Auch weun der Staat die Prise nicht yerkauft, sondern fbr eigene 
Zwecke yerwendet, pflegt der Besatzung des Nehmeschiffes eine ent- 
sprechende Belohnung bewilligt zu werden. 

Beachtenswert ist, dafs neuerdings nicht mehr allgemein den Be- 
satzungen ein Anspruch auf Prisengelder eingeräumt wird.^ 

1) 8o heilst es auch im Projet de code 1892, Art. 52: Jl ed diftndM de 
vmdre dan$ un port nmtre des pri»ei qui n><mt pa$ tU äJkdourkM lSgUime$ par U 
trümiud compHenf^ 

*) C. V. EÜLLTENBOBN, Kriegsschiffe auf neutralem Gebiet, Hamburg 1850, 
8. 26 f.; Gbsbnkb, a. a. O., S. 351 ; DB Olivabt, n. S. 378; y. Bülmbbinoq (a.a.O. 8. 401) 
bemerkt: „MatB ee qui e$t tout ä faxt iUigal et cantraWe aMx devoire de neuiraUti, 
c'est que üs MltaU-UniSf üant neuires, permettent le dMtaraement ei la venU de» 
prieea de beüigirants d!an» teure parte de VAmMmie dm Nord qmi mmt futmhtM. 
Cda in^imte, en ^ffht, une aeeieUmoe accordie par de$ neutre» omx beUig6remt» dane 
Vexerdee au droit de priee», La motaJtion de la neutraliU n^eet dimtiiti^ en rien 
par la ccndiH<m que la ligitimiti de la priee satt conetatSe par lee inetaneee du 
eapteur et d^aprh la juritprudence de eon paye, avant de dickarger au de vendre.* 

*) Obtolan, n. 8. 310; Pistotb und Dutbbdy, n. 8. 371. 

^) Ein allgemeines Verbot er^g während des Krimkrie^ in den Neu- 
tralitätserklärunffen der skandinavischen Mächte, während die österreichische 
Regierung durch die Verordnung vom 25. Mai 1854 nur den Verkauf nicht 
kondemnierter Prisen in österreicbischen Häfen ausdrücklich untersagte. Verbote 
ergingen femer während des nordamerikanischen 8eze88ionskrieges, während des 
deutsch-französischen Krieges, 1870, und während des spaniscn-amerikanischen 
Krieges, 1898. — Das japanische P. B. sieht vor (Art. 21), dafs der Verkauf an 
einem neutralen Platz enolgen darf, wenn die Lokalbehörde es gestattet, läfst 
also die prinzipielle Frage unberührt. 

') Das Pr. P. B. (§ 36) gewährte der Besatzung des Nehmeschiffes einen 
Anspruch auf zwei Drittel des Beinerlöses. Die nUieren Bestimmungen über 
diesen Anspruch und über die Verteilung der Prisengelder waren in dem 
Beglement vom 31. Dezember 1865 (s. oben 8. 301 Anm. 1) getroffen. 

*) 8o wurde in der V., betr. die Ausübung der Prisengerichtsbarkeit aus 
Anlafs der ostafrikanischen Blockade, vom 15. Februar 1889 die Verwendung 
des Erlöses der Prisen Kaiserlicher Bestimmung vorbehalten (§ 27). — In der 
nordamerikanischen Navy Personal Act, vom 3. Mäsz 1899 (Public No. 177) wird 
bestimmt: dafs für künftig alle gesetzlichen Vorschriften, welche zur Verteilung 
eines Teiles oder des ganzen Betrages des Erlöses aufgebrachter und verurteilter 
Schiffe oder sonstiger Qüter unter die Nehmer ermächtigen, aufgehoben werden 
und ebenso die gesetzlichen Vorschriften, welche Prämien für Versenkung oder 
Vernichtung feindlicher 8chiffe in Kriegszeiten vorsehen. — Für England hält 
die N. P. A. (8.s. 24 bis 26) die Vorscluiften über den Anspruch auf Prisen- 
gelder aufrecht. 
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Yorlänflgeliistmctioii für die Commandanten deutscher Erieffs- 

flchiffe in Betreff der ünterdrttcknng der Seeränberei in den 

chinesischen Gewässern, vom 20. Anglist 1877. 

I. Verfahren, wenn ein deutsches Kriegsschiff ausgeht zum Zweck der Ver- 
folgung einer hestimmten ihm bekannt gewordenen seerftuberischen Handlung 
oder deren Vorbereitung, resp. zur Feststellung des Thatbestandes, wenn ein 
gestrandetes Kauffahrteischiff beraubt worden ist. 

n. Verfahren, wenn ein deutsches Kriegsschiff zufftlUg auf seinem Wege 
auf die Ausübung oder Vorbereitung einer se^ftuberischen Handlung trifft, resn. 
Ton einem gestrandeten und beraubten Kauffahrteischiff zu Hülfe gerufen wird; 
wenn also kein Mandarin und Dolmetscher zur Hand ist. 

ni. lieber Verfolgen der Piraten in chinesische Binnengewftsser resp. auf 
chinesisches Qebiet. 

IV. Ueber Untersuchung der Piraterie yerd&chtiger Fahrzeuge. 

V. Ueber das Verfahren mit ergriffenen Piraten, sowie deren Schiffen. 

VI. Ueber Unterstützung der Kaiserlichen Ck)nsuln bei Gontrolirung der 
gründlichen Erledigung des Vorfalls, resp. Feststellung des Thatbestandes. 



Jedes zum Zweck der Verfolgung einer bestimmten seeräuberischen Hand- 
lung ausgehende deutsche Kriegsschiff hat durch den Gonsul des Hafenortes 
sich einen Mandarinen zu requiriren, unter dessen Autorität aUe Handlungen 
Torzunehmen sind, welche dazu beitragen, das Verbrechen der Seeräuberei fest- 
zustellen und die daran schuldigen Personen vor die competenten chinesischen 
Gerichte zu liefern. — Der Gonsul stellt auch einen Dolmetscher. In diesem 
Falle kommt es darauf an, die Thatsachen derart festzustellen, da£s auf Grund 
derselben der deutsche Vertreter die chinesischen Behörden verantwortlich 
machen kann. 

Es muXs also angestrebt werden, ohne Zweifel zu bestimmen: 

1) das beraubte Schiff, 

2) den Ort und die Zeit der Beraubung, 

8) den Gegenstand der Ladung jenes Schiffes, 

4) den Verbleib dieser Ladung, 

5) das oder diejenigen Schiffe, welche die Beraubung ausgeführt haben, 
sowie deren Bemannung, 

6) alle sonstigen näheren Angaben, welche der einzelne Fall fordert. 

Die zur Erlangung dieser Feststellungen nüthigen Schritte sind soviel wie 
möglich durch den Ifondarinen sowie an Land durch die chinesischen Local- 
behörden zu bestimmen resp. zur Ausführung zu bringen. Entzieht sich der 
Mandarin dieser Thätigkeit, so darf der Oommandant selbstständig handeln. 
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Sobald der Mandarin einen vom Commandanten fflr nothwendig erachteten 
Schritt* nicht thun will, so ist ein Protocoll darüber aufzunehmen, welches als 
Belag dienen kann. 

II. 

Wird ein Commandant auf hoher See von einem beraubten Schiff zu Htdfe 
gerufen, oder wird er den Act einer Seräuberei oder deren Vorbereitung gewahr, 
so steht ihm das Recht zu, das seeräuberische Schiff zu besetzen, nach dem 
nächsten chinesischen Hafen, in welchem sich ein Kaiserlicher Berufsconsul be- 
findet, zu bringen und dem letzteren, unter Ueberreichung eines ProtocoUs, die 
Mittel zu gewähren, die weitere Verfolgung bewerkstelligen zu können. 

Dasselbe ist der Commandant eines deutschen Kriegsschiffes auch in den 
chinesischen Territorial-Gewässem zu thun berechtigt, wenn nicht ein chinesisches 
Kriegsschiff zur Stelle ist. Im letzteren Falle hat der Kaiserlich deutsche 
Commandant von dem chinesischen Kriegsschiffe die Verfolgung und Festmachung 
der Piraten zu fordern und sich soweit von den getroffenen J^unfsregeln und von 
dem Thatbestande zu unterrichten, dals er dem nächsten Kaiserlichen Berufs- 
consulat die Mittel an die Hand geben kann, die gründliche Erledigung seitens 
der chinesischen Behörden zu controliren. 

Das oben erwähnte Protocoll hat zu enthalten: 

1) genauen Thatbericht, 

2) Angaben über das beraubte oder bedrohte Schiff, 

3) falls die Bäuber das beraubte Schiff schon verlassen hatten und zur 
Zeit der Ankunft der Kriegsschiffe nicht mehr zu sehen waren resp. 
chinesisches Territorium bereits erreicht hatten, genaue Angaben über 
das oder die Seeräuberschiffe, deren Besatzung, Schtung, aus welcher 
sie gekommen und nach welcher sie sich entfernten, Beschlagnahme 
etwa zurückgelassener und zur Aufklärung dienender Werkzeuge, 
Waffen, Bekleidungsstücke u. s. w., welche und wieviel Gegenstände 
der Ladung fortgenommen sind und deren Verpackung, 

4) alle sonstigen zur Aufklärung erforderlichen Angaben. 

Findet ein Commandant Gelegenheit, einem gestrandeten und beraubten 
Schiffe auf seinem Wege Hülfe zu leisten, ohne Mandarin und Dolmetscher 
mit sich zu haben, so übernimmt der Commandant die Verantwortung für 
das beraubte Schiff und dessen Besatzung bis zur Abgabe an ein deutsches 
Consulat. 

Das Festnehmen der See- resp. Strandräuber aber ist der nächsten chinesischen 
Obrigkeit zu übertragen. 

Für das weitere Verfahren in einem solchen Falle gilt das Uebrige, vor- 
stehend ad I. Gesagte. 

ni. 

Die chinesische Eegierung hat in neuerer Zeit zur Unterdrückung der 
Seeräuberei an ihren Küsten eine bewaffnete Dampferflottille organisirt; es fehlt 
derselben also jetzt nicht mehr an geeigneten Mitteln, die Piraten in chinesischen 
Binnengewässern und im eigenen Lande zu verfolgen. 

Piratenhandlungen, welche innerhalb der chinesischen Territorialgewässer 
begangen sind, hat daher die chinesische Begierung zu verfolgen. Als allgemeine 
Hegel ist festzuhalten, dafs in diesen Fällen eine Verstärkung der chinesischen 
Pouzeigewalt und das Eingreifen deutscher Kriegsschiffe nur dann stattfinden 
darf, wenn deutsche Interessen berührt werden, und die chinesische Behörde 
schriftlich darum bittet. — Damit die Verf olpxing aber nicht lau betrieben wird 
oder gar unterbleibt, hat ein Commandant jedenfalls, wenn dies nicht bereits 
durch einen deutschen Berufsconsul geschehen, schriftlich die chinesischen Be- 
hörden dazu anzuhalten. 

Ein Verfolgen sich von hoher See aus in Binnengewässer, resp. ans Land 
flüchtender Piraten bis zu deren Ergreifung, ist nur unter Begleitung eines 
Mandarinen und wenn derselbe schriftlich duiim bittet, zulässig. 

Gelingt es nicht, die Piraten vor dem Erreichen des chinesischen Gebiets 
zu ergreifen, so ist die nächste chinesische Obrigkeit resp. das zuerst eingetroffene 
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chineoBche Kriegsschiff für die weitere Verfolgung und Ergreifung verantworüich 
zu machen. 

IV. 

B^esnet ein deutsches Kriegsschiff einem chinesischen Fahrzeug, welches 
der SeeräuDerei verdächtig zu erachten ist, so steht ihm das Becht der Unter- 
suchung zu, jedoch nur in demselben Malse wie den Schiffen anderer Nationen 
gegenüber und unter Uebernahme der vollen Verantwortung für seine Handlungs- 
weise. 

Dem Commandanten steht in diesem Fall das Recht zu, SünktGpfe und 
uurechtmfiXsig geführte Waffen zu confisciren (ins Wasser zu werfen), den Schiff»- 
führer und andere Personen der Besatzung als Greiseln an Bord zu nehmen und 
wie sub II. zu verfahren, oder sich mit der Feststellung der Identit&t zu be- 

fnügen, ein ProtocoU üoer das Gefundene aufzustellen und dasselbe an den 
eutschen Consul abzugeben. 

V. 

Die Strafgewalt über von deutschen Krie£[88chiffen ergriffene Piraten ver- 
bleibt immer den chinesischen Behörden. Daher sind Piraten stets den chinesischen 
Behörden zur Aburtheilung zu übergeben (und zwax* durch Vermittelung eines 
Kaiserlichen Berufsconsulats), jedoch mit der Beding^ung, dals die Ergriffenen 
nicht gefoltert resp. nicht mit 'grausamen, gegen die Gebräuche der Civitisation 
verstoXsenden Strafen gerichtet werden. 

Deutsche Unterthanen, welche in Gremeinschaft chinesischer Piraten ge- 
fangen werden, sind nicht auszuliefern, sondern werden zur Bestrafung nach 
Deutschland gebracht. 

Haben oeutsche und englische Kriegsschiffe gemeinsam, und zwar auf hoher 
See, Piraten ergriffen, so erfolgt die Aburtheilung durch das nächste englische 
Vice- Admiralitätsgericht. 

Sollte jedoch ausnahmsweise eine Ergreifung durch deutsche und englische 
Kriegsschiffe in chinesischen Territorial-Gewässem statgefunden haben, so werden 
die Gefangenen den chinesischen Behörden übergeben. 

VI. 

Das Festmachen der Piraten ist Sache der Commandanten; die Controle 
der gründlichen Erledigung des Vorfalles seitens der chinesischen Behörden ist 
Sache des deutschen Consuls. 

Kequisitionen der Consuln in solchen Angelegenheiten haben die Comman- 
danten thunlichst Folge zu geben. 
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Convention de Constantinople ponr le libre nsage du Canal 

de Suez du 29 oetobre 1888. 

Äu nom de Dieu Tout-Fuissant 

Sa Maiuti VEmpereur d^AUemofne Boi de Fnisae, Sa Majesti VEmpereur 
d'Äutrkhey bot de Boheme etc. et Bot Apostolique de Hongrie, Sa Majeati Je Boi 
ä'Espasrne et en son nom la Beine Bigente du Boyaume, le Frisident de la BipMique 
.FVof^tae, Sa MajesU la Beine du iomume Üni de la Qrande-Bretagne et d^Irlande, 
ImpSratrice des IndeSf Sa MajesU le Boi d^Italie. Sa Maje8t6 le Boi des Fays-Bas, 
Qrand'Duc de Luxembourg etc., Sa Majesti VEmpereur de toutes les Busaiea et 
Sa Majesti VEmpereur des Ottomana, 

voulant conaacrer par un acte conventionnel Vitabliaaement d^un regime d^nitif 
destini ä garantir en tous tempa et ä toutea lea Fuiaaancea le libre uaage du Canal 
Maritime de Suez et compUter ainai le remme aoua lequel la navigation par ce canal 
a M plade par le Fvrman de Sa Majeate ImpSriaU le Sultan en date du 22 Fivrier 
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1866 (2 Zükadi lSß2) 9ancHMmafd Us eance$$um$ de 8m AUem le Kkidwe, onf 
nammS pour lewn Ftimpatmtiaires, tavair: 

[Folgen die Namen der BeToUm&chtigten.] 

Ie$qud8t 9*itant communiguS lewrv jMns pauvoin re8pect{ft irowfii en bomte et dm 
forme, Bont convenui de$ artide» 8Hivant$: 

Artide I. 

Le Canal MarUime de fihfet 9era iemjtmre Ubre et auvert, en tempe de jfmerre 
eamme en tempe de paix, ä taut natire de commerce ou de ffuerre, mme diktmction 
de pamUon. 

En conefguenee, le» Hautee Fartiee eontraetaniee oonük n m e m t de ne parter 
aueune atteinte au Itbre ueage du Canal, en temjNr de auerre eomtne en teti^ de pmx, 

Le Camal ne »era jamaie aeeujetti ä Vexereice du droit de Uocu». 

Artide IL 

Lee JBcMie» Bartiee contractanteif reeonnaiieani qne le Canal d^Eau Dimee 
est indispeneable au Canal Maritime, prennent acte de» engagement» de San Alte»9e 
le KhSdtve enver» la Compagnie Unufertdle du Canal de 8ue» en ce ^ coneeme 
le Canal d'Eau Douce, enaagement» »tipnU» dan» une Convention en date du 18 Mar» 
1863 eontenant im «cpcMe et quatre artide». 

Elle» »^engaaent ä ne porter aucune atteinte ä la »icunU de oe Canal et de 
»e» dSrivation», aont le fonctionnement ne pourra Hre Vobjet d^aucnme Uwtatiee 
d^obetruction. 

Artide IIL 

Le» Baute» Partie» contractante» a'engagent de mime ä reepeeter le mathidj 
le» itahli»iement», con»trudion» et travaux du Canal Maritime et du Canal d^Eau 
Douce, 

Artide IV. 

Le Canal Maritime reetaut ouvert en temp» de guerre comme pa»»age Hhre^ 
mime aux navire» de guerre de» beUigirant», aux terme» de Vartide I du pri»ent 
traitif le» Haute» F(nrtie» contractante» conviennent qu*aucun droit de guerre^ aueun 
acte d*ho8tUiti ou aucun acte ayant pour hut d'entraixr la libre navigätion du Camd 
ne powrra itre exerd dan» le Canal et »e» port» d'acd», ain»i gue dan» un rayon 
de troi» miUe» marin» de ce» port», alor» meme gue VEmpire OUoman »eraU Vune 
de» Pui»»ance» beÜigSrante». 

Le» bätiment» de guerr^ de» bdligSrant» ne powrront dan» le Canal et »e» portt 
d^acch »e ravUaiUer ou »^approvi»ionner gue dan» la limÜe »trictement n6ce»»€tire. 
Le tramit de» dit» bätiment» par le Canal »^tffectuera dana leplu» brefdBai d'apre» 
U» riglement» e»i vigueur et ean» autre arrit gue cdui qui räulterait de» nicenitSe 
du »ervice. Leur »^our ä Port 8a^ d dan» la rode de Suez ne pourra dSpa»»er 
vingt-quatre heure», »auf le ca» de rdäche forde, En pareil ca», H» »eront tenut 
de pariir le plu» tot ]^o»»ible, Un intervaUe de ffinft-guatre heure» devra toujoure 
a^icouler entre la sortte d'un port d'acci» d'un navtre bdligh'ant et le dtpart d^un 
navire appartenant ä la Pui»»ance ennemie. 

Artide F. 

En temp» de guerre^ le» Pui»»ance» beüigirante» ne dibarqueront et ne prendront 
dan» le Canal et »e» port» d^acd» ni troupe», ni munition», ni mathrid de guerrt, 
Mai» dan» le ca» i^un empichement accidmtd dan» le Canal, on pourra embarquer 
ou dibarguer, dan» le» ports d'acc^, de» troupe» fractionnU» par groupe n'excMcaU 
pa» 1000 komme», avec le matfrid de guerre correepondant 

Artide VL 

Le» pri»e» »eront »oumi»e» »ou» tou» le» rapport» au mhne rigime gue k» 
navire» de guerre de» bdXijerant», 

Artide VIL 

Le» Pui»»ance» ne mainiiendront dan» le» eaux du Canal (y eompri» le lae 
Timeah et le» lac» Amer») aucun bätiment de guerre. 
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Toulv/bu, dam Um port$ ^aeo^ de Bori-SaXd et de Shtet, eUe$ poummt fai/te 
etatiomter dee bdtimente de guerre dani le nmkbre ne devra pa$ exeüer deux jxmr 
Mo^cue xiiiflMiiO0. 

Ce dnnt ne powrra Hre exerci par le$ heüigirafäs» 

Artide VlIL 

Lee agente em Egypte da Fwieeatteee eignaiairee du prieent traiti eenmi 
chataU de veiUer ä eon exieutiim. En Umte cireonetance 91» meruteeraU la eiewriU 
<m k Ubre paeeage du dmat üe ee rhmnmi fur la amvoeatian de traie ^entre 
eux et eoue la JmeideHce du doyen pour proeider aux conetataticne nSeeeeairee. 
He ferant connattre au G^vememeiU lOMimal le danger qH*He auraient reoonnu 
ajluque eduirci prenne lee tneeuree propree d aeeurer la protection et le UJbre ueage 
au (fanoL 

En taut Hat de eauee üe ee riunircnt uue faie par an pour eotietater la honne 

exieution du traiti. Cee demi^ee riunione aurout lieu eoue la prMdence d^un 

Commieeaire epieial nomnU ä cet effet par le QouvememenU Imperial Ottoman, 

TJn Commieeaire KhSdivial pourra igaiement prendre part ä la rhmion et la prMder 

tn eae d^abeence du Commteeaire Ottoman. 

Be rielameront notamment la euppreeeion de tout ouvrage ou la diepereion de 
tout raeeembUment qui, eur Vune ou Vautre rive du Canal, pourrait avoir pour hut 
OH pour effet de porter atteinte ä la Uberti et ä Ventilhre eecuriti de la navigation, 

Artide IX. 

Le Gouvernement Egyptien prendra^ dane la limite de eee pouvoire, tele qu'ile 
rieuitent dee Furmane, et dane lee conditione prhmee par le prieent traiU, lee meeuree 
nSeeeeairee pour faire reepeeter VexScution au dit tiraüL 

Danele cae oule Gouvernement Egyptien ne ditpoeerait pae de moyene euffleante, 
ü devra faire appd au Gouvernement mpMal Ottoman lequd prtnara lee meeuree 
nioeeeairee pour ripondre ä cd appel, en donnera avie aux auiree Fuieeancee eigna- 
tairee de la dSdaration de Londree du 17 Man 1885 d, au beeoin, ee concertera 
avec eUee ä ee eujd. 

Lee preecriptione dee artidee IV ^ F, VII d VIII ne feront pae obdacle aux 
meeuree qui eeront prieee en vertu du prieent artide, 

Artide X. 

De mimCf lee preecriptione dee artidee IV, V, VII et VIII ne feront pae 
ohdade aux meeuree que 8a Majeeti le Sultan d San Alteeee le Khidive, au nom 
de 8a Majeetl Lnofriale d dane lee linnitee dee Firmane concidSe, eeraient dane la 
nkeeeüi de prendre pour aeeurer, par leure propree forcee, la d^fenee de VEgypte 
et le mamtim de Vordre public. 

Dane le cae oü Sa MajeetS hnpSriaie le Sultan ou Son Alteeee le Khidive ee 
touveraient dane la niceedti de ee prhealoir dee exceotione vrivuee par le prfeent 
artide, lee J^deeancee eignatairee de la Didaration ae Lonaree en eeraient avielee 
par le Gouvernement ImpMal Ottoman. 

ß ed Igaiement entendu gue le» preecriptione dee quatree artidee dont il e^a^t 
ne porteront, en aucun cae, obdacle aux meeuree que le Gouvernement Impmal 
Ottoman croira niceeeaire de prendre pour aeeurer par eee propree forcee la difenee 
de eee autree poeeeeeione dtueee eur la eote Orientale de la Mer Bauge. 

Artide XL 

Lee meeuree qui eeront prieee dane lee cae prSvue par lee artidee IX et X 
du prieent traiti ne devront pae faire obetade au libre ueage du CanaL 

Dane cee mimee cae Virection de fortiflcatione pamanentee Heviee contrairement 
aux diepoeüione de Vartide VIII demeure interdUe. 

ArticU Xn. 

Lee Hautee Partiee Contractantee cowviennent par afplication du principe 
d^igaliti en ce qui conceme le libre ueage du Canal, principe qui forme Vune dee 
baeee du prieent traiti, mn^aueune d^eüee ne recherchera d^avantagee territoriaux ou 
commerciaux ni de privUigee dane Ue arrangemente interwdionaux qui pourront 
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intercenir par rapport au Candt. 8ont d^aükmra ri9eni$ kt droitt de la Tur^mie 
commt PwiBsance territoriale, 

Artidt XIIL 

En dehors des ohligaHon» privuee expressSmmU par le» claueee du pritaU 
traiti, il n^est porti aucune atteinte aux drctts aouverains de 8a MajeetS Lmpiriale 
le Sultan et aux droits et immunitis de 8on Altesse le Khldive tds qn'iU r&ultaU 
des Firmans. 

Article XIV. 

Les Hautea Parties Contr<ietantes canviennent que U$ engaffements rtmdtattt 
du prSsetU TraitS ne senmt pas liniit^ par la duree des actes de eancessian de la 
Compagnie Universelle du Canal de Suet, 

ArticU XV. 

Les dipuXaÜons du prSsent traiti ne feront pas obstade aux mesures sanitaires 
en tfigueur en Egypte. 

Artide XVI. 

Les Hautes Parties Cantradantes s^engagent ä porter le prisent traiU ä la 
connaissance des Etats qui ne Vont pas signi en les invitant ä y acceder, 

ArticU XVIL 

Le prisent traiti sera ratifii et les rat\fications en seront ichangies ä Con- 
stantinople dans le dÜai d^un mois ou plus tot si faire se peut 

En /bis de quoi les PUnipotentiaires respectifs Vont signi et y ont apposl le 
sceau de leurs armes. 

Faxt ä ConstantinopUf le vingt neuvikme jour du mois dOctobre de Van mü 
huit Cent quatre^ngt huit 

[Folgen die Unterschriften.] 



Anlage C. 

Pariser Deklaration vom 16. April 1856, betreffend das See- 
kriegsrecht [in der Fonn der Verkündung durch die Pr. 6.-S. 1856 

S. 585 f.]. 

Verordnung, betreffend die zwischen Preufsen, Oesterreich, Frank- 
reich, Grofsbritannien, RnXsland, Sardinien und der Pfort« ver- 
einbarte Erklärung Yoin 16. April 1Ö06, über Grundsätze des See- 
rechts. Vom 12. Juni 1856. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preufsen etc. etc. 

verordnen, was folgt: 

Die von Unseren Bevollmächtigten, sowie von den Bevollmächtigten der 
übrigen bei dem Friedensvertrage vom 30. März d. J. betheiligten Staaten, zu 
Paris am 16. April d. J. unterzeichnete Erklärung, welche wörtlich und in Ueber- 
Setzung lautet: 

DiclaraHofi, Erklärung. 

Les Plinipotentiaires qui ont signi Die Bevollmächtigten, welche den 

le Traue de Paris du trente Mars mit Pariser Vertrag vom dreifsigsten März 
huit Cent cinquante-six, reunis en con- Eintausend achthundert und sechs and 
ference, cansidirant: fünfzig unterzeichnet haben, sind nach 

stattgehabter Berathung, in Betracht: 

que le droit maritime, en temps de dafs das Seerecht in Eriegszeiten 

guerre, a äe pendant longtemps Vobjet während langer Zeit der Gegenstand 
de contestations regrettables; bedauerlicher Streitigkeiten gewesen ist; 
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qM rincertUude dm droit et des dewrire 
en pareüU matt^, danne lieu, entre le$ 
neutree et le§ beUigiratitSt ä de» diver^ 
gencee d^o pmü m quipewent faire nattre 
de$ difpeulth eiriateee et mime de$ 
conflUs; 

qu*ü y a avantage, par comSquentf 
ä itablir une doctrine uniforme sur un 
point aueei important; 

que ke FUnipctentiairee aseemhUa au 
CangrU de Paris ne sauraient mieux 
repondre aux intentions dant leurs Gou- 
vernements sont animis, qu'en cherckant 
ä introduire dans les rapports inter- 
nationaux des principes fixes ä cet igard ; 

dftment autorisis^ les susdits FlSni- 
potentiaires sont convenu» de se cancerter 
sur les moyens d*atteindre oe hut, dt, 
itant tomhis d^accordy ont arreti la Di' 
claration ac^neUe ci^aprbs: 



1) La course ed et demeure abolie; 

2) Lepaviüon neutre couvre la marchan- 
dise ennemie, ä Vexc^tion de la 
contrebande de guerre; 

3) La marchandise neutre^ ä VexcepOon 
de la contrehande de guerre, n^est 
pas saisissable sous pavülon ennemi; 

4) Les hloeuSj pour itre obligatoires, 
doivent Ure effeetifs, c^est-ä-dire 
maintenus par une force süffisante 
pour ifiterdire rieÜement Vacc^ du 
littoral de Vennemi. 

Les Gouvernements des PUnipoten- 
iiaires soussignes s'engagent ä porter cette 
Didaration ä la connaissance des Etats 
gui n^ont pas äi appeUs ä participer 
au Ckmgrhs de Paris, et ä les inviter ä 
y accedtr. 

Convaincus que les maximes qu^Hs 
viennent de proclamer ne sauraient dtre 
accueiUies gu^avec gratitude par le monde 
entier, les PlSnipotentiaires soussignes ne 
doutent pas que les eff&rts de lews Gou- 
vernements, pour en gSnSraliser Vadoption, 
ne soient couronnis d'un plein suceh. 



daSs die Ungewifsheit der in dieser 
Beziehung obwaltenden Rechte und 
Pflichten zu Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Neutralen und den Krieg- 
führenden Anlafs giebt, aus denen ernste 
Schwierigkeiten und selbst Konflikte 
entspringen können; 

dals es folglich zum Nutzen gereicht, 
gleichm&Tsige Grundsätze über einen so 
wichtigen Punkt festzustellen; 

dafs die auf dem Kongreis zu Paris 
versammelten Bevollmächtigten den Ab- 
sichten, von welchen ihre Regierungen 
beseelt sind, nicht besser zu entsprechen 
vermögen, als indem sie feststehende 
Grundsätze hierüber in die völkerrecht- 
lichen Beziehungen einzuführen suchen ; 

mit gehöriger Ermächtigung ver- 
sehen, übereingekommen, sich über die 
Mittel zur Erreichung dieses Zweckes 
zu verständigen, und haben, nach er- 
zieltem Einverständnils, die nach- 
stehende feierliche Erklärung be- 
schlossen : 

1) Die Kaperei ist und bleibt abge- 
schafft; 

2) die neutrale Flagge deckt das feind- 
liche Gut, mit Ausnahme derKriegs- 
Kontrebande; 

3) neutrales Gut unter feindlicher 
Flagge, mit Ausnahme der Kriegs- 
Kontrebaude, darf nicht mit Be- 
schlag belegt werden; 

4) die Blokaden müssen, um rechts- 
verbindlich zu sein, wirksam sein, 
das heilst, durch eine Streitmacht 
aufrecht erhalten werden, welche 
hinreicht, um den Zugang zur Küste 
des Feindes wirklich zu verhindern. 

Die Regierungen der unterzeichneten 
Bevollmäditigten verpflichten sich, diese 
Erklärung zur KenntnlTs derjenigen 
Staaten zu bringen, welche nicht zur 
Theilnahme an dem Pariser Kon^esse 
berufen waren, und sie zum Beitritte 
einzuladen. 

In der Ueberzeugung, dafs die hier- 
mit von ihnen verkündigten Grundsätze 
von der ganzen Welt nur mit Dank auf- 

Senommen werden können, bezweifeln 
ie unterzeichneten Bevollmächtigten 
nicht, dafs die Bemühungen ihrer Re- 
gierungen, denselben die allgemeine 
Anerkennung zu verschaffen, von voll- 
ständigem Erfolge gekrönt sein werden. 
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La prisente DMaration n^est et ne 
aera ooUgataire qu^entre Im FiU$9anee$ 
qui y <mt o« y awroni aceidf. 



Q«genwftrtiffe Erklining ist und 
wird nor swisdien denjenigen Michten 
verbindlich sein, welche derselben bei- 
getreten sind, oder beitreten werden. 



Fait ä Fari$, k teize ÄvrÜ mü huit 
Cent cinquante-eix. 



Geschehen zu Paris, den sechmehnten 
April Eintausend achthundert und sechs 
und fünfzig. 

[Folgen die Unterschriften der BevollmftchtigtenJ 

wird hierdurch von Uns genehmigt. 

Unser Ministerprfisiaent und Minister der auswärtigen Angelegenheiten ist 
mit der Ausführung beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer HOchsteigenhAndigen Unterschrift und beige- 
druckten Königlichen Insiegel. 

Gegeben Sanssouci, den 12. Juni 1856. 

(L. s.) Friedrich Wilhelm. 

Y. ManteuffeL 



ABlage D« 



Canventtan 

pour 



VadaptatioH ä la guerre mariti$he des 
principe» de la ConvehJtion de Oenive 
du 22 aaüt 1864, du 29 jwüet 1899. 



8a Majeiti VEmpereur d^ÄUemagne, 
Boi de Ftueee; 8a MajeetS VEmpereur 
d^Autriche, Boi de Bokhne etc. et Boi 
Apostolique de Hongrie; 8a MajeeU le$ 
Boi dee Bdgee; 8a Majeeti VJESmpfireur 
de Chine; Sa Majeeti U Boi de Dane^ 
mark; 8a MajeeÜ le Boi d^Eepagne et 
en Son Nom Sa MajeetS la Beine-BSgente 
du Boyaume; le PrSeident de» Etat»* Üni» 
d'Amirique; le Fr6»idait de» Etat»- 
üni» Mexicain»; le Prieident de la BS- 
publique Franzi»»; 8a Maje»ti la Beine 
diu Boyaume- üni de la Qrande Bretagne 
et d^Irlande. ImpSratrice de» Inde»; 8a 
MajesU le Boi de» HeiUne»; 8a MajeeU 
le Boi ^Italic; Sa MakeU VEmpereur 
du Japon; Son Alte»»e Moyale le Örand- 
Duc de Luxembourg, Due de Na»»au; 
Son AUe»»e le Prince de MontSnSgro; 
Sa Maje»t6 Ui Beine de» Pay»-Ba»; Sa 
MajeeU ImpSriak le Schah de Peree; 
Sa MajeeU le Boi de Portugal et de» 
Algarve» etc.: Sa MajeeU le Boi de 
Boumanie; Sa MajeeU VEmpereur de 
Taute» U» Bu»»ie»; Sa MajeeU U Boi 
de Serhie; Sa MajeeU le Bot de Siam; 
Sa MajeeU k Boi de Su^ et de Nor- 

Sfe; k ConteU FSdSral Sui»»e; Sa 
ajeeU VEmpereur dee Ottomane et Son 
Atte»»e Boyale k Prince de Bulgarie 



Abkommen, 

betreffend 

die Anwendung der Grundsätze der 
Gknfer Konyention yom 22. August 1864 
auf den Seekrieg, vom 29. Juli 1899. 



Seine Majestät der Deutsche Elaiser, 
König von PreuXsen, Seine Majestät 
der Kaiser von Oesterreich^ Könif yon 
Böhmen u.s. w. und Apostolischer König 
von Ungarn, Seine Majestät der König 
der Belgier, Seine Majestät der Kaiser 
von China, Seine Majestät der König 
von Dänemark, Seine Majestät der König 
von Spanien und in Seinem Namen 
Ihre Majestät die König^-Begentin des 
Königreichs, der Präsident der Vei^ 
eini^n Staaten von Amerika, der 
Präsident der Vereiniften Staaten von 
Mexiko^ der Präsident aer Franzöaisdien 
Bepublik, Ihre Majestät die Königin 
des Vereinigten Königreichs von Grols- 
britannien und Irland, Kaiserin von 
Indien, Seine Majestät der König der 
Hellenen, Seine Majestät der König von 
Italien, Seine Majestät der Kaiser von 
Japan, Seine Königliche Hoheit der 
Grolsherzog von Luxemburg, Hersog 
zu Nassau, Seine Hoheit der Fürst von 
Montenegro, Ihre Majestät die Königin 
der Niederlande, Seine Kaiserliche 
Majestät der Schah von Persien, Seine 
Majestät der König von Portugal und 
Algarvien u. s. w.. Seine Majestät der 
König von Rumänien, Seine Majestät 
der SLaiser aller Beulsen, Seine Majestät 
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Egakmmt amimU dudeair de dimmuer 
atUant qu^ü dipetid iPtmx le$ mem» tn- 
9iparai>U$ de ta guerre ei voulant dam 
ce hui adavter h la guarre maritime Um 
j^rifictjpet de la Cawoention de Genhe du 
22 aio^t 18$4^ ont rMiu -de conelure 
«ne CowoetiHon d cet effd; 



Um ovii en eontiqueuMe nammS paur 

[Folgen die Namen 

XeijMeb, ajgrhe ^itre commuuiquS leurs 
pleins pcunows, tnmoie en bownt et dme 
formte ami conoenua da di»po9itum$ 
9uiwmte9: 

Artide 1. 

Lei bdiimenie'hdpitaux müitairee, 
(feet'ä'dire le$ bäÜmenta amtiruite ou 
aminagee par les £tats epkiatement et 
uwiquement en vue de parter aecaure aux 
bleesSa, malades et naufragi»^ et dont Um 
nom» awront iU communiqu^^ ä Vauoet' 
iure au au coutm des hoMtUiUs^ en tout 
cas avant touie miae en uaage, aux 
FiMMMances beüigSranteMf Mont respectis et 
ne peuveni itre capturie pendant la durie 
dea hoatüitia, 

Cea bäii$nentM ne aont paa non plua 
<iMaimiUa aux namrea de guarre aupoini 
de vue de Uur aSjour dana unpart neutre, 

ÄrticU 2. 

Lea häümenta haapitaUera, iquip^ en 
totalUi au en partie aux fraia deapartir 
euUera ou dea aoeiäia de aecoura offuMle- 
ment recannueat aoni igtdement reapecUa 
et exemptM de capture, Mi Ui Fuiaaance 
beüigirante dant iU dipendent, Uur a 
donnS une eommiaaian offieieUe et en a 
notifii Ua noma ä {a JMaaance ad/oerae 
ä Vauverture au au caura dea kaatüiiia, 
en taut eaa aeani taute miae en uaage. 



Cea namrea doioeni itre parteura üun 
document de VautoritS eompitenie dSdarant 
qu'iU ant itl aaumia ä Man canir^U pendant 
Uur armement et ä Uur dipart final 



der König von Serbien, Seine Majestät 
der König von Siam, Seine Majest&t 
der König yon Schweden und Norwegen, 
der Schweizeriache Bnndesrath, Säne 
Majest&t der Kaiser der Osmanen und 
Seine Königliche Hoheit der Fürst von 
Bulgarien, 

gleichermafsen yon dem Wunsche 
beseelt, so yiel an ihnen liegt, die vom 
Kriege unzertrennlichen Leiden zu 
mildem und in der Absicht, zu diesem 
Zwecke die Grundsätze der Genfer 
Konvention vom 22. Aurust 1864 auch 
auf den Seekrieg auszudehnen, haben 
beschlossen, ein Abkommen zu dem 
Ende einzugehen, 

sie haben demgemäfs zu Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

der Bevollmächtigten.] 

welche nach Austausch ihrer, in guter 
und gehöriger Form befundenen Voll- 
machten, folgende Bestimmungen ver- 
einbart haben: 

Artikel 1. 

Die militärischen Lazarethschiffe, 
die einzig und allein vom Staate erbaut 
oder eingerichtet worden sind, um den 
Verwundeten, Kranken und Schiff- 
brüchigen Hülfe zu bringen, sind bei 
Be^n oder im Verlaufe aer Feind- 
sebgkeiten, jedenfalls aber vor der Ver- 
wendung, den kriegführenden Mächten 
mit Namen anzumelden. Diese Schiffe 
sind zu achten und dürfen während 
der Dauer der Feindseligkeiten nicht 
weggenommen werden. 

Auch dürfen sie bei einem Auf- 
enthalt in neutralen Häfen nicht nach 
den für Elriegsschiffe geltenden Kegeln 
behandelt werden. 

Artikel 2. 

Lazarethschiffe, die ^^ oder zum 
Theil auf Kosten von rrivatpersonen 
oder von amüich anerkannten Hülfs- 
gesellschaften ausgerüstet worden sind, 
sind ebenfalls zu achten und von der 
Wegnalune ausgeschlossen, sofern die 
kriegführende ilBcht. der sie angehören, 
eine amtliche Beseneinigung für sie 
ausgestellt und ihre Namen dem Oe^er 
bei Be^nn oder im Verlaufe der Feind- 
seligkeiten, jedenfalls aber vor der Ver- 
wendung, oekannt gemacht hat. 

Diese Schiffe müssen eine von der 
zuständigen Behörde auszustellende Be- 
scheinigung darüber bei sich führen, 
dafs sie sich während der Ausrüstung 
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Afiicle 3. 

Lea bätimenta hoapUalierB, i^ipe$ 
en totalite ou en partie awß frata dea 
particuliera ou dea aocietea officieUement 
reconnuea de paya netUrea, aont reapecUa 
et eocempta de capture, ai la I\Maance 
neutre dont Ha dSpendent Imr a elonn^ 
line commiaaum offid^le tt en a notifU 
lea noma aux ISiiaaancea heUigirantea 
ä Vouverture au au coura dea hoatiliUa, 
en tout caa avant toute miae en uaage. 



Artiele 4, 

Lea hdiimenta qui aont mentionnia 
dana lea articlea 1, 3 et 3^ porteront 
aecawra et aaaiatance aux hleaaSa, maladea 
et naufragia dea beUigfiranta aana dtaHno- 
ticn de natianalitS. 

Lea Gouvemementa ä'engagent ä n*ti<i- 
liaer ces bätimenta pour aucun hut müi- 
taire. 

Cea bätimenta ne devront gener en 
aucune tnanüre lea mouv^nenta dea com- 
battanta. 

Pendant et aprh le combat, üa agiront 
ä leura riaquea et perUa. 

Lea beUigeranta auront aur eux le 
droit de controle et de viaite; ilapourront 
re/uaer leur concoura, leur enjoindre de 
a^cloignerf leur impoaer une directum 
determinie et mettre a bord un commiaaaire, 
meme lea detenir, ai la gravite dea cir- 
conatancea Vexigeait. 



Autant que poaaible^ lea bdligeranta 
inacriront aur le Journal de bord dea 
bätimenta hoapitaliera lea ordrea qu^üa 
leur donneront 

Artiele 5, 

Lea bätimenta - h$piiaux müitairea 
aerowt diatinguia par une peinture es»- 
tirieure blanche avec une bände horixontale 
verte d^un mHre et demi de largeur 
environ. 

Lea bätimenta qui aont mentiannSa 
dana lea articlea 2 et 3, aerant diatinguia 
par une peinture extSrieure blanche avec 
une bände horixonJtale rouge d'un märe 
et demi de largeur environ. 

Lea embarcationa dea bätimenta mti 
viennent d^itre menOonnea, camme Ua 
petita bätimenta qui pourront itre affecüa 



und beim AuBlaufen unter ilirer Auf- 
sicht befunden baben. 

Artikel 3. 

Lazareihschiffe, die mnz oder zum 
Theil auf Kosten von l^rivatpersonen 
oder von amtlich anerkannten Hülf»- 
gesellschaften neutraler Staaten aus- 
gerüstet worden sind, sind sn achten 
und von der Wegnahme ausgeschlossen, 
sofern der neutrale Staat, dem fde an- 
gehören, einen amtlichen Auftrag für 
sie ausgestellt hat und den kriegftmren- 
den Mächten ihre Namen zu Beginn 
oder im Verlaufe der Feindseligkeiten, 

t'edenfalls aber vor ihrer Verwendung, 
»ekannt gemacht hat 

Artikel 4. 

Die in den Artikeln 1 , 2, 3 bezeich- 
neten Schiffe sollen den Verwundeten, 
Kranken und Schiffbrüchigen d^ Kiie^ 
Parteien ohne Unterschied der Natio- 
nalität Hülfe und Beistand gewähren. 

Die Regierungen verpflichten sich, 
diese Schiffe zu keinerlei militärischen 
Zwecken zu benutzen. 

Diese Schiffe dürfen in keiner Weise 
die Bewegungen der Ejiegsschiffe be- 
hindern. 

Während und nach dem Kampfe 
handeln sie auf ihre eigene Gefahr. 

Die Kriegsparteien üben ein Auf- 
sichts- und Durchsuchungsrecht über 
sie aus. Sie können ihre Hülfe ab- 
lehnen, ihnen befehlen, sich zu ent- 
fernen, ihnen eine bestimmte Fahrt- 
richtung vorschreiben, einen Kommissar 
an Bord geben und sie auch zurück- 
halten, wenn besonders erhebliche Um- 
stände es erfordern. 

Die Kriegsparteien sollen die den 
Lazarethschiffen gegebenen Befehle, so- 
weit wie möglich, in deren Schiffstage- 
buch eintragen. 

Artikel 5. 

Die militärischen Lazarethachiffe 
sind kenntlich zu machen durch einen 
äuTseren weiCsen Anstrich mit ein^u 
wa^recht laufenden, etwa IV« Meter 
breiten, grünen Streifen. 

Die in den Artikeln 2, 3 beseichneten 
Schiffe sind kenntlich zu machen durch 
einen äuXseren weiXsen Anstrich mit 
einem wagrecht laufenden, etwa l^i 
Meter breiten, rothen Streifen. 

Die Boote dieser Schiffe sowie die 
kleinen zum Lazarethdienste verwen- 
deten Fahrzeuge müssen durch einen 
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au ierviee kospitaim^ $e iisHnguenmt 
par une peinture asudogne, 

Tou» les bätimen^i h09pUalier$ $e 
fenmt reeannatire en histant^ avee leur 
pavilkm natumalt UjpamÜon blanc ä croix 
rouge piri9u par la OonvenHan de Qtnlve, 

AtiMe 6. 

Le$ hätimenU de commerce^ yadUe 
ou embarcatione neutree, portanJt im 
recMeXUmit de» Heseie, des maUtdes ou 
de» naufragi» de» betUgfranU, ne peuvent 
itre capturh paur le faü de iransportf 
mai» iu retieit expaai» ä la eapiure pawr 
le» foieiatum» de nmtraliU qu^üepomrakni 

Arücle r. 

Le ferecmid rdigieux, nMieal et 
ho9pUaUer de tout bätimeiU eapiuH e»t 
inmolable et ne peut ttre fait pri»onmer 
de fuerre. II empörte^ en quittant le 
namre^ ke ol^jet» et le$ instrumerU» de 
' ^BonteapropriStSpartieuli^. 



Ce penonnd canimuera ä remplir 
»e» fonetum» tont que eda §era nice»»aire 
ei ü pourra eneuUe $e retirer lortque le 
cimmandatU en chef le jugera po»»ible. 

Le» bdligSrant» doivent a»»wrer ä ee 
pereonnel tombi entre lewre main» la 
jam»»ance iMgraie de »an traitement. 

ÄrtUle 8. 

Le» miurin» et le» mUitaire» embarquS» 
ble»»S» OH malade», ä qudque nation ^*il» 
apparttennentf »eront protSgi» et »mgtU» 
par U» eaptewr». 



Ariide 9. 

8<mt prieowmer» de guerre le» nau- 
firagi»^ b(e»»6» cu malade», d^un beUigSrant 
qui tombent au fouvair de Vautre, ß 
^^partieni ä eel««-ci de dMder. »uivaid 
le» cWeonetamee», »'U eonvientde le» garder, 
de le» dhiger »ur um part de »a nation, 
sur um pcrt neutre au mime »t& un part 
de Vadteereaire, Dan» ee demier ea», 
le» prieonnier» aitm rendu» ä leur pays 
ne pownronlt »ervir pendant la duree de 
la guerre. 



P«r«lf, latarutioMlM SMrMhi 8. Avfl. 



Ähnlichen Anstrich kenntlich gemacht 
sein. 

Alle LasarethBchiffe sollen sich da- 
durch erkennbar machen, dafs sie neben 
der Nationalflagge die in der Genfer 
Konvention vorgesehene weiXse Flagge 
mit dem rothen Kreuze hissen. 

Artikel 6. 

Handelsschiffe, Yachten oder neu- 
trale Fahrzeuge, die Verwundete, Kranke 
oder Schiffbrüchige der Kriegsparteien 
an Bord genommen haben, kOnnen aus 
diesem Anlasse nicht we«B[enommen 
werden, aber sie bleiben der Wegnahme 
ausgesetzt im Falle von Neutnditäts- 
verletzungen, deren sie sich etwa schul- 
dig gemacht haben. 

Artikel 7. 

Das ffeistliche, ärztliche und Lazareth- 
personal weggenommener Schiffe ist 
unverletzlich und kann nicht kriegs- 
gefangen genuicht werden. Es ist be- 
rechtui^, beim Verlassen des Schiffes 
die Gegenstftnde und chirurgischen 
Instrumente, die Privateigenthum sind, 
mit sich zu nehmen. 

Es soll jedoch seine Dienste solange 
weiter leisten, als es nothwendig er- 
scheint, und kann sich erst dann zurück- 
ziehen, wenn der Befehlshaber des 
Schiffes es für zulässig erklärt. 

Die Kriegsparteien sind verpflichtet, 
diesem Personale, wenn es in ihre Hände 
fällt, den vollen GenuXs der Gtebühxnisse 
zu sichern. 

Artikels. 

Die an Bord befindlichen Marine- 
und Militärpersonen, die verwundet oder 
krank sind, sollen von der Partei, die 
das Schiff ffenommen hat, ohne Unter- 
schied der Nationalität geschützt und 
gepflegt werden. 

Artikel 9. 

Schiffbrüchige, Verwundete oder 
Kranke einer &ieg8partei, die in die 
Hände der anderen fallen, sind Kriegs- 
gefangene. 

Der Partei, die sie gefangen ge- 
nommen hat, bleibt es überlassen, sie 
je nach den Umständen festzuhalten 
oder nach einem ihrer Häfen, nach 
einem neutralen Hafen oder selbst nach 
einem Hafen des Gegners zu befördern. 
Im letzteren Falle d^en die so in ihre 
Heimath entlassenen E[riegs{|^efangenen 
während der Dauer des Sneges nicht 
mehr dienen. 

21 



322 



Anlagen. 



ÄrtieU 10,') 
(Exdu,) 

Ärtide IL 

Les r^les contenu€8 dana le» artieki 
ei-des9U9 ne Bont obli^toirea que pour 
lea Fuissancea contraetanteSj en caa de 
guerre entre deux ou plusieur8 d^entrt 
eOes. 

Lea düee rhglea ceaaeront d^äre obUga- 
tairea du mament oü, dana une gtterre 
entre dea PtMaaancea contractatUea^ une 
Fuiaaance non contractante ae jaindraÜ 
ä Vvn dea beÜigSrcmta. 

Ärtick 12. 

La preaente Convention aera raiifiSe 
dana le plua br^ dHai poaaiUe. 

Lea ratificattona aeront dtpoaiea ä la 
Haye. 

II aera dreaai du dSpot de chaque 
ratification un procia^verbal, dont une 
copiSf certifiSe conforme, aera remiae paar 
la voie d\plomatiq^ ä toutea lea Fuie- 
aaneea contractantea. 



ArticU 13. 

Lea Fuiaaancea non aignataireat gut 
awront accepU la Convention de Cfenive 
du 22 aoüt 1864, aont admiaea ä adJUrer 
ä la priemte Convention, 

Eilea aurontj ä cet effet, ä faire 
eonnäitre leur adheaion aux Puiaaancea 
contractantea, au moyen d*une notification 
icrite, adreaaie au Gouvernement dea 
Faya-Baa et communiqu^ par celui'ci 
ä toutea lea autrea Puiaaancea contrac' 
tantea. 

Article 14. 

8'U arrivait qu'une dea Hautea Partiea 
contractantea dSnon^ la priaente Con* 
vention, cette dSnonciation neproduirait 
aea ^eta qvCun an aprla la notification 
faite par Scrit au Gouvernement dea 
Paya-Baa et communiguie immediatement 
par cdui^ci ä toutea lea autrea Puiaaancea 
contractantea. 



Artikel 10. 
(WeggeüiUen.) 

Artikel 11. 

Die in den vorstehenden Artikeln 

getroffenen Vereinbanmgen aind für 
ie yertragschlielsenden Mächte nur 
bindend im Falle eine Krieges zwischen 
zwei oder mehreren von ihaen. 

Die Vereinbarungen hören mit dem 
Augenblick auf verbindlich zu sein, wo 
in einem Ejiege zwischen Vertrags- 
m&chten eine Nichtvertragsmacht sich 
einer der Kriegsparteien anschliefsen 
sollte. 

Artikel 12. 

Dieses Abkommen soll sobald wie 
möglich ratifzirt werden. 

Die Batfikationsurkimden sollen im 
Haag hinterlegt werden. 

Ueber die Hinterlegung einer jeden 
Ratifikationsurkunde soll ein Protokoll 
aufgenommen werden; von diesem soll 
eine beglaubigte Abschrift allen Ver- 
tragsmächten auf diplomatischem Wege 
mitgetheilt werden. 

Artikel 13. 

Die Nichtsignatarmächte, die der 
Oenfer Konvention vom 22. August 
1864 beigetreten sind, können ihren 
Beitritt zu diesem Abkommen erklären. 

Sie haben zu diesem Zwecke ihren 
Beitritt den Vertragsmächten durch eine 
schriftliche Benachrichtigung bekannt 
zu ffeben, die an die Kenening der 
Nieaerlande zu richten und von dieser 
allen anderen Verträgsmächten mitzu- 
theilen ist. 

Artikel 14. 

Falls einer der hohen vertrag- 
schliefsenden Theile dieses Abkommen 
kündigen sollte, würde diese Kündigung 
erst ein Jahr nach der schriftlich an 
die Begierung der Niederlande ergehen- 
den und von dieser allen anderen 
Vertragsmächten unverzüglich mitzu- 
theilenden Benachrichtigung wirksam 
werden. 



') Art. 10 lautete : ^Lea naufragia, bkaaia ou mäladeaf qui aont d&KurguSa dana 
un port neutre, du conaentement de Vautorite locak, devront, ä moina d^un arrangemeni 
contraire de VMat neutre avec ka ittata beiligiranta, itre gard6a par FJlttat newfre 
de mant^Cf gu^Ha ne puiaaent paa de nouveau prendre pari aux opirationa de la 
guerre. 

Lea fraia d'hoapitaliaation et d*intemement aeront aupportia par VJEtat dimt 
relhfent lea nauf ragte, bleaaSa ou maladea,* 
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(Jette dencneiation ne produira eee 
tffd% 911'd VSgard de la FuUsanee qui 
Vcmra noHfiee» 

En foi de {not, Un lUM^eniiavreM 
ont eigki la pr^eenU Convention et Font 
reo&ue de teure caehete. 

Fait ä la Haye^ le wmgt-ne^f jwüd 
mü hmit cent quatre'Vi$ifft dix-neitf, en 
w% seul exemplcnre qui reetera d^ooei dam 
Ue archioe» du €huvemement des Faye- 
Bae et dont des copies, certifUes conformeSf 
eeront remiae» par la voie diplomatique 
aux lineeancee cantractantee. 



Diese Kündigung soll nur in An- 
sehung der Macht wirksam sein, die 
sie erklftrt hat. 

Zu Urkund dessen haben die Be- 
YoUmftchtigten dieses Abkommen unter- 
zeichnet und mit ihren Siegehi versehen. 

G^chehen im Haag am neunund- 
zwanzigsten Juli achtzehnhundertneun- 
undneunzig in einer einzigen Ausferti- 
ffung, die im Archive der Begierung 
der Niederlande hinterlegt bleiben soU 
und wovon beglaubigte Abschriften den 
Vertragsmftchten auf diplomatischem 
Wege übergeben werden sollen. 



[Folgen die Unterschriften.] 



Anlage E. 

Nentralitätserklärangen und sonstige Erlasse neutraler Re- 
gierungen aus Anlafs des spanisch-amerikanischen Krieges, 

1898.^) 

I. Bmllita. 

Neutralitätserklftrung vom 29. April 1898 (Diario Official von Rio 
de Janeiro No. 116, vom 1. Mai 1898). 

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten. — 2. Sektion. — Oirkular 
No. 1. — Rio de Janeiro, den 29. April 1898. 

Herr Minister. — Die Gesandtschaft der Vereinigten Staaten von Amerika 
hat mir im Namen der Regierung unter dem 26. d. Mts. mi^etheilt, da£s der 
amerikanische KongreXs durch gemeinsamen, am 20. d. Mts. genehmigten Beschluis 
die Ermächtigung zur Intervention der senannten Staaten behufs Herstellung 
des Friedens auf der Insel Cuba und Hen>eiführung der Unabhängigkeit dieser 
letzteren ertheilt hat, und daXs dieser BeschluTs von der Königlich Spanischen 
Begierung als gleichbedeutend mit einer Ejiegserklärung betrachtet wurde, in 
deren Folge dieselbe ihre Gesandtschaft aus Washington zurückgezogen und die 
diplomatischen Beziehungen abgebrochen hat. Hierauf hat der Kongrels erklärt, 
daits vom 21. ab zwischen den beiden Nationen der Kriegszustand bestehe. 

Der Herr Präsident, zu dessen KenntniXs ich jene Mittheilung gebracht 
habe, hat unter dem Ausdruck seines tiefen Bedauerns darüber, dafs die Frage, 
welche Anlafs zum Abbruch der Beziehungen zwischen den beiden Ländern ge- 

feben hat, nicht durch Medliche Mittel gelöst werden konnte, bestimmt, daXs 
Brasilien während dieses Sieges die strengste Neutralität beobachte, und an- 
Seordnet, dafs zu deren Aufrechterhaltung in dem ganzen Gebiete der Republik 
ie nachstehend aufgestellten Vorschriften streng eingehalten werden. 

I. 
Alle in Brasilien wohnenden Personen, Einheimische oder Fremde, haben 
sich aller Theilnahme und Unterstützung zu Gunsten irgend einer der krieg- 
führenden Partheien zu enthalten und d£rf en keinerlei Handlungen vornehmen, 



') Die Anlage enthält nur eine Auswahl dieser Erklärungen. — Im Anhang zur 
Rev. g. de dr. i. publ. Bd. 5 (1898) und in den Archivee diplomatiques 2. Serie 
(1898) Bd. 67 S. 323 bis 339 und Bd. 68 S. 357 bis 365 sind auch noch solche 
mitteilt von Argentinien, Belgien, Chile, China, Columbien, Griechenland, 
Haiti, Italien, Liberia, Mexiko, Rumänien, Schweden, Norwegen und der Schweiz. 

21* 
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die als feindseb'g gegen eine der beiden Partheien und daher gegen die Pflichten 
der Nentaralitftt yerstofsend betrachtet werden kann. 

n. 

Die Bundesregierung duldet nicht, dafs in den Häfen der Bepublik Kaper- 
schiffe in Stand gesetzt oder ausgerüstet werden. 

m. 

Es ist keiner der kriegführenden Partheien gestattet, in Brasilien An- 
werbimgen, weder unter ihren eigenen Staatsangehörigen noch unter Büi^em 
anderer L&nder für ihre Land- oder Seestreitkräfte vorzunehmen. 

IV. 

Durchaus verboten ist die Ausfuhr von Kriegsartikeln aus den Häfen 
Brasiliens nach denen irgend einer der kriegführenden Mächte uoter brasilianischer 
Flagge oder der einer anderen Nation. 

V. 

Es ist den Einheimischen wie den in Brasilien wohnenden Ausländem 
verboten, die Abfahrt oder demnächstige Ankunft irgend eines Handels- oder 
Kriegsschiffes der kriegführenden Partheien telegraphisch anzuzeigen, oder diesen 
irgendwelche Befehle, Instruktionen oder Batnschläge zu ertheilen mit dem 
Zwecke, den Feind zu schädigen. 

VI. 

Es soll keinem Kriegs- oder Kaperschiffe gestattet werden, im Falle des 
Einlaufens mit Prisen in unsere Häfen und Buchten darin länger als 24 Stunden 
zu verweilen, ausgenommen im Nothfalle; in keiner Weise soll ihnen aber ge- 
stattet sein, über die Prisen oder Gegenstände derselben zu verfügen. 

Unter den Worten ausgenommen im Nothfalle (saüo o com de 
anriboQäo forQoda) ist auch zu verstehen, daCs das Schiff nicht gezwungen werden 
soll in der erwähnten Frist den Hafen zu verlassen: 

1. wenn es die durchaus nothwendigen Reparaturen nicht bewerkstelligen 
konnte, um ohne Gefahr des Untergangs in See zu stechen; 

2. wenn die gleiche Gefahr in Foi{;e schlechten Wetters vorliegt; 

3. wenn es vom Feinde verfolgt wird. 

Unter diesen Voraussetzungen oleibt es dem Ermessen der Bundesregierung 
anheimgestellt, mit Bücksicht auf die vorliegenden Umstände den Zeitraum zu 
bestimmen, innerhalb dessen das Schiff den Hafen zu verlassen hat. 

VII. 

Die Kaperschiffe (eonarias) sind, auch wenn sie keine Prisen mit sich 
führen, nicht länger als 24 Stunden in den Häfen der Bepublik zu dulden, aus- 
genommen unter den in der vorhergehenden Ziffer aufgestellten Voraussetzongen. 

vin. 

Kein Schiff das die Flagge eines der kriegführenden Theile führt und in 
diesem Kriege Dienst thut oder hierzu bestimmt ist, darf in den Häfen der 
Bepublik verproviantirt und mit Mannschaften oder Ausrfistungsgegenstftnden 
versehen worden. Unter diesem Verbot sind die Lieferungen von Mundvorrath, 
Schiffahrtsgegenständen und die unvermeidlichen Beparaturen nicht begriffen, 
die dasselbe für die Weiterreise durchaus nöthig hat. 

IX. 

Bei der Schlufsbestimmung der vorhergehenden Ziffer wird vorausgesetzt, 
dafs das Schiff nach irgend einem Hafen bestimmt ist und nur vorübergehend 
und aus Noth einen Hafen der Bepublik anläuft. 

Dies trifft indessen nicht zu, falls ein und dasselbe Schiff den Hafen 
wiederholt au&ucht oder, wenn es in einem Hafen sich mit Mundvonath rer* 
sehen hat, gleich nachher unter Vorhabe des gleichen Zwecks einen anderen 
anläuft; ausgenommen sind die erweisbaren FäUe höherer Gewalt. 
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Diese Wiederholung des Anlaufens ohne nachweisbaren Grund berechtigt 
zu dem Verdachte, dafs das Schiff in Wirklichkeit sich nicht auf einer Reise 
befindet, sondern die Brasilien benachbarten Qewftsser befüirt, um feindliche 
Schiffe wegannehmen. 

In einem solchen Falle könnten das dem in Frage stehenden Schiffe ge- 
währte Asyl und die demselben geleistete Hülfe als eine zum Nachtheile des 
kriegführenden Gegners gewährleistete XJnterstützunff oder Beg^stigung auf- 
gefaist und als Bruch der Neutralität angesehen werden. 

Es soll daher das schon einmal in einen unserer Häfen eingelaufene Schiff, 
wenn es sogleich nach dessen Verlassen dahin zurückkehren oder einen anderen 
Hafen behufs Einnahme von Mundvorrath, Schiffahrtseegenständen oder zur 
Vornahme von Reparaturen anlaufen will, ausgenommen den gehörig erwiesenen 
Fall höherer Gkwalt, nicht wieder zugelassen werden, bevor nicht ein an- 
gemessener die Annahme rechtfertigender Zeitraum abgelaufen ist, dafs das 
Bchiff die Küsten Brasiliens verlassen und dahin erst wieder zurückgekehrt ist, 
nachdem es die Reise vollendet hatte, zu der es bestimmt war. 

X. 

Die Bewegung der kriegführenden Theile wird vom Einlaufen in den Hafen 
an bis zu dessen Verlassen überwacht und die Unverdächtigkeit der einzu- 
nehmenden Gegenstände festgestellt werden. 

XI. 

Die Schiffe der kriegführenden Theile dürfen nur das zur Fortsetzung der 
Reise erforderliche Brennmaterial einnehmen. 

Es ist verboten, Kohlen zu liefern an Schiffe, welche die Brasilien be- 
nachbarten Grewässer befahren, um Fahrzeuge des Feindes wegzunehmen oder 
irgend eine andere Art von Feindseligkeiten zu begehen. 

An Schiffe, welche einmal Brennmaterial in unseren Häfen erhalten haben, 
ist eine neue Lieferung nicht gestattet bevor nicht eine angemessene Frist ab- 

§elaufen ist, welche zu der Annahme berechtigt, dafs das in Frage stehende 
chiff nach Vollendung seiner Reise nach einem ausländischen Hafen hierher 
zurückgekehrt ist. 

XII. 

Es ist keinem der kriegführenden Theile gestattet, in den Häfen der Re- 
publik Waaren in Empfang; zu nehmen, welche für dieselben in Schiffen irgend 
einer anderen Nation direkt angelangt sind. 

Dies würde bedeuten, dafs die kriegführenden Theile unsere Häfen nicht 
während der Fahrt und aus unvorhergesehener Noth, sondern in der Absicht 
aufsuchten, in der Nähe der Küsten Brasiliens sich aufzuhalten und es von 
vornherein darauf anzulegen, sich mit den für ihre Unternehmungen erforder- 
lichen Mitteln zu versehen. Das Dulden eines solchen Mifsbrauchs wäre gleich- 
bedeutend mit dem ZugeständniXs, daTs unsere Küsten den kriegführenden 
Theilen als Operationsbasis dienten« 

xin. 

Es ist den kriegführenden Theilen in den Häfen Brasiliens nicht gestattet: 

1. ihre Schiffsbesatzung durch Anwerbung von Seeleuten irgendwelcher 
Nation, einschliefslich ihrer Landsleute, zu vermehren; 

2. ihre artilleristische Ausrüstung zu vermehreiL zu verstärken oder auf 
ireend eine Weise zu verbessern, Handw&ffen und Kriegsmunition anzukaufen 
oder einzuschiffen. 

Es ist ihnen ein Ankerplatz anzuweisen, an dem sie sich unter der un- 
mittelbaren Aufsicht der Polizei befinden und fem von verdächtigen Orten und 
Umständen sind. 

xrv. 

Es soll den kriegführenden Theilen während ihres Aufenthalts in den 
Häfen der Republik verwehrt sein: 
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Durch Anwendung von Gewalt oder List die ihren Mitbürgem abgenommenen 
Prisen, die sich im gleichen Asyl befinden, wieder cu erlangen, oder Gefangene 
ihrer Nation zu befreien. 

Einen Verkauf oder eine Auslösung der dem Feinde abgenommenen Prisen 
Torzunehmen, bevor die Gfiltigkeit der ^isen durch das zusttndige Gericht fest- 
gestellt ist. 

Ueber an Bord befindliche Gregenstftnde zu verfügen, die aus Prisen her- 
stammen. 

XV. 

Die Schiffe irgend einer der kriegführenden Mächte, welche auf einem 
Ankerplatze oder in einem Hafen der Republik zugelassen werden, müssen sich 
YoUstftndig ruhi^ und friedlich verhalten gegen alle dort ankernden Schüfe, 
selbst gegen Kriegsschiffe oder als solche ausgerüstete andere Fahrzeuge der 
feindlichen Macht. 

Die brasilianischen Festungen und Kriegsschiffe erhalten Befehl auf jedes 
Schiff zu schiefsen, das den Feind innerhalb der Häfen und in den Gewissem 
Brasiliens angreift. 

XVI. 

Kein Kriegsschiff darf den Hafen unmittelbar nach dem Auslaufen eines 
der feindlichen oder einer neutralen Nation angehörenden Schiffes verlassen. 

Wenn das auslaufende sowohl wie das zurückbleibende Schiff Dampfer 
oder wenn beide Segelschiffe sind, rauXs zwischen dem Auslaufen des einen und 
des anderen ein Zeitraum von 24 Stunden liegen. Ist das auslaufende ein Segel- 
schiff und das zurückbleibende ein Dampfer, so darf der letztere erst 72 Stunden 
nach dem ersteren auslaufen. 

Die brasilianischen Festungen und Kriegsschiffe werden auf jedes bewaffnete 
Schiff Feuer geben, das vor Ablauf der festgesetzten Frist nach dem Auslaufen 
des dem krie^ührenden Gegner angehörenden Schiffes^Anstalten zum Auslaufen 
macht, 

xvn. 

Die Handelsschiffe eines der kriegführenden Theile^ welche aus dem Hafen 
auslaufen wollen, müssen 24 Stunden vorher eine bezügbche schriftliche Anzei^ 
an den Kommandanten der Marinestation (Esta^o Jfaval) richten und dann 
Tag und Stunde angeben, wann sie die Anker lichten werden. Die Anzeige 
rnius auch die Angabe enthalten, ob das auszulaufende Schiff ein Dampfer oder 
Segler ist. 

Der Kommandant der Marinestation wird sodann, wenn er nicht die Anzeige 
über das Auslaufen eines Kriegsschiffes des anderen kriegführenden Theiles er- 
halten hat, eine Aufforderung an die betreffenden Schiffskommandanten er- 
gehen lassen, nicht aus dem Hafen auszulaufen vor Ablauf der in der vorher- 
gehenden Ziffer festf^esetzten Frist. Er wird ausserdem die Festungen und die 
Kegisterfahrzeuge mit den erforderlichen Weisungen versehen. 

Die Handelsschiffe dürfen die Anker erst lichten nach erhaltener schrift- 
licher Antwort, worin ihnen mitgetheilt wird, daXs die erforderlichen Mafsregeln 
getroffen sind und sie daher auslaufen können. Die Antwort soll mit mögli<d^ter 
leschleunigung gegeben werden. 

In Orten, wo ein Kommandant der Marinestation nicht vorhanden ist, ist 
die Anzeige der Handelsschiffe an den Hafenkapitän zu richten; in Ermangelung 
eines solchen an den Kommandanten der Festung des Bezirks; wenn keine 
Festung vorhanden ist, an den Kommandanten irgend eines daselbst befindüdien 
brasilianischen Kriegsschiffes. 

Der Beamte, an welchen unter den genannten Umständen die Anzeige ge- 
richtet wird, ist zur Erlassung der Aufforderung an die Kriegsschiffe zuständig. 

XVIIL 

Das Kriegsschiff der kriegführenden Theile, welches am Auslaufen durch 
die allmähliche Ausfahrt der Handelsfahrzeuge oder gegnerischer Kriegsschiffe 
nicht gehindert werden will, muTs 24 Stunden vorher einem der in der vorher- 
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gehenden Ziffer genannten jeweilig sust&ndigen Beamten seine Absicht auA- 
zolaof en, anzeigen. Der Vorrang im Ansiauf en wird durch die Reihenfolge des 
Eingangs der .^zeigen geregelt. 

XIX. 

Die Kriemchüfe dürfen den Hafen nicht yerlassen, bevor nicht die Handels* 
schiffe des anderen kriegführenden Theiles, welche sich vor der Hafeneinfahrt 
befinden, oder deren .Ajikunft durch den Telegraphen oder in irgend einer 
anderen Weise angemeldet ist, eingelaufen sind, es sei denn, dafs der Kommandant 
derselben dem Kommandanten der Marinestation und in dessen Ermangelung 
dem zuständigen Beamten sein Ehrenwort giebt, dass er denselben keinen Schaden 
zufügen weroe, und wenn aulserdem keine anderen Gründe vorliegen, in Folge 
deren die Kriegsschiffe verhindert sind auszulaufen. 

XX. 

Keiner der kriegführenden Theile darf Prisen machen in den brasilianischen 
Gewfissem oder sich in Hftfen und auf Ankerpl&tzen, auf Inseln und Vorgebirp;en, 
welche in diesen Gewflssem gelegen sind, in Hinterhalt legen gegen feindliche 
Schiffe, die ankommen oder ausgehen; auch keine Erkundigungen einziehen 
über Schiffe, welche erwartet werden oder abgehen sollen; und endlich nicht 
unter Segel gehen, um ein angezeigtes oder angemeldetes feindliches Schiff zu 
fiberfallen. 

IJm das Prisenmachen in brasilianischen Gewfissem zu verhindern, sollen 
alle erforderlichen Mittel, einschlierslich Gewalt, angewandt werden. 

XXI. 

Wenn die in den HAfen der Republik eingebrachten Prisen in den braai- 
lianischen Gewfissem erbeutet worden sind, so sollen die Gegenstfinde, aus denen 
sie bestehen, von der zuständigen Behörde behufs Rückgabe an die recht- 
mftffdgen Eigenthümer abgenommen werden; ein Verkauf solcher Gkgenstftnde 
ist immer als nichtig zu betrachten. 

xxn. 

Die Schiffe, welche versuchen die Neutralität zu verletzen, sollen sofort 
aufgefordert weraen, das Seegebiet Brasiliens zu verlassen, una ihnen nichts 
verabfolgt werden. 

Der kriegführende Theil, welcher die Vorschriften dieses Cirkulars über- 
schreitet, soll in den Häfen Brasiliens nicht mehr zugelassen werden. 

xxm. 

Zur Unterdrückung der verübten Mifsbräuche sollen Gewaltmittel an- 

fewandt werden; in Ermangelung solcher oder bei deren Unzulänglichkeit soll 
'rötest gegen den kriegführenden Theil erhoben werden, der, benachrichtigt 
und aufgefordert, nicht von der Verletzung der Neutralität Brasiliens absteht. 
Der Bundesregierang ist sofort Kenntnils von dem Vorfalle zu geben, deren 
Weisungen in allen hier nicht vorgesehenen Fällen telegraphisch einzuholen sind. 

Ich ersuche Sie um beschleunigte Ertheilung von Befehlen, damit das 

f gegenwärtige Cirkular in seinem Ihr Ministerium berührenden Theile von dem 
etzterem unterstehenden Beamten genau ausgeführt wird. 

Gesundheit und Brüderlichkeit. 
gez. Dionisio E. de Castro Cerqueira. 

An die Herren Staatsminister für die Angelegenheiten der Marine, des 
Krieges, der Justiz, der Finanzen und der Industrie, des Verkehrs und der 
öffentlichen Arbeiten. 

II. DiMaart 

a. Neutralitätserklärung vom 29. April 1898 (Berlingske Tidende 
vom 29. April 1898, Abendausgabe). 

Seine Majestät der König hat heute im Staatsrath, auf den Bericht des 
MLnisten der auswärtigen Angelegenheiten, Allerhöchst seine Genehmigung dazu 
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ertheilt, dafs mit Bflckncht auf den swischen Spanien und den Vereinigten 
Staaten von Amerika auagebrochenen Krieg Ton den Königlichen Qeeandten in 
Madrid nnd Waahing^n eine Note an die Bariemngen der kriegftUireiiden 
MAchte gerichtet werde, worin diese dayon in Kenntmls geeetat werden, daXa 
die Königliche Regierung streng und unparteiische Neutnuitit einhalten wird. 
Nur f Ar die dAniach-westindiBchen Inseln ist es für nothwendiff erachtet 
worden, nfihere Beetimmungen darflber xu treffen, unter welchen BeainQ;unffen 
die Kriegsschiffe der kriegführenden Mächte die Genehmigung zur Einfahrt 
und zum Aufenthalt in den dänischen Häfen und GkwSssem erhalten. lAese 
Bestimmungen sind in folgenden Punkten zusammengefafst: 

1. Die Kriegsschiffe der kri^führenden Parteien und die zu deren Flotten 
gehörenden Transportschiffe haben die Ebrlaubnlfs, sich in die Häfen der Inseln 
und in die unter deren Territorialhoheit stehenden Gewässer zu begeben^ dürfen 
sich aber nur 24 Stunden daselbst aufhalten, es sei denn, dafs sie sich in Folge 
von Unwetter, Mangel an Lebensmitteln, Haverei oder anderen Ursachen in Noth 
befinden. Die 24 Stunden wollen in letzterem Falle von dem Momente an ge- 
rechnet, in dem die Nothlage zu bestehen aufgehört hat» und die nothwendigen 
Reparaturen ausgeführt sind. Ein Zeitraum Yon 24 Stunden soll stets verstreichen 
zwischen der Abfahrt eines Kriegsschiffes der einen der kriegführenden Parteien 
und der Abfahrt eines der andern kriegführenden Partei gehörenden Kriegs- 
oder Handelsschiffes. 

Kaperschiffe werden in die Häfen und Küstengewässer nicht zugelassen, 
auCser bei offenbarem Nothstand. 

2. Fahrzeugen, die zu den Flotten der Kriegführenden gehören, ist es ge> 
stattet, in den Häfen und Küstengewässem sich mit aller £ri Nahrungsmittel 
und Waaren, deren sie bedürfen, zu versehen, mit Ausnahme von G^enständen, 
die zur Kriegskontrebande gerechnet werden. Doch dürfen sie mit Lebensmitteln 
sich nicht über das Quantum hinaus versorgen, das für die Bedürfnisse der 
Mannschaft nöthig ist, noch dürfen sie mehr Kohlen einnehmen, als sie für 
die Fahrt bis zum nächsten Hafen ihres Heimathlandes oder nach einem andern 
noch näheren Bestimmungsorte bedürfen. Die Berechtigung, sich in einem der 
Häfen der Inseln oder in deren Küstengewässem mit Kohlen zu versehen, steht 
ein und demselben Schiffe nicht meia als Ein Mal in 3 Monaten zu, es sei 
denn, daCs der Gouverneur seine spezielle Genehmigung dazu ertheilte. 

3. Die Häfen und Küstengewässer der Inseln sind für die von einer der 
kriegführenden Mächte gemachten Prisen geschlossen, es sei denn, dafs sie sich 
in Noth befinden. 

Das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, den 29. April 1898. 

b. Bekanntmachung für dänische Handeltreibende und Schiffs- 
führer mit Rücksicht auf den zwischen den nordamerikanischen 
Freistaaten und Spanien ausgebrocheuen Krieg, vom 29. April 1898 
(daselbst). 

Mit Allerhöchster Ermächtigung von heute bringt das Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten hiemit zur öffenüichen Kenntnifs, dafs wegen des 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Spanien ausgebrochenen 
Kriegs die vorläufige Verordnung von heute in Kraft tritt, wodurch den dänischen 
Unterthanen verboten wird, die kriegführenden Mächte zu unterstützen. Zur 
Aufklärung der dänischen Handeltreibenden und Schiffsführer darüber, was sie 
nach den bestehenden Gesetzen und den völkerrechtlichen Bestimmungen während 
des Sjiegs zu beobachten haben, hat das unterzeichnete Ministerium auf Aller- 
höchsten Befehl noch bekannt zu geben und einzuschärfen: 

§ 1. Wenn ein dänisches Handelsfahrzeug in See von irgend einem Kri^- 
schiff der Kriegführenden oder von einem autorisirten Kaper angerufen wird, 
hat dasselbe auf die Aufforderung des Kommandanten unweigerüch die nach 
dem § 32 des Registergesetzes vorgeschriebenen Schiffspapiere, nämlich Natio- 
nalitäts- und Registercertifikat, Schifibbesatzunffsliste, Auskluierungsnachweiä 
und Ladunffspaniere vorzuweisen. Kein Schiff cuuf nach dem Völkerrecht mit 
doppelten »ehisspapieren versehen sein oder eine andere Flagge führen als die 
desjenigen Landes, dem es angehört. 
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^ 2. Obgleich keine der beiden kriegfahrenden Mftchte der Parifler De- 
klaration Yom 16. April 1856 beigetreten ist, liegen doch Ton beiden Seiten 
offizielle ErklAmngen darüber vor, dafs Beide anerkennen, dafs die nentrale 
Flagge die Ladung deckt, mit Ausnahme von Kriegskontrebande, sowie dafs 
neutrale Ladung, mit Ausnahme von Kriegskontrebande, an Bord eines feind- 
lichen Schiffes der Aufbringung nicht unterliegt. Als Kriegskontrebande 
werden angesehen: Waffen, Munition, Bekleidungs- und andere Ausrfistungs- 
gegenstände, sowie andere, zum Kriegsffebrauch unmittelbar yerwendbare, ver- 
arbeitete Qegenstftnde, sofern dieselben m eine der kriegführenden M&chte oder 
deren Unterthanen bestimmt sind. Ebenso können Depeschen von einer oder 
an eine der Regierungsbehörden der kriegführenden M&chte Kriegskontrebande 
eein, deren Mitnahme verboten ist. F£r den Fall, dafs Aenderungen oder 
Zusa^^^zbestimmun^n hinsichtlich der Kontrebande nothwendig werden sollten, 
behält sich das Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten vor, nach Einholung 
der Allerhöchsten Bestimmung das weiter Erforderliche bekannt zu geben. 

§ 3. Der Schiffer hat sich soweit möglich KenntniXs davon zu verschaffen, 
ob der Hafen einer der kriegführenden M&chte, nach dem er sich begeben will, 
blokirt ist. Wenn er bei der Einfahrt in einen Hafen, dessen Blokirung ihm 
nicht bekannt war, von einem Kriegsschiff der anderen kriegführenden Süicht 
angehalten wird^ und ihm vom Kommandanten bekannt gegeben wird, dafs der 
Hafen blokirt ist, hat er sich unverzüglich davon zu ent&men, ohne zu ver- 
suchen, sich in den Hafen heimlich einzuschleichen. 

§ 4. Sofern sich ein Schiffsführer für berechtigt h&lt^ sich über die Be- 
handlung zu beklagen, welche ihm von einem armirten Schiffe eines der Krieg- 
führenden zu Theil geworden ist, hat er sobald als möglich seine Reklamation 
bei dem Ministerium der ausw&rtigen Angelegenheiten oder bei einer König- 
lichen Gesandtschaft oder bei einem Königlichen Konsulat anzubringen. 

Das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, den 29. April 1698. 

c. Vorl&ufiges Gesetz, durch welches den d&nischen Unter- 
thanen die Unterstützung der kriegführenden M&chte verboten 
wird, vom 29. April 1898. 

Wir Christian IX., von Gottes Gnaden König von D&nemark . . . 

Thun kund und zu wissen: Da es unter den gegenwärtigen Umständen 
von Wichtigkeit ist, dafs von dänischen Unterthanen keine Handlungen vor- 
genommen werden, welche die Neutralität des Staats in Gefahr bringen oder 
nemden Mächten begründeten AnlaTs zur Klage ge^n den Dänischen Staat als 
einen neutralen geben können, haben Wir es rar dringend nothwendig gehalten, 
nach Mafsgabe des § 25 der Verfassung*) durch ein vorläufiges Gesetz für das 
Königreich und die dänisch-westindischen Inseln eine Grundlage zu schaffen, 
um solche Handlungen verbieten und im Uebertretungsfalle bestrafen zu können. 

In Folge dessen gebieten und befehlen Wir wie folgt: 

§1. 
Für den Fall, dafs ein Krieg ausbricht, in welchem der Dänische Staat 
neutral ist^ ist den Unterthanen verboten: 

1. in irgend welcher Eigenschaft Dienst in dem Heere einer der kriegführen- 
den Mächte oder an Bord von deren Regierunnschiffen zu nehmen, ebenso auf 
deren Kriegs- oder Transportschiffen aufser in dänischem Lootsenf ahrwaaser oder 
im Falle von Seegefahr zum Zweck der Hülfeleistung bei der Fahrt Lootsen- 
dienste zu leisten; 

2. irgend ein Schiff, von dem man weils oder vermuthet, dafs es zum 
Kriegsgebrauch bestimmt ist, für eine der kriegführenden Mächte zu bauen oder 
umzubauen, ein solches Schiff an eine der kriegführenden Mächte zu verkaufen 

') § 25 der Verfassung lautet: «In besonders dringlichen Fällen kann der 
Könie, wenn der Reichstag nicht versammelt ist, vorläufig Gesetze erlassen, die 
jedoch nicht mit der Verfassung im Widerspruch stehen dürfen, und stets dem 
nächsten Reichstage vorgelegt werden mÜBsen.* 
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oder auf andere Weise au übertragen, sei es unmittelbar oder mittelbar, femer 
auf irgend eine Weise auf d&niscbem Territorium oder von diesem aus aur Aus- 
rfistung eines solchen Schiffes oder zu seiner Einrichtung au einer kriegerischen 
Unternehmung beiautragen; 

3. auf dänischem Territorium oder von ihm aus eine der kriegführenden 
M&chte in ihren Kriegsoperationen zu unterstützen, wie z. B. ihre Schiffe mit 
Gtegenst&nden zu versehen, welche zur Krie^kontrebande gerechnet werden oder 
für eine der kriegführenden Mächte Arbeiten vorzunehmen, welche eine Ver- 
mehrung der Armirung ihrer Schiffe bezwecken oder diesen eine erhöhte Stärke 
oder Beweglichkeit für den Eiieg geben sollen; 

4. Kontrebande für eine der kriegführenden Mächte zu transportiren, oder 
an eine derselben Schiffe zu vermiethen oder zu verfrachten, von denen man 
weifs oder vermuthet, da£s sie zu solchem Zweck bestimmt sind; 

5. öffentlich zum Eintritt in den Slriegsdienst einer der kriegführenden 
Mächte zu Wasser oder zu Land aufzufordern oder auf andere Weise einer der- 
selben Kriegshülfe zu leisten, ebenso wie, falls die Begierung ein besonderes 
Verbot dangen erläfst, öffentlich zur Theilnahme an einer Staatsanleihe einer 
der kriegfmirenden Mächte aufzufordern. 

§2. 

Die Uebertretung vorstehender Vorschriften wird, soweit durch die G^esetze 
nicht eine höhere Str^e festgesetzt ist, mit QefängniXs- oder (Geldstrafe geahndet. 
Für die Theilnahme und den Versuch kommen im Königreich die Grundsätze 
des allgemeinen bürgerlichen Strafgesetzes und auf den dänisch-westindischen 
Inseln diejenigen der dort geltenden Strafgesetze in Anwendung. 

Dieses Gesetz tritt im Königreich sofort in Kraft. 

Wonach sich Jeder, den es angeht, zu richten hat. 

Gegeben Amalienborg, den 29. April 1898. 

Unter Unserer Köni^ichen Unterschrift nebst Siegel. 

gez. Christian K. 

ggez. Rump. 

d. Gircularerlals an die dänischen Konsuln vom 23. April 1898* 

Aus Anlafs des zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Spanien 
aujsgebrochenen Krieges wird hierdurch der letzte Absatz des § 25 der Konsular- 
instruktion, dahin lautend: 

„In Kriegszeiten darf für ein Schiff, welches von Unterthanen der 
kriegführenden Mächte in dänisches Eigenthum übergegangen ist, ein 
einstweiliges Certifikat nicht ertheilt werden, bevor das Konsulat die be- 
sondere Genehmigung des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten 
dazu erhalten hat,*^ 
in Erinnerung gebracht, mit dem Hinweis, daTs die Konsulate überhaupt auf 
eigene Hand für ein Schiff, das während des Krieges oder in den letzten sechs 
Monaten vor dessen Ausbruch unter der Flagge eines der kriegführenden Staaten 
gefahren ist, ein einstweiliges Nationalitäts-Certifikat nicht ausstellen dürfen. 

Eintretendenfalls ist der Antrag nebst Anlagen unverzüglich dem unter- 
zeichneten Ministerium einzusenden. 

Das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Kopenhagen, den 23. April 1898. 

gez. N. F. Ravn. 

III. Fraikrtlcb. 

Bekanntmachung vom 27. April 1898 (Journal officiel vom 27. April 1898). 

Le Cfouvemement de la Republique declart et noHfle a qni de drtnt qu^ü a 
ritolu d^obierver une stricte neiUralite dans la g^terre qui vient d^^dater entre VEspagne 
et Ue Etata-Ünis, 

11 croit devoir rappeler aux Fran^aia rieidant en France^ dane lee colomet et 
les payn de protectorat ou ä VHranger qWiU doivent B^ahetmir de to^ faÜ qw^ 
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e(mmi» m violatUm des loi$ frani^isn ou du droit des getu^ paurraU itre canMirS 
eomme ho§tüe ä Vime des partie$ au contraire ä une serupuleuie neuirälitS, II leur 
tst mterdü notammeiU de i^enröler au de orendre du eervice, sait dans VarmSe de 
terre, eaU ä bord de$ bätimeute de auerre de Vuu au de Vautre dea beUigfrtmU, ou 
de eontribuer ä Viquipement au ä Vartuemeni d'un navwe de gtterre. 

Le Qauvemement dSclare en autre qu^ü ne wera permia ä aucun namre de 
guenre de Vun au de Vautre dea beUigSrante d^etUrtr et de eSjaumer avec de$ prieee 
da$t$ Im porig ou radee de la Francej de see caUmiee et des paye pratSgSe pmdant 
pius de vtngt-^uatre heuree^ hon le eae de reläcke forc^ ou de nicemtS metifUe. 

Äucune vente d'objete provenant de prieee ne pourra avair lieu dane leadite 
parte au radee. 

Lee penonnes qui eontrevien^lraient aux dS/ense$ euemeniiatmfee ne pourront 
pretendre a itucune protection du Qi mv ememe n t au de eee agewte cantre U» actee au 
meMure» que^ canformiment au droit des gern, les bdligSrante paurraient exercer ou 
decreter, ä eeront paureumee, e^Ü y a lieu^ can/ormhnent aux loie de la BfpMique, 

IV. BroftbritiMiM. 

a. Nentralitätserklärung vom 23. April 1898 (The London Gazette 
extraordinary vom 26. April 1898). 

By the Queen. 

A Proclamation, 

Victoria, JS. 

Whereas We are happüy at Feace with all SoverHgns, Powere, and Statee: 

And whereae a State af War unhappÜy exiete between Sie Majesty the King 
of Spain, and, in Hit Marne and dunng Hie Minarity, Her Majeet^ the Queen 
tleaent af the Kingdom, and the United SUUes of America, and between thetr reepective 
Subjecte, Citizens, and othera inhabiting toithin their Countriea, Territoriea^ or 
Dominiona : 

And whereaa We are an Terma af Friendaldp and arnicable Intercowrae with 
each of theae Fawera, and ufith their aeveral Sutjeda, Citieena, an othera inhabiting 
ujithin their Countriea, Territoriea, or Dominiona: 

And whereaa great Numbera of Our Loyal Subjecta reaide and carry an Commerce, 
and paaaeaa Froptrty and Eatabliahmenta, and enjay varioua Righta and Privüegea, 
%oiihtn the Dominiona af each qf the aforeaaid Powers, pratected by the Faith of 
Treatiea between üa and each of the aforeaaid Powera: 

And whereaa We, beina deairoua af preaerving ta Our Subjecta the Blessings 
of Peace, which they now happüy enjay, are firmy jpurpased and determined to 
maintain a strict and imparttal Neutrality in the satd State af War unhappüy 
existing between the afaresaid Powers: 

And whereaa We are resolved to insure, by every lawful means in Our Power, 
the due obeervance by Our Subjects towards bath the afaresaid Powers of the Eules 
embodied in Article FI of the Treaty of tAe 8Ui May, 1671, between üs and the 
United States of America, which said RuUs are as follows: — 

"A neutral Ghvemment is baund^ 

"First To use due düigence to prevent the fitting-out, arming, or equippin^, 
within its Jurisdiction, of any vessd which it hos reasanable ground to belteve ts 
intended to cruize or to carry an War against a Power mth which it is at Peace; 
and also to use like düigence to prevent the departure from its Jurisdiction of any 
vesset intended to cruize or carry an War as above, such vessd Juiving been speciaUy 
adopted, in whole or in part, w%thin such Jurisdiction, to loarlike use, 

"Secondly. Not to permit or suffer either Bdligerent to mdke use of its Ports 
or Waters as the base of Naval (Operations against the other, or for the purpose 
of the renewal or augmentation af Müitary Supplies or Arms, or tlie Eecruitmtnt 
of Men. 

' Thirdly. To exercise due diUgence in its own Parts and Waters, and, as to 
all Persons unthin its Jurisdiction, ta prevent any violation af the foregoing obligations 
and duties" 

We, therefore, have thaught fit, by and with the advice of Our Privy Council, 
to issue this Our Royal Proclamation: 
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Änd We do kerdw ntricüy Charge and cammand aü Our loving Sut^jeeU to 
gavem ihenudvea accar£nglp, and io obierve a Uriet neuiralUy in and durwg fte 
aforesaid War, and to aMain from xMatv^g or cantravening eUher the Laum and 
Statutes of the Beabn in ihia behalf, ar the Law of Natione in reiaHon Uureto, a» 
they will answer to the contrary at iheir Baril: 

And whereas in and by a certain Statute made and paseed in a Sesnon of 
Farliament holden in the 33rd and S4th war of Our reign^ intituled *An Act to 
BeguUäe the eonduct of Her Majeeh/e Subjecta during the exittence of HoatiUtiei 
behoeen Foreign States with which Her Majesty is at Peace,* it is, amongst other 
things, declared and enacted as foüaws. 

This Act shaü extend to all the Dominions of Her Majesty, inclMding tte 
adjacent territorial Waters:— 

"Illegal Enlistment 
'If anp person, withaut the LÜxnee of Her Majesty, being a British Subject^ 
within or wttluinit Her Majesty^s Dominions, accMts or agrees to accept any Com- 
mission or Engagement in the Military or Navat Sertfice of any Foreign State at 
War with any Foreign State at Peace with Her Majesty, and in this Act referred 
to as a friendly State, or whether a British Subjeet or not, within Her Majesty s 
Dominions, induces any other person to accept or agree to accept any Commisswn 
or engagement in the Military or Natml Service of any such Foreign State as 
aforesavi, — 

*jS0 shaU be guiUy of an Qffence against this Act, and shaü be punishable 

by Fine and Imprisonment, or either of such punishments, at the diseretion 

of the Court before which the Offender is convicted; and Imprisonment, if 

awarded, may be either with or without Hard Labour, 

"^Jf any person wUhout the Licence of Her Majesty, beiuM a British Subjeet, 

guüs or goes on board any Ship with a view of quithng Her Majestjfs Dominions, 

with inünt to accept any Commission or Engagement in the Müttary or Navtd 

Service of any ßWe^ State at War wiÜi a fiiendly State, or, whether a BritM 

Subjeet or not, withtn Her Majesty's Dominions, inauces any other person to quU 

or to go on board any Ship with a view of quitting Her Majesty*s Dominions with 

the like intent,— 

"He shcdl be guiUy of an Offhnce against ^is Act, and shaü be punishable Inf 
Fine and Imprisonment, or either of such punishments, at the diseretUm of 
the Court before which the Offender is convicüd; and Imprisonment, if awarded, 
may be either with or without Hard Labour. 

"ff any Person induces any other Person to quU Her Majestifs Donnmons 
or to embark on any Ship within Her Majestifs Dominions under a Misrepresento' 
tion or false Bepresentation of the Service in wich such Person is to be engaged, 
V3ith the inJtent or in order that stich Person may accept or agree to accefi any 
Commission or Engagement in the Müitary or Naval Service of any Foreign State 
at War with a frimSly State,— 

'^He shaü be guüty of an Qffence against this Ad, and shaü be punishal^ 

by Fine and Imprisonment, or either of such Punishments, at the discretion 

Of the Court before which the Offender is convicted; and Imprisonment, if 

awarded, may be either with or without Hard Labour, 

*]f the Master or Owner of any Ship, without the Licence of Her Majegty, 

knowingly either takes on board, or engages to take on board, or has on board «nd^ 

Ship wiwin Her Majetty's Dominions any of the foUowing Persans, in this Act 

referred to as iüegaüy enlisted Persans, that is to say:— 

**{1) Any Person who, being a British Subjeet within or unthout the Domimons 
of Her Majesty, has, without the Licence of Her Majesty, aceepted or agreed 
to accept any Commission or Enaagement in the MÜiUiry or Naval Service 
of anu Foreign State at War with any friendly State: 
'^(2,) Any Person, being a British Subjeet, who, without the Licence of Her 
Majesty, is about to quit Her Majesti/s Dominions wUh intent to acemt any 
Commission or Engagement m the Military or Naval Service of any Foreign 
State at War with a friendly StaU: 

^(3.) Any Person wJu> has been induced to embark under a Misrepresentation 
or false Bq^esentation of the Service in whid^ such Person is to be engaged. 
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wUh tke intent or m Order tAat iuch Fertan may acctpt or agree to acotpt 
any Commiman ar Engaaement tu the MüUary ar JSaval Service of any 
Foreign State at War witk a friendly State: 

^Such Master or Onmer $haü oe guuty of an Ofenee againet thi$ Act, and 
the foUoufingConeeqnencee ehaU ennte; &at m to eay,— 

*(1.) The Offender shall he puniehMe by Fine and Inmrieonment, or either 
of $w^ pynMmente, at the Discretion of the Court b^ore whkh the Of ender 
ie convieted; and Iny^rieonment, if awarded, may be eiüier with or wUhout 
Sard Idibowr: and 

"(2,) Snch Ship thaU be detained untU the Trial and ConvictUm or AcqiUttal 
of the Master or Owner, and untü all PenaMies in/ficted on the Master or 
Oumer have been paid, or the Master or Owner hos given Seeurity for the 
Fäyment of ««cA renaJiHes to the Satisfaction of Two Jnstices of the Beace^ 
or other Magistrate or Magistrates having the Authority of Two Jnstices of 
the Aace: tmd 

*(B,) AÜ iüegaUy enlisted Persons shaU immediatdy on tfte Discovery of the 
Qffence be taken on Shore, and shaü not he aUowed to retwm to the Ship, 

"lUegal ShipbnUdina and lüeaal ExpMHons. 

*'If any Person wimin Her Mc^tffs Dominions^ voithont the Lieence of Her 
Majesty^ does any of the foHomn^ Acts; ihaJt is to say: — 

*7L) Builds or agrees to bmld, or eauses to be ouüt any Ship with intent or 
knowledae, or having reasonable cause to helieve that &e same shaU.fir will 
he emptoyed in the Military or Naval Service of any Foreign Stalte at War 
with any friendly State: or 

*(2.) Issues or delivers any Commission for any Sffnp with intent or knowkdge. 
or having reasonable cause to bdieve wat the same shall or wül he employed 
in t1i€ Military or Naval Service of any Foreign State at War wiA any 
friendly State: or 

*^(3.) Equips any Ship^ with intent or knowkdgef or havina reasonalde ca^tse 
to bdieve that the same shall or wiU he employed in the Military or Naval 
Service of any Foreign State at War with any friendly Staate: or 

"^(4.) Despatches, or eauses or aUows to be deimatched, any Ship wilh intent 
or knowkdgef or having reasonable cause to oelieve that the same shaü or 
will be employed in the Military or Naval Service of any Foreign State at 
War with any friendly State: 

"Such Person shaü be deemed to have commüted an Qffence against this Act^ 
and the foüowing Consequences shall ensue: 

"^(L) The Offender shaU be punishable by Fine and Imprisonment, or either 
of such puni^imentSf at Uie discretion of the Court before which the Offender 
is canvicUd; and Imprisonment, if awarded, may be either uM or without 
Hard Labour, 

*(2.) The Ship in respeet of which any such Qffence is eommitted, and her 
Ilquipment, shall be forfeited to Her ilajesty: 
"Provided that a Person build^ng^ causing to be bnüt^ or equippina a Ship in any 
of the cases qforesaid^ in pursuance of a contract made before the oommenoemewt 
qf such War as aforesaid, shaü not be liable to any of the Penalties imposed^ by 
uUs SectUm in respeet of such buHding or equipping if he sati^fies the eonditions 
foüowing (that is to say):-^ 

**(!,) If forthwith upon a Ptoclamation of Neulrality beina issued by Her 
Majuty he gives Notice to the Secretary of State that he is so buüding, 
causing to be buüt^ or equijming such Ship, and fumishes such Pariicvlars 
of the Contract and of any Matters relating to, or done, or to be done under 
Me Contract as may be renared by the Secretary of State: 

*(2,) If he gives such Secunty, and takes and permtis to be taken such other 
measures, v ^^^V* ^ ^^ Se^tary of State may prescribe for ensuri/M that 
such Ship shaü not be deepatchcd, ddiveredj or removed without the Lieence 
of Her Mßjesty until the termination of such War as aforesaid, 

" Where any Ship is buüt by Order of or on behalf of any Foreign State 

when at War wi& a friendly State^ or is ddivered to or to the Order ofsuch Foreign 

tatCf or an person who to the Knowledge of the Person building is an Agent of 
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9uch Fortifn State^ or U paid for by «ucA Foreign State or 9ueh Agent, and ig 
emplaged %n (^ Military ar Naial Service of fucA Fordgik State, «nä Siiip tkaü 
wntU the cantrary i» proved, be deemed to have been buüt tottA a ffiew to bei$^g so 
employed, and the Bürden $haü Ue on the Bmlder of euch ^ip of promng that ke 
did not know that the Ship was intfnded to be so employed in the MiHtary or Naval 
Service of snch Foreign State. 

"Jf anp Person within the Dominions of Her Majesly, and without the lAeenee 
of Her Majestf/y— 

"By addtng to the number of the Ghms^ or by changing those on board for 
other Ghins, or by the odditUm of any Equipment for War, increases or augments, 
or procures to be increased or augmented, or is knowinaly concemed m inereasing 
or avgmenting the learlike Force of any Ship tehich at the time qf her bdng wWUn 
the Dominions of Her Majesty was a Shiv in the Müitary or Naval Service of 
any Foreign State at War toiw any frienmy State,— 

"SifcA Pierson shaü be guilty of an 0/fence against ihis Act, and shaü be 

punishable by Fine and Imprisonment, or either qf such PwMments, at the 
Discretion of the Court before which the (J^ender is convicted; and Imprisot^ 
ment, if awarded, may be either tcith or without Hard Labour. 

*If any Person within the limits of Her Majesty*s Dominions, and without 
the Licence of Her Majesty:-^ 

"^Prepares or fits out any Naval or Military Expedition to proceed against 
the Dominions of any friendly State, the foüowing Consequences shaü ensue: 

*(1.) Every Person en^ged in such preparation or ßting out, or assisting 
therein, or employed in any capacity in such Eapedition, shaU be guüty of 

an Offence against this Act, and shaü be punishable by Fine and Impnson- 

ment, or eiüier of such funishments, at tli€ discretion of the Court before 
which the Offender is conmcted; and Imprisonment, ifawarded, may be ^ther 
unth or without Hard Labour. 

"(2.) Äü Ships, and their EqtUpments, an aü Arms and Munitions of War, 

used in or forming part ofsuch Expedition, shaü be forfeUed to Her Majes^f» 

''Any Person who aids, abets, counsels, or procures the Commission of any 
Offence against this Act shaü be liable to be tried and punished as a prindpdl 
Offender:^ 

And whereas by the Said Act it is further provided that Ships built, com- 
missioned, equipped, or despatched in contraventiofi of the sdid Act, may be eon- 
demned and forfeited by Judgment of the Court of AdmiraÜy; and that if the 
Secretary of State or Chief Executive Authority is satU^fied Vutt there is a reasonahU 
and probable cause for bdieving that a Ship within (zur Dominions has been or is 
being buüt, commissioned, or equipped, contrary to the said Act, and is about to be 
taken beyond the limits of such Dominions, or that a Ship w about to be despatched 
contrary to the Act, such Secretary of State, or Chief Executive AuÜu>rity, shaü 
have power to issue a Warrant authorizing the seieure and search of such Ship and 
her däention untÜ she has been either condemned or rdeased by Process of Law. 
And whereas certain powers of seieure and detention are conferred by the said Act 
on certain Local Authorities; 

Now, in Order that notie of Cur Subjects may unwarÜy render themseloes liaJtie 
to the PenaUies imposed by the said Statute, We do herein/ stricüy command that 
no Person or Persons whatsoever do commit any Act, Matter, or Thing whatsoever 
contrary to the Provisions of the said Statute, upon pain of the severdl Penalties 
by the said Statute imposed and of Our hioh Displeasure. 

And We do hereby further warn and admonish aü Our loving Subjects, and 
all Persons whcUsoever entitled to Our Protection, to observe totoards each of Me 
aforesaid Powers, their Subjects Citizens, and Territories, and towards aü Beüigerents 
whatsoever with whom We are at Peace, the Duties of Neutrality; and to respect, 
in aü and each of them, the Exercise of BeUigerent Eißths, 

And We hereby further warn aü Our loving Subjects, and aü Persons wAof- 
soever entitled to Our Protection, that if any of them shaüpresume, in contempt of 
this Our Royal Prodamation, and of Our high Displeasure, to do any Acts in 
derogaHon of their Duty as Subjects of a Neutral Power in a War between other 
Powers, or in violation or contravention of the Law of Nations in that Behalf, aa 
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mor€ espaeiaüu by breakmg, ar endeavowrif^ io breäkf any Blockade law/tMy and 
aetnaUy ettaoliihed by or an behaUf of eUher of ihe tauf Fowers, or by carrying 
0/fieer$, 8oidier$, Deapakhe$, Arm$, Ammunitumj Military 8ton$ w MateriaU, or 
any Ärtiele or ÄrtiUea eonMidered and deemed to be CknUraband of War accordmg 
to tke Law or modern ÜBoges of Nation», for tke Ü9e or Sertiee of either of the 
8aid Powers ikat aü Persons $0 ofending, together with thinr 8hip§ and Ooods, wül 
righ^y^ inevr and bejudly liaMe to hostüe Capture, and to the Penalties denouneed 
by the Law of Natione in that Behalf 

And We do hereby give Notiee that aü Our Subjects and Ptraons entitUd to 
Our Protection who may mieeonduet themadvee in the Premiee» will do 90 at Vh^ 
Peru, and of tkeir own wrang; and that theu wUl in no wiae obtain any Protection 
from Ü8 againet euch Caftwre or euch PenaMiee a$ qforeeaid, but wiU, on the con- 
trary, inenr Our high Dtepleaeure by euch Mieconduct. 

Given at Our Court at Saint Jamee^e, fhie twenty-third daff of Aprü, in the 
year of our Lord one thoueand eight hundred and ninety-eight, in the 
sixty-firet year of Our reign, 

Ood eave the Quem, 

b. Cirkularschreiben des Aasw&rtigen Amts vom 23. April 

1898 (das.). 

The Eight HonourabU Sir Matthew WhiU Bidky, Bart,, M,P,, to the Lorde 
Commiaeionere of the Admiralty^):— 

My Lorde, Foreign Office, April 28, 1898. 

Her Majeety being fuüy determined to observe the dutiee of neutrality during 
the exieting State of war between Spain and the United Statee of America; being, 
moreoeer, reeolved to prevent, ae far ae poeeible, the uae of Her Majeet^^e harboure, 
porte, and coaete, and the watere within Her Majeety^e territorial Jurisdiction, in 
aid of the wariike purpoeee of either bdligerenty and to inaure, by every lawful meane 
in Her power, the due obeervance by Her eubjecte towarde bo0i b^tgerent Powere 
of Uu Bulee embodied in Article VI of the Treaty of Washington ofSth May, 1871, 
copies of which are herewith inclosed, hos commanded me to communioate to your 
lirdships, for your guidance, the foUowing Bulcs, which are to be treated and 
tnforced as Her Majest^s Orders and directions:— 

Büle 1. — During we conitinuance of the present State of war, aü ships of war 
of either beÜigerent are prohibited from making tue of any port or roadstead in 
the United Kn^fiom, the Isle of Man, or the Channel Islands, or in any of Her 
Majesty's cdUmies or foreign possessions or dependencies, or of any waters subject 
to the territorial Jurisdiction of the British Crown, as a Station or flace of resort 
for any wariike purpose^ or for the purpose of obtaining any facilittes for wariike 
equipment; and no ship of war of e%ther beüiaerent shaü hereafter be permitted 
to teave any such port, roadstead, or waters from which any vessd of the other 
beüi^ent (whether the same shaU be a ship of war or a mercnant ship) shaü have 
prevtously departed untü after the expiration of at least twentif-four hours from 
the departure of such last-mewtioned vessd beyond the territorial Jurisdiction of Her 
Majesty, 

iule 2.'—Jf there is now in any such port, roadstead, or waters subject to the 
territorial Jurisdiction of the British Crown any ship of war of either bdligerent, 
such ship of war shaü teave such port, roadstead, or ufaters within such time not 
lese than twenty-four hours as shatl be reasonable, having regard to all the cireum- 
stances and the condition of such ship as to repairs, provisUms, or things necessary 
for the subsistence of her crew; and if after the date hereof any ship of war of 
either bdliaerent shaU enter any such port, roadstead, or waters, subject to the terri- 
torial jurtsdietion of the British Crown, sttch ship shaÜ depart and put to sea 
within twenty-four hours after her entrance into any stich port, roadstead, or umters, 
except in case of stress ofweather, or ofher requiring provisions or things necessary 
for the subsistence of her crew, or repairs in either of which cases the authorities 

^) Similar letters have been addressed to the Treasury, Home Office^ Coionial 
Office, War Office, India Office, ScoUish Office, and Board of Trade. 
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qf the pari, or of the net^re$t port (ai tke cate may be), thaU reqmre her io pnt to 
aea aa Boon a$ po9aMe afUßt Ükt cappiratio» of w/tSk periad of tufetUy-fimr komrg, 
wÜKout permitHng her to take in $Hpiflie$ beyond what may be neee$$ary for her 
immediate use; wnd no Buch vbbbbI wh%eh may have been aüowed to rtmain wUkm 
BritiBh waterB for the pwrpou of repair Bhaü eontmue in any ttidk port^ roadBtead, 
or umterB, for a lonyer period than twenty-fowr hourB afiar her neeuBory r^^mn 
Bhaü have been completea, Promded, neverthdeBB, that in aü caeeB in vmch there 
Bhaü be any tfCBBele (whether ehipB of war or merchant BhipB) ofboth the Boid beüiferent 
partieB in the eame port, roadBtead, or waterB within the territorial jt/riediehon of 
Her Majeety, there ehaü be an interval of not Ubb than ttoenty-fowr haure Mioeoi 
the diparture there from of any euch veBeel /whether a Bhip ofwar or merehani BMp) 
of tJie one beHiaerent, and the BubBeqnmt departure therefrom of any ehip of war 
qf the other beUigerent; and the tUne herd)y limited for the dautrtwre ofeueh ehipB 
ot war reBpectivdy fAatt olwayB, in caBe qf neceeeity, be extenaed bo far ob may be 
requiBite for gioing ejfect to ÜiiB proviBO, Jmt no further or otherwiBe. 

Buie 3.—N0 Bhip of war ofeither bdligerent Bhaü heree^fter be jfermiUed, wkile 
in any euch port, roadBtead, or watere Bnltijeet to the territorial jurttdictian ofHer 
Majeety, to take in any^ BupplieB, except proviaionB and ewih ot er ihinaB ob may 
be re^ieite for the BuhBiBtence of her crew, and except bo much cool omy a» may 
be Bufficient to carry Buch veeael to the neareet port ofher own country, or io Bome 
nearer dcBtination, and no cool Bhaü again be Bupplied to any B%uih Bhip of war in 
the Barne or any other port, roadetead, or watere Bub^ to the territorial juriedietion 
ofHer Majeety, without Bpecial vermieBion, untü after the ea^alion of Öuree mon^ 
from the time when euch cool may have been kut BuppHtd to her wiMn Britieh 
watere aB aforeeaid, 

Bule 4,—Armed ehipB of either beÜigerent are interdicted from carryinf prigee 
made by them into theporte, harbourB, roadBteadB, or watere of the Unilei Ktngdom, 
the Jüle of Man, the Channel hlandB, or any of Ber Majeety* b ColonieB or poeeeB- 
aionB abroad. 

The Chvemor or other ehief anthority of each of Ber Majeety'B territorieB 
or pOBBCBBionB beyond the bcob Bhaü forthwith notify and pubüeh the abave BvXee, 

I havCf de, 
M. W. Bidley, 

(EncloBure,) 

BuleB annexed to Ärtide VI of the Treaty between Her Majealy and the United 
StatcB of America, Btgned at WaBhingtm May 8, 1871. 

A Neutral Government ie bound— 

First. — To uBe due düigence to prevent the ßtting-out, arming, or egwfpingt 
within itB juriBdiction, of any veeBd which it hoB reaBonMe ground to beUeve w 
intended to cruize or to carry on war aaainBt a Power with wich it ie at peace; 
and aleo to ubb like düigence to prevent the departure from ite juriBdiction of any 
veBBd intended to cruize or carry on war ob ahove, Buch veBBel having been Bpeciaüy 
adopted, in whole or in part, within such juriBdiction, to wariike uee. 

8econdly.—Not to permit or Bufer eUher bdligerent to make uee of ite portB 
or waterB ob the baee qf naval operaJtionB againat äie other, or for the purpoee of 
the renewal or augm^rntation of mÜitary Buppliee ofamu, or the recnäment ofmen. 

Thirdly.—To exerciee due düigence in ite own portB and watere, otMi, ae to 
aü perBonB ufitkin itB juriBdiäion, to prevent any violation of the foregoing obligationB 
ana dutiee. 

V. Jap«- 

a. Neutralitätserklärung vom 30. April 1898. 

Imperial Bescript. 

Whereae a etate of war unhappüy exietB between the United Statee of America 
and apain, and whereae being deeirouB of maintaming the amieable and friendly 
rdalione existing between th%B Empire and the beüigerent Fowere, We do herdfy 
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w^ the pronmlgatum of EeguiaiumB rdoHng to NeutralUv. AU Owr subjecti mtd 
othtr per$on$ bemg ufUhin ike dominum$ of thü Empire shaU, iuring the eantmu' 
anee ofiheprteent ho$HlUie$t obierve the ohUgatums ofsMct nevtraUty in eonformity 
vtUh the general ori$iciple8 of International Low and theprovitions of the Megulationi 
now promulgated, Any persön /oüing to obeerve tuen dbUßotione^ BhaU not only 

ßfeit the protection of thie Empire agoimt the prpceedinge of V^ (Migerents, 
aioo he liabk to proeecntion before Ae Imperial Courte of Lmw in aocordanee 
iritü ike provieione of Law, 

[Imperial Sign-Manwü.] 
[Prüfy Seal.] 
The BO^ äau of fke 4^ month 
of tte 30^ year of Meiji. 

[Folgt die Gegenzeichnung.] 

b. Kaiserliche Verordnung No. 86 vom 30. April 1898. 

Imperial Ordinance. 

No. 86. 
During the conOnuanee of the preeent hoetHiJUes between the ünitei Btatea of 
America ana Spain all Jaoaneee euhjecte and foreianere bemg utUhin the dommion» 
of ihi$ Iknpirej are forbidden to commit any of &e acte epeeißed below.^ 

1. To aceept from either of the beUigerents a letter of marque or commiseion for 
eapturing merchant veeseU by mean» of privateera, 

2. To take eervice in the army or navy or to engage in any miUtary operatione 
qf either of tke beUigerenta; or to enliet a$ a member of the crew or take 
Service on board of a «ectel ueed for «arlike purpoeee ar privateering hy eMer 



of tke bdUgerente. 
l To 



8. To make contracte with otker persone or to eend euck vereone beyond tke do* 
minione of ike Empire^ wük the object of enaJbling auch pevaona to enter into 
ike miUiary or Naval aervice of ei&er of tke beUigerenta, or for tke purpoae 
of enabiing ikem to enliat aa membera of tke crewa or to aceept aervice on 
board akipa uaed for uHirlike pwrpoaea or privateera. 

4. To aeU, purckaae, ckarter, arm, or equipf akipa toitk tke object of aupplying 
ikem to eitker of tke bdligerenta for uae in war or prioateenng, or to aaaiai 
ifi any auck aale, purekaae, ckartering, arming or eqiUpping, 

5. To aupply armay ammumition, or oiker materiala of dSrect uae in koatiUtea to 
tAe men-^f'war and otiicr akipa uaed for warWce purpoaea, or to prwaieera, 
bdonging to eitk^ of tke beUigerenta. 

Tke preaeni ardinanoe akaU take effect from tke day of ita Promulgation, 

c. Kaiserliche Verordnung No. 87 vom 30. April 1898. 

Imperial Ordinance. 

No. 87. 
Men of war and otker akma uaed for wariike pwrpoaea in connection toitk tke 
preaent koatüitiea between tke United Btatea of America and Spain, wkick may be 
tn tAe tarriiorial watera of tke Empire, akau be aiibject to tke rulea kereina/ter 
snentioned' — 

1. No privateer akaU be allowed to come witkin tke territorial watera of tke 
Empire. In caae, kowerer, a privateer ia compelled to enter auck toathera on 
aceount of unavoidable circumAancea, auch aa atreaa of weather, want ofarticUa 
indiapenaable to navigation, or damage, the ahall be required to leave the territorial 
watera aa aoon aa auch circumatanoe or eircumatanoea ahaü have ceaaed to exiat. 

2. No man of war or other ahip bdonging to eitker of the beUigerenta, ahall be 
permitted to commit any ad of war, or to viait, aearch, or capture merckant 
veaaela, wOkin the territorial watera of tke Empire. Neitker akaü any auck 
man of war or otker ahip be allowed to make uae of any portion of the terri- 
torial watera nf the Empire aa baaea or headquartera for naval operationa, or 
for any other wariike purpoaea whatever. 

Pereli, IntoraationalM 8eert«ht. S. A«fl. 222 
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3. The men-of'-war and other MtjM und far warUke pwrpo§e» bdangimg to eUher 
of ihe bdUgerentSf may enier any of the parU thai are opeti to au $kip$ for 
ordinary pwrpofCB of fiaoigaJtumf oui they Aaü he requirta to leaoe the waten 
qf euch port within twetUiy^fowr houre, in caee ncol men o/war or oiker ek^ 
ueed for vforlike purpoeee kave been eompeüed to remam in eud^port an (xecount 
of unavoidahU circumetanee, euch ae etreee qfweather, want qfartietes neceeeary, 
for iMWoa^ian or dama^, and are unaUe to quit (Ae port withm twenty^fimr 
howr$f they ehaü be required to leave the territorial watere of the Empire ae 
eoon ae euch circumetancee ehaÜ have ceaeed to exiit, 

4. No mafhof^ar or other $h^ ueed for warUke purpoeee, behnging to either of 
the beUigerente, ehall be permitted to carry any veeed captured ae, a prite of 
war into the territorial watere of the Smptre^ exeept wnder etreee of weather^ 
or on aceount of want of arOciee neeeeeary for nawgation or damage. 

In the latter caee mentioned in the preeeding dauee, it ie not perwneeibte 
under any pretext whatever to land any prieoner ofuHur, or to diepoee ofprieee 



of war or other eaptwred artidee. 
l No 



5. yo man-of'War or other eh^ employed for warlike purpoeee, belonging to eiiker 
of the beUigerente, ehall be permit&d either to etrengtken or increaee ite erew 
or to renew or augment ite euppliee ofarme, ammunition or any other material 
of direct uee m hmtUitiee, within the dominione of the Empire. Neider dkaU 
any euch man»ofwar or other ehipe employed for warlike purpoeee, bepermiitted 
under any circumetancee whatever to make repaüre within the domienone ofthe 
Emfnre, beyond euch ae may be eeeential to enable it to reach the neareetpart 
oftte own country, 

6. the men'Of'War and other ehipe ueed for warlike purpoeee, bdonging to eüher 
of the beUtgerente, may^ obtain, in the parte of the Empire, eupphee of artieiee 
neeeeeary far the eubeietence of their crewe, ae weU ae coid and ßther artidee 
indiepeneahk to navigation, and aleo materiale required far making r^patn, 
but the quantity of euch euppliee ehaU never exceed &at whtch may be neeeeeary 
far the purpoee of taking eudi men of war and otiier ehipe to the neareetfort 
of their own country, Any euch men-^f-war or other ehipe, having ance abtatned 
a eupply of coal, ehall not be permitted to renew fAe eupply until after tibe 
l^opee of three füll moulhe. 

7. When the men^f-war, or other ehipe ueed for warlike purpoeee, or privateere, 
of both bdligerent Bowere are at the eame time in tÄ« eame port in the dominione 
of the Empire, the ehipe of one Power ehall not be allowed to kave (Ae port, 
until twenty-four houre ehaU have elapeed öfter the dqparture of thoee of the 
other Föwer, or exeept under the directione of the Imperial Japaneee navat 
Commander m port or the chief local authorUiee, 

The preeent ordinance ehaÜ come in farce fram (Ae day of He pramulgatian, 

VI. Nlttolaikte. 

a. Neutralitätserklftrung yom 3. Mai 1898 (Staatscourant vom 
3. Mai 1898). 

Die Minister der aoBw&rtigen Angelegenheiten^ der Justiz, der Marine und 
der Eriegsministery von Ilirer Majestät der Königin-Wittwe, Begentin dazu 
ermftchtigt; 

gestützt auf die Königliche Verordnung vom 2. Februar 1893 (Staats- 
Blatt No. 46); 

bringen zur Kenntnils aller derer, die es angeht, dafs zur Beobaohtnng 
und Handhabung einer vollkommenen Neutralität während des Krieges, der 
zwischen den mit uns befreundeten Mächten, Spanien einerseits und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika andererseits, ausgebrochen ist^ die folgenden Be* 
Stimmungen erlassen worden sind: 

Artikel 1. 

Es ist verboten an Krieg»- und Kaperschiffe der kriegführenden Parteien 
Waffen oder Munition zu liefern, auch ihnen auf irgend eine Weise behülflich 
zu sein bei der Vermehrung ihrer Bemannung, der Anschaffung von Waffen 
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oder der Ausrüstung, und überhaupt yorsAtzlich eine Handlung zu begehen, 
durch die die Neutralität des Staates geffthrdet wird. 

Artikel 2« 
Es ist femer verboten: 

a) dals hier zu Lande Kriegs- oder andere für militftrische Zwecke be- 
stimmte Schiffe für die kriegführenden Parteien ausgerüstet werden, ebenso die 
Lieferung oder der Verkauf solcher Schiffe an dieselben; 

b) die Ausfuhr von Waffen. Munition oder anderem Kriegsmaterial an die 
Kriegführenden. Hierzu gjehört aie Ausfuhr aller Gkgenstftnde, die zum unmittel- 
baren Kriegsgebrauch geeignet sind, ledoch nicht <Ge von unbearbeiteten Boh- 
Btoffen. es sei denn, dals diese hauptsächlich zu Kriegszwecken verarbeitet werden; 

c) das Anwerben von Soldaten für die kriegführenden Parteien innerhalb 
des Beichsgebiets; 

d) die militftrische Organisation von Freiwilligen im Beichsgebiet zu dem 
Zweck, von hier zu dem Heer einer der kriegführenden Parteien zu stofsen. 

Die vorstehend genannten Minister bringen femer die Artikel 100, 388 
und 389 des Strafgesetzbuches in Erinnerung, und warnen hiermit alle Ein- 
gesessenen des Beicns, sich in irgend einer Weise auf Kaperei einzulassen und 
fremde Kaperbriefe anzunehmen, weil diejenigen, welche auf Grund solcher 
Briefe sich an der Kaperei betheiligen oder dabei mitwirken, von den nieder- 
landischen Gerichten werden verfolg werden. 

Die Schiffsführer, Bheder und Verfrachter werden auf die Gefahren und 
Nachtheile aufmerksam gemacht, denen sie sich aussetzen, wenn sie, die einer 
neutralen Macht auferle^ Pflicht verletzend, eine effektive Blockade zu brechen, 
und Kriegscontrebande oder militftrische Depeschen für eine der kriegführenden 
Parteien zu übermitteln versuchen. 

Diejenigen, welche sich solcher Handlungen schuldig machen, werden alle 
daraus entspringenden Folgen zu tragen haben, ohne auf irgend welche Hülfe 
oder Vermittelung Seitens Ihrer Majest&t Begierung Ansprach erheben zu können. 

Die vorgenannten Minister. 
[Folgen die Unterschriften.] 

b. Ministerialerlafs vom 3. Mai 1898. 

Die Minister der auswärtigen Angelegenheiten, der Justiz, der Marine und 
der Kriegsminister, von Ihrer Majestftt der Künigin-Wittwe, Begentin dazu 
ermfichti^; 

gestützt auf die Königliche Verordnung vom 2. Febraar 1893 (Staats- 
Blatt No. 46); 

bringen zur KenntniXs aller derer, die es angeht, dafs zur Beobachtung 
und Hancmabung einer vollkommenen Neutralität wfthrend des Krieges, der 
zwischen den mit uns bekundeten Mftchten, Spanien einerseits und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika andererseits, ausgebrochen ist, die folgenden Be- 
stimmungen erlassen worden sind: 

Artikel 1. 

Kriegsschiffe und -fahrzeuge der kriegführenden Parteien dürfen in die 
Gewftsser des Beichs, welche im Artikel 1 der Königlichen Verordnung vom 
2. Febraar 1893 (Staats-Blatt No. 46) erwfthnt sind, unter Beobachtung der in 
dieser Verordnung gegebenen Bestimmungen einlaufen zu einem Aufenthalt 
von höchstens 24 Stunaen, es sei denn, dafs es unumgänglich nöthig ist, ihnen 
ein Iftngeres Verbleiben zu gestatten, entweder damit sie sich mit Lebensmitteln 
oder Steinkohlen versehen, oder auch im Falle von Noth oder Seegefahr. 

In diesen F&Uen werden sie indessen nur so lange verweilen dürfen^ bis 
sie entweder Lebensmittel oder Steinkohlen eingenommen haben, was möglichst 
in den ersten 24 Stunden oder doch so schnell als thunlich geschehen mufs, 
oder bis die (Gefahr vorbei ist, resp. im Falle einer Beparatur spfttestens 
24 Stunden nach der Ausführung derselben. 

22* 
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Übrigens darf die Aufenthaltsdauer Ton höchstens 24 Standen nicht flber- 
schritten werden, ausgenommen, wenn dies in Anwendung der im Artikel 5 
dieser Veröffentlichung gegebenen Vorschrift nöthig ist 

Lebensmittel dürfen so viel eingenommen werden, als für den Unterhalt 
der Mannschaft erforderlich ist; der Steinkohlenvorrath indessen darf nur soweit 
ergänzt werden, dafs damit der nftchst^legene Hafen des Landes, dem das 
Sdiiff oder Fahrzeug gehört, oder derjenige eines seiner Kriegs-Bundesgenossen 
erreicht werden kann. 

Ein solches Schiff darf erst zum zweiten Male mit Steinkohlen versehen 
werden, wenn mindestens drei Monate seit der ersten Verproviantimng ver- 
strichen sind, es sei denn, dafs ihm besondere Erlaubnils dazu ertheilt worden ist 

Artikel 2. 

Kaperschiffe werden auf den niederländischen Bheden, in den Hftfen und 
Gew&ssem nur zugelassen, wenn Seeunfälle, Seegefahr oder Mangel an Lebens- 
mitteln eintreten. 

Wenn die Ursachen, welche ihrer Zulassung zu Grunde lagen, zu bestehen 
aufgehört haben, dann müssen sie sich unverzügUch weiter herben. 

Sie dürfen nur so viel Proviant einnehmen, als nöthig ist, um damit bis 
zum nächsten Hafen des Hoimathlandes oder eines seiner Kriega-Bundes- 
genossen gelangen zu können, und nicht mehr Steinkohlen, als um einen vier- 
undzwanzigstündigen Bedarf bei einer Fahrgeschwindigkeit von 10 englischen 
Meilen pro Stunde zu decken. 

Innerhalb dreier Monate werden sie nicht aufs Neue mit Steinkohlen 
versehen. 

Artikel 3. 

Kriegfr- oder Kaperschiffe der kriegführenden Parteien dürfen die nieder- 
ländischen Häfen resp. Gewässer mit erbeuteten Schiffen nur anlaufen, wenn 
Seeunfall oder Mangel an Lebensmitteln vorliegt. 

Sie müssen sich unverzüglich weiter begeben, wenn die Ursachen, die 
ihrer Zulassung zu Grunde lagen, nicht mehr bestehen. 

Sie dürfen nur soviel Lebensmittel einnehmen, dass der Vorrath bis zum 
nächsten Hafen des Heimathlandes oder eines seiner Kriegs-Bundesgenossen reicht. 

Steinkohlen dürfen ihnen, solange sie im Besitz der Prisen sich befinden, 
nicht geliefert werden. 

Suchen vom Feind verfolgte Kriegsschiffe in unserem Gebiet Zuflucht, 
dann müssen die Prisen freigegeben werden. 

Artikel 4. 

Der Verkauf, der Umtausch und die Vertheilung der Prisen oder davon 
herrührender Gegenstände, sowie von erbeuteten Waaren, sind auf den Eheden, 
in den Häfen, See- und Territorial-Gewässern der Niederlande verboten. 

Artikel 5. 

Ejiegsschiffe und -fahrzeuge, welche auf Grund der Artikel 1, 2, 3 ein- 
laufen, dürfen sich auf unseren Bheden, in unseren Häfen oder Seegewässem 
nicht länger aufhalten, als dort angegeben ist. 

Wenn indessen Kriegs- oder andere Schiffe resp. Fahrzeuge der beiden 
kriegführenden Parteien sich gleichzeitig auf derselben Rhode, in demselben 
Hafen oder Seegewäaser des Staates befinden, dann muTs zwischen dem Aus- 
laufen eines oder mehrerer Schiffe resp. Fahrzeuge der einen Partei und dem 
darauffolgenden Abgange eines oder mehrerer Schiffe resp. Fahrzeuge der 
anderen Partei ein Zeitraum von mindestens vierundzwanzig stunden liegen. 

Diese Zeitdauer kann nach Umständen von den Marinelokalbehörden ver- 
längert werden. 

Die vorgenannten Minister: 

[Folgen die Unterschriften.] 
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c Ausfuhrverbot vom 31. Mai 1898 (Staatsblad No. 120). 

Im Namen Ihrer Majest&t Wilhelmina, etc. 

Wir Emma, Königin- Wittwe, Begentin des Königreichs; 
in Erwägung, dals es im Interesse des Staates nöthig ist, die Aus- und 
Durchfuhr von Munition und Schief spulver zeitweise zu verbieten; 

gestützt auf Art 21 des Gesetzes vom 15. August 1862 (Staats-Blatt No. 170); 
auf Vortrag des Kriegsministers pp. pp. 
haben beschlossen was folgt: 

Artikel 1. 

Die Aus- und Durchfuhr von Munition und Schiefi^ulver sind verboten. 

Dieses Verbot findet keine Anwendung auf Munition und Schielspulver, 
die für Beichszwecke ausgeführt werden oder die sich zum Schiffsgebrauch an 
Bord der niederländischen oder fremden Handelsfahrzeuge beenden, wenn der 
Vorrath nicht gröfser ist, als nach Art und Bestimmung des Schiffes für ge- 
wöhnliche Ausrüstung gebräuchlich ist. 

Artikel 2. 

Von dem erwähnten Verbot können durch den Direktor der direkten Steuern, 
der Zölle und Accisen, in dessen Bezirk der Ort, wo die Güter das Beich ver- 
lassen sollen, liegt, Ausnahmen für Sendungen nach den Besitzungen des Beichs 
in anderen Welttheilen oder nach Ländern, die keinen Krieg führen, gestattet 
werden, sobald ihm die Bestimmung dieser Sendungen genügend nachgewiesen ist. 

Artikel 3. 

Diese Verordnung tritt in Kraft am zweiten Tage nach dem Datum der 
Ausgabe des Staatsblattes und des Staatscourants, in welchem sie veröffentlicht 
worden ist. 

Die Minister des Krieges, der Marine und der Finanzen sind mit der Aus- 
führuni^ dieser Verordnung beauftragt. Dieselbe wird im Staats-Blatt und zu- 
gleich im Staatscourant veröffentlicht und abschriftlich dem Staatsrath mit- 
getheilt. 

Schönfels, den 3i. Mai 1898. 

Emma« 

[Gegenzeichnung.] 

VII. Ptrtaial. 

Neutralitätserklärung vom 28. April 1898 (Diario do Govemo No. 93 
vom 29. April 1898). 

Präsidentschaft des Ministerraths. 

Da der "Kneg zwischen dem Königreich Spanien und dem Freistaat der 
Vereinigten Staaten von Amerika erklärt ist; 

da es sich empfiehlt, die zwischen Portugal und den anderen Begierungen 
bestehenden Beziehungen guter Freundschaft und vollkommenen Einvernehmens 
zu erhalten und unverändert bestehen zu lassen, indem unsererseits die strengte 
und unbedingte Neutralität bezüglich jener kriegführenden Mächte beobachtet wird ; 

angesichts des § 15 des Artikels 7ö der Verfassung des Königreichs, der 
Dekrete vom 30. August 1780, vom 3. Juni 1803, vom 5. Mai 1854, vom 29. Juli 
1861, vom 2. Juli 1866 und vom 28. Juli 1870. der Artikel 148, 150, 154, 155. 
156 und 162 des Stridfgesetzbuches, der in der rariser Deklaration vom 16. April 
1856 bezeichneten Grundsätze, welche von den Vertretern der Signatarmächte des 
Friedensvertrages vom 80. Wkrz desselben Jahres unterzeichnet worden ist und 
welcher Portiw^ <un 28. Juli desselben Jahres zugestimmt hat, und ebenso der be- 
züglich der Bechte und Pflichten Neutraler allgemein anerkannten Bechts- 
anschauungen: 

Halte Ich, nach Anhörung des Staatsraths, für gut, Folgendes zu be- 
stimmen : 
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Artikel 1. 
Es ist in den Häfen und Gewässern des Königreichs, sowohl des GontinentB 
und der benachbarten Inseln, wie der überseeischen Provinzen, den portagiesi* 
sehen und fremden Staatsangehörigen verboten, zur Kaperei bestimmte Fahrzeuge 
auszurüsten. 

Artikel 2. 

Es ist femer verboten, dafs Kaperschiffe und die von diesen oder von 
irgend welchen Kriegsfahrzeugen der kriegführenden Mächte gemachte Beute 
in die Häfen und Gewässer einlaufen, von denen der vorige Artikel handelt. 

Einziger §: Ausgenommen von den Bestimmungen dieses Artikels sind die 
Fälle höherer Gewalt^ in denen, nach dem Völkerrecht, das Asylrecht unTcr- 
meidlich ist, ohne dais jedoch erlaubt würde, dals der Verkauf von G<jB;enständen 
stattfindet, die von Freibeuterei herrühren, oder dafs die Fahrzeuge, die Seebeute 
führen, sich länger aufhalten, als zu gehöriger Hülfeleistung unvermeidlich ist. 

Artikel 3. 

Es ist erlaubt, dafs Fahrzeuge, die irgend einer der kriegführenden Mächte 
angehören, falls sie keine Beute führen und sich den in den folgenden Para- 
graphen angegebenen Bestimmungen fügen, in die Häfen und Gewässer, von 
denen der Artikel 1 handelt, einlaufen und sich dort kurze Zeit aufhalten. 

§ 1. Die Kriegsfahrzeuge irgend einer der krie^ührenden Mächte dürfen 
in den Häfen und Gewässern Portugals keinerlei feindliche Handlung gegen 
die Fahrzeuge oder Angehörigen irgend einer anderen Macht, selbst derjenigen, 
mit der die Macht, der sie angehören, Krieg führt, begehen. 

§ 2. In denselben Häfen und Gewässern dürfen die genannten Fahrzeuge 
ihre Besatzung nicht vermehren, indem sie Staatsangehörlffe irgend einer Nation 
als Seeleute annehmen, selbst nicht derjenigen Nation, der die Fahrzeuge an- 
gehören. 

§ 3. Es ist diesen Fahrzeugen gleichfalls untersagt, in den erwähnten 
Häfen und Gewässern ihre artdlleristiBche Ausrüstung zu vermehren oder zu 
verbessern und Handwaffen oder Kriegsmunition aufzunehmen. 

§ 4. Dieselben Fahrzeuge dürfen die H&fen binnen 24 Stunden vom Aus- 
fahren irgend eines der anderen kriegführenden Macht gehörigen Fahrzeugs nicht 
verlassen, ausgenommen^ wenn sie durch die zuständige Behörde von der oben 
bezeichneten Frist befreit werden, nachdem sie die gehörige Sicherheit geleistet 
haben, dafs sie von diesem Umstände keinen Gebrauch machen werden, indem 
sie gegen das feindliche Fahrzeug einen Gewaltakt begehen. 

Artikel 4. 

Es ist gestattet, unter portugiesischer Flaffge alle erlaubten Handelsgegen- 
stände, die den Angehörigen einer der krie^&renden Mächte gehören, zu be- 
fördern, und es ist femer gestattet, erlaubte Handelsgegenstände, die Eigenthum 
portugiesischer Staatsangehöriger sind, unter der Flagge irgend einer der kri^- 
führenden Mächte zu befördem. 

§ 1. Ausdrücklich ausgenommen von der Bestimmung dieses Artikels sind 
die Gegenstände, die als Kriegscontrebande angesehen werden können. 

§ 2. Auch ist die Bestimmung dieses Artikels auf die Häfen irgend einer 
der knegführenden Mächte nicht anwendbar, wenn sich die Häfen im thatsfich- 
lichen Blockadezustand befinden. 

Artikel 5. 

Die nortugiesischen und die in Portugal und seinen Besitzungen wohnhaften 
fremden Staatsangehörigen haben sich aller Handlungen zu enthalten, die nach 
den Gesetzen als der äufseren Sicherheit und den Interessen des Staates, in 
Beziehung auf die fremden Nationen, zuwiderlaufend betrachtet werden. 

Artikel 6. 

Die Regierung wird den portugiesischen Staatsangehörigen oder irgend 
welchen anderen, die gegen die Beobachtung der Vorschriften des vorliegenden 
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Dekrets verstofflen, keinerlei Schute gegen die Handlangen und Mafsregeln der 
Kriegführenden gewähren. Die Bestimmung dieses Artikels berührt nicht solche 
Handlungen, die nach der geltenden Gesetegebung strafbar sind. 

Der Priiaident des Mimsterraths, Minister des Innern, und die Minister der 
Übrigen Abtheilungen haben hiemach das Weitere ausführen zu lassen. 
Palast, den 28. April 1898. 

Der K((nig. 
[Folgen die Unterschriften des Gesammt-Ministeriums.] 

VNI. Mtlaai. 

Neutralitfttserkl&rung vom 18./30. April 1898. 

Xet disientimenU §urvmu$ dana cea demiera tem^a entn VE$pagne et U$ 
JBtait' Unit d^Ämfrique ont ameni le Oauvemement ImpSnai ä recher eher, de conctrt 
cvee Ua autre» Fui$$ance9, le$ moyem gm awraimi pu privenir un canßii armS 
entre eea deux pay$. 

Malheureiuement nos dSnuurchea amicäle$ n^ont pa» abouH et VEipagne et lee 
Etats -Unit $e trtmvent aetMÜlement en itat de guerre* 

Ceet avee un vif regret que le Gouvernement Imp6ri4il aseiete au confiit amtS 
entre deux Bitate auaoqude ü eet lU par une amitU iiculaire et par de$ aympathiea 
profimdee, II eat fermement rUolu a obaerver ä Vigard des deuxpartiee hwigSrantes 
une parfaite et impartiaU neutralitS. 

Le Ghuvemement ImpSrial a prie acte des didaraOons des Gouvernements 
Espagnol et Ämirieain relatwement a leur intention de se eonformeTf pendant toute 
la durie de la guerre, aux principes giniralement reeonnus du droit international, 
^ savoir: 

1. Le paviUon neutre couvre la marchandise ennemiSf ä VeaBcq^tum de la contre* 
bände deguerre. 

2. La marchandise neutre, ä VexceptUm de la contrebande de guerre, n'est 
pas saisissable sous paviUon ennemi, et 

3. Le blocus, pour itre obligatoire, doit etre effectif. 

Tous les siiijets de 8a Majesti PEmpereur de mime gue toutes les personnes 
qui trouvent sous la protection des lois de VEmpire, sont tenus de remplir les 
Migations que comporte Tltat de neutraliti, Cmx qui contreviendraient ä ces 
dispositions seront responsaUes deoant la loi et nepourrontf en aucun cas, recevoir 
aiM ou protection de la part du Gouvernement Impirial ou de ses agents diplo- 
matiques et consviaires ä Vetranger, 

Le Gouvernement Imperial diclare^ en outre, que les hätiments de guerre des 
deux liiissances bdligirantes ne pourront entrer dans les ports russes que pour 
24 heures. Dans les cos de mauvais temps, d'absence ä bord d^oljets ou de pro- 
visions nScessaires ä Ventretien de Viquipage ou bien pour cause de rfy>arations 
indispensables la Prolongation du däat susindiqui ne pourra itre accordSe chaque 
fois que sur une autorisation splciale du Gouvernement Lnpirial. 

Dans le cas oü des navires appartenant tnue deux parties bdlighxmtes entre- 
raient dans un port russe, le navire marchand ou le navire de auerre de Vune des 
parties Mligh'antes ne pourra sorOr du port que 24 heures apres que le navire de 
Tautre partte aura quittS le mime port 

La vente des prises est absolument dS/endue dans les ports russes. 

IX. Vtatnela. 

Neutralit&tserklftrung vom 6. Juni 1898. 

Der Yerfaasungsm&fsige Präsident der Vereinigten Staaten von Venezuela 
bestimmt unter der Verkündung, dafs die Haltung der Vereinigten Staaten toq 
Venezuela in dem gegenwärtigen Kriege der Vereinigten Staaten von Amerika 
HÜt Spanien streng neutral ist. Folgendes: 

Art. 1. 

Alle Behörden der Bepublik, die Bundesbehörden und die der Einzelstaaten, 
haben in ihrem Bereich die Vornahme solcher Handlungen zu verhindern, welche 
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die Neutralität verletseD, wie Anwerbungen, Aufkaufen Ton Waffen, Bildung 
Yon Yereinigungen, Ausrüstung Ton Expeditionen u. s. w. 

Art. 2. 

Der Handel der Venezolaner mit den kriegführenden L&ndem wird durch 
das Verbot der Zufuhr von Eriegskontrebande beschrftnkt, einschlielalich der 
Beförderung von Korrespondenzen und von zum Milit&rdienst einberufenen 
Personen, und durch das Verbot der Verletzung einer besonders vom Befehls- 
haber der Schiffe angezeig^n Blockade, sofern dieselbe wirksam durchgeführt ist. 

§. Nach den von den kriegführenden M&chten yerkündeten Grundsätzen 
und in Uebereinstimmung mit dem für Venezuela yerbindlichen Vertragsrecht 
unterliegen der Wegnahme und Konfiskation nicht: Waaren der Feinde unter 
neutoller Flagge und Waaren der Neutralen unter feindlicher Flagge, in beiden 
Fällen mit Ausnahme der Kriegskontrebande. 

Art. 3* 

Die Venezolaner werden sich der Annahme von Kaperbriefen enthalten, 
falls die kriegführenden Mächte sich dieses Mittels der Feindseligkeit bedienen» 
auf welches keine von beiden yerzichtet hat. 

Art. 4. 

Die Venezolanw. welche gegen diese Pflichten yerstofsen oder in irgend 
einer Weise an den Feindseligkeiten theilnehmen, setzen sich den Folgen ihrer 
Aufführung nach der nationalen Gesetzgebung^ und den Strafen aus, die ihnen 
der kri^;fünrende Theil auferlegt, ohne daXs sie dieserhalb den Schutz der Be- 
gierung anrufen künnen. 

Art. 5. 

In venezolanischen Häfen werden weder Krief;8schiffe noch Kaper der 
kriegführenden Mächte mit ihren Prisen zugelassen, sie dürfen diese Häfen nur 
im Falle dringender Noth anlaufen und müssen sie, nachdem dieser Noth&ll 
vorüber ist, aubald wieder verlassen. 

Art. D. 
Dieses Dekret wird den Betheiligten mitgetheilt und verüffentlicht werden. 
Gegeben . . . Caracas, den 6. Juni 1898. 

[Unterschriften.] 
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Die drei Regeln des Artikels VI des Washingtoner Vertrages 
zwischen Grofsbritannien nnd den Vereinigten Staaten von 

Amerika, vom 8. Mai 1871. 

In deciding tke matters submitted to the ArbUrators they shaU be ^ovemed 
hy the foUowmg tkrte ruks^ whiA are agreed itpon by tke ITt^A dmtradmg Fartiee 
as rules to be taken as applicable to the case^ and by such prindpk» of tfiter- 
natumal law not inconnsünt therewUh as the ArbUrators ahau determine to have 
been applicable to the ease: 

Bules, 

A neutral Chwmment is bound: 

First To use due düigence to prevent fAe fitting out. armisig, or emtifpi^, 
loiAtn its Jurisdiction, of any vessel tohich it has reasouMle graund to behebe %s 
intetided to cruise or to carry an war against a Power wi&i tMdi it i» at feace; 
and also to use like düigence to prevent the departwre from its jurisdktum of 
any vessd m^eytded to cruist or carry on war as above, such vessel hamng been 
speciaUy adopted, in whole or in pari, wi^in such Jurisdiction^ U) warlike use. 
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Seeondly. Not to ptrmit ar «H^er HtKer hdligerent io make use of its ports 
or waters üb tkt bow of naval Oferations aaainst &e otker, or for the pwrpose of 
the rmewtU ar mm^entatian ofmtlitary 9UfpUe$ or aurms, or the reeruitment ofmen. 

Thirdly. To exercise due düiffence %n ita oum ports und waters, and, as to 
all persans mthin its jwrisdictiont to prevent any vMatian of the foregoing obli' 
gatums and duties. 

Her Brita$mie 3lßjesty hos eommanded her High Commissioners and Pfeni- 
potemtiaries to ieelare Uiat Her Majestffs Goiwmment cannot assent to the foregoing 
rules as a statement of prindpUs of mtemational law which were tu force at the 
time whitn the daims mtniwned in Ärtiele I arose^ hut ^t Her Majesty*s Oovem- 
ment, in arder to evtfice its desire of strengÜ^ening the friendly rdations between 
the two eouniries and of making satisfactory provision for the futwre, agrees that, 
in deeiding the qnestions between the two eountries arising out of (hose claims* the 
Arbitrators shanld assume that Her Majesty*s Oavemment had undertaken to aet 
upon the principles set forth in these rules, 

Ana the High Contracting Parties agree to ohserve these rules between Ütetn' 
selves in future, and to bring (ftfui to the knowledge of o^^er maritime powers and 
to invite them to aecede to them. 
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Yerordnnng, betreffend die Ausfibmig der Prisenfferichts- 
barkeit ans Anlafs der .ostafrikanischen Blokade, vom 

15. Febroar 1889. 

Wir Wilhelm, von Gottea Gnaden Deutscher Kaiser, König 
▼on Preufsen etc. 

verordnen anf Grund des §. 2 des Gesetzes vom 3. Mai 1884, betreffend die 
Prisengerichtsbarkeit (BeichA-Geeetzbl. 8. 49), im Namen des Reichs, was folgt: 

I. Behörden. 

§. 1. 
Die Entscheidung über die Bechtmäfsigkeit der von dem deutschen Ge- 
schwader aus AnlaTs der Blokade der ostafrikanischen Küste gemachten Prisen 
erfolgt: 

in erster Instanz durch das Prisengericht in Zanzibar, 
in zweiter Instanz durch das Oberprisengericht in Berlin. 
Die allgemeine Geschftftsaufsicht Aber diese Gerichte steht dem Beich»- 
kanzler zu. 

§. 2. 
Dem Prisengericht steht als Einzelrichter der Kaiserliche Gkneralkonsul 
in Zanzibar oder, im Falle seiner Behinderung, derjenige Kaiserliche Beamte 
Yor, welcher ihn oei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit zu yertreten hat. 

§. 3. 
Dafi Oberprisengericht besteht aus einem Vorsitzenden und sechs Beisitzern. 

§■ 4. 

Bei dem Prisengericht wie bei dem Oberprisengericht wird je ein Kaiser- 
licher Kommissar bestellt. 

Kaiserlicher Kommissar bei dem Prisengericht ist der Auditeur des Blokade- 
geschwaders, welcher im Behinderun^alle durch einen vom Geschwader-Chef 
zu bezeichnenden Offizier vertreten wird. 

Die Kaiserlichen Kommissarien haben den Anweisungen des Reichskanzlers 
Folge zu leisten. 
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§. &. 
Die Ernennung der Mitglieder des OberpriBengericlitB und ihrer Stell- 
Vertreter sowie des Kaiserlichen Kommissars bei dem Oberprisengericht erfolgt 
durch Kaiserliche Order. 

§. 6. 
Die erforderlichen Anordnungen hinsichtlich der Bureau- und Unter- 
beamten, der Qeschftftsr&ume und der Büreaubedürfnisse für das Obeiprisen- 
gericht werden vom Reichskanzler getroffen. 

II. Vorbereitendes Verfahren. 

§. 7. 

Ueber den Hergang bei der Aufbringung der Prise wird dem Kaiserlichen 
Konsulat in Zanzibar durch das Qeschwader-Kommando sobald als timnüch 
Mittheilung ffemacht. 

Dieser Mittheilang werden eine von dem Befehlshaber, welcher die Prise 
gemacht hat, abgefafste oder zu Protokoll gegebene Darstellung über das der 
Aufbringung zu Grunde liegende Sachverh&ltnirs, sowie etwaige YerhandlungeD 
und Aufzeichnungen über oie Aussagen der sonst bei dem Hergang betheiligten 
Personen und au&rdem etwa vorgefundene Schiffspapiere beigefügt. 

Falls die Prise vernichtet oder untergegangen ist, wird auch eine Ver- 
handlung über diesen Hergang eingereicht. 

§. 8. 

Die eingebrachte Prise wird dem Kaiserlichen Konsulat übergeben, welches, 
soweit thunlich unter Zuziehung des Schiffers, für Aufnahme eines Inventars 
und für Sicherung von Schiff und Ladung Sorge zu tragen hat. 

§. 9. 

Wenn es sich ergiebt, dafs die Prise einer erheblichen Werthsverringerung 
ausgesetzt ist, oder ihre Aufbewahrung unverhältnifsm&Tsige Kosten verursachen 
würde, kann das Kaiserliche Kons^at im Einvernehmen mit dem bei dem 
Prisengericht bestellten Kaiserlichen Kommissar den öffentlichen Verkauf und 
die Hinterlegung des Erlöses veranlassen. 

In gleicher Weise werden Anträge erledigt, welche die Herausgabe von 
Schiff oder Ladung gegen Hinterlegung des Werthes betreffen. 

§. 10. 

Das Kaiserliche Konsulat hat alle Thatsachen, welche für die Beurtheilong 
der rechtmäXsigen Aufbringung der Prise und für oie Frage, inwieweit dieselbe 
zu verurtheilen oder freizugeben ist, noch von Erheblichkeit sind, durch Auf- 
nahme der Beweise mit mö^chster Beschleunigung festzustellen« 

§.11. 

Der £[aiserliche Kommissar kann stets von dem Stande des vorbereitenden 
Verfahrens KenntniXs nehmen und den Verhandlungen beiwohnen. 

Nach Abschlufs des vorbereitenden Verfahrens sind die Akten ohne Verzug 
dem Kaiserlichen Kommissar zuzustellen. 

Der Kaiserliche Kommissar kann sowohl selbständig als durch Anträge 
bei dem Kaiserlichen Konsulat weitere Erhebungen veranlassen. Erachtet er 
die Sache für spruchreif, so überreicht er die Akten dem Prisengericht mit 
einem schriftlichen Antrag. 

ni. Verfahren vor dem Prisengericht. 

§. 12. 
Ist der Antrae des Kaiserlichen Kommissars auf Freisprechung der Prise 
gerichtet, so erläCst das Prisengericht, insoweit dasselbe den Antrag für begründet 
erachtet, die freisprechende Entscheidung ohne mündliche Verhandlung. 
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§. 13. 

Soweit nicht auf Grand des §.12 eine Entscheidnnff ergeht, hat daa 
Prisengericht die Betheili^n ohne Verzug aufzufordern, Ihre etwaigen An- 
sprüche hinnen einer drei Wochen nicht ühersteigenden Frist durch Einreichung 
einer schriftlichen Beklamation geltend zu machen. 

Die Aufforderang ist durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt zu 
machen. 

Die Bekanntmachung gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages 
nach erfolgter Anheftung. 

An oue in Zanzibar sich aufhaltenden sowie an die sonst ohne Ver'^ 
zögerung des Verfahrens erreichbaren Betheiligten soll eine besondere Bekannt- 
machung erfolffen. Jedoch gilt auch diesen rersonen gegenüber die Bekannt- 
machung mit dem im Absatz 3 bezeichneten Zeitpunkt als bewirkt. 

§. 14. 

Die Beklamation muXs einen bestimmten Antrag enthalten. 

Wohnt der Beklamant nicht in Zanzibar, so ist, falls er nicht einen da- 
selbst wohnhaften Bevollmächtigten bestellt hat, in der Beklamationsschrift 
eine in Zanzibar wohnhafte und unter der deutschen Konsulargerichtsbarkeit 
stehende Person zu bezeichnen, welche die für ihn bestimmten Schriftstücke in 
Empfang zu nehmen hat. 

Geschieht dies nicht, so erfolgen alle Zustellungen bis zur nachträglichen 
Benennung durch Anheftung an die Gerichtstafel. 

Die Zustellung gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages nach 
erfolgter Anheftung. 

§. 15. 
Wenn Beklamationen bis zum Ablauf der Frist nicht eingegangen sind, 
wird die Entscheidung ohne mündliche Verhandlung, jedoch nach Anhörung 
des Kaiserlichen Kommissars erlassen. Ist eine Reklamation rechtzeitig ein- 

§egangen, so wird Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt, zu welcher 
er Kaiserliche Kommissar und der Beklamant geladen werden. 

§. 16. 

Die Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung und die 
Anberaumung eines Termins zur Fortsetzung oer Verhandlung kann auf Antrag 
oder von Amtswegen erfolgen. 

§. 17. 
Der Beklamant kann sich in dem Verfahren vor dem Prisengericht durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 

§. 18. 
Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereideten Pro- 
tokollführers. Das Protokoll muXs die Namen der Anwesenden enthalten und 
den wesentlichen Hergang und Inhalt der Verhandlungen wiedergeben. 

§. 19. 
Die auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden Entscheidungen 
müssen verkündet werden. Einer Zustellung an den Reklamanten bedürfen nur 
Endurtheile, sowie nicht verkündete Beschlüsse. 

IV. Berufung. 

§.20. 

Gegen das Endurtheil des Prisengerichts steht die Beratung an das Ober- 
prisengericht sowohl dem Kaiserlichen Kommissar als dem Reklamanten zu. 

Die Berufung muls bei dem Prisengericht binnen zwei Wochen nach Mit- 
theilung der Entscheidung schriftlich oder zu Protokoll eingelegt werden. 



348 Anlagen. 

Der Beschwerdeführer mnXs binnen einer weiteren FriBt von swei Wochen 
schriftlich oder zn Protokoll eine bestimmte Erklflrang darüber abgeben, inwie- 
weit er die Entscheidung anfechten und deren Aufhebung beantragen wilL 
Die BechtfertigunR der Berufung kann mit der Einlegung verbunden werden. 

Die Bechderti^ngsschrift des Beklamanten muXs von ihm selbst oder von 
seinem Bevollmächtigten unterzeichnet sein. 

§. 21. 
Ist die Berufung nicht rechtzeitig eingelegt oder ist die Bechtfertiguncs- 
schrift nicht in der vorgeschriebenen Frist oder Form angebracht, so hat da» 
Prisengericht das Rechtsmittel durch BeschluXs als unzulässig zu verwoien. 
Der Beschwerdeführer kann binnen zwei Wochen nach Zustellung dee Be- 
schlusses auf die Entscheidunff des Oberprisengerichts antragen. In diesem 
Falle sind die Akten durch den Kaiserlichen Kommissar an das Oberprieen- 
ffericht einzusenden. Das letztere entscheidet nach Anhörung des bei ihm 
bestellten Kaiserlichen Kommissars. 

§. 22. 

Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt und in der vorgeschriebenen Frist 
und Form gerechtfertigt, so ist die Berufungs- und Bechtfertigungsschrift dem 
Gegner des Beschwerdeführers zuzustellen. Diesem steht frei, binnen zwei 
Wochen eine Gegenerklärung einzureichen. 

Auf die Gegenerklärung des Reklamanten findet die Vorschrift des §. 20 
letzter Absatz Anwendung. 

Nach Eingang der Gegenerklärung oder nach Ablauf der Frist ^olgt 
durch den Kaiserhchen Kommissar die Einsendung der Akten an das Ober- 
prisengericht 

§. 23. 
Auf das Verfahren vor dem Oberprisengericht finden die Bestimmungen 
der §§. 186 bis 193, auf die Berathung und Abstimmung die Vorschriften der 
194 bis 199 des Gterichtsverfassungsgesetzes entsprechende Anwendung. 



§. 24. 

Das Oberprisengericht entscheidet ohne mündliche Verhandlung nach An- 
hörung des bei demselben bestellten Kaiserlidbien Kommissars. Vor Fällung 
des Endurtheils kann das Oberprisengericht weitere Erhebungen anordnen. 

§. 25. 
Das Endurtheil des Oberprisen^erichts ist dem Beklamanten sowie dem 
Kaiserlichen Kommissar beim Oberprisengericht zuzustellen. 

V. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 26. 
Endurtheile sind mit Gründen zu versehen und mit der Eingangsformel 
,Im Namen des Kaisers" auszufertigen. 

§. 27. 

Die verurtheilte Prise ist, vorbehaltlich anderweiter Kaiserlicher Anordnung, 
zu verkaufen. Der Verkauf wird durch das Kaiserliche Konsulat in Zanzibar 
bewirkt. 

Die Verwendung des Erlöses bleibt Kaiserlicher Bestimmung vorbehalten. 

§. 28. 

Auf die zu bewirkenden Zustellungen finden, soweit diese Verordnung 
nicht andere Bestimmungen enthält, die Vorschriften der CivilprozelBordnung 
über Zustellungen entsprechende Anwendung. 

Zustellungen an den iCaiserlichen Kommissar erfolgen durch Vorlegung 
des zuzustellenden Schriftstücks. 
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Wenn mit der Znstellang der Lauf einer Frist beginnt, so ist der Tag der 
Vorlegung von dem Kaiserlichen Kommissar auf der Urschrift zu vermerken. 

§. 29. 

Oerichts- und Verwaltungsbehörden haben innerhalb ihrer Zuständigkeit 
den Ersuchen der Prisenbehörden und der Kaiserlichen Kommissare zu ent- 
sprechen. Auf die Yon den Gerichten zu leistenden Rechtshülfen finden die 
§§. 1&8 bis 167 des Oericht^Terfassungsgesetzee entsprechende Anwendung. 

§.30. 

Auf die Vernehmung von Zeugen und SachverstAndigen sowie auf die 
Einnahme eines Augenscheins finden die §§. 48 bis 93 der BtrafprozeXsordnung 
mit der Mafsgabe entsprechende Anwendung, dafs die Beeidigung der Zeugen 
und SachTerst&ndigen in der Begel bei ihrer ersten Vernehmung zu erfolgen 
hat und dafs der &3hiffer der Prise nicht beeidigt wird. 

§. 31. 
Wird von einem der bei Bchilf oder Ladung Betheiligten eine Handlung 
beantragt, mit welcher baare Auslagen verbunden sind, so Kann die Vornahme 
derselben von der vorgftngigen Zahlung eines zur Decrung dieser Auslagen hin- 
reichenden Vorschusses abhftngig gemacht werden. 

§. 32. 

Das Verfahren in Prisensachen ist gebühren- und stempelfrei. 

Die in Prisensachen mitwirkenden Beamten erhalten bei Dienstreisen 
anXserhalb ihres Wohnortes aus Reichsmitteln Tagegelder und Fuhrkosten, deren 
Höhe der Beichskanzler bestimmt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhftndigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Februar 1889. 

(L. 8.) Wilhelm. 

Fürst von Bismarck. 



ErgänzaBgen nnd Beriehtigiugeii. 
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Seite 7 Anm. 3 Ton S. 6: Z. 6 ist hinter ,dem* euunischalten: , Ablaufe des^; 
Z. 7 stott ,1898 S. 1019)' zu setzen: ,S. 1019), ebenso der Freond- 
schafts-. Handels- und Schiffahrtsyertrag mit Salvador vom 13. Juni 
1870 mit dem Ablaufe des 23. Mai 1902 (das. S. 168)'; Z. 9 staU 
.dem 31. Juli 1897' zu lesen: «dem Ablaufe des 31. Juli 1897 (R- 
G.-Bl. S. 611)'; Z. 15 hinter ,39)' einzuschalten: «und vom 26. Juni 
1902 (B..G.-B1. S. 261)'. 
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de Oonstantinople. Essais d'histoire diplomatique. Paris 1899. 
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dings, ohne dafs ähnliche Voraussetzungen vorlagen, durchbrochen 
worden. So hat nach längeren Verhandlungen die Pforte im Winter 
1902/1903 unarmierten russischen Torpedofiuirzeugen die Durchfahrt 
durcn die Meerengen (unter der russischen Handelsflagge) gestattet. 
Die englische Kenerung ist hiergegen vorstellig ^worden und hat 
sich die gleichen Kechte, wie sie der russischen eingeräumt wordoi 
sind, vorbehalten. — S. auch den Aufsatz «Die Dardanellen 
zwischen BuXsland und England* in No. 6 der (österreichischen Zeit- 
schrift «ArmeeblaU' vom 11. Februar 1903, S. 7. 

Seite 37 zu Anm. 1: S. auch E. Hbimbürosb, a. a. O. [zu Seite 17] S. 102. 
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Seite 52 zu Z. 25: Nach der neueren G^etzgebung der Vereinigten Staaten 
von Amerika ist zu Namensänderungen nicnt mehr die Genehmigung 
des Kongresses, sondern diejenige des Schiffahrts-Kommissars des 
Schatzamts erforderlich. 

Seite 59 zu Anm. 2 von Seite 58^ Z. 2 hinter dem Worte «erreicht': S. auch 
Erk. des deutschen Beichsgerichts vom 21. Oktober 1892 (Entach. 
in Strafsachen Bd. 23 S. 266 f.). 
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Hfl navire dant VSquipage 9e 8erait rendu coupable d^un acte iUicite dans 
let ecmx territoriales ou 8 r le territoire de cet 6tat, ne iauraü itre 
reeonnu camme con/arme au droit des geh§f puioque la juridiction d^un 
itat ne 8*itend pa» au delä des limites de la mer territoriale, ä moins 
qu^U n*ait iti diroffS ä cette r^gle par une Convention expressed . . . 
(Bev. de dr. i. 1903, S. 83, 84, 90j. 
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Seite 84 EU Z. 1, 2: Diib Pr. Ministerial-Biatt der Handels- und Grewerbe- 
Verwaltung No. 3 Ton 1903 enthält den folgenden MinisterialerlaXs, 
betr. Befreiung fremder Kriegsschiffe von Hafen- und Schiffahrts- 
abgaben: 

Berlin, den 15. Januar 1903. 
Die Befreiung fremder Kriegsschiffe von Hafen- und sonstigen 
Schiffahrtsabgaben entspricht einem allgemein anerkannten völker- 
rechtlichen Grundsatze, welcher mit der üblichen weitgehenden 
Exemption der Kriegsschiffe yon fremden Hoheitsrechten zusammen- 
hängt. Mit Rücksicht hierauf sind in den preufsischen Häfen fremde 
Kriegsschiffe zu den Hafen- und Schiffahrtsabgaben nicht heranzuziehen. 

Seite 84 zu Anm. 3: Entsprechend § 1 der Zollordnung für den Kaiser Wilhelm- 
Kanal vom 12. Februar 1903 (Centralblatt für das Deutsche Reich, 
S. 73 f.). 

Seite 93 Anm. 1 Z. 2: StaU ^V lies ^3'; Anm. 2 Z. 1: Statt ,161'' lies ,165 f.*. 
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Seite 102 zu Anm. 1 : Über die m Betracht kommenaen grundsätzlichen Fragen 
im Anschlufs an einen eigenartigen Fall s. C. Tunzblmanm von Adlbr- 
FLUO, Zur Frage der Auslieferung von Deserteuren, insbesondere des 
Kriegsschiffspersonals, in der Marine-Bundschau 1902, S. 1072 bis 1087. 

Seite 104 Z. 8: Das Wort «fremden" ist zu streichen. 

Seite 106 Anm. 1 Z. 2: Statt «parlement* lies „Parlement\ 

Seite 108 zu Anm. 1 : A. Sbnlt, La piraterie (Th^se pour le doctorat), Paris 1902. 

Seite 110 zu Abschn. HI Ziff. 3: Das Werk von A. Bouoibb, Les guerres 
civiles et le droit des gens, Paris 1903, welches diesen Gegenstand 
in den §§ 64 bis 66 behandelt, konnte nicht mehr benutzt werden. 

Seite 117 Anm. 1 Z. 2: Stett ,1902* lies ,1901*. 

Seite 125 zu Anm. 1: Schiedssprüche aus Anlafs weiterer Konflikte s. in der 
ßev. de dr. i., 1903, 8. Ibi. 

Seite 125 zu Anm. 2: Auch: The New Foundland Question, in The Quarterly 
Review, vol. 194, July 1901, 8. 33—53. 

Seite 128 zu Anm. 3 von S. 127, Z. 2: Statt »mitgeteilt im Joum. de dr. i. pr.** 
ist zu setzen i,vom 31. Juli 1888, in der Rev. i. du dr. m. 1888/89*. 

Seite 130 zu Anm. 1: 8. auch Documents relatifs ä la r^pression de la traite 
des esclaves, publik en ex^ution des articles LXXXI et suivants de 
Tacte g^n^ral de Bruxelles, 1892, Bruxelles 1893. 

Seite 133 Z. 17: Hinter ,die* ist zu setzen , wichtigsten der*. 

Seite 133 Z. 21: Hinter «Niederlanden* ist einzuschalten „ , RuXsland*. 

Seite 150 zu Anm. 3 : Über eine Reihe solcher Beschlaffnahmen aus AnlaXs des 
Konflikts zwischen europäischen Mächten und Venezuela s. Blaubuch 
Venezuela No. 1 (1903) No. 203 nebst Anlagen. 

Seite 151 zu Z. 11: R. v. LabbiKs (Politik und Seekrieg, BerUn 1903, 8. 165) 
gebraucht, im Oegensatz zu der allgemein üblichen Terminologie, 
den Ausdruck .politische Blockade*; zu Anm. 3: Neuerdings ist der 
(Gegenstand ausführlich behandelt von L. DüCitooQ, Repr^sailles en 
temps de paiz. Blocus pacifique. Paris 1901. 

Seite 152 zu Abs. 1: Im Qegensatz zu der von England sonst geübten Praxis 
wurde in der Sitzung des Unterhauses vom 17. Dezember 1902 mit 
Bezug auf die in Aussicht genommene Blockade der venezolanischen 
Häfen regierungsseitig erklärt: eine Blockade involviere offenbar den 
S[riegszustand; so etwas wie Friedensblockade gebe es nicht. — Diese 
Erklärung war veranlafst durch die kundgegebene Absicht der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika, eine Friedensblockade 
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jener Hftfen nieht aneuerkennen, wenigstens soweit der Verkehr ameri- 
kanischer Schiffe mit Venezuela in £&tracht kommen wftrde; dieeer 
Verkehr könne nur heim wirklichen Kriegszustande ausgeschlossen 
werden. 

Seite 153 zwischen Z. 8 und 9 von unten: Qegen die Zulftssigkeit der Friedeofl- 
blockaden sprechen sich auch aus: DB Outabt (II. S. 28) und Macbi 
(n. S. 278 bis 28i), letzterer mit dem Hinweis: „U Uoeeo paeifiM 
coatituisce . . . una violmta eoniro ü deboU^ un abuno riprovewHe itUa 
fofta, pokhl [/] U ntuumi nxm oonoscono Btaio intermedia fra guerra e pace.* 

Seite 154 Anm. 8: Statt ,127* Ues ,116 bis 127*. 

Seite 160 zu Anm. 1 : Femer Descamps, S. 45 f., und speziell in Betreff Beizens 
derselbe: La neutralit($ de la Belgique au point de yue histonque, 
diplomatique, ittridi<}ue et politique. BruxeUes et Paris 1902. 

Seite 160 zu Anm. 2: Über die Neutralisierung offener HBfen und der den 
Fremden einger&umten Niederlassungen (Settlements) im Orient in den 
vom Feinde okkupierten Gebieten s. N. Abioa, La guerre sino-jspo- 
naise au point de vue du droit international, Paris 1896, S. 257 f. 

Seite 167 zu Anm. 2: Die Verhandlungen sind inzwischen zu Gunsten der An- 
lage durch die Landenge Ton Panama zum AbschluXs gelangt. Die 
Batifikation des am 23. Januar 1903 unterzeichneten Vertrages steht 
bevor. 

Seite 171 zu III. Abs. 2 Z. 1 : So bezeichnet y. Labb^s durchweg den Kreiuer- 
krieg als Kaperei bezw. Kaperkriee (a. a. O. S. 11, 106, 1491, 318j. 

Seite 177 Z. 17: Eingehende Betrachtungen hierüber bei Gaibal. 

Seite 179 Anm. Z. 4 v. u. ist das Komma hinter „/bsse" zu streichen; Z. 6 t. 
u. statt ^ausiliare" zu lesen «ausiliarie.*^ 

Seite 186 am Schluls: Neue Vorschläge hat das Institut de droit intemational 
in der Session von 1902 aufgestellt. S. Annuaire 1902, S. 301 bis 3J2. 

Seite 186 Anm. 1 Z. 2: Statt ,28' lies ,25*. 

Seite 189 Anm. 3 Z. 1: Statt ,P. P. B." Ues ,Pr. P. B.\ 

Seite 193 Anm. 1 Z. 6: Statt .rebitive'' lies .relatiTi' und statt ,1871'' ,1679*. 

Seite 197 zu Anm. 1 : Bussische Meinungen über den Kreuzerkrieg s. in der 
St. Petersburger Zeitung vom 24. Januar 1903. 

Seite 197 Anm. 1 Z. 1 und 2 müssen lauten: ,So £. Jbau in seiner ,Etude 
sur 4e droit maritime intemational. Convention de 1856' (Bey. mäht.. 
Bd. 141 [1899] S. 264 bis 291);*. 

Seite 201 Anm. 4 Z. 1: Hinter ,^)* ist einzuschalten «Froissabt bei*. 

Seite 201 Anm. 5: Ferner F. Wolf, Le respect de la pdche c6tiäre, in der 
Bev. marit., Bd. 148 (1901) 8. 305 bis 321. 

Seite 205 zu Anm. 3: Femer G. BoszKOWSU, La Bevision de la Convention de 
Genfeve, in der Bev. de dr. i. 1902. S. 199 bis 212, 299 bis 314, 442 biß 456. 

Seite 206 zur Literatur: G. MOhzbl, Unteniuchungen über die Genfer Kon- 
vention, Freiburg i. B. 1902. 

Seite 208 zu Anm. 1: K. von Stenobl, Die Haager Friedenskonferenz und dis 
Völkerrecht, im Arch. f. öffentl. B., Bd. 15 (1900) S. 139 f., bes. S. lf»2 
bis 157 und 201. 

Seite 209 zu DL: P. Fauchillb, Un projet de NapoWon I«» pour l'^tobliasement 
d'un Code maritime du droit des neutres, in der Kev. g. de dr. i. publ 
Bd. 9 (1902) S. 41 f:; deutsche Übersetzung von L. Nigmbtbb, in der 
Zeitschr. für Intern. Privat- und Öffentl. B., Bd. 12 S. 28 f. 

Seite 232 zur Anm. (Literatur): F. H. Gbffckbn, Die Alabamafrage, Stuttgart 
1872; Pbbibb, Le droit maritime intemationid & propos du düf^rend 
anglo-am^ricain, Paris 1862. . 

Seite 236 Anm. von 8. 23&, Z. 4: Hinter ,Bogbb8% ist einzuschalten ,Intemation«l 
law in the late war (North American Beview, 1901, S. 578—591)'. 

Seite 256 Anm. 3 Z. 3: Statt ,527" lies ,595 f.'. 

Seite 258 zu Anm. 1: T. L. Habbis, The Trent affair, including a review of the 
English and American relations at the beginning of the civil war,: 
Indianopolis 1896; Macbi, II. S. 601. 

Seite 260 Anm. 4 Z. 1 und Seite 261 Anm. 2 Z. 3: Statt ,530* lies ,598 f'. j 
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Seite 264 Z. 19: Brocheb de hk Fl£ch«bb (a. a. O. [o. 8. 210 Anm. 2] S. 347) 
erklärt, Kriegsschiffe seien dem Blockaderecht nicht unterworfen. 

Seite 264 vor HI: Die Blockade bindet grundsätzlich auch Post dampf er. In 
diesem Sinne erging seitens der englischen Admiralität vor Verkündung 
der Blockade gegen Venezuela unterm 18. Dezember 1902 folgende 
telegraphische Anordnung: „Instruct Commanding Officers ofhlockading 
ships that mail'Bteamera are subject to blockade restrictians, and should 
not be allowed to communicate with blockaded vorts. At the same time, 
the tnaster of each mailsteamer shoiUd be ififormed that if lie chooses 
to transfer his maus to the blockading »hip^ the latter toill, as far as 
may be practicable, endeavour to land them, This may be done by 
ngnaUing /br a boat to be sent firom the shore, but if necessary^ the 
maus may be sent ashore in a man-of-war boat, under a flag of truce, 
aU due precautiona being taken.*^ Blaubuch Venezuela No. 1 (1903), 
Anlage zu No. 202. An die deutsche Blockadedivision erging ent- 
sprechende Weisung. 

Seite 267 zu Anm. 2: v. Labels (b. a. 0. S. 163 f.) weist auf die Schwierig- 
keiten der Durchführung von Blockaden hin. 

Seite 268 Anm. Z. 5 v. u : Statt ,532* lies .600*; Z. 6 v. u. statt /)* .«)\ 

Seite 271 Anm. 1 Z. 1 : Statt ,53i* lies ,602«. 

Seite 272 Anm. 4 von S. 271, am Schluls: Statt , gleichlautend" lies ,im wesent- 
liehen bleich ** ' 

Seite 273 Anm 2 Z. 2: Statt ,536** lies ,602*. 

Seite 277 Anm. 1 von S. 276, Z. 3: SUtt „539" Hes ,606 f.* 

Seite 278 Anm. 3 Z. 2: Statt .S. 5391* lies ,, S. 608». 

Seite 288 Anm. 1 Z. 5: Statt „exceptionelles* lies .exceptionnelles". 
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^dufa 274. 

Affonso (VAUmquer^ 96. 

Agenten der Erie^ührenden, deren 
Ansehung als uneigentliche Kriegs- 
kontrebande 258 f. 

Alabama 231 f., 300, 352. 

Almansa 111. 

Angarieen 221 f. 

Anhaltung von Schüfen bei Ver- 
dacht der Piraterie 114. — auf Grund 
des Kriegsrechts 283 f. 

Annäherungsrecht 113 f. 

Antisklaverei- Konferenz (Brüs- 
seler) 130. 

Antivari, der Hafen ist Kriegs- 
schiffen verschlossen 81. 

Apenrade 115. 

Arrestgesuche gegen Kriegsschiffe 
93. 

ArrSt du prince 150. 

Asyl für Kriegsschiffe 212 f. — für 
Prisen 214. — für Kaper 215. 

Asylrecht an Bord von Kauffahrtei- 
schiffen 67. — an Bord von Kriegs- 
schiffen 94 f. 

Aufbringung von Prisen 289 f., 297 f. 

Auni9 104. 

Auslieferung von Flüchtlingen 
seitens der Kriegsschiffe 94 f. — 
von Deserteuren 78 f., 102 f. 

Ausweichen der Schiffe auf See 121. 

Beistand&leistung in Seenot 136 f. 

Belte 31. 

Benennung der Seeschiffe 51 f. 

Benito Estenger 189. 

Bergelohn 136 f. 

Besitzstand, unvordenklicher an 

Meereagebieten 16. 
Besuche, ceremonielle 141. 
Beute, s. Seebeute. 
Bezeichnung der Seeschiffe 51 f. 
Bielbrief 49. 
Binnenmeere 27. 



Binnenstaaten, Flaggenrecht für die 
Seehandelsschiffe ihrer Angehörigen 
41. 

Blockade, in Friedenaaeiten 151 f.. 
351 f. — im Kriege 261 f. — deatache 
V., betr. die Auaübong der Priaen- 
gerichtabarkeit aus AnlaCs der ostr 
afrikanischen B. 345 f. 

Blockadebruch 2721 

Bombardement offener Plfttse 181. 

Branntweinhandel, dessen Unter- 
drückung in der Nordsee 8, 124. 

Bundesrath 241. 

Bürgerkrieg 158 f. 

Ceremoniell 139f. 

Gertifikat 49, 287. 

Cespeder 111. 

Charlotte (Kriegsschiff) 30. 

Charlotte (Kauffahrteischiff) 200, 299. 

Chartepartie 288. 

Chishima Kan 77. 

Clayton-Bulwer Vertrag 165 f. 

Consolato del mare 5. 

Constitution 107. 

Convoi 290f. 

Costa Rica Packet 23. 

Coup d'assurance, de aemonce 

114, 283. 
CutHng 116. 

Dardanellen 291, 350. 

Desaix 200, 299. 

Deserteure von Kauffahrteischiffen 

78 f. — von Kriegsschiffen 102 1 
Doelwyk 241. 

Dreimeilengrenze 22. 
Dupleix 160. 
Durchsuchungsrecht 288. 

Effektivität der Blockade 265 f. 
Ehrenbezeugungen im Seeverkehr 

1411 
Einheitlichkeit der Beise bezüg- 
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lieh der Kriegskontrebande 239 f. — 

bei der Blockade 273 f. 
Ehoine Kreglin 63. 
Embargo 1501 
Erthenog Ferdinand Max 206. 
Etna 241. 
Exterritorialität der Kriegsschiffe 

85 f., 93 f. — anderer Schiffe KM f. 

Fernando d Catolieo 111. 

Fischerei s. Seefischerei, anch Küsten- 
fischerei. 

Fischereifahrzeuge, Lichter- 
fühmng 120. — Verhalten im all- 
gemeinen 122 f. — F. sind vom See- 
benterecht eximiert 201 f. 

^l<^gg® ^Of. — Gebrauch einer falschen 
F. im Seekriegel82f.,298. — Streichen 
der F. 41, 139, 140, 184, 219. 

Flaggen attest s. Flasgenzengnis. 

Flaggenschein 51, 287. 

Flaggenzengnis 48, 49, 287. — Er- 
teilung eines F. durch dftnische Kon- 
suln in Kriegszeiten 330. 

Florida 232. 

Flufsmündungen 32 f., 35. — 
Blockade von F. 264. 

Foreign Enlistment Acts 231 f. 

Franeonia 70 i, 

Freiheit des Meeres 11 f. 

Frei Schiff — frei Gut 205, 223 f. 

Frei Schiff — unfrei Gut 223 f. 

Frey 219. 

Freya 291. 

Friedensblockade 151 f., 351 f. 

Gebietshoheit, konkurrierende bei 
Meerengen und Flufsmündungen 35. 

— vorübergehende über Teile des 
offenen Meeres 37 f. 

Geld, ob Kriegskontrebande 251. 

Geiderland 259. 

General 241. 

Generalembargo 150f. 

Generalrepressalien 150. 

Genfer Konvention, Anwendung 
ihrer Grundsätze auf den Seekrieg 
8, 205 f. — Wortlaut des Abkommens 
vom 29. Juli 1899 318 f. 

Georgia 232. 

C^a 56. 

GesundheitspaXs 132. 

Gneisenau 102. 

Grenzen des Küstenmeeres 19 f. 

Haager Friedenskonferenz, Be- 
handlung seerechtlicher Fragen 196 f. 

— s. auch Genfer Konvention. 
Häfen 32. 

Hafensperre im Kriege 2201 



Haffs 33. 

Handelsschiffe, s. Kauffahrtei- 
schiffe. 

Handels- und Schiffahrtsver- 
träge 6, 350. 

Hanserezesse 6. 

Ha^-Pauncefote Vertrag 166 f. 

Heimatshafen 47. 

Heia 30. 

Hertha 30, 102, 160. 

Herzog 241. 

Hochflutgrenze 20f. 

HohenMolkm 30. 

Hülfsschiffe, ein Teil der Kriegs- 
flotte 168. 

Huear 147 f. 

Illegal Enlistment 332 f. 

Inseln vor Flufsmündungen und den 

Wattenmeeren 33. 
Institut de droit international, 

dessen Arbeiten auf dem Gebiete des 

Seerechts 10, 352. 
Interventionen 143. 
Iren Duke 68. 
Isthmuskanal durch Gentralamerika 

165 f. 

Jörne» Hamilton Lewis 350. 
Journal, s. Schiffstagebuch. 
Jus angariae 221 f. 

Kabel, s. Telegraphenkabel. 

Kaiser Wilhelm-Kanal, Passieren 
desselben durch fremde Kriegs- 
schiffe 84. 

Kanonenschufs, als Aufforderung 
der Kriegsschiffe an andere Schiffe, 
deren Qualität festgestellt werden 
soll, zum Anhalten 114. — im Kriege 
283. 

Kanonenschufsweite, als Grenze 
des Küstenmeeres 20, 22 f. — als 
Abstand bei der Anhaltung von 
Schiffen behufs Ausübung des Visi- 
tationsrechts 284 f. 

Kaper. 171 f. — deren Befugnis zur 
Ausübung des Visitationsrechts 280, 
295. 

Kaperei 171 f. — deren Abschaffung 
175 f. 

Kartellschiffe 204. 

Kauffahrteischiffe, Flaggenrecht 
derselben 44 f. — in fremden Uoheits- 
gewässem 60 f. — Gegenstand des 
Seebeuterechts 188. — neutrale im 
Kriege 220 f. — s. auch Schiffe. 

Kohlen, ob Kriegskontrebande 250 f. 

Kolonialhandel im Kriege 228. 

Königskammern 34. 

23* 
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Konnossement 288. 

Konsu-laryerträge 6. 

Korrespondenzen der Kriegführen- 
den, deren Beförderung durch neu- 
trale Schiffe 259. 

Kowshing 257 f. 

Krankheiten, Vereinbarungen zur 
Verhütung der Verbreitung an- 
steckender K. auf dem Seewege 133 f. 

Kreuzerkrieg 171, 352. 

Kriegsflagge, deutsche 51. 

Kriegsgebiet 159f. 

Kriegsgefangenschaft des Be- 
satzungspersonals feindlicher Kauf- 
fahrteischiffe 189 f. 

Kriegskontrebande 234 f. — Begriff 
238 f., 329. — relative 242 f. — un- 
eigentliche 256 f. 

Kriegsmaterial, Lieferung seitens 
Neutraler an Kriegführende 234. 

Kriegsmittel 179 f. — Haager Ab- 
kommen darüber 180. — im Seekriege 
180 f. 

Kriegsschiffe, Begriff 54. — Legi- 
timation 54 f. — in fremden Hoheits- 
gewässern 79 f., 351. — zollamtliche 
Behandlung 83. — Exterritorialität 
85 f., 93 f. — im neutralen Seegebiet 
211 f. — Ausrüstung in neutralen 
Häfen 231. — Bechtsstellung neu- 
traler K. bei Blockaden 262 f., 352. 
— sind dem Visitationsrecht nicht 
unterworfen 281. — Verhalten im 
Suezkanal im Kriegsfalle 313 f. 

Küstenfischerei 36. — deren Rechts- 
schutz im Kriege 201 f., 352. 

Küstenfrachtfahrt 35 f. — im 
Kriege 228 f. 

Küstenmeer 17. 

Ladungspapiere 288. 
Landgrenze des Küstenmeereu 19. 
Lazarettschiffe 206 f., 319 f. 
Lebensmittel, ob Kriegskontrebande 

245 f. 
Leitha 84. 
Lichter, die von Seeschiffen zu 

führen sind 120. 
Log[g]buch, s. Schiffstagebuch. 
Londoner Vertrag, vom 13. Juli 1841 

7, 29. — vom 20. Dezember 1841 

7, 128 f. — vom 13. März 1871 29 f. 
Lösegeld für Prisen 300, 307. 
Loskaufverträge 300. 
Lotsendienste Neutraler 230. 
Lotsensignale 122. 
Ludwig 200, 299. 

Manifest 288. 

Mare liberum, clausuni 14. 



Lue 68. 

Marine-Ordonnanz, französische 
von 1681 6. 

Ma u 1 1 i e r e , ob Kriegskontrebande 
2441. 

Medu9a 115. 

Meer, Freiheit desselben 11 f. — d«g 
offene M. ist Kriegsgebiet 159. — 
geschlossenes M. 27. — das Schwarze 
M. 28 f. 

Meerengen 27 f. 

Meeresbuchten 33 f., 35. 

Meereseinbrüche 32. 

Mendez Nunez 111. 

Meisbrief 49, 287. 

Mindello 35. 

Mittel der Kriegführung s. Kriegs- 
mittel. 

Montenegro, dessen Gewässer sind 
Kriegsschiffen verschlossen 81. 

Munition, Kriegskontrebande 238 f. 

Musterrolle 287. 

Nationalflagge 40 f. — s. auch 
Flagge. 

Nationalität der Seeschiffe 39 f. - 
deren Feststellung in Kriegszeiten 
279, 286 f. 

Navigationsakte von 1651 15. 

Nebelsignale 120. 

Negcrsklavenhandel s. Sklaren- 
transporte. 

Neutralität V, VI, 208 f. ~ bewaff- 
nete 7, IJI, 265. 

Neutralitätserklärungen 211. — 
aus AnlaTs des spanisch -ameri- 
kanischen Krieges, 1898 323 f. 

Netoton 61. 

Nicaragua-Kanal 165 f. 

Niedrigwasserlinie 19f. 

Nordseefischerei 123 f. 

Notsignale 40, 122. 

Oceanus 281. 

Olöron, Seerecht von O. 5. 
Olinde Modrigws 267. 
Öresund 31 f. 

Ostsee, Zugangsstrafsen 31 f. — Neu- 
tralisierung 160 f. 

Falestro 206. 

Fanamakanal 167, 352. 

Papierblockade 266. 

Pariser Friedensvertrag v.SO.März 

1856 28, 29. 
Pariser Seerechtsdeklaration vom 

16. April 1856 7, 176 f., 197, 227 f. 

236, 266. — Wortlaut 316 f. 
Parlamentärschiffe 204. 
Le Parlement bdge 106. 
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Fettrhoff 242. 

Pferde, ob Kriegskontrebande 244. 

Piraterie, 108 f. — Ansehung der 
Kaperei als P. 173 f. — deren Unter- 
drückung in den chinesischen Ge- 
wässern 312 f. 

Postschiffe, Sonderstellung über- 
haupt 104 f. — Befreiung vom See- 
beuterecht 204. — Beschlagnahme 
deutscher P. während des südafri- 
kanischen Ejrieges 241 f., 249. — 
Beförderung der Korrespondenzen 
Kriegführender durch neutrale P. 
259,260. —Wirksamkeit der Blockade 
gegenüber P. 353. — Ausübung des 
Visitationsrechts gegen solche 2dl f. 

The Frince of WaU% 149. 

Prinzeß Luise 107. 

Prisen, Aufbringung 289 f., 297 f. — 
Verkauf vor erfolgter Verurteilung 
298 f., 309. — nach der Verurteilung 
298 f. — s. auch Prisenrecht. 

Prisengelder 310. 

Prisengerichtsbarkeit 301 f., 305. 
— deutsche V., betr. die Ausübung 
derselben aus Anlafs der ostafri- 
kanischen Blockade, Tom 15. Februar 
1889 3451 

Prisenrecht, Unterscheidung vom 
Seebeuterecht 188. — Unzulässigkeit 
seiner Ausübung im neutralen See- 
gebiet 219, 324 f. 

Privateigentum auf See s. See- 
beuterecht. 

Privatschiffe im Dienste der Kriegs- 
marine 55. 

Prozesse gegen Kriegsschiffe im 
fremden Gebiet 93. 

Prüfung der Schiffspapiere bei der 
Visitation 286 f. 

Suarantäne 131 f. 
uellen des internationalen Rechts 
2 f. — des internationalen Seerechts 
XVI, 4 f. 
Quintupelvertrag von 1841 128 f. 

Banzionierungsverträge 300. 
Ranenna 77. 

Bechtsbücher, mittelalterliche 4 f. 
Rechtsgebiet, internationales 2. 
Rechtsprechung, seerechtliche 9. 
m d'ltalia 206. 
Reeden 32. 

üegierungsschiffe für Erwerbs- 
zwecke 106 f. 
He^istrierung der Seeschiffe 47 f. 
R^eichsdienstflagge 51. 
Beichsflagge, deutsche 44 f. 
Heisepapiere 287. 



Reit- und Zugtiere, ob Kriegs- 

kontrebande 244. 
Beklameverfahren 306. 
Relief 208. 

Repressalien 144 f. 
Reprisen 193 f. 
Robbenfang 124 f. 

SaifU'Leicia 147 f. 

SaUy 62. 

Salut s. Schiffsgrufs. 

San Jacinto 258. 

Schiffahrtsverträge 6, 350. 

Schiffe, auf freiem Meere 57 f. — 
Befreiung der für wissenschaftiiche 
Expeditionen bestimmten Seh. vom 
Seebeuterecht 201. — Mafsnahmen 
gegen neutrale Seh. in Häfen krieg- 
führender Staaten 220. — in Seenot 
s. Seenot. — von. Neutralen für 
Kriegszwecke zur Verfügung gestellt, 
sind Kriegskontrebande 251. — s. 
auch Hülfsschiffe, Kauffahrteischiffe, 
Kriegsschiffe, Lazarettschiffe, Parla- 
mentärschiffe, Postschiffe, Privat- 
schiffe. 

Bchiffs-Oertifikat 49, 287. 

Schiffs^ruXs 41, 141. 

Schiffsjournal, s. Schiffstagebuch. 

Schiffskollisionen 117f. 

Schiffsmannschaft von Prisen 189f. 

Schiffsname 52, 350. 

Schiffspapiere 40. — Prüfung bei 
der Visitation im Kriege 286 f. 

Schiffsregister 47 f. 

Schiffstagebuch 287, 288. 

Schiffsterritorium 38. 

Schriftstücke s. Korrespondenzen. 

Schwarzes Meer 28f. 

Seebeuterecht 187f. — Bestrebungen 
zu seiner Beseitigung 194 f. — Ver- 
zicht auf die Ausübung 1 98 f. — 
vertragsmäfsige AusschlieXsung 198. 

— sonstige Einschränkungen 200 f. 
Seebrief 49, 287. 
Seeceremoniell 139f. 
S[eefischerei 122 f. — in der Nordsee 

123 f. — im nördlichen Eismeer 124. 

— in den Gewässern um Nordamerika 
125 — deren Schutz im Kriege 201 f. 

Seegrenze des Küstenmeeres 21. 

Seekriegsrecht, dessen Wesen 157. 

Seenot, Beistandsleistung an Schiffe 
in S. 136 f. — Schiffe in S. sind vom 
Seebeuterecht nicht befreit 184, 204 f. 

Seepafs 49, 287. 

Seeraub, s. Piraterie. 

Seerecht, Begriff 1. 

Seerechtsdeklaration, s. Pariser 
Seerechtsdeklarati on . 
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SeeBtrafsenrecht 117f. 

Seestreitkräfte 167 f. 

See wehr, freiwillige 168 f. 

Shenandoah 232. 

Signalbuch, Internationales 52, 121 1 

Signale auf See J20f. 

Sklaven, Asylgew&hning an S. 68, 
96 f. 

Sklaventransporte auf See 128 f. 

Solace 208. 

Souveräne, an Bord von Schiffen 
104. 

Souveränetät über das Meer II f. 

Sperrung von Häfen 187, 2201 — 
s. auch Blockade. 

Springbok 274. 

Steinblockade 187. 

Strandraub 109 f. — b. auch Strand- 
recht. 

Strandrecht 134 f. 

Strathdyde 70. 

Streichen der Flagge 41, 139, 140, 
184, 219. 

Suezkanal, Schiffahrtsreglement 83 
— Neutralisierung 164. — inter- 
nationaler Vertrag vom 29. Oktober 
1888, die Freiheit des Verkehrs in 
demselben betreffend 313 f. 

Sundcoll 31 f. 

Tdfqrafo 111. 

Telegraphenkabel, unterseeische, 
deren Bechtsschutz 126 f. — Behand- 
lung im Kriege 185 f. 

Territorialmeer 17. 

Territorial Waters Jurisdiction 
Act 21, 70f. 

Ttianüi 56. 

Transporte, unerlaubte im Kriege 
aulser der Kriegskontrebande 256 f. 

Trmt 258, 352. 

Truppentransporte mittels neu- 
traler Schiffe 257. 



Ulla Fer$m 291. 

Unfrei Gut — unfrei Schiff, 
Unfrei Schiff — frei Out, Un- 
frei Schiff — unfrei Gut 223f. 

Unterscheidungssignal 521 

Untersuchungsrecht s. Viritations* 
recht. 

Victoria 111. 

Vineta 101 f., 150. 

Visitationsrecht 279 f. — gegen 
convoyierte Schiffe 290 f. 

Vizcaya 206. 

Vorkaufsrecht an relativer Kriegs- 
kontrebande 2481, 252 f. 

Vorwärts 200, 299. 

Waffen, unerlaubte 180f. — Kriegs- 
kontrebande 238 f. 

Waffenstillstand, dessen Einflol! 
auf die Ausübung des Seebeaterechte 
191. — des Visitationsrechts 282. 

Wa$ki»gUm 300. 

Washingtoner Kegeln über die 
Pflichten neutraler Regierungen 233. 
— Wortlaut des Vertrages vom 
8. Mai 1871 344 f. 

Wattenmeere 32. 

C. JT. White 350. 

Wimpel 44, 45, 51, 54 f. 

Wisby, Seerecht von W. 5. 

Tachtklubs, Sonderrechte ihrer Fahr- 
zeuge 107 f. 

Zollverhftltnisse der Kriegsschife 

83. 
Zugtiere, ob Kriegskontrebande 244. 
Zusammenstofs von Schiffen, 

Vorschriften zur Verhütung deaselben 

117 f. — Verhalten nach einen: 

solchen 121. 



f eriai i» liiliUefeei l«(biehkaiMn| tm L S. Ilttler 4k tehi 

in Berlin SlVia, Kochttruse 68—71. 



ms MtOMae UtehSUHfgreeht. »« ^«cUfUordnung und <»- Ob^n« 

I T ■ I des Reichstages in systematischer Darstellung. 

Mit einem Anhange: Die Geschäftsordnung ftlr den Reichstag in kritischer Bearbeitung. 
Von Dr. Kurt Perols» Privatdozent an der Universität Kiel. 

Moito: «Unier« llesekifli«Naug Ist Meh laag« ateht •• bekarat, wie sie es sein stUte." 

(PriUideot Graf v. Ballestrem in der Satzung des Reichstages vom la. Mai 1900.) 

Preis M. 3,—, gebmtfoi M. 4,—. 



Die Jestsche loloslal-CesetegebBsg. !'"7'7 ,\ »f , t ''"'"'" 

T T Schutsgebiete bezüglichen Gesetze, 

Verordnungen, Erlasse und internationalen Vereinbarungen, mit Anmerkungen und 
Sachregister. Auf Grund amtlicher Quellen und zum dienstlichen Gebrauch heraus- 
gegeben. 
I. Teil: Bis zum Jahre 1892. M. 14,—, geb. M. 16,—. 

n. TeU: 1893 -1897. M. 8,-, geb. M. 9,50. 

III. TeU: 1897-1898. M. 3,80, geb. M. 5,50. 

IV. TeU: 1898— 1899. IL 5,50, geb. M. 7,—. 

V. TeU: 1899-1900. M. 7,—, geb..M. 8,50. 

VI. TeU: 1901 — 1902 nebst Nachträgen zu den bisher erschienenen Bänden. 

Freie M. 15,—, geb. M. 17,-. 

Das Werk, das die gMUnU QaaetB^bnng, einschliesslich der Erlasse und 
internationalen Vereinbarungen, die für die deutschen Kolonien massgebend sind, 

übendohtlteh und Ms nnf dtoneuMte Salt sammelt, erfreut sich aWIgmdeg Beaohtnntf . 



Meist sHd IfiegmiiniBg Im Hei loloslea SU«o.?rC^; 

und an Beispielen aus der kolonialen Kriegsgeschichte erläutert von Kurd Schwabe» 
Hauptmann und Kompagniechef im Infanterie-Regiment von Boyen (5. Ostpreussischen) 
No. 41. Mit 25 AbbUdungen im Text und 3 Tafeln. 

Freie IL 4,—, geb. M. 4,75. 

Der durch sein demnächst in sweiter Auflage erscheinendes Buch »Mit Schwert und Pflug 
in De utsch-Sudwestafrika**.. schnell bekannt gewordene Verfasser übergibt mit seinem neuen Werke 
ein« FGUe Yon ErCshrungen der ÖffentUchkett, die er während einer langjährigen Dienstseit in Südwest- 
afrika und Ostaaien gesammelt hat. — Jeder, der sich su überseeischen Unternehmungen rüstet, sich neuen, 
ungewc^nteo, oft überraschenden Verhältnissen gegeaübcrgestellt sieht und die Art und Weise kolonialer 
Kiiegfiihruag eingehend kennen lernen will, wird reiche Belehrung aus diesem Werke schöpfen. 



Eise Jeulselie Frss !■ ISMm Benteeli-OsUfrtfcss. ^itJ'^I^u 

von Magdalene Prince, geb. ▼. Massow. Mit einem Titelbild und 14 AbbUdungen. 

Freie M. 3,50, geb. M. 4,50. 

Die Gattin eines unserer bekanntesten Schntxtruppen- Offiziere, die als erste deutsche Hausfrau die 
Gefahren und Anstrengungen eines Aufenthalts im Innern Deut8Ch>Ostafrikas übernommen und bestanden 
hat, schildert hier die verschiedenartigen Eindrücke und Ereignisse ihres Aufenthalts im Innern Deutsch- 
Ostafrikas. Einer Anregung des Majors v. Wissmann folgend hatte die Verfasserin ihre Erlebnisse regel- 
mässis, bisweilen noch am Abend nach beschwerdeyollem Marsch, für sich und ihre Angehörigen in 
Tagebuchbläitem fesigelegt. So tragen ihre, jetst der Öffentlichkeit übergebenen Schilderungen ein äusserst 
lebensvolles und wahrheitsgetreues Gepräge. 



f erlai der UBlilIekn HtfbiekhmMiiHi na E. S. Wttltr i Sohl 

in Berlin SWis, Kochstrasse 68—71. 



Ble laiserllehe Marine währeml der llrrw in CMm WM-IML 

Herausgegeben vom Admiralstabe der Marine. Mit 8 Abbildungen und 

20 Plänen und Skizzen in Steindruck. 

Preis M. 8,-^, la Oriiiatlkttitf ■. 10,-. 

Im Gegensati zu dea bisherigen VeröflenUichimgen, welche die Anteilnahme der KaisciÜdieo 
Marine an den Kämpfen in Ostasien nur in mehr oder minder knappen Abrissen behandeln, bietet dieses 
vornehm ausgestattete \Ve»k die erste erschöpfende und tusammenhängende anthentiicfae 
Schilderung der bedeuiungsvoUen Tätigkeit unserer Marine während der Wirren in China. Beanspruch: 
das Werk in erster Linie das besondere Interesse der Angehörigen der Marine, so bietet es auch dea 
Angehörigen des Heeres durch die eingehende Schilderung der Kämpfe der Marine am Lande und dci 
Transportes und der Ausschiffung des Ostasiatischen Expeditionskorps viel Wissen i wertes. 



•— __— .-.-.....^.i.. liehen Materials bearbeitet und herausgegeben. Erscbcmt 
.UjShriich im Herbst. p^^ ^_ ^_ ,, origtatltohiWOifcut 



Buniiiiil^ Jahrbuch für Deutschlands Seeinteressen. Mit zahlreichen Illastratione&, 
* Skizzen und Einschlaglafeln. Erscheint alljährlich im Sommer. 

PreU M. 3,75t 96b. H. 4,—. 

Tolfcs- und SeewIrtsehiH. Tr" ""' ''ä'^n "° ^'^^ ^""tJ^Tr 

— — *— —».^^.«»..i.......i...« Professor an der Universitit Berlin. Zwct Bäncle. 

Preis M. 5,50, in eiaen GauieiBwaMlteiid IL 7,—. 

In dem obigen Werke sind Reden und Aufsätze des Prof. Dr. v. Halle in geschlossener Fors 
vereinigt, welche die deutsche Volks- und Seewirtschaft an sich und ihre Besiehungen su anderen Landcro 
betreffen und in dieser einheitlichen Zusammenfassung ein übersichiliches Bild des in Frage stehend«« 
Gebietes für weitere Kreise gewähren. 



lolonl sle ond polUlsehe iufsSlze vnd Reden ^°o ')<'• seharueh. 

"•■■"■^--^-— -—-——--— ——^——— ——^—^ Herausgegeben von HeUur. 

V. PcohUgT. Prete ■. 2^ 

Wer sich für die deutsche Kolonialpolitik und ihre Entwickelung interessiert, wird dies Buch lesea 
und studieren. Zu wesentlichen Fragen der wirtschaftlichen Dinge in den Kolonien wird man känfkic kds< 
Stellung nehmen können, ohne sich mit den von dem Verfasser gebrachten Erörterungen auseinandenuaetxee, 
und zwar gilt das ebenso für praktische Kolonialpolitiker und Parlamentarier, wie für d»«- 
jentgen, die berufsmässig oder als gewissenhafte Dilettanten koloniale Fragen in der Finesse bcbanddr. 



Politik UDd S66kri6D ^^" Rudolf V. Labr68, k. u. k. Linienschiffskapitän d. K 

2 pp^ig M. 7^_^ In OriflinaleiBliaiid M. 8,50. 

Mit diesem bedeutsamen Werk über die Wechselwirkungen zwischen Politik und See- 
krieg erbringt der als hervorragender Seetaktiker bekannte Verfasser von neuem den Beweis, dass die erttstc 
Entscheidung über die politische Zukunft der üross&taaten auf dem Wasser liegt. Dtu-ch eine ansfuliiiicbe 
Erörterung der verschiedensten, eine Strategie zur See voraussetzenden Kriegsfälle wird gezeigt, wekbc 
Operationsriele auf Grund der politischen und strategischen Verhältnisse und entsprechend den Mitteln der 
Seemächte zu verfolgen waren und welche besonderen Aufgaben hierbei den einzelnen Flotten xolaneA. 



llerrose & Ziemaen, Wittenberg. 



Verlag von E.S.Mittier&Sohn, Königliche Hofbuchhandlung, 



In demselben Verlage sind erschienen: 

Oas illiiieina iffeotlieki Snreekt ii Oeitschei liieht. 

ShiIhi iif iMln wd IMnpi ■! EilktaiM Mi hprin 

herausgegeben unter Leitung von 

F. Pereis, 

wirklichem Geheimen Rat. 

lOOL FteiB gehaftet M. 6,60, gelnrndan IL 8»—. 

Diete unter der Leituag des Direktors im Reichs- Marine- Amt und Profesaoa, WirkUcheo Geheimen 
Rats F. Pereis veranstaltete Sammlung dar Gesetze und Verordnungen des allgemeinen öffentlichen 
Seerechts im Deutschen Reiche mit Erläuterungen und Registern wird allen denen, die in 
Wissenschaft und Praxis auf dem Gebiete des Secrechts tfttig su sein berufen sind, von Weit sein. Sie 
bildet eine vollständige und übersichtliche Zusammenfassung alles dcsaen, was in der Pta*ts 
in Betracht kommL 



Hierzu als Ergänzungsband: 

Die Seemannsordnung vom 2« Juni 1902 

^>- und ihre Nebengesetxe 

bearbeitet von 

Dr. iur. L Pereis, 

1002. Freia geheftet M. 2,^ gebunden M. 2J6 

Dieser Kommentar ist nach denselben Grundsitzan bearbeitet, wie »Das allgemeine öffeatliche 
Seerecht im deutschen Reiche«. Alle Änderungen, welche der Text der nct^ge&Uätea 
gegenüber demr alten aufweist, sind besonders hervorgehoben. 



Vermeidliche 

Seeunfälle 



Von F. FerelBy 

Justizrat und Marine- Apditeur. 
1876. Breis 80 Pt 



Auslieferung desertierfer 
Schiffsmannschaften. 

Von F. Ferela» 

Geheimem Adaiiraiitatamt 
1689. Freie 00 FL 



Verlialten der Seeschiffe be! unsichtigem Wetter 

naeh dem intematioiialeii Seestrgftieiireelit. 

Von F. Pereis, 

WiricL Gdi. Admlralitlttrat und Departements-Dirdctor im Reicbi'Mariaa'Amt. 

1888. Freie IL 1,60. 
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